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Dunst

Der Dunst gleicht dem Nebel und dem Rauch, und er trübt den Blick und
verzerrt die Konturen und die Perspektiven eines
wirklichkeitsdeckenden Kurses. Er verschleiert und er lenkt ab vom
eingeschlagenen Weg und führt nicht selten Desorientierung und
Verwirrung in seinem Gefolge. Aus quellenden Dämpfen und wirbelnden
Feldern ungewisser Herkunft und wässriger Beschaffenheit gebären und
erschöpfen sich an unbestimmbaren Orten jene nebelkonsistenten Felder,
welche sich später zu den sattsam vertrauten Dunstglocken von amöber
Gestalt heranbilden und nur im Quadratkilometer messenden,
landschaftsverschlingenden Wallen und in wirbelnden Feldern, die,
großen Wolkenbänken gleich, riesige Gegenden mit Hof und Haus, mit
Mann und Maus und Wald und Feld und nicht zuletzt mit Hügeln und
Gebirgen eng umschließen, sich dem Auge des Betrachters entziehen.

Sichtbar oder nicht könnte doch langsam der Eindruck entstehen und mit
ihm die Erkenntnis wachsen, es wäre dieser Dunst und Nebel, der das
schwindende Begreifen und die mangelnden Korrekturen allgemein
politisch und gesellschaftlich entuferter Auswüchse und ihre zunehmend
geradezu als historisch zu bezeichnenden Verhältnisse nicht nur stützt
und leitet, sondern, von tiefen menschlichen Absichten motiviert,
antreibt und so mit wachsender Geschwindigkeit einer wahrscheinlich
unakzeptablen Zukunft entgegensteuert.

Ihre Schattenblick-Redaktion


17. Mai 2019
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WALD/390: Hambacher Forst - RWE will das Filet ... (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 17. Mai 2019

RWE zerstört weiter Dörfer: Kirchenentweihung in Manheim unnötig



Am Samstag wird die Kirche St. Albanus und Leonhardus in Manheim am Tagebau
Hambach entweiht und damit zum Abriss durch RWE freigegeben. Manheim liegt
hinter dem Hambacher Wald. Die unter dem Dorf liegende Braunkohle kann
nicht abgebaut werden, wenn nicht auch der Wald zerstört wird. Deswegen
protestieren verschiedene Gruppen gegen die Entweihung der Kirche und
setzen sich für einen Erhalt der Dörfer und des Hambacher Waldes ein. Dazu
erklärt Stefanie Langkamp, Kohle-Expertin der Klima-Allianz Deutschland:

"Obwohl der Hambacher Wald erhalten werden soll, zerstört RWE die Dörfer
Manheim und Morschenich hinter dem Wald unbeirrt weiter, reißt Häuser und
Bäume nieder. Mit der Entweihung der Kirche wird nun auch diese zum Abriss
freigegeben. Die systematische Zerstörung der beiden Dörfer ist nur damit
zu erklären, dass RWE weiter auf die Kohle unter dem Hambacher Wald setzt
und den Wald abholzen will. Weder die weltweiten Proteste für einen Erhalt
des Waldes noch die Beschlüsse der Kohlekommission scheinen RWE zum
Einlenken zu bringen. Über eine solche Dreistigkeit kann man nur den Kopf
schütteln.

Es liegt in der Verantwortung von Ministerpräsident Armin Laschet, RWE
schleunigst Einhalt zu gebieten und sich klar zu einem Erhalt des Hambacher
Waldes und aller Dörfer zu bekennen. Er muss die Zerstörung stoppen, die
Dörfer wieder beleben und helfen, deren Zukunft zu gestalten. Die Mittel
für den Strukturwandel wären dafür gut eingesetzt."

Der Gottesdienst zur Entweihung der Manheimer Kirche findet am Samstag, den
18. Mai um 17:15 Uhr statt.


Es sind verschiedene stille Proteste zur Entweihung der Kirche geplant,
u.a. ein Demozug mit Fridays for Future von Buir nach Manheim: 

http://verheizte-heimat.de/2019/05/13/entwidmung-der-pfarrkirche-manheim-am-18-5-pressemitteilung-hintergruende-und-konzept-des-stillen-protestes

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 17.05.2019

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Mai 2019 
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WALD/389: Hambacher Forst - Termine ... (Michael Zobel)


Rote Linie - Kino - Kirche - Köln - wir machen weiter und werden immer
mehr

von Michael Zobel, 15. Mai 2019



Guten Tag zusammen,

liebe Wald- und NaturschützerInnen, PressevertreterInnen, liebe
Mitmenschen,

drei Tage nach der *Roten Linie* am Hambacher Wald. Die Bilder wirken
nach, goßer DANK an 1200 klimabewegte Menschen, die erneut eine
eindrucksvolle Botschaft in die Welt geschickt haben, ein bewegender
Muttertag für Mutter Erde. DANK auch an Hambi support AC für große und
kleine Hilfen, an die Buirer für Buir, an die tollen Menschen, die in
Eigeninitiative die Kuchen- und Kaffeebar gerockt haben. Großes DANKE an
Lotte von der Inde mit ihrer phänomenalen Geschichte, an Dr. Michael
Koch für Text und Musik zu Menschenrechtsverletzungen an den indigenen
Völkern. Ohne Mampf kein Kampf, DANK an Pierrre und sein Team für die
wunderbare Verköstigung.

Es gibt fantastische Fotos und Videos im Netz, hier eine kleine Auswahl:

https://www.facebook.com/HambacherForstBesetzung

https://www.facebook.com/BuirerFuerBuir/

http://www.taz.de/Fuenf-Jahre-Waldspaziergaenge/!5591348/

https://www.aachener-zeitung.de/nrw-region/braunkohle/aktivisten-ziehen-rote-linie_aid-38730219

Wir werden weiter Zeichen setzen, die Bewegung für den Kohleausstieg
und gegen den Klimawandel ist nicht zu stoppen!

Nächste Waldspaziergänge 16. Juni, 14. Juli, 13. Juli Dorfspaziergang
Keyenberg/Kuckum, mehr auf: 

http://www.naturfuehrung.com

Von der Roten Linie zur Roten Linie, am Abend des 12. Mai gab es in
München die Welt-Uraufführung des Kinofilms - ich war rechtzeitig da,
durfte diesen intensiven Film sehen. Danke Karin, am Ende stehende
Ovationen. Bitte fest einplanen, ab ins Kino, nächste Woche in ganz
vielen Lichtspielhäusern, Dienstag Uraufführung in Köln, Ihr könnt
Kontakt mit mindjazz-pictures aufnehmen, um Vorführungen bei Euch
möglich zu machen.

DIE ROTE LINIE - Widerstand im Hambacher Forst

Ab 23. Mai bundesweit im Kino!

https://mindjazz-pictures.de/filme/die-rote-linie-widerstand-im-hambacher-forst/


Es geht weiter, es gibt viel zu tun

Samstag, 18. Mai, Entwidmung der Kirche in Manheim

http://verheizte-heimat.de/2019/05/11/einladung-zum-stillen-protest-gegen-die-entwidmung-der-manheimer-kirche-am-18-mai/

dazu passt die Petition "Die Kirche im Dorf lassen", bitte weiter
verbreiten und unterschreiben, hier mehr Infos

http://verheizte-heimat.de/2018/07/08/unterschriftenaktion-die-kirchen-im-dorf-lassen-findet-grossen-zuspruch-mit-listen-zum-download/

Dienstag, 21. Mai, 17 Uhr, Defend the Sacred, Waldspaziergang mit Eva
Töller und indigenes Ritual für den Schutz des Waldes und die Balance
der Kräfte mit Ladonna Bravebull und Sabine Lichtenfels.

https://www.evensi.com/waldspaziergang-und-ritual-u-schutz-hambacher-waldes-wald-mahnwache/308310803

Mit Tiokassin Ghosthorse, (Cheyenne River Lakota / South Dakota, First
Voices Radio) Leider musste Ladonna Bravebull Allard aus
gesundheitlichen Gründen ihre Europa-Reise absagen. Sie wird per Video
mit uns verbunden sein.

Mittwoch, 22. Mai, 20 Uhr, Köln, Defend the Sacred - Wenn das Leben
siegt, wird es keine Verlierer geben

https://www.suedstadt-leben-koeln.de/veranstaltung.php?id=1350

Das für den Moment,

DANKE für die Unterstützung,

Michael Zobel

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 15. Mai 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4310: Berlin - Der Arabische Frühling und die Literatur, Lesung und Gespräch, 15.06.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2019

Sa 15.6., 18:00 Uhr

Lesung und Gespräch

Der Arabische Frühling und die Literatur

7 EUR / erm. 4 EUR



Die arabische Literatur wurde von den Konflikten des Arabischen
Frühlings heftig aufgewühlt: Schriftsteller*innen und Dichter*innen
bekamen die Möglichkeit, neue Fragen zu formulieren, bislang
unbekannte Themen zu bearbeiten und freier zu schreiben, gleichzeitig
waren sie damit konfrontiert, ins Exil gehen zu müssen, Verantwortung
als Vertreter*innen ihrer Kultur zu übernehmen und sich in ein neues
kulturelles Umfeld einzufinden, ohne den Kontakt zur ursprünglichen
Leserschaft zu verlieren.

Eingeladen sind die Autor*innen Ali Al Muqri (Jemen), Abdelaziz
Baraka Sakin (Sudan), Omar Edlbi (Syrien), Nora Amin (Ägypten), Golan
Haji (Syrien), Najwa Benshatwan (Libyen) und Inam Kachachi (Irak) zu
einem arabisch-deutschen Abend mit Lesungen und Gespräch.

Kuratiert und moderiert wird die Veranstaltung von Yasmine Merei,
Feuchtwanger Fellow der Villa Aurora im Jahr 2015 und heute Fellow
»Weltoffenes Berlin« im Literaturhaus Berlin.

Mit orientalischer Musik und syrischem Essen.

In arabischer Sprache mit deutscher Simultanübersetzung von Günther
Orth

Eine Veranstaltung in Kooperation mit dem Villa Aurora & Thomas Mann
House e.V. und Orschina e.V.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juni 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1379: Berlin - Nach der Wahl, Iryna Tsylik, Efe Duyan im Gespräch mit Max Czollek, 04.06.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2019

Di 4.6., 19:30 Uhr

Reihe o Eurovision Poetry

Nach der Wahl

7 EUR / erm. 4 EUR



Iryna Tsylik und Efe Duyan im Gespräch mit Max Czollek

Unabhängig vom Ausgang der Europawahl im Mai setzt Max Czollek die
dreiteilige Reihe mit europäischen Lyriker*innen fort. Ihr Schreiben
ist Teil der Suche nach einer Sprache für »Europa«, das dabei sowohl
als Chiffre für eine konkrete Utopie wie auch als politische Realität
für eine derzeit viel kritisierte Situation stehen kann. Ein Labor
der radikalen gesellschaftlichen Vielfalt, die schon heute eine
europäische Realität ist.

Zum Abschluss der Reihe kommen mit Iryna Tsylik und Efe Duyan zwei
Autor*innen, die auf unterschiedliche Weise das Verhältnis zwischen
Staat und Lyrik an den Grenzen Europas ausloten. Ist die Situation in
der Ukraine und der Türkei ein Blick in eine europäische Zukunft?
Welche Rolle spielt Lyrik dort und was können wir davon lernen?

In englischer Sprache mit deutscher Simultanübersetzung von
Lilian-Astrid Geese

Eine Veranstaltung in Zusammenarbeit mit der Allianz Kulturstiftung

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juni 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/683: Hamburg - Annemarie Stoltenberg und Rainer Moritz stellen Neuerscheinungen vor, 18.06.19


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Juni 2019

Dienstag, 18.6.2019, 19.30 Uhr

Gemischtes Doppel

Annemarie Stoltenberg und Rainer Moritz stellen Neuerscheinungen
vor



Wissen Sie schon, was Sie in den Sommerferien anstellen wollen? Sich
in ferne Kontinente begeben? Endlich Keller und Dachboden aufräumen?
Oder sich in den Schrebergarten aufmachen, Tomaten ernten, Unkraut
jäten? Wem das zu viel an Aktivität ist, kann sich auch auf eine
Parkbank setzen oder auf dem Balkon ein angenehmes Getränk zu sich
nehmen. Mit einem Buch natürlich, denn der Sommer bietet die ideale
Gelegenheit, versäumte Lektüren nachzuholen oder sich in die
Neuerscheinungen der Saison einzulesen.

Wer Ihnen helfen könnte, für diesen Zeitvertreib die richtigen Bücher
zu finden? Das ist nicht sonderlich schwer zu beantworten. Denn es
gibt da zwei auskunftsfreudige Menschen, die mit Rat und Tat zur Seite
stehen: Annemarie Stoltenberg zum Beispiel, die unverdrossen
engagierte NDR-Kultur-Literaturexpertin, und Rainer Moritz, der selten
um ein Urteil verlegene Leiter des Literaturhauses Hamburg. Beide
haben die Bücherstapel der letzten Monate gewissenhaft geprüft und
präsentieren 16 sommertaugliche Titel, auf hoffentlich kurzweilige
Art. Auch Buchhändler Stephan Samtleben wird es sich erneut nicht
nehmen lassen, ein Buch seiner Wahl vorzustellen.

Es besteht die Möglichkeit, die vorgestellten Werke an diesem Abend zu
erwerben.

Kulturpartner NDR Kultur

Eintritt: EUR 12,-/8,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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STANDPUNKT/337: Keinen Krieg gegen den Iran (Kampagne Stopp Air Base Ramstein)


Kampagne Stopp Air Base Ramstein - 15. Mai 2019

Keinen Krieg gegen den Iran

Wann, wenn nicht jetzt? Keine Nutzung der Air Base Ramstein für illegale
Kriege!



Die USA bereiten einen völkerrechtswidrigen Angriffskrieg gegen den Iran
vor. Der Militäraufmarsch hat bereits begonnen. Provokationen werden
konstruiert, um das kriegerische Handeln zu rechtfertigen.

Wir erklären: Es ist jetzt endlich an der Zeit, dass die Bundesregierung
die Nutzung der US-Basen auf deutschem Boden für jeden Militäreinsatz gegen
den Iran verbietet, d.h. auch keine Überflugrechte und keine
Transporterlaubnis. Dies gilt besonders für die zentrale Drehscheibe des
Krieges - Die Air Base Ramstein.

Notwendig ist die Kündigung des sogenannten Truppenstationierungsvertrages,
um den Abzug aller US-Truppen aus Deutschland zu erreichen und endlich die
illegalen Kriege vom deutschen Boden aus zu beenden. Keinen Krieg von
deutschem Boden aus!

Die Protestaktionen der Kampagne vom 23. bis 30. Juni werden der nächste
Höhepunkt unserer Aktionen gegen die Kriegsdrehscheibe Air Base Ramstein
sein. Höhepunkt der Aktivitäten ist die Demonstration am Samstag, den 29.
Juni.

Weitere Informationen unter:

www.ramstein-kampagne.eu

 * 

Quelle:

Kampagne Stopp Air Base Ramstein

Aktionsbüro: Marienstraße 19/20, 10117 Berlin

Telefon: 030 20 65 48 57, Fax: 030 31 99 66 89

E-Mail: info@ramstein-kampagne.eu

Internet: http://www.ramstein-kampagne.eu
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6422: Hamburg - Joseph Roth in Paris, mit Jan Bürger und Siegfried W. Kernen, 25.06.19


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Juni 2019

Dienstag, 25.6.2019, 19.00 Uhr

Ort: Freie Akademie der Künste, Klosterwall 23

Pariser Nächte

Joseph Roth in Paris - mit Jan Bürger und Siegfried W. Kernen



Paris ist ein großes Gefühl. Wenn wir die französische Metropole beim
Namen nennen, denken wir dabei nicht unbedingt an etwas Konkretes -
aber wir wissen sofort, was wir meinen. Paris, das ist die Stadt der
Städte, das ist Stil, Eleganz, Liebe. Kaum jemand hat diesen Mythos so
ergreifend beschrieben wie der 1894 im galizischen Brody geborene
Joseph Roth. Nachdem eine 2015 erschienene Ausgabe seiner Reportagen
aus Russland und der Ukraine zum Longseller wurde, hat Jan Bürger
jüngst auch Roths Paris-Feuilletons aus den zwanziger und dreißiger
Jahren des 20. Jahrhunderts neu im Münchner Verlag C. H. Beck
herausgegeben: »Der größte Feuilletonist aller Zeiten über die
wichtigste Stadt der Welt« (»Die Zeit«, Adam Soboczynski).

Auch fast ein Jahrhundert nach ihrer Entstehung überraschen Roths
Pariser Betrachtungen durch ihre poetische Genauigkeit und Roths
besonderen Blick. Zunächst erlebte er die Metropole an der Seine als
Offenbarung: »Paris ist die Hauptstadt der Welt«. Bald aber wurde
ebendiese Stadt zum Schauplatz seines bitteren Exils. Am 27. Mai 1939
starb Roth im Hôpital Necker, drei Tage später wurde er in Thiais
südöstlich von Paris beigesetzt.

Der Literaturwissenschaftler und Schriftsteller Jan Bürger verfolgt
die Spuren, die Paris im Werk des heute weltweit gelesenen Romanciers
hinterlassen hat und gibt Einblicke in seine Briefe und Manuskripte.
Der Schauspieler Siegfried W. Kernen liest aus Roths Pariser
Feuilletons und Briefen.

In Kooperation mit der Freien Akademie der Künste

Eintritt: EUR 10,-/7,-

Ort: Freie Akademie der Künste, Klosterwall 23

Tickets nur über die Freie Akademie der Künste,

www.akademie-der-kuenste.de

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6421: Münster - Abendlesung beim Lyrikertreffen mit C. Callies, H. Müller, E. Ostashevsky, 25.05.19


Stadt Münster

Schere und Kleber - statt Feder und Tinte

Abendlesung beim Lyrikertreffen mit Carolin Callies, Herta Müller
und Eugene Ostashevsky / Folge 4 



Münster (SMS) Seit 40 Jahren reisen Lyriker und Lyrikerinnen aus dem
In- und Ausland zum Internationalen Lyrikertreffen an, das vom
Kulturamt der Stadt Münster und vom Literaturverein Münster
veranstaltet und von der Kunststiftung NRW gefördert wird. In ihrem
Gepäck: Strophen und Verse. In diesem Jahr gehören auch Instrumente
dazu. Warum dem so ist und worauf man sich freuen darf, verraten wir
in dieser fünfteiligen Serie.

Gedichte, die wie Erpresserbriefe aussehen, dazu Gespräche zwischen
einem Piraten und seinem Papagei sowie eine Lyrikerin, die Schatullen
und Bredouillen im Gepäck hat: So sieht einer von zwei großen
Leseabenden im Theater Münster beim Lyrikertreffen aus.

Herta Müller braucht zum Dichten eine Schere. Die 65-jährige
Nobelpreisträgerin durchsucht Zeitungen und Zeitschriften, birgt einen
Wortschatz aus vermeintlichem Altpapier. Macht daraus "Neupapier": Sie
befreit die Wörter aus ihren Rahmen und Sätzen und schenkt ihnen
ausgeschnitten und neu arrangiert eine andere Bedeutung, ein neues
Leben. Am heimischen Küchentisch schnitt sie zunächst die Wörter aus.
"Ich legte sie aufs Hackbrett, damit man sie, wenn wir essen wollten,
aus der Küche wegtragen kann. Doch Wörter expandieren. Deshalb musste
ich einen großen Tisch für sie benutzen, einen quadratischen, um den
man herumgehen kann, damit man sie alle sieht", so sagt es Herta
Müller im Vorwort ihres erst kürzlich veröffentlichten Buches "Im
Heimweh ist ein blauer Saal".

Herta Müller wurde 1953 im Banat geboren, wo ihre Familie zur
deutschen Minderheit in Rumänien gehörte. Der Großvater besaß eine
Landwirtschaft in einem kleinen Dorf. Im Jahr 1987 verließ sie
Rumänien, floh vor der Partei-Diktatur, die sie mit zahlreichen
Verhören und Bedrohungen unter Druck setzte.

"Im Heimweh ist ein blauer Saal"

Ihre Erfahrungen und Eindrücke sowie die Folgen der kommunistischen
Diktatur verarbeitet sie in ihrer Lyrik. "Der Reim kommt noch dazu.
Aber man darf ihn der Collage nicht ansehen, er darf sich nicht
vordrängen. Obwohl er der Motor im Satz ist, müssen die Sätze so
klingen, als ob sich der Reim von selbst ergeben hätte. Er hat für
mich eine große Intimität und er hat ein Mitspracherecht. Er kann
trauern, zwinkern, er kann sich auch über den ganzen Text lustig
machen. Er bestimmt Takt und Rhythmus, weil er Zeilen zusammenbindet
und er trägt den Klang. Er ist wie ein Wächter, aber er ist auch ein
Schelm, einerseits diszipliniert er, andererseits katapultiert er den
Text, wohin er will", heißt es weiter in "Im Heimweh ist ein blauer
Saal". Aus diesem Band wird Herta Müller nicht nur lesen: ihre
Collagen aus den Zeitungsschnipseln werden als Projektionen zu sehen
sein. Sie haben ihren ganz eigenen Charme - und sind im Ansehen eigene
Kunstwerke.

"schatullen & bredouillen"

Carolin Callies liest in Münster aus dem Gedichtband "schatullen &
bredouillen", der in diesem Jahr ihrem Debüt "Fünf Sinne & nur ein
Besteckkasten" folgte. Dass sie Gedichte mag, hat Callies schnell
herausgefunden. Sie schrieb mit 13 Jahren ihre ersten Verse und
wünschte sich zum 15. Geburtstag Gedichtbände von Else Lasker-Schüler
und Christa Reinig. Heute, mit 38 Jahren, ist sie Mutter, Ehefrau,
Moderatorin, Herausgeberin, Autorin und lebt mit ihrer Familie und
zwei Katzen in Ladenburg bei Heidelberg.

"Der Pirat, der den Wert von Pi nicht kennt" und dessen Papagei sind
die beiden Protagonisten in der Lesung mit Eugene Ostashevsky und
seinen beiden deutschen Übersetzerinnen Monika Rinck und Uljana Wolf.
Für den gleichnamigen Gedichtband erhalten sie am Sonntag, 26. Mai,
zum Abschluss des Lyrikertreffens, im Erbdrostenhof den Preis der
Stadt Münster für Internationale Poesie.

Von Urheberrecht und Tierintelligenz

Die drei werden von ihrer Arbeit am Gedichtband berichten und sich
gemeinsam mit Pirat und Papagei auf eine originelle Sprach-Reise
begeben, deren inhaltliche Stationen lauten: Urheberrecht,
kapitalistische Ideologie, kolonialistische Ethnografie,
Tierintelligenz, Philosophie, Erstkontakt-Narrative.

Termine:

Lesung mit Carolin Callies, Eugene Ostashevsky, Herta Müller, Samstag,
25. Mai, 20 Uhr, Theater Münster, Kleines Haus, Neubrückenstraße

Verleihung des Preises der Stadt Münster für Internationale Poesie,
Sonntag, 26. Mai, 11 Uhr, Erbdrostenhof, Salzstraße 38

Info: www.lyrikertreffen-muenster.de, Karten an der Theaterkasse, (02
51) 59 09-100

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 16.05.19

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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TREFF/1205: Hamburg - Dichter in Hamburg (3), Ein Klopstock-Abend, mit Nora Gomringer, 19.06.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Juni 2019

Mittwoch, 19.6.2019, 19.30 Uhr

Dichter in Hamburg (3) - Ein Klopstock-Abend

Nora Gomringer erinnert an den Hamburger Autor



Friedrich Gottlieb Klopstock ist zu danken, dass Dichter wie Goethe
und Hölderlin in ihren Zeilen Atem ausstoßen, der uns durch ihren
Rhythmus trägt. Der Erfinder des »Deutschen Hexameters« war ein
Aufbegehrer gegen Opitz' Reimschule und verstand und proklamierte sich
als Dichter. Gedankt haben ihm seine Verdienste unendlich viele: In
Goethes »Werther« ist er an berühmter Fensterszene ein Running Gag
geworden, Lessing und Heine haben ihn ver-sprichwortet und Telemann,
Gluck, Schubart unter anderen vertont.

Nora Gomringer, selbst Dichterin und Performerin, gestaltet mit
Vorliebe Hommage-Abende für andere Autorinnen und Autoren, um deren
Verdienste in Erinnerung und deren Zeilen in den Raum zu rufen. Der in
Quedlinburg geborene und in Hamburg im sehr frühen 19. Jahrhundert
verstorbene Dichter wird von ihr in Werkausschnitten und Stimmen über
den Dichter vorgestellt. Dass man aus allem sein Wirken hört und
mitnimmt, hat mit seiner wahrscheinlich bereits als Kind
durchsetzungsstarken Stimme zu tun: Klopstock war das älteste von 17
Kindern. Sein umfangreiches Werk von meist religiöser Prägung ist uns
so fern nicht, wenn er schreibt: Rund um mich ist alles Allmacht und
Wunder alles!

Die Reihe »Dichter in Hamburg« erinnert in loser Folge an Hamburger
Autorinnen und Autoren.

»Pst, was hat sie gesagt?« - Schon ab 18.15 Uhr haben Sie die
Möglichkeit - mit oder ohne Smartphone - unter fachkundiger Anleitung
unsere Hörunterstützung von Sennheiser auszuprobieren.

Mit freundlicher Unterstützung der Elsbeth Weichmann Gesellschaft

Eintritt: EUR 12,-/8,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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TREFF/1204: Berlin - Ulf Miehe zum 30. Todestag, Filmvorführung, Gespräch, Ausstellung, 17.06.19


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2019

Mo 17.6.. 19:30 Uhr

Filmvorführung, Gespräch und Ausstellung

»Ich hab noch einen Toten in Berlin«

7 EUR / erm. 4 EUR



Ein Regisseur und ein Drehbuchautor fahren nach Berlin, lassen sich
von einem Gangster beraten und jagen der US-Armee eine Million Dollar
ab: »Ich hab noch einen Toten in Berlin« heißt der Romanerstling von
Ulf Miehe, den sein Kollege Jörg Fauser »den besten Krimiliteraten,
den Deutschland bisher hervorgebracht hat«, nannte.

Zum 30. Todestag ehrt das Literaturhaus Berlin Ulf Miehe mit einem
Themenabend: Der Autor Karl Wolfgang Flender (»Helden der Nacht«,
2018) tritt in Dialog mit Miehes Originaltext, gelesen von
Hörbuchsprecher Nils Rech. Im Anschluss zeigen wir den nach den
Motiven des Romans entstandenen Spielfilm »Output« (1974).
Im Kleinen Saal dokumentiert eine Fotoausstellung von Horst Kloever
»Drehorte« - denn Miehes Protagonisten wollten eigentlich kein großes
Ding drehen, sondern nur einen deutschen Gangsterfilm ...

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juni 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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AUSSICHTEN/8642: Und morgen, den 18. Mai 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 18.05.2019 bis zum 19.05.2019 +++






[image: Jean-Luc 8642 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Auch bei langem Sonnenschein,

Wolkendurchzug manchmal dicht,

Regenschauer, das kann sein,

Wetter, das Jean-Luc anspricht.
















Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / EUROPOOL / BÜRGER





AUFRUF/009: Bäuerlicher Aufruf - Gemeinsam für ein soziales, solidarisches und bürgernahes Europa (Biokreis e.V.)


Biokreis e.V. - Pressemitteilung vom 17. Mai 2019

Bäuerlicher Aufruf: Gemeinsam für ein soziales, solidarisches und
bürgernahes Europa



Die Europawahl am 26. Mai 2019 ist eine Richtungsentscheidung über die
Zukunft der Europäischen Union. Wir bäuerlichen Verbände sind überzeugt:
Die großen Herausforderungen der Zukunft werden wir als Zivilgesellschaft
nur gemeinsam in Europa und weltweit anpacken und bewältigen können.
Egoistisches und nationalistisches Denken sind dabei kontraproduktiv und
gefährlich. Es braucht viele und laute Gegenstimmen, wenn jetzt autoritäre
und antidemokratische Kräfte versuchen, die europäische Idee zu untergraben
und Hass zu säen.

Wir setzen uns ein für ein solidarisches Miteinander, für die Rechte von
Menschen, für den Schutz des Klimas, der Umwelt und der Tiere sowie für die
Erhaltung unserer Lebensgrundlagen. Wir erteilen Hass, Nationalismus und
Hetze eine klare Absage!

Unser Europa der Zukunft stellt die Würde aller Menschen in den
Mittelpunkt. Demokratie, Vielfalt und Meinungsfreiheit müssen den
politischen Rahmenbilden. Humanität und Menschenrechte müssen die
Entscheidungen leiten. Sicherheit und Frieden sind die Ziele. Soziale
Gerechtigkeit, ökologischen Wandel, die Lösung der Klimakrise und die
Erhaltung der biologischen Vielfalt müssen wir dabei gemeinsam angehen.
Dafür muss die EU-Agrarpolitik sozial und ökologisch umgebaut werden.

Wir Bäuerinnen und Bauern sind dazu bereit. Wir wollen unsere Äcker
umwelt-, klima- und artenschonend bewirtschaften. Wir wollen unsere Tiere
artgerecht in Ställen und auf Weiden halten. Dafür fordern wir eine
Wertschätzung unserer Arbeit und faire Preise für unsere Erzeugnisse.

Dazu bedarf es aber auch klarer politischer Rahmenbedingung und einer
Reform der Europäischen Agrarpolitik, die diese Wirtschaftsweise in das
Zentrum der Europäischen Agrar - und Förderpolitik stellt. Sie darf die
Bäuerinnen und Bauern beim notwendigen Umbau der Landwirtschaft mit den
Kosten nicht allein lassen, sondern muss sie wirtschaftlich mitnehmen, um
weiteres Höfesterben zu verhindern.

Europas Zukunft wird nicht nur in den Metropolen entschieden, sondern
gerade auch in den ländlichen Regionen. Deshalb ist es notwendig,
lebenswerte Arbeitsplätze in der Landwirtschaft, im Gartenbau und im
Handwerk zu erhalten und neue zu schaffen. Sie können nicht nur die
schleichende Entleerung ländlicher Regionen stoppen, sondern wirken sich
auch positiv auf ein solidarisches Miteinander und zivilgesellschaftliches
Engagement aus. Eine bäuerliche und gesellschaftlich akzeptierte
Landwirtschaft gehört jetzt auf die europäische Tagesordnung und muss die
zukünftige Agrarpolitik bestimmen.

Dazu brauchen wir Abgeordnete im Europäischen Parlament, die sich für die
Interessen einer bäuerlichen Landwirtschaft und für Umwelt-, Klima-, Arten-
und Tierschutz sowie für faire solidarische Beziehungen zu den Menschen in
anderen Kontinenten stark machen.

Säen, ernten und den Stall ausmisten, das schaffen wir alleine. Die
Herausforderungen der Zukunft bewältigen wir nur gemeinsam als
Zivilgesellschaft.

Aufstehen für Europa: Ein Europa für alle - Demonstrationen in vielen
Städten am 19. Mai.


Dieser Aufruf wird von den folgenden Organisationen unterstützt:

 Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft AbL e.V., Biokreis
e.V., Bioland e.V., Demeter e.V., Ecovin e.V., Naturland e.V., Verbund
Ökohöfe e.V.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 17.05.2019

Biokreis e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Stelzlhof 1, 94034 Passau

www.biokreis.de

www.bionachrichten.de
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AUFRUF/008: Für ein Europa als Friedensprojekt und nicht als Militärmacht (forumZFD)


Pressemitteilung des Forum Ziviler Friedensdienst e. V. - 16. Mai
2019

Für ein Europa als Friedensprojekt und nicht als Militärmacht

Mehr als 100 Organisationen rufen zur Rettung des Friedensprojekts Europa
auf



16. Mai 2019. Eine Woche vor den Wahlen zum Europäischen Parlament ruft ein
breites Bündnis von 108 Organisationen und Institutionen aus 12
europäischen Ländern zur Rettung des Friedensprojekts Europa auf. Mehr als
12.000 Menschen haben den Aufruf ebenfalls bereits unterzeichnet.

Das Friedensprojekt Europa müsse mehr sein als eine wohlklingende Worthülse
im Wahlkampf. Bei der Wahl am 23. bis 26. Mai stehe auch der zukünftige
Charakter der Europäischen Union auf dem Spiel: "Wir sind überzeugt, dass
die Europäische Union die Herzen ihrer Bürgerinnen und Bürger nur als
Friedensprojekt und nicht als Militärmacht gewinnen wird", erklären die
Unterzeichnenden.

Konkret fordern sie die Abgeordneten dazu auf, geplante
Milliardeninvestitionen der Europäischen Union in Rüstungsforschung und
Militärkooperationen mit Drittstaaten eine Absage zu erteilen und
stattdessen mehr in die Förderung des Friedens und der Menschenrechte zu
investieren. Die EU dürfe keine Staaten aufrüsten, die Krieg führen oder
Menschenrechte verletzen. Friedensförderung dürfe nicht der Abwehr von
Flucht und Migration zum Opfer fallen.

Zu den Unterzeichnenden des Aufrufs gehören unter anderem viele Verbände
der Friedensbewegung, Kirchen und kirchliche Organisationen, wie die
Hilfswerke Misereor und Brot für die Welt sowie die Umweltorganisation
Greenpeace.

Noch bis zur Wahl am 23. bis 26. Mai 2019 sind alle Menschen in der
Europäischen Union eingeladen, den Aufruf unter
www.rettetdasfriedensprojekt.eu zu unterzeichnen.

 * 

Aufruf an das Europäische Parlament

Rettet das Friedensprojekt Europa!

Für Frieden. Für Menschenrechte. Für Europa.


Die Europäische Einigung brachte nach dem Zweiten Weltkrieg
Versöhnung zwischen Feinden. Damit wurde die Europäische Union weltweit zum
Friedensprojekt mit Vorbildcharakter.

Heute brauchen wir dringender denn je eine Europäische Union, die für
Frieden und Menschenrechte eintritt - zu Hause und jenseits ihrer Grenzen.

Doch ab 2021 sind Milliardeninvestitionen für die europäische
Rüstungsindustrie, gemeinsame Militäreinsätze und noch mehr Grenzsicherung
geplant. Die Förderung von Frieden und Menschenrechten droht der Abwehr von
Migration und Flucht zum Opfer zu fallen.

Wir sind überzeugt, dass die Europäische Union die Herzen ihrer Bürgerinnen
und Bürger nur als Friedensprojekt und nicht als Militärmacht gewinnen
wird.

Darum fordern wir die Abgeordneten des Europäischen Parlaments auf: Setzen
Sie sich für eine Europäische Union ein, die bedingungslos für Frieden und
Menschenrechte eintritt.

Setzen Sie sich dafür ein, dass die Europäische Union am Friedensprojekt
Europa festhält und nicht zur Militärmacht wird.

Wir fordern, dass die Europäische Union ihre Stärken als Vermittlerin in
Konflikten und als Bündnis für Frieden durch Kooperation und Zusammenarbeit
in der Welt ausbaut. Den Europäischen Verteidigungsfonds lehnen wir ab. Der
Vertrag von Lissabon verbietet die Finanzierung von Rüstungsprojekten und
Militäreinsätzen aus dem Gemeinschaftshaushalt der Europäischen Union.
Diese Grundsätze sollten die Abgeordneten des Europäischen Parlaments
verteidigen und stärken.

Lassen Sie nicht zu, dass die Europäische Union zur Abwehr von Flüchtenden
und Migration Staaten aufrüstet, die Krieg führen oder Menschenrechte
verletzen.

Wir fordern, dass die Europäische Union und ihre Mitgliedsstaaten keine
Gelder zur Aufrüstung der Armeen und Milizen von Drittstaaten einsetzen.
Das Europäische Parlament muss sich gegenüber den Regierungen der
Mitgliedsstaaten der Europäischen Union für die Verschärfung und strikte
Einhaltung der europäischen Kriterien für Rüstungsexporte einsetzen.

Stärken Sie die Mittel der Europäischen Union zur Förderung der
gewaltfreien Konfliktbearbeitung und der Menschenrechte.

Wir fordern für den nächsten EU-Finanzrahmen (2021-2027) 7 Milliarden Euro
für gewaltfreie Konfliktbearbeitung und Friedensförderung und 3 Milliarden
Euro für die Förderung von Menschenrechten und Demokratie.


Unterzeichnende Organisationen und Institutionen:

Aachener Friedenspreis · act for transformation · Action Sécurité Ethique
Républicaines · AFS Interkulturelle Begegnungen e. V. · Agir pour la paix ·
AKLHÜ e. V. - Netzwerk und Fachstelle für internationale Personelle
Zusammenarbeit · Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden · AMICA e. V. ·
Amt für Mission, Ökumene und kirchliche Weltverantwortung ·
Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen Lüneburg · Arbeitsgemeinschaft
Frieden Trier · Arbeitskreis Gehwissen · Arbeitskreis Marburger
WissenschaftlerInnen für Friedens- und Abrüstungsforschung · Arbeitsstelle
kokon der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern · Associazione di
promozione sociale · Begegnungszentrum für aktive Gewaltlosigkeit ·
Belgische Coalitie "stop uranium weapons" · Berghof Foundation ·
Bischöfliches Hilfswerk MISEREOR · Brot für die Welt · Bund für soziale
Verteidigung · Church and Peace · Communität Christusbruderschaft Selbitz ·
CSSP - Berlin Center for Integrative Mediation · Dachverband
Entwicklungspolitik Baden Württemberg · Dansk ICYE · Darmstädter Signal ·
Deutsche Friedensgesellschaft-Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen -
(Bundesverband, Landesverbände Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen,
Niedersachsen-Bremen) · Dokumentation
sstätte zu Kriegsgeschehen und über Friedensarbeit Sievershausen · Dorf der
Freundschaft in Vietnam e. V. · Ecumenical Forum of European Christian
Women · Eine Welt e. V. Leipzig · EIRENE Internationaler Christlicher
Friedensdienst · EIRENE Niederlande · European Bureau for Conscientious
Objection · Evangelisch-Methodistische Kirche, Deutschland · Evangelische
Arbeitsgemeinschaft für Kriegsdienstverweigerung und Frieden · Evangelische
Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz · Evangelische Kirche in
Hessen und Nassau · forum crisis prevention · Forum Friedensethik in der
Evangelischen Landeskirche in Baden · Forum Ziviler Friedensdienst · Frauen
gegen Atomkraft · Frauen wagen Frieden in der Pfalz · Frauennetzwerk für
Frieden · Friedensbüro Salzburg · Friedensforum Duisburg ·
Friedensinitiative Hersfeld-Rotenburg · Friedensinitiative Nottuln ·
Friedenskreis Halle e. V. · Friedenskreis Pankow · Friedenswerkstatt
Mutlangen · Friedenszentrum Braunschweig e. V. · Friends World Committee
for Consultation - Europe and Middle East Section · Gemeinde Heilig Kreuz-
Passion · gewaltfrei handeln e. V. · Gewaltlos leben. Arbeitsgemeinschaft
in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland · Greenpeace · ICBUW
International Coalition for a Ban of Uranium weapons · ICJA
Freiwilligenaustausch weltweit · Initiative Mexiko · Initiativkreis gegen
Atomwaffen · InterCultur gemeinnützige GmbH · Internationale Frauenliga für
Frieden und Freiheit, deutsche Sektion · Internationaler Versöhnungsbund -
Regionalgruppe Mainz · Internationaler Versöhnungsbund Österreich · Kerk en
Vrede · Konstanzer Friedensinitiative · Leserinitiative Publik-Forum e. V.
(Vorstand) · Martin-Niemöller-Stiftung · Mennonite Central Commitee West
Europe · Movimento Nonviolento · Netzwerk Friedenssteuer · Norddeutsches
Netzwerk Friedenspädagogik · Nürnberger Evangelisches Forum für den Frieden
· Ohne Rüstung Leben · Ökumenische Konsultation für Gerechtigkeit und
Frieden · Ökumenisches Büro für Frieden und Gerechtigkeit · Ökumenisches
Forum Christlicher Frauen Europa · Orthodox Peace Fellowship · OWEN - Mobile Akademie für
Geschlechterdemokratie und Friedensförderung e. V. · Pais · Partner
Südmexikos · pax christi Deutsche Sektion · Pax Christi International · pax
christi Rhein-Main · PAX for Peace · peace brigades international -
deutscher Zweig · Plattform Zivile Konfliktbearbeitung · Quäker-Hilfe
Stiftung · Start with a Friend e. V. · Stiftung die Schwelle · Stiftung
Weltethos · Stop Fuelling War · Swedish Fellowship of Reconciliation ·
Swedish Peace and Arbitration Society · terre des hommes · urgewald ·
Vredesactie · Weg des Friedens · Weltladen Konstanz - Aktionskreis · Women
in Black Leuven Belgium · World BEYOND War · Xochicuicatl e. V.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Mai 2019

Forum Ziviler Friedensdienst e. V.

Am Kölner Brett 8, 50825 Köln

Telefon: 0221 91 27 32 - 0, Fax: 0221 91 27 32 - 99

E-Mail: kontakt@forumZFD.de

Internet: www.forumZFD.de
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STANDPUNKT/068: Die EU, China und der Protektionismus (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 19 vom 10. Mai 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Die EU, China und der Protektionismus

Zu den Bigotterien der Freihandelsdebatte

von Klaus Wagener



Der chinesische Staatschef Xi Jinping hat Rom besucht. Ein Ort, der
Erinnerungen an vergangene Größe weckt. Das Römische Reich bestand
mehr als 1.200 Jahre, wenn man Ostrom (Byzanz) einbezieht, rund 2.200
Jahre. Xi mochte an seine Heimat denken. 2.200 Jahre, das entspricht
in etwa der Dauer der Chinesischen Kaiserzeit. Die chinesische
Wirtschaftskraft, ebenso wie die indische, übertraf bis ins 18.
Jahrhundert die des gesamten europäischen Kontinents. Für Xi tritt
eine Normalisierung ein. Das "Reich der Mitte" war über Jahrtausende
das Zentrum der Welt, bis es von den "westlichen Barbaren" gedemütigt,
beraubt und geplündert wurde. Mit dem heutige China wird diese
Demütigung beendet.

Für die Europäer steht Rom für eine vergangene imperiale Größe, an die
sie seit den Zeiten Karls des Großen (747-814) nicht mehr hatten
anknüpfen können. Die feudalen wie auch kapitalistischen
Partikularinteressen hatten sich stets als stärker und
widerstandsfähiger erwiesen. 1945 ist der Versuch des deutschen
Finanzkapitals katastrophal gescheitert, die europäische Spaltung
militärisch zu überwinden und ein Europa unter der Vorherrschaft der
deutschen Panzer und Kanonen zu errichten. Heute steht Rom auch für
die Römischen Verträge, für die sozialintegrative Variante einer
"europäischen Einigung" - ebenso wie für ihr absehbares Scheitern.


EU zwischen USA und China

Nach 1990 war der ordinäre Imperialismus auch im neuen alten
Deutschland zurück. Die DDR zurückerobert und der alte
Führungsanspruch ebenso. Die sozialintegrative Basis dieses Versuchs
wurde durch zwei Vorgänge kassiert: Zum einen durch die neoliberale
Gegenreformation, welche alle gesellschaftlichen Reformansätze, ja
selbst den schnöden Substanzerhalt im eiskalten Wasser des
unternehmerische Partikularinteresses und des kurzfristigen
Maximalprofits ertränkte. Zum anderen durch die Ausrichtung der EU als
einen austeritätspolitisch mit Hilfe des Euro auf Gedeih und Verderb
zugerichteten, merkantilistisch exportorientierten Global Player.
Diese Euro-Konzeption als Disziplinierungs- und Formierungsinstrument
wurde schon zu Beginn durch Bundesbank und Finanzministerium
durchgesetzt. Sie führte in der Krise ab 2007 dazu, dass einerseits
das machtpolitische Übergewicht des deutschen Imperialismus deutlich
hervortrat und andererseits die zentrifugalen Kräfte einen gewaltigen
Aufschwung erhielten.

Zusammen mit den Belastungen durch die Banken-, genauer: die
Investoren-Rettung, der in der Krise angehäuften
gesamtgesellschaftlichen Verschuldung, der Billionen schweren
Gelddruckprogramme der EZB ist das ohnehin erhebliche Krisenpotential
kräftig angestiegen, eine Kapital-Überakkumulation in Relation zu
einer Kaufkraft-Stagnation. Hier liegen die Grundstrukturen, welche
eine europäische Wirtschaftspolitik, soweit man davon reden kann,
gegenüber dem zunehmend egozentrisch agierenden US-Imperium einerseits
und der aufstrebenden, ökonomisch weit ausgreifenden Volksrepublik
China andererseits entscheidend prägen. In den letzten zehn Jahren
seit Ausbruch der Krise hat das Wirtschaftswachstum der EU bestenfalls
stagniert. Trotz der Wohlstands-PR aus Berlin: "Deutschland geht es
gut!" Dagegen konnten selbst die USA um rund 30 Prozent zulegen,
während das Bruttosozialprodukt Indiens sich in etwa verdoppelte und
in China um etwa 140 Prozent anstieg. Ohne die Wachstumsraten der
Volksrepublik sähe es in Europa und speziell in der Bundesrepublik
ziemlich finster aus. Volkswagen hat 2018 von seinen weltweit 10,8
Millionen Fahrzeugen allein in der Volksrepublik 4,2 Mio. verkauft.
Ohne China mit seinem gigantischen Absatz von 28,1 Millionen Autos
(2018) gäbe es den Automobilstandort Deutschland so nicht mehr.

Deutschland repräsentiert laut IWF eine Wirtschaftskraft von 4,0
Billionen, Frankreich 2,8 Billionen und Italien von 2,0 Billionen
Dollar. Zusammen 8,8 Billionen Dollar. China dagegen steht für 13,6
Billionen Dollar. Der chinesische Präsident dürfte also mit gesundem
Selbstvertrauen in Europa eingetroffen sein. Immerhin hat er einiges
im Angebot, was selbst die hartleibigsten Atlantiker nicht ausschlagen
mögen. Weshalb sich auch Angela Merkel und Jean-Claude Juncker nach
Paris zum Treffen mit Xi Jinping und Emmanuel Macron bemühten.


Alptraum der Geostrategen

Die neue Seidenstraße, Belt and Road Initiative (BRI), gilt als das
größte geplante Infrastrukturprojekt der Geschichte mit bislang etwa
70 beteiligten Staaten. Es setzt Billionen von Dollar frei und
verspricht die Anbindungen an die ökonomischen Kraftfelder der Zukunft
in Europa und Asien. Es erreicht etwa 65 Prozent der globalen
Bevölkerung und 40 Prozent der globalen Wirtschaftskraft. Kalkuliert
ist eine Investitionssumme von 900 Milliarden Dollar - pro Jahr - über
die nächste Dekade. BRI will die Infrastruktur-Lücke zwischen Asien
und Europa schließen. Ein Alptraum für die angloamerikanischen
Geostrategen, die genau das, eine langfristige Zusammenarbeit der
eurasischen Mächte, seit einem Jahrhundert zu verhindern versuchten.

Angetrieben von der "Roten Angst" und der tiefsitzenden Russophobie
haben sich Berlin und Brüssel in eine absurde Konfrontation zu Moskau
treiben lassen. Schon die Unterstützung der Installierung der
US-finanzierten Putschisten in Kiew war ein gewaltiger Dilettantismus,
der mit der Fälschung der durch einen eindeutig demokratischen Wahlakt
mit breiter Zustimmung legitimierten Sezession der alten russischen
Krim von dem antirussischen Putschistenregime in eine militärische
Okkupation nicht besser wurde. Mit den verhängten Sanktionen schnitt
Deutsch-Europa nicht nur ins Fleisch der deutschen Exportindustrie -
gerade Deutschland ist dabei, wichtige Märkte dauerhaft zu verlieren.
Die Anti-Russland- und Anti-China-Strategie des "Westens" hat die
strategische Zusammenarbeit der eurasischen Großmächte entscheidend
vorangetrieben, vervollkommnet durch die Aufkündigung des
Iran-Atomabkommens. Entstanden ist die Shanghai Cooperation
Organisation (SCO), die mit Beobachterstaaten und Dialogpartnern 18
eurasische Staaten umfasst, die die größte Regionalorganisation und
mit drei Fünftel der Landmasse des Eurasischen Kontinents und der
Hälfte der Weltbevölkerung eine der stärksten und einflussreichsten
Militär- und Wirtschaftsallianzen der Welt darstellt.

Um den Europäern etwas auf die Sprünge zu helfen, hatte Xi eine Art
Präsent im Gepäck, das einmal mehr signalisieren sollte, dass sich
Zusammenarbeit mit Peking in der Tat lohnt: Einen Auftrag über 300
Airbus-Flugzeuge im Katalogwert von 30 Milliarden Euro. Nach der
737MAX-Pleite von Boeing ein weiterer herber Schlag für den
US-Konzern. China stützt die Entwicklung seiner Luftfahrtindustrie
weiterhin auf eine Airbus-Kooperation.


Eine PR-Legende

So sehr auch von Liberalität, freien, regelbasierten Märkten, die Rede
ist, in der Realität sind Märkte seit Beginn des Kapitalismus mehr
oder weniger vermachtet, die nationalen Unternehmen mehr oder weniger
subventioniert oder durch Zölle und Reglementi
erungen geschützt. Die Formen des Protektionismus im
staatsmonopolistischen Kapitalismus sind vielfältig und manchmal auf
den ersten Blick nicht zu erkennen, aber keineswegs nicht existent.
Freie Märkte sind eine PR-Fata-Morgana genau derjenigen, die das
Gegenteil davon installieren.

Das Mutterland des Kapitalismus und Liberalismus, jedenfalls dem
Anspruch nach, hat mit einem eindrucksvollen Beispiel gezeigt, wie so
etwas geht. Kaum hatte das englische Bürgertum 1649 dem König Charles
Stuart den Kopf abgeschlagen und die bürgerliche Republik errichtet,
so machte es sich nicht etwa daran, dem Freihandel zum Durchbruch zu
verhelfen, sondern krassen Protektionismus zu betreiben. Eine der
wichtigsten Maßnahmen: das "Gesetz zur Ermutigung und Verbesserung der
Schifffahrt und der Navigation", kurz: das Navigationsgesetz von 1661.
Es ist eines in einer langen Reihe von protektionistischen britischen
Handels- und Schifffahrtsgesetzen. Das Gesetz verbietet unter anderem
ausländischen Schiffen den Zugang zu britischen Häfen und fordert eine
75-prozentige Quote bei den Schiffsmannschaften zugunsten von
Engländern oder Seeleuten aus englischen Kolonien. Das Gesetz führte
zu vier Seekriegen (1581-1795) gegen die damals führende
Wirtschaftsmacht, die Vereinigten Provinzen (Niederlande). Britannien
gewann am Ende und das Navigationsgesetz wurde erst aufgehoben (1849),
als die erste industrielle Revolution Britannien in eine dominante
Lage als Werkstatt der Welt versetzt hatte und sich diese Seite des
Protektionismus als kontraproduktiv erwiesen hatte.


Neoliberale Subventionen

Handelsbeziehungen, die Sicherung des Maximalprofits, sind im
Kapitalismus eine Frage von Krieg und Frieden und stehen außerhalb
demokratischer Entscheidungen. Donald Trump führt seinen Handelskrieg
gegen China mit der Drohkulisse einer 1-Billion-Dollar-Streitmacht.
Ohne breiten staatlichen Protektionismus hätte es so etwas wie Airbus
nie gegeben, ebenso wenig wie die Rüstungs-, Auto- oder Atomindustrie
oder Silicon Valley. Gewinne privatisieren, mit einer Gewinngarantie
absichern; Kosten, also Entwicklungskosten, Explorations-,
Infrastruktur-, Transport-, Sozial-, Umwelt- und Entsorgungskosten
verstaatlichen, das ist in etwa die Devise. Ganze Hochschulabteilungen
sind zu Serviceeinrichtungen der Industrie verkommen. Auch die
neoliberale Gegenreformation verfolgt nur auf Reklametafeln das Ziel
eines von Protektionismus freien "Wettbewerbs". In der wirklichen Welt
geht es um die Zurichtung immer größerer Teile der Gesellschaft zu
Renditebringern für wenige Großkonzerne. Wer wird die "Energiewende",
den Ausstieg aus der Kohleverstromung, die Ewigkeitslasten der
Atomindustrie finanzieren? Die Zig-Milliarden-Dividenden der
Energiemonopole sicher nicht. VW hat 2018 einen Gewinn nach Steuern
von 11,8 Mrd. Euro eingefahren. Wer wird in Deutschland für den
Dieselbetrug haften, wer wird die Infrastruktur für Elektromobilität
bereitstellen und finanzieren? Protektionismus hat viele Seiten. Zölle
sind nur die offensichtlichste. Zum Beispiel war die "Agenda-Politik"
unter Gerhard Schröder eine der gigantischsten Subventionen in
dreistelliger Milliardenhöhe: zugunsten der deutschen
Exportwirtschaft, zulasten der Löhne, der Sozialleistungen, der
Alterssicherung, der Infrastruktur, des Bildungswesens, der
Gesundheitsversorgung. Die ganze Gesellschaft in eine Profitmaschine
zu verwandeln, das ist das Ziel.


Vom schlanken zum kaputten Staat

Im Jahr 2000 wollte der EU-Sondergipfel in Lissabon die EU innerhalb
von zehn Jahren zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten
wissensgestützten Wirtschaftsraum der Welt machen. Diese
"Lissabon-Strategie", unter der Ägide des damaligen Kanzlers Gerhard
Schröder installiert, ist krachend gescheitert. Schröder hat sie wenig
später mit seiner "Agenda" selbst kannibalisiert. Austeritätspolitik
und Sparprogramme machen keine Innovationen. Mit "Privat vor Staat"
ist kein Staat zu machen. Aus dem "schlanken Staat" wird dann schnell
der kaputte Staat.

Natürlich geht es auch anders. 2015 verkündete Chinas Premier Li
Keqiang das Technologie-Entwicklungsprogramm "Made in China 2025". Die
Volksrepublik will unter anderem in zehn Technologiesparten an die
Weltspitze gelangen. China leidet nicht gerade unter einem "schlanken
Staat". Pläne haben hier, im Gegensatz zu denen der EU, die
Eigenschaft, umgesetzt zu werden. Entsprechend laut ist das
Zähneklappern in den "westlichen" Strategiezirkeln. Ohne das
High-Tech-Monopol bricht ein entscheidender Eckpfeiler "westlicher"
Hegemonie zusammen. Ein untauglicher Versuch, zu retten was noch zu
retten ist, ist die Boykottkampagne gegen den IT-Riesen Huawei. Nur:
Huawei ist, wie sich zeigt, schon zu groß und zu gut.


Die halbherzige Großmacht

Vor diesem Hintergrund stellte Wirtschaftsminister Peter Altmaier 2019
seine "Nationale Industriestrategie 2030" vor. Ein offizielles
Eingeständnis, dass es mit Free Trade und Free Enterprise allein nicht
klappt. Das Papier strotzt, wie alle strategischen Entscheidungen
Berlins, von Halbheiten und Halbherzigkeiten. Der Staat ist längst zu
unterfinanziert und gegenüber der Monopolmacht zu schwach, als dass er
strategische Konzepte effizient umsetzen könnte. Die Interessen des
Finanzkapitals erweisen sich regelmäßig als stärker.

Die Haltung Deutsch-Europas ist von großer Ambivalenz zu dieser
Entwicklung geprägt. Mit Donald Trumps MAGA ("Make America Great
Again") ist gewissermaßen offiziell geworden, dass der
Antikommunismus-Bonus, den das US-Imperium den europäischen Vasallen
während des heißen Kalten Krieges eingeräumt hatte, endgültig
abgeräumt ist. Die Vasallen werden wieder tributpflichtig und sollen
Stationierungskosten zahlen, ihren Rüstungsaufwand hochtreiben, Zölle
für ihre überbordenden Exporte ins Imperium zahlen. Die Vasallenschaft
zum Imperium beginnt sich nicht mehr zu rechnen. Die Europäer stehen
vor strategischen Entscheidungen.

Diese Halbherzigkeit zeigt sich auch im Verhältnis zu Russland und
China. Nicht zu übersehen sind erste Zeichen der Eigenständigkeit wie
bei Huawei und Nordstream 2. Aber obwohl die notwendige Perspektive
eines Ausbaus der Beziehungen längst klar ist, hält man an dem
unproduktiven und zugleich zerbröselnden Konzept eines Kalten Kriegs
2.0 beharrlich fest. Damit ist der Erfolg von "BRI" und "Made in China
2025" nicht aufzuhalten. Griechenland, Italien, Frankreich und auch
Deutschland werden sich, ob sie es wollen oder nicht, dem
Seidenstraßenprojekt kaum entziehen können. Allerdings scheint die
zerstrittene EU kaum in der Lage, hier mehr zu tun, als die Dinge
passiv hinzunehmen, wie sie kommen.

 * 
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MELDUNG/005: Gesellschaft für Informatik fordert die Einschränkung von Deep Packet Inspection (GI)


Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) - Pressemitteilung vom 16. Mai
2019

Gesellschaft für Informatik fordert die Einschränkung von Deep Packet
Inspection



Die Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) spricht sich in einem offenen
Brief an die Europäische Kommission, den Europäischen Datenschutzausschuss
(EDSA) und das Gremium Europäischer Regulierungsstellen für elektronische
Kommunikation (GEREK) gegen die Aufweichung des Deep Packet Inspection
Verbots aus.


Berlin, 16.05.2019 - Deep Packet Inspection (DPI) bezeichnet
Verfahren in der Netzwerktechnik, die es erlauben, Datenpakete im Internet
auf ihren Inhalt zu überprüfen. Der Grundsatz, dass alle Daten im Internet
gleich transportiert werden, kann dadurch leicht umgangen werden.
Internetanbieter bekommen mit DPI die Möglichkeit, Datenübertragungen
aufgrund des Inhalts einzuschränken oder zu begünstigen. Diese Praxis wird
aus unterschiedlichen geschäftlichen und politischen Beweggründen vermehrt
eingesetzt. Es kann sich um das Erkennen von Viren und Spam handeln, um die
Regulierung von Netzlast, aber ebenso auch um Zensur. DPI bedroht dadurch
potenziell die Netzneutralität. Dies wurde auch bei den europäischen
Institutionen registriert. In den Richtlinien der GEREK zum sogenannten
Telekom-Paket (Richtlinienpaket zur Novellierung des Regulierungsrahmens
für Telekommunikationsnetze) wurde festgehalten, dass die entsprechenden
Verfahren keine "begründete Form des Datenmanagements" sind.

Professor Dr. Hannes Federrath, Präsident der GI, betont: "Besonders
problematisch wird Deep Packet Inspection, wenn durch die Analyse von
Inhalten und besuchten Domains Rückschlüsse auf private Informationen
gezogen werden. Über die Auswertung des Surfverhaltens können Aussagen über
politische und religiösen Überzeugungen oder den persönlichen
Gesundheitszustand von Nutzerinnen und Nutzern gewonnen werden. Als
Gesellschaft für Informatik setzen wir uns für Datenschutz und
Datensicherheit ein und fordern eine Abkehr von dieser Praxis."

Deshalb fordern die GI, European Digital Rights (EDRi) und andere namhafte
Unterzeichnerinnen und Unterzeichner - darunter auch Professor Dr. Kai
Rannenberg, Präsidiumsmitglied der GI und Vorstand des Council of European
Professional Informatics Societies - die Europäischen Institutionen in
einem offenen Brief auf, den Einsatz von DPI für Internetanbieter künftig
stärker einzuschränken.



Der offene Brief kann heruntergeladen werden unter:

https://edri.org/ngos-and-academics-warn-against-deep-packet-inspection/

Über die Gesellschaft für Informatik e.V.

Die Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) ist mit rund 20.000 persönlichen
und 250 korporativen Mitgliedern die größte und wichtigste Fachgesellschaft
für Informatik im deutschsprachigen Raum. 2019 feiert die GI ihr 
50-jähriges Gründungsjubiläum. Seit 1969 vertritt sie die Interessen der
Informatikerinnen und Informatiker in Wissenschaft, Wirtschaft,
öffentlicher Verwaltung, Gesellschaft und Politik. Mit 14 Fachbereichen,
über 30 aktiven Regionalgruppen und unzähligen Fachgruppen ist die GI
Plattform und Sprachrohr für alle Disziplinen in der Informatik. 

Weitere Informationen finden Sie unter www.gi.de.

 * 

Quelle:

Gesellschaft für Informatik e.V. (GI)

Geschäftsstelle Berlin im Spreepalais am Dom

Anna-Louisa-Karsch-Str. 2, 10178 Berlin

Tel.: +49 30 7261 566-15, Fax: +49 30 7261 566-19

E-Mail: berlin@gi.de

Internet: www.gi.de
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LESUNG/1861: Hanau - Hexenzauber und Roboterquatsch, Vorlesespaß mit Birgit Jaczkowski, 05.06.19


Stadt Hanau

Hexenzauber und Roboterquatsch

Vorlesespaß am Mittwoch, 5. Juni, im Kulturforum



Jeden ersten Mittwoch im Monat liest Birgit Jaczkowski für Kinder ab
vier Jahren in der Stadtbibliothek im Kulturforum am Freiheitsplatz
vor. Die Vorlesestunde beginnt um 16 Uhr. Interessierte kleine
Besucher können kostenlos zuhören und hinterher mit Jaczkowski malen,
basteln oder spielen. Mit ihren regelmäßigen Vorleseangeboten will die
Stadtbibliothek Hanau einen spielerischen Beitrag zur Förderung der
Sprach- und Lesekompetenz leisten.

Die nächste Veranstaltung dieser Reihe findet am 5. Juni statt. Aus
der beliebten Bilderbuchreihe "Zilly und Zingaro", Geschichten über
eine freche Hexe namens Zilly und ihren schlauen Kater Zingaro von
Korky Paul und Valentine Thomas, liest Jaczkowski die Geschichte "Der
böse Roboter" vor. Zilly hat sich einen kleinen Papproboter gebaut. Es
wäre doch toll, wenn der Robtor echt wäre und sich bewegen könnte,
denkt sich Zilly. Gesagt, getan: Zilly schwingt den Zauberstab und
schon ist der Roboter lebendig. Kaum verwandelt, entpuppt sich der
große Roboter als gemeiner Fiesling. Er macht sich mit Zillys
Zauberstab aus dem Staub und verwandelt alles um sich herum in
Roboter. Roboter-Enten, Roboter-Frösche, Roboter-Hasen. Selbst Zillys
Haus bleibt nicht verschont. Als sie versucht, dem Roboter ihren
Zauberstab zu entreißen, gerät alles außer Kontrolle. Einzig Zillys
listiger Kater Zingaro kann sie noch retten.

Fragen zu der Veranstaltung können jederzeit via E-Mail an
stadtbibliothek@hanau.de gestellt werden.
 *

Quelle:

Pressemitteilung: 17.05.2019

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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THEATER/1418: Theater Bremen - "Ich bin nicht du", 25.05.-28.06.2019


THEATER BREMEN

Premiere im Moks 

"Ich bin nicht du"

Spielerische Auseinandersetzung mit Fragen rund um das Thema Identität

Ein Tanzstück für Kinder ab 6 Jahren 

Choreografie: Antje Pfundtner

Bühne und Kostüme: Yvonne Marcour

Dramaturgie: Sabrina Bohl

Mit: Anna-Lena Doll, Fabian Eyer, Tim Gerhards, Judith Goldberg

Premiere am 25. Mai 2019 um 16 Uhr im Brauhaus

Weitere Aufführungstermine im Mai und Juni



Was ist überhaupt dieses Ich? Antworten gibt es an diesem Nachmittag
keine. Fragen aber einen ganzen Haufen - von humorvoll über populär
bis philosophisch: Antje Pfundtner und das Ensemble nähern sich dem
großen und oft ungreifbaren Thema Identität ideenreich und
augenzwinkernd. Denn was kann man schon mit Sicherheit über das Ich
sagen, außer: Ich bin nicht du und du nicht ich?

Jeder Mensch ist vielseitig, schillernd und nicht leicht festzulegen.
Woher komme ich? Wer gehört zu mir? Wie will ich sein?: Fragen, die
sich auch schon Kinder stellen, die sie brauchen, um sich selbst in
der Welt zu finden, abzugrenzen, sich zu begreifen, im wahrsten Sinne
des Wortes Selbst-Bewusstsein zu erlangen und das eigene Sein in der
Welt zu reflektieren, ohne andere dadurch zu degradieren.

Mit "Ich bin nicht du" entwickelt Antje Pfundtner ein Tanzstück für
alle ab 6 Jahren, die Lust haben auf die Suche zu gehen, nach dem, was
sie ausmacht oder ausmachen soll.

Antje Pfundtner erhielt ihre Ausbildung an der Amsterdamse Hogeschool
voor de Kunsten, im Bereich Moderne Theaterdans. Seit 2001 lebt und
arbeitet sie als Choreografin in Hamburg. Mit ihrer Company Antje
Pfundtner in Gesellschaft (APiG) hat sie unterschiedliche Abende und
Formate entwickelt, die weltweit auf Festivals gezeigt werden. Unter
diesem Label entstand 2014/15 ihr Tanzstück "nimmer & nimmermehr", das
sie zum ersten Mal sowohl für ein Kinder- als auch für ein
Erwachsenenpublikum entwickelt hat. Damit wurde sie u.a. zum
renommierten Festival für junges Publikum Augenblick mal! sowie zur
Tanzplattform Deutschland 2016 eingeladen. Ebenfalls 2016 erhielt sie
den George Tabori Förderpreis.

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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TREFFEN/182: Berlin - Gedankenflieger Berlin, Philosophieren mit Kindern über Freiheit, 14.06.19


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2019

Fr 14.6., 09:30 Uhr u. 11:30 Uhr. 

Junges Literaturhaus o Auftakt Reihe o Gedankenflieger
Berlin

Philosophieren mit Kindern

Eintritt frei



Im Jungen Literaturhaus treffen kleine Kinder auf große Ideen: Was
bedeutet Freiheit? Bin ich so frei, wie ich mich fühle - oder fühle
ich mich unfreier, als ich in Wirklichkeit bin? Oder freier? Je mehr
man darüber nachdenkt, desto mehr Fragen ergeben sich. Zum Glück sind
wir nicht allein damit, sondern können unsere Gedanken teilen,
austauschen und uns darüber verständigen - beim Philosophieren mit
den Gedankenfliegern im Literaturhaus. In der Auftaktveranstaltung
zur neuen Reihe lädt der Philosoph Jörg Bernardy Grundschüler
spielerisch dazu ein, gemeinsam den Gedanken freien Lauf zu lassen
und ihnen staunend und aufmerksam zu folgen - mit Blicken, Worten,
Spielen und Bastelideen. Ausgewählte Bilderbücher zum Thema Freiheit
sowie ein eigens für das Projekt hergestelltes Magazin mit vielen
Anregungen und Büchertipps laden die Kinder dazu ein, auch nach der
Veranstaltung weiter über das Thema nachzudenken.

Eine Veranstaltung in Kooperation mit der Bundeszentrale für
politische Bildung

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juni 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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DA/647: Schluss mit der Abschiebehaft!


DA - Direkte Aktion 

anarchosyndikalistische Zeitung der Freien ArbeiterInnen Union (FAU-IAA)

Schluss mit der Abschiebehaft!

von JayParker, 8. Mai 2019



Einige Jubiläen sorgen für Prestige und führen zu einiger
Selbstbeweihräucherung. Andere dagegen zeugen von einer langen Geschichte
der Unterdrückung und von einem strukturellen Rassismus, der nur
geringfügig in Frage gestellt wird.

Dies zeigt auch der Rückblick auf 100 Jahre Abschiebehaft in Deutschland.
Dabei ist nicht nur die Tatsache, dass seit 100 Jahren Menschen
systematisch in Haft genommen werden, ohne überhaupt ein Verbrechen
begangen zu haben, ein Problem, sondern auch der gesellschaftliche Umgang
damit. Ebenso ist die Tatsache ein Problem, dass systematisch
Menschenrechtsverletzungen begangen werden, die durch aktuelle
Gesetzesänderungen noch verstärkt werden. Und dennoch erregt dieses Thema
nur vereinzelt die gesellschaftliche Aufmerksamkeit.

Über das 100-jährige Jubiläum des Bauhauses gab es Dokumentationen,
Radio-Features, Artikel-Serien. Es gab Interviews und Kommentare. Es wird
eine Kultur hofiert, auf die wir uns gern beziehen. Daneben steht eine
Kultur der systematischen Inhaftierung von Menschen, die kein Verbrechen
begangen haben, sondern nach einer lebenswerten Zukunft suchten und suchen.
Die bundesweite Kampagne "100 Jahre Abschiebehaft" will dieser Schieflage
etwas entgegensetzen und ruft in diesem Jahr verstärkt zur Solidarität mit
den betroffenen Menschen auf.

Rassistische Tradition seit 1919

Die Wurzeln der Abschiebehaft fußen auf den Ausländergesetzen der Weimarer
Republik, die wiederum aus dem Allgemeinen Preussischen Landrecht von 1794
resultieren. Diese bezogen sich vorrangig auf eine wirtschaftliche
Verwertbarkeit der Arbeitskraft von Ausländer*innen, die anpassungswillig
waren. Die Abschiebehaft wird jedoch erst seit der Weimarer Republik als
systematisches Ordnungsinstrument angewendet.[1] Wie aus dem Text
"Geschichte der Abschiebehaft" der Abschiebehaftgruppe Leipzig hervorgeht,
ist sie "als staats- und ordnungspolitische Umsetzung des
gesellschaftlichen Antisemitismus, vor allem gegen die Juden und Jüdinnen
aus Osteuropa" eingesetzt worden.[2] "Bis heute sind die gesetzlichen
Grundlagen zunehmend verfeinert und verschärft worden. Erweitert auf alle
Ausländer*innen bildet sie den unveränderten Kern der seit den 20er Jahren
praktizierten Abschiebehaft."[3]

Die Situation verschlimmerte sich in den letzten Monaten durch eine
Zementierung dieser rassistischen Tradition per Gesetz. Das am 17. April
2019 vom Bundeskabinett beschlossene und von Horst Seehofer forcierte
"Geordnete-Rückkehr-Gesetz" ist dabei mit dem europäischem Recht nicht
vereinbar. Darin wird ein struktureller Ausbau der Institutionen gefordert,
der Menschen unschuldig in Haft bringt und eine Ausweitung der Inhaftierung
auch auf 'normale' Haftanstalten regeln soll. Und das, obwohl der
europäische Gerichtshof im Jahr 2014 urteilte, dass die Unterbringung in
regulären Gefängnissen untersagt ist.

Außerdem wird es für Asylsuchende durch die Verschärfung des
Asylbewerberleistungsgesetz zunehmend schwerer, in Deutschland eine Zukunft
zu finden. Durch den Entzug von Sozialleistungen und die Verunsicherung von
anerkannten Geflüchteten durch die Verlängerung der Frist für
Widerrufsverfahren auf fünf Jahre wird eine systematische Verdrängung von
Geflüchteten gesetzlich verankert, was unter anderem von ProAsyl stark
kritisiert wurde. Zudem wurde eine neue Duldungsart eingeführt, die
»Duldung für Personen mit ungeklärter Identität«, durch die betroffene
Menschen stigmatisiert werden und ihnen der Weg in ein Bleiberecht
erschwert wird. Laut Aussagen von ProAsyl wird auch die Arbeit mit
geflüchteten Menschen stigmatisiert und kriminalisiert.[4]

Die Abschiebehaft ist ein Ausdruck des struktureller Rassismus, dem wir
täglich begegnen. Im Jahr 2018 hätten 57.035 Menschen abgeschoben werden
sollen[5]. Nur die Hälfte dieser Menschen hat das Land verlassen. Dabei
wird der häufigste Grund für gescheiterte Abschiebungen, laut
Bundesregierung, im Untertauchen der Betroffenen gesehen.

Unschuldig in Abschiebehaft

Wer keinen gesicherten Aufenthaltsstatus hat, so das aktuelle
Ausländergesetz, hat auch kein Recht, sich innerhalb der
nationalstaatlichen Grenzen zu bewegen und riskiert eine Inhaftierung. Der
Alltag in Abschiebeknästen ist ein tabuisiertes Thema, welches die
alltägliche Repression rassistischer Willkür verschleiert. Die Menschen
sind nicht nur von einem Freiheitsentzug betroffen, sondern sind teilweise
der Isolationshaft ausgesetzt, werden gefesselt, von ihren Familien
getrennt und sind immer wieder auch von Polizeigewalt betroffen. Bei jedem
dritten Fall einer Inhaftierung war diese jedoch rechtswidrig. Der
Rechtsanwalt Peter Fahlbusch betont weiterhin, dass die Bundesregierung die
Fälle der unrechtmäßigen Inhaftierung statistisch nicht erfasst und betont
dabei den systemischen Charakter dieser Praktiken.[6] Oft werden Menschen
nur aufgrund der Vermutung inhaftiert, dass sie untertauchen könnten. So
zum Beispiel, wenn sie bei einem unangemeldeten Besuch der Justiz nicht
zugegen sind.

Abschieberealität

In Deutschland gibt es ungefähr 500 Abschiebehaftplätze. Abschiebeknäste,
wie die in Büren, Eichstätt, München, Berlin und Dessau, sind gigantisch
aufgeblasene institutionelle Organisationsrahmen, die in keinem Verhältnis
zu der Sache stehen. In München überbieten sich die surrealen Ideen der
Verfechter dieser Praktiken. Hier warten Menschen in Wohncontainern gleich
in einem Flughafen-Hangar auf ihre Abschiebung. Diesen hat die
Bundesregierung für monatliche 420.000 Euro angemietet. Die Unterkunft
bietet Platz für ungefähr zehn Personen.

Es sollen weitere Plätze und Institutionen dazukommen. Die zunehmende Zahl
an Plätzen in Abschiebegefängnissen bedeutet aber nicht im gleichen Maße
auch mehr Abschiebungen. Laut der Bundesregierung wurden zwischen 2015 und
2017 mehr als doppelt so viele Menschen inhaftiert, die Zahl der
Abschiebungen ist aber kaum gestiegen. Daher fordert die Kampagne "100
Jahre Abschiebehaft" auch eine komplette Abschaffung dieser rechtswidrigen
Praktiken. Vom 10.-12.05.2019 fanden bundesweite Aktionstage statt, zu
denen in zahlreichen Städte mobilisiert wurde.

Großdemo in Büren und Paderborn 

31.08.2019: "100 Jahre Abschiebehaft" richtet sich an alle, die sich für
Abschiebehaftgefangene einsetzen (wollen) und von einer Gesellschaft ohne
Abschiebehaft träumen. 100 Jahre lang blieb dieser Traum verwehrt. Es wird
also höchste Zeit, gemeinsam aktiv zu werden! Um diesen Traum zu
realisieren, braucht es eure Unterstützung! Organisiert Aktionen, Demos,
Ausstellungen, Vorträge, Gottesdienste - was euch gefällt.

Weitere Informationen:

http://100-jahre-abschiebehaft.de/de/buerendemo


URL des Artikels:
https://direkteaktion.org/schluss-mit-der-abschiebehaft/

 * 

Quelle:

DA - Direkte Aktion

Redaktion: da-kontakt(ätt)fau.org

Herausgeber: Geschäftskommission der FAU
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GLEICHHEIT/6869: Kriegsvorbereitungen gegen Iran - USA ziehen Botschaftspersonal aus Irak ab


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Kriegsvorbereitungen gegen Iran: USA ziehen Botschaftspersonal aus Irak
ab 

Von Bill Van Auken

17. Mai 2019



Washington hat die militärischen Spannungen im Persischen Golf erneut
verschärft, indem es den Abzug von fast allen Mitarbeitern der Botschaft in
Bagdad und dem Konsulat in Erbil, der faktischen Hauptstadt der irakischen
Kurdenregion, anordnete.

Ein Sprecher des US-Außenministeriums erklärte am Mittwoch, die drastische
Maßnahme sei eine Reaktion auf "die verschärfte Bedrohungslage im Irak". Er
nannte jedoch keine Details über die angebliche Gefahr.

Die USA haben in der Region massiv militärisch aufgerüstet, angeblich als
Reaktion auf eine Bedrohung durch den Iran oder so genannte
"Stellvertreterkräfte" des Iran in den verschiedenen schiitischen Milizen.
Dazu zählen die "Volksmobilmachungseinheiten", die im Irak für den Kampf
gegen den IS gebildet und danach in die irakischen Sicherheitskräfte
integriert wurden, die Hisbollah-Bewegung im Libanon und die Huthi-Rebellen
im Jemen.

Ein Sprecher des Außenministeriums erklärte am Mittwoch gegenüber CNN:
"Jeder Angriff des iranischen Regimes oder seiner Stellvertreter auf
amerikanische Interessen oder Staatsbürger wird eine schnelle und
entschiedene Reaktion der USA nach sich ziehen."

Laut Informanten aus Bagdad waren US-Hubschrauber den ganzen Mittwoch über
im Einsatz, um das Personal aus der Botschaft am Tigris (der weltweit
größten derartigen Einrichtung der USA) zu einer US-Militärbasis nahe dem
Flughafen von Bagdad zu befördern. Eine derartige Evakuierung wurde das
letzte Mal 2014 angeordnet, nachdem der IS Mossul erobert hatte, die
zweitgrößte Stadt des Irak, und scheinbar kurz vor einer Offensive gegen
Bagdad stand.

Inmitten dieser dramatischen Operation erklärte der führende britische
General Christohper Ghika, es gebe keine erhöhte Bedrohung für westliche
Truppen durch vom Iran unterstützte Milizen. Der Generalmajor ist im Rahmen
der "Operation Inherent Resolve" (OIR), der von den USA dominierten
Intervention im Irak und Syrien, vor Ort stationiert.

"Es gab keine erhöhte Bedrohung von Iran-gestützten Kräften im Irak und in
Syrien", erklärte Ghika, der als stellvertretender Oberbefehlshaber von OIR
für Geheimdienstaufklärung und Operationen zuständig ist. Er fuhr fort: "Es
gibt eine beträchtliche Anzahl von Milizgruppen im Irak und Syrien, und wir
sehen, dass von vielen dieser Milizen momentan keine erhöhte Bedrohung
ausgeht." Offiziell stehen diese Milizen im Kampf gegen den IS auf der
gleichen Seite wie die US- und Nato-Truppen. Doch in Wirklichkeit haben die
USA 5.000 Soldaten im Irak und etwa 2.000 Soldaten in Syrien stationiert,
um den Einfluss des Iran in der Region zurückzudrängen.

Ghikas Erklärung widerlegte die Rechtfertigung der USA für ihre
Kriegsvorbereitungen. Washington hat bereits eine
Flugzeugträgerkampfgruppe, angeführt durch die USS Abraham Lincoln, vor der
iranischen Küste stationiert und eine Einheit von atomwaffenfähigen
B-52-Bombern entsandt. Außerdem wurden das amphibische Angriffsschiff USS
Arlington mit US-Marines, Kampfflugzeuge und Landungsboote sowie eine
Patriot-Raketenbatterie dorthin geschickt.

Laut aktuellen Berichten plant das Pentagon die Entsendung von bis zu
120.000 Soldaten in die Region, offensichtlich als Vorbereitung für einen
offenen Krieg gegen den Iran.

Das US Central Command, das für die US-Militäroperationen im Nahen Osten
zuständig ist, reagierte auf die Aussage des britischen Generals mit einer
höchst ungewöhnlichen Zurechtweisung. Ein Sprecher des Central Command
erklärte, Ghikas Äußerungen "widersprechen den nachgewiesenen glaubwürdigen
Drohungen, die dem Geheimdienst bekannt sind". Auch diese Stellungnahme
enthielt keine Details über diese "Drohungen".

Ebenso bedeutsam war die Reaktion des britischen Verteidigungsministeriums,
das die Einschätzung des Generals teilte und sagte: "Seine Erklärung
basiert auf den täglichen Militäroperationen."

Wenn es keine glaubwürdige Bedrohung gibt, kann die Evakuierung des 
US-Botschaftspersonals aus dem Irak nur zwei Gründe haben. Entweder soll sie
die Spannungen in der Region und die militärischen Drohungen gegen den Iran
verschärfen oder sie ist Teil der Vorbereitungen auf einen direkten Angriff
des US-Militärs auf den Iran, der wahrscheinlich Vergeltungsschläge von
proiranischen Milizen im Irak auslösen würde.

In beiden Fällen ist die Evakuierung eine weitere Provokation der 
US-Regierung, die ihren Regimewechsel im Iran unablässig vorantreibt und für
dieses Ziel jeden Vorwand ausnutzen wird.

Einer dieser Vorwände ist der undurchsichtige Vorwurf, der Iran stecke
hinter den Sabotageanschlägen auf vier Öltanker vor der Küste der
Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) am Wochenende. Die 
US-Mainstreammedien, die bei den Kriegsvorbereitungen als willige
Propagandawerkzeuge agieren, haben anonyme US-Militärs zitiert, die den
Iran für die angebliche Sabotage verantwortlich machen, obwohl sie dafür
keine Beweise vorlegen können.

Iranische Regierungsvertreter erklärten dazu, für die angebliche Sabotage
seien vermutlich Akteure wie Saudi-Arabien und Israel verantwortlich, die
die USA zu einem Angriff auf den Iran provozieren wollen, oder sogar
Spezialeinheiten der USA selbst. Außenminister Javad Zarif erklärte in
Indien bei einem gemeinsamen Auftritt mit seinem dortigen Amtskollegen vor
der Presse, sie hätten über "die verdächtigen Aktivitäten und Sabotagefälle
diskutiert, die in unserer Region passieren". Er fügte hinzu: "Wir hatten
bisher angenommen, dass sie diese Aktivitäten durchführen, um die
Spannungen zu verschärfen."

Die Spannungen haben sich nach einem Drohnenangriff auf Ölförderanlagen des
staatlichen saudischen Energiekonzerns Aramco noch weiter verschärft. Die
Huthi-Rebellen im Jemen übernahmen die Verantwortung für den Vorfall und
erklärten, es handele sich dabei um eine Vergeltung für die Fortsetzung des
blutigen Kriegs der saudischen Monarchie gegen den Jemen, der bis zu 80.000
Todesopfer gefordert und zehn Millionen Menschen an den Rand des
Hungertodes getrieben hat.

Deutschland und die Niederlande, die 160 bzw. 169 Soldaten im Irak
stationiert haben, setzten als Reaktion auf die Kriegsgefahr und die
wachsenden Spannungen in der Region die militärischen
Ausbildungsoperationen aus. Auch Spanien zog seine Fregatte von der
amerikanischen Flugzeugträgerkampfgruppe zurück, die in den Persischen Golf
geschickt wurde.

Ein weiterer möglicher Vorwand für eine US-Militärintervention ist das
iranische Atomprogramm. Vor einem Jahr hat sich die Trump-Regierung
einseitig aus dem Atomabkommen zurückgezogen, das der Iran 2015 gemeinsam
mit sechs weiteren Großmächten (den USA, China, Russland, Deutschland,
Frankreich und Großbritannien) unterzeichnet hatte.

Obwohl sich der Iran an das strenge System von Einschränkungen und
Inspektionen seines Atomprogramms gehalten hat, hat Washington die
verheerenden Wirtschaftssanktionen wieder eingeführt. Diese Sanktionen
werden von US-Regierungsvertretern als "maximaler Druck" bezeichnet und
kommen einer Kriegshandlung gleich. Sie zielen darauf ab, die Ölexporte des
Landes auf null zu reduzieren, wirtschaftliches Elend und Chaos zu schaffen
und so einen Regimewechsel zu ermöglichen.

Die europäischen Mächte - Deutschland, Frankreich und Großbritannien -
haben formell erklärt, sie würden das Atomabkommen weiterhin unterstützen.
Allerdings haben sie keinen glaubwürdigen Widerstand gegen das
Sanktionsregime der USA geleistet, sodass der Iran keinen der versprochenen
Vorzüge des Abkommens hinsichtlich einer Normalisierung von Handel und
Investitionen genießen konnte.

Als Reaktion darauf hat sich Teheran für 60 Tage von seiner Verpflichtung
zurückgezogen, die Produktion von angereichertem Uran und Schwerwasser in
der Anlage Arak zu deckeln. Auf diese Weise will der Iran die europäischen
Mächte dazu drängen, ihre Versprechen einzuhalten und mit dem Instrument in
Support of Trade Exchanges (INSTEX) eine Möglichkeit aufzubauen, den Handel
mit dem Iran über eine andere Währung als US-Dollar abzuwickeln und so die
US-Sanktionen zu umgehen.

Obwohl sich der Iran weiterhin an das Atomabkommen hält, das er im Juli
2015 mit den Großmächten unterzeichnet hat, und obwohl die iranische
Regierung immer wieder geleugnet hat, dass sie an Atomwaffen gearbeitet
hat, kann Washington die Änderungen hinsichtlich des Atomprogramms als
Rechtfertigung für einen militärischen Angriff benutzen.

Ein solcher Angriffskrieg würde nicht nur die ganze Region in einen
blutigen Konflikt ziehen, sondern könnte auch zum Vorspiel eines dritten
Weltkriegs zwischen den USA und seinen atomar bewaffneten
"Großmachtrivalen" Russland und China werden.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Europa vor der Wahl

Der aufhaltsame Aufstieg der Neuen Rechten

Von Ingo Schmidt



"Das Geld erklärt dem ganzen Menschengeschlecht den Krieg"

 (Pierre de Boisguillebert, 1704)  



Parteien der politischen Mitte, allen voran Frankreichs
Staatspräsident Macron, warnen vor einem Aufschwung der Antieuropäer
bei den anstehenden Wahlen zum Europaparlament. In dessen Folge fänden
sich möglicherweise keine Mehrheiten für dringend notwendige Reformen
der EU. Man mag diese Warnungen für berechtigt halten oder nicht, sie
sind jedenfalls unredlich, kontraproduktiv und falsch adressiert.

Unredlich, weil linke und rechte Europakritik in einen Topf
geworfen und als antidemokratische Ideologie etikettiert wird.
Praktisch weiß die Mitte sehr wohl zwischen links und rechts zu
unterscheiden. Viktor Orbán und Jaroslaw Kaczynski werden
pflichtschuldigst für ihre undemokratischen Ansichten kritisiert. Mit
etwas mehr Nachdruck wird von Giuseppe Conte und Matteo Salvini die
Einhaltung der Haushaltsregeln der EU eingefordert. In das von Alexis
Tsipras regierte Griechenland marschierte die Troika ein.

Kontraproduktiv, weil die Gegenüberstellung von weltoffenen und
demokratischen Proeuropäern und nationalistischen Antieuropäern den
Populisten in die Hände spielt. Der Erfolg letzterer beruht ja nicht
zuletzt darauf, sich als Repräsentanten eines unverfälschten
Volkswillens und Hüter nationaler Interessen gegenüber
Globalisierungsgewinnern und einer abgehobenen Elite zu präsentieren.
Genau dieses Bild bedient die politische Mitte, wenn sie die nicht zur
Mitte zählende Partei für nicht wählbar erklärt.

Falsch adressiert, weil die Gegenüberstellung von Pro- und
Antieuropäern die Rolle der Nationalstaaten in der EU eher
verschleiert als erhellt. Die Ausrichtung der EU - vom
Wettbewerbsrecht bis zu den Richtlinien der Haushalts- und Geldpolitik
- wird zwischen den Mitgliedsländern ausgehandelt. EU-Kommission und
-Parlament haben dabei nur beschränkte Mitspracherechte. Einige Länder
haben allerdings mehr Verhandlungsmacht als andere.


Sachzwang Globalisierung

Die Warnungen vor einem Aufschwung undemokratischer und
nationalistischer Kräfte mögen durchaus ernst gemeint sein, sind aber
eher dazu angetan, solche Kräfte weiter zu stärken, statt sie zu
schwächen. Sie weisen auf den blinden Fleck der politischen Mitte hin,
die nicht verstehen kann, weshalb ihr die Leute weglaufen.

Ihrem eigenen Selbstverständnis nach bedeutet (bürgerliche) Demokratie
nämlich nicht mehr das Aushandeln von Kompromissen durch die gewählten
Repräsentanten unterschiedlicher Interessen. Nach Meinung der
neoliberalen Eliten mag es solche Interessengegensätze in Zeiten
national eingegrenzter Industriewirtschaften gegeben haben, in der
globalen Wissensgesellschaft hätten sie sich aufgelöst. An die Stelle
von Kompromissen zwischen unterschiedlichen Interessen sei das
Nebeneinander unterschiedlicher Geschmäcker getreten. Zusammengehalten
werde die neue Vielfalt der Warenwelt und Lebensstile durch den
Weltmarkt. Dieser unterliegt allerdings dem Sachzwang der
Wettbewerbsfähigkeit. Demokratie bestehe deshalb in der Wahl der
Verwalter des Sachzwangs.

In kapitalistischen Gesellschaften war die vom Volk ausgehende
Staatsgewalt stets durch die Interessen des Kapitals begrenzt. Dessen
Eigentümer konnten ihren geringen Bevölkerungsanteil dadurch
ausgleichen, dass sie die Macht besaßen zu investieren und
Arbeitsplätze zu schaffen - oder beides zu unterlassen. Mehr als einen
Kompromiss konnte die besitzlose Bevölkerungsmehrheit einer auf
kapitalistischer Grundlage beruhenden Demokratie nie abringen. Im Zuge
der Globalisierung gelingt aber auch dies nicht mehr, weil die
besitzende Minderheit ausgehandelte soziale Standards durch
Standortverlagerungen umgehen oder durch Drohung solcher Verlagerungen
aushebeln kann. Regierungen haben der Mehrheit den Machtzuwachs der
Minderheit schmackhaft zu machen. Gelang das nicht, kann eine andere
Regierung gewählt werden. Das Regierungsprogramm - die Übersetzung der
ökonomischen Interessen einer Minderheit in angebliche Sachzwänge
- bleibt das gleiche. Es kommt zu einer Elitenzirkulation, bei der
Unterschiede zwischen linken und rechten Parteien weitgehend
abgeschliffen werden. Mit der ökonomischen Globalisierung einher gehen
der Aufstieg der politischen Mitte und die Reduzierung von Demokratie
auf eine inhaltsleere Form der Sachzwangverwaltung.


Enttäuschung, Wut und Scham

Solange die Globalisierung voranschreitet, ist dies kein Problem. Doch
sie ist ins Stocken geraten, und damit die politische Mitte ins
Kreuzfeuer der Kritik. Sie hat die Sache des Kapitals im grellen Licht
der Öffentlichkeit vertreten, während die Kapitalisten ihren
Geschäften in gut abgeschirmten Vorstandsetagen nachgingen. Die Kritik
entzündet sich weniger daran, dass die Demokratie zur Farce geworden
sei, als an der Enttäuschung, der Globalisierung und der
Wettbewerbsfähigkeit umsonst Opfer gebracht zu haben. Statt des
erhofften Wohlstandes infolge der marktwirtschaftlichen Welteroberung
sind immer mehr Flüchtlinge gekommen, denen die Globalisierung noch um
einiges übler mitgespielt hat als den Zukurzgekommenen in Europa.

Enttäuschung und Wut über die umsonst gebrachten Opfer, aber auch die
Scham, die Globalisierungspolitik unterstützt zu haben, die nur einer
ohnehin reichen Minderheit genutzt hat, werden auf diese Flüchtlinge
projiziert. Sie werden zum Symbol des Scheiterns, vor dem man sich
selbst fürchtet. Die Politiker der Mitte werden zu Betrügern und
Erfüllungsgehilfen, die das Geschäft der Reichen besorgt haben und von
allen anderen erwarten, sich um die Flüchtlinge zu kümmern, wo man
selbst schon genug Kummer hat.


Linke Antworten auf die Globalisierungskrise

Neue Rechte und Neonazis sind unbestreitbar die politischen Gewinner
der Globalisierungskrise. Je mehr der schöne Schein des Markttausches
unter Gleichen und Freien in der Krise verblasst, umso deutlicher
treten die hässlichen Grundlagen der Globalisierung zutage: Gewalt,
Naturzerstörung und Überausbeutung. Die Rechten laden zur Verleugnung
der Naturzerstörung ein. Die Opfer der Überausbeutung im Süden deuten
sie in eine Gefahr für den Wohlstand im Norden um. Dagegen müsse man
sich zur Wehr setzen, notfalls auch mit Gewalt.

Aber der Aufschwung der Rechten ist keine notwendige Folge des
Scheiterns der kapitalistischen Globalisierung. Bereits vor dem
Scheitern machte eine globalisierungskritische Bewegung gegen
zunehmende Ungleichheit in, aber auch zwischen den Ländern mobil.
Allerdings blieb diese Bewegung der Globalisierungsideologie vom
Untergang des Nationalstaates unter dem Druck internationaler
Wettbewerbsfähigkeit weitgehend verhaftet. Das machte es schwer, die
Globalisierungskritik in eine Antikriegsbewegung umzuformen, als die
Markteuphorie der 90er Jahre zu Beginn der 2000er Jahre vom
langanhaltenden Krieg gegen den Terror abgelöst wurde. Damit wurde
einer Renationalisierung der Politik der Boden bereitet, die sich als
Folge von Finanz- und Eurokrise immer mehr durchgesetzt hat.

Seither finden auch Neuformierungsprozesse der Linken immer mehr auf
nationalstaatlicher Ebene statt. Erinnert sei an Syriza und Podemos,
aber auch an Bernie Sanders und Jeremy Corbyn. Spiegelbildlich zu den
Schwierigkeiten der Globalisierungskritiker, ihre Kampagnen an die
politische Konjunktur in den verschiedenen Ländern anzukoppeln, haben
neue linke Formationen Probleme, sich über Grenzen hinweg zu
koordinieren. Das Gezerre um die Aufstellung linker Listen für die
Europawahl ist dafür nur ein Beispiel. Gravierender ist das
Unvermögen, Kämpfe in einem Land durch Mobilisierungen in anderen
Ländern zu unterstützen. Syriza blieb in der Auseinandersetzung mit
der Troika weitgehend auf sich allein gestellt.


Neue Industriepolitik?

Aber vielleicht erweisen sich Macrons Vorschläge für eine Reform der
EU ja als Vorlage für die Linke, ihre jeweils nationale Politik
international zu koordinieren. Einer seiner Vorschläge zielt auf die
Schaffung europäischer Konzerne, die es mit den Konkurrenten aus China
und den USA aufnehmen können. Das ist kein linkes Projekt. Der
Vorschlag hat aber dazu geführt, dass nun in der Politik weniger über
Handelsverträge und mehr über politische Interventionen in
Unternehmensverfassung und -führung diskutiert wird. Der deutsche
Wirtschaftsminister Altmaier steht wegen seiner Unterstützung des
Macronschen Vorschlags unter massivem Druck des Mittelstands, der
seine unternehmerischen Freiheiten bedroht sieht.

Solche Konflikte zwischen kleinen und großen Unternehmen des
verarbeitenden Gewerbes schwächen das Unternehmerlager insgesamt und
schaffen der Bewegung für die Vergesellschaftung privater
Immobilienkonzerne mehr Spielraum. Diese Bewegung sollte sich
schnellstens mit Labour in Britannien kurzschließen. Dort werden seit
der Verkündung eines neuen Wahlprogramms ähnliche Forderungen
diskutiert. Das von der Rechten veranstaltete Brexitchaos hat
Neuwahlen und einen Sieg Corbyns wahrscheinlicher gemacht. Die
Entwicklung auf den britischen Inseln sollte von Linken auf dem
Kontinent unterstützt, aber auch als Ansporn für Mobilisierungen
verstanden werden.
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Manifest zum feministischen Streik & Frauen*streik in Zürich





Über dieses Manifest





Das Manifest des feministischen Streik- &
 Frauen*streikkollektivs Zürich wurde von verschiedenen
 Arbeitsgruppen verfasst. Unterschiedliche Positionen und
 Perspektiven stehen Seite an Seite und wurden weder sprachlich
 noch inhaltlich vereinheitlicht. Die Gesamtschrift widerspiegelt
 den Geist des Kollektivs, in dem nicht der kleinste gemeinsame
 Nenner, sondern Solidarität im Zentrum steht. Raum einzunehmen
 bedeutet sichtbar zu werden. Wir nehmen uns soviel Raum, wie wir
 Frauen* sind und gestalten ihn mit all unseren Anliegen und
 Forderungen. Das Manifest hat dabei keinen Anspruch auf
 Vollständigkeit.




Gemeinsam die Fesseln sprengen

Schon von klein auf lernen wir durch Erziehung und Sozialisierung die
geschlechtsspezifischen Rollen einzunehmen. Gewalt und
Diskriminierungen gehören für Frauen* zum Alltag. Sie erscheinen
normal. Frauen* sollen ihre Bedürfnisse zurückstellen und den
Grossteil der Erziehungs- und Sorgearbeit übernehmen - sei es in der
Wohngemeinschaft, in der Familie, im Verein, am Arbeitsplatz oder im
Polit-Kollektiv. Wagt es eine Frau*, sich entgegen dieser Norm zu
verhalten, sich gar aufzulehnen, wird sie umgehend zurechtgewiesen und
abgewertet: Sie wird als "Rabenmutter", "Schlampe",
"besserwisserisch", "unweiblich" oder "zickig" bezeichnet, mit
rassistischen und sexistischen Sprüchen beleidigt. In anderen Fällen
verliert sie ihre Arbeit, ihre Familie, sie wird misshandelt oder
sogar getötet.

Denn für das Funktionieren der patriarchalen und kapitalistischen
Gesellschaft ist es grundlegend, dass Frauen* die Sorgearbeit gratis
oder zu miserablen Löhnen leisten. Neben der rassistischen und
kolonialistischen Ausbeutung ist es diese geschlechtsspezifische
Arbeitsteilung, die das herrschende Wirtschaftssystem weiterbestehen
lässt.


Freiheiten erkämpfen

Kurzum - die Zustände, in denen wir leben, sind eine Frechheit. Seit
Jahren weisen wir auf die unzähligen Missstände hin und kämpfen
dagegen an. Wir sind Frauen* mit und ohne Aufenthaltsbewilligung, mit
und ohne Verantwortung für Kinder, wir sind Schwarze und weisse
Frauen* und Frauen* of Colour, in queeren und Hetero-Beziehungen,
jünger und älter, mit und ohne Beeinträchtigung. Als solche sprechen
wir mit Journalist*innen, machen politische Vorstösse,
Interpellationen, sammeln Unterschriften für Abstimmungen, hoffen,
warten..., gehen auf die Strasse, überzeugen Bekannte, sprechen mit
Freund*innen und der Familie.

Was aber hat sich verändert? Klar, es gab Fortschritte, kleine und
grosse. Etwa das Recht auf gleiche Schulbildung für Mädchen und
Jungen, das Frauenstimmrecht oder den straflosen
Schwangerschaftsabbruch, dass öffentliche, rassistische
Diskriminierungen strafrechtlich geahndet werden können (wenn auch
selten), dass Vergewaltigung in der Ehe (seit 1992) strafbar ist und
(seit 2004) als Offizialdelikt auch ohne Anzeige verfolgt werden kann.

Gemeinsam ist diesen Fortschritten vor allem eines: Sie alle sind
Resultate einer über hundertfünfzig Jahre wirkenden Frauen*bewegung.
Sie alle wurden mit viel Herzblut und unermüdlichem Einsatz erkämpft.

Aber noch immer - und immer öfters - sehen wir uns mit Antifeministen,
Sexisten und Rassisten konfrontiert, auf der Strasse, am Arbeitsplatz,
im Internet oder in den Regierungspalästen dieser Welt. Sie wollen die
von uns erkämpften Freiheiten zerstören und uns zu billigen
Arbeitskräften, Sexobjekten und gehorsamen Hausfrauen degradieren.
Denn sie meinen, die weltweit erstarkende feministische Bewegung
unterdrücken zu können, indem sie ihren Sexismus noch schamloser
ausleben. Doch diese Herren täuschen sich.


Wir bewegen uns, wir streiken

Wir dulden den reaktionären Backlash und die lebensverachtende
"Normalität" nicht. Wir erkennen die unterschiedlichen und mehrfachen
Unterdrückungen, die dieses System produziert. Deshalb ist unser
Feminismus vielfältig und diese Vielfalt unsere Stärke. Die Zeit ist
reif für einen tiefgreifenden Wandel.

Um diesen Wandel zu beschleunigen, verweigern wir für einen Tag unsere
Arbeit, wir verweigern unser "normales" Funktionieren. Wir streiken!
So, wie wir es schon 1991 getan haben. Und so, wie es weltweit unsere
Schwestern tun. Wir solidarisieren uns mit den feministischen Kämpfen
und am 14. Juni 2019 reihen auch wir uns in diese internationale
Bewegung ein!


Unsere Arbeit ist verdammt viel Wert - Ohne uns steht alles
still

Ob wir auf der Baustelle, in der Kinderkrippe, im Büro, im (fremden)
Privathaushalt, im Sexsalon, in der Schule, im Flugzeug oder auch im
eigenen Haushalt arbeiten - unsere Arbeit ist mehr wert als das, was
wir dafür bekommen.

Wir tolerieren weder sexistisches noch rassistisches Lohngefälle.
Unsere Arbeit verdient denselben Respekt und dieselbe Anerkennung wie
jede andere Arbeit.

Dies gilt insbesondere für die Haus- und Sorgearbeit: Gerade mal 10
Prozent dieser in der Schweiz geleisteten Care-Arbeit werden entlohnt.
Die restlichen 90 Prozent dieser Arbeit werden nicht bezahlt - und
über zwei Drittel dieser nichtbezahlten Arbeit wird von Frauen*
geleistet. Kurz: Die Haus- und Sorgearbeit hält das kapitalistische
Wirtschaftssystem aufrecht. Die Care-Arbeit subventioniert die gesamte
Wirtschaft - und nicht umgekehrt. Und für all die unbezahlte Arbeit,
mit der wir die Wirtschaft subventionieren, erhalten wir keine Rente.
Deshalb sind die Renten der Frauen* im Alter entsprechend tief und
viele Frauen* von Altersarmut betroffen. Statt diese Ungleichheit in
der Altersvorsorge zu beheben, zielen AHV-Reformen auf eine weitere
Belastung der Frauen* ab, etwa mit der Erhöhung des
Frauenrentenalters.

Aus diesem Grund fordern wir die Vergesellschaftung der Care-Arbeit,
zu der auch die Hausarbeit gehört. Wir wollen einen angemessenen Lohn!
Wir wollen sichere Arbeitsverträge, ob im Privathaushalt oder auf der
Baustelle. Wir wollen subventionierte Krippen und Altersheime. Eine
echte Gleichberechtigung ist nur mittels Überwindung der
Hierarchisierung von Menschen zu erreichen. Mitglieder der
Mehrheitsgesellschaft haben ihre Privilegien zu hinterfragen. Männer
haben sich zu gleichen Teilen an Care- und reproduktiven Tätigkeiten
zu beteiligen. Wir tolerieren nicht weiter, dass Mütter - insbesondere
Alleinerziehende - in der Armutsfalle landen.

Wir fordern eine Elternzeit, einen Vaterschaftsurlaub, der dem realen
Aufwand der Kinderbetreuung sowie der Erwerbsarbeit von Müttern
gerecht wird. Wir fordern eine sofortige und umfassende
Entkriminalisierung der Sexarbeit, sodass die Rechte der
Sexarbeiter*innen garantiert werden. Wir wollen keine Fallpauschalen
in den Spitälern, sondern gut bezahltes Personal, das sich für die
Arbeit Zeit nehmen kann. Denn Care ist kostbar! Und jede andere
Arbeit, die von einer Frau* geleistet wird ebenso. Unsere Arbeit ist
verdammt viel wert. Ohne uns steht alles still.


Wir wehren uns gegen institutionellen und alltäglichen
Rassismus und Sexismus

Sexuelle Gewalt kann ein Grund sein, das Herkunftsland verlassen zu
müssen. Auf der Flucht erleben die meisten Frauen* weitere Gewalt. Und
auch im Ankunftsland erleben geflüchtete Frauen* Gewalt, etwa wenn sie
in den Befragungen der Migrationsbehörden ihre Erfahrungen erneut
schildern müssen. Diese Befragungen fühlen sich an wie ein
polizeiliches Verhör in einem Strafverfahren.

Wir fordern, dass frauen*spezifische Fluchtgründe in der Schweiz voll
und ganz anerkannt werden, nicht nur auf dem Papier, sondern auch in
der Praxis. Wir fordern die Anerkennung sexueller Identitäten ohne
(bspw. in einem Asylverfahren) Beweise vorlegen zu müssen. Wir
fordern, dass die binäre Denkweise und das Kategorisieren von Menschen
aufhören, da die Realität viel komplexer und vielfältiger ist.

Schwarze Frauen* und Frauen* of Colour sind nebst alltäglichem
Sexismus auch alltäglichem Rassismus ausgesetzt. Sei es beim
Spaziergang durchs Quartier, auf der Tanzfläche oder bei der Jobsuche.
Als nicht-weisse Frauen* müssen wir uns das "Dazugehören" tagtäglich
erkämpfen - und stellen wir die rassistische Deutungshoheit der
Mehrheitsgesellschaft in Frage, so werden wir als "überempfindlich"
verunglimpft.

Hierzulande werden Diplome und Ausbildungen anderer Länder selten
anerkannt. So sind die Arbeitsbereiche von Migrant*innen oft auf
Haushalt und Pflegeberufe beschränkt. Wir kümmern uns um Kinder, um
alte Menschen, um den Haushalt anderer Leute - unsere Arbeit wird
"unsichtbar" gemacht, wird nicht anerkannt und nicht wertgeschätzt. In
manchen Fällen stehen wir 24 Stunden am Tag zur Verfügung. Manchmal
auch ohne legalen Aufenthaltsstatus. Durch unsere Arbeit ermöglichen
wir anderen Frauen, arbeiten zu gehen und Karriere zu machen.

Wir wollen einen echten Zugang zum Bildungs- und Rechtssystem - ohne
Angst, ausgewiesen zu werden. Wir fordern, dass der Status der
Sans-Papiers regularisiert wird, dass die Diplome anerkannt werden,
und wir fordern eine Gesetzgebung, die uns gegen die vielfachen
Diskriminierungsformen schützt, die wir als Frauen*, als
Migrant*innen, als Arbeiter*innen erfahren. Wir fordern, dass die
verschiedenen Ebenen von Gewalt gegen migrierte Frauen* sichtbar
gemacht und als Problem anerkannt werden. Wir fordern ein Bleiberecht,
wenn unser Leben in Gefahr ist. Nur dann können wir erfolgreich gegen
diese Gewalt kämpfen. Und hören wir einander zu: Das heisst,
verschiedene Diskriminierungen anzuerkennen und Privilegien zu
hinterfragen.


Wir wollen eine emanzipative Bildung

Wir wollen eine Schule, die ein Ort der Emanzipation und der Förderung
der Gleichstellung ist. Wir wollen mehr Mitsprache der Schüler*innen
bei der Gestaltung des Unterrichts und der Schule als Ganzes.
Bildungsinstitutionen müssen sichere Orte sein und Raum für Gegenwehr
ermöglichen. Unterrichtsfächer dürfen nicht mehr geschlechtsspezifisch
begriffen werden. Der Zugang zu Bildung soll allen nicht nur gewährt,
sondern auch ermöglicht werden. Frauen* müssen technische und viele
weitere männer*dominierte Ausbildungsgänge so geöffnet werden, dass
sie auch die Möglichkeit haben, diese mitzugestalten.

Die Schule ist ein Ausdruck der patriarchalen Gesellschaft: sie
festigt die Hierarchien auf Grundlage eingeübter Geschlechterrollen.
Schul- und Berufslaufbahnen von Kindern und Jugendlichen sind geprägt
von den Werten, Normen und Modellen der Erziehungsinstitutionen, von
den Praktiken, Unterstützungsformen, pädagogischen Hilfsmitteln,
Inhalten, Lehrbüchern, den Interaktionen und schliesslich von der
Institution selbst.

Die Förderung von Gleichberechtigung muss fachunabhängig sein. Wir
wollen, dass Lehrpersonen und Erzieher*innen entsprechend ausgebildet
sind. Dafür braucht es eine ständige Sensibilisierung durch
Weiterbildungen und eine Neuformulierung des Berufsauftrages, der im
Zeichen von Kooperation und Solidarität steht. Eine emanzipative
Bildung bedeutet, eine inklusive Sprache zu verwenden, die
Geschlechterpluralität zu thematisieren, sprich dass es mehr gibt als
bloss "Mann" und "Frau", verschiedene Familienmodelle näherzubringen,
Rollenmodelle zu diskutieren und Mehrfachdiskriminierungen genau unter
die Lupe zu nehmen.

Wir fordern die Anerkennung der Verschiedenheit von Schüler*innen
durch Lehrpersonen, Lehrmittel sowie überhaupt durch die
Bildungsinstitutionen. Wir fordern mehr (welt-)politische Bildung und
Diskussion im Unterricht - auch in der Primarschule.


Wir wehren uns gegen sexistische, homophobe und transphobe
Gewalt

Frauen* erleiden auch in der Schweiz Gewalt, weil sie Frauen* sind
und/oder weil sie als Lesben, Bisexuelle, Transpersonen, Intersexuelle
oder Queere Personen (LGBTIQ) nicht in die Leitplanken der
heteronormativen Gesellschaft passen. In der Schweiz stirbt alle zwei
Wochen eine Frau* an sexistischer Gewalt. Zwei von fünf Frauen*
erfahren in der Partnerschaft im Laufe ihres Lebens physische
und/oder sexuelle Gewalt. Wird eine Frau* von ihrem (Ex-)Partner
ermordet, wird oftmals von "Familiendrama" gesprochen: Die Betroffene
sei mitschuldig, weil sie ihn verlassen oder einen zu kurzen Rock
getragen habe.

Wir wollen, dass die Gewalt benannt wird als das, was sie ist:
sexistische Gewalt! Wir wollen selbst entscheiden, welcher
Lebensentwurf für uns richtig ist und was wir anziehen. Unsere Leben
und Körper gehören uns!

Viele Frauen* sind in einer von Männern, oftmals weissen Männern,
dominierten Gesellschaft von überschneidenden
Diskriminierungserfahrungen betroffen (wie beispielsweise Frauen* of
Colour, migrantische Frauen*, Frauen* mit Beeinträchtigung, Frauen*,
die nicht dem Schönheitsideal der Hochglanzmagazine entsprechen,
ältere Frauen*, prekarisierte Frauen* und LGTBQI*personen).

In den männlich geprägten Strukturen und Institutionen des
Migrationsregimes, wie den Notunterkünften, werden diese
Mehrfachbedrohungen besonders spürbar.

Wir fordern die (rechtlich) verbindliche Umsetzung der
Istanbul-Konvention. Das beinhaltet, dass die Betroffenen vor
psychischer, physischer und sexueller Gewalt geschützt und die Täter
zur Rechenschaft gezogen werden. Sexistische Gewalt darf in der
Gesellschaft nicht mehr akzeptiert sein, es braucht Mittel für
Kampagnen, damit ein Umdenken in der Gesellschaft stattfindet.
Sexistische Gewalt ist immer verbunden mit einem Machtanspruch und es
ist Gewalt - ob in der Partnerschaft, auf der Arbeit, auf der Strasse
oder in sozialen Netzwerken.

Nein heisst Nein! Wir fordern rechtlichen Schutz von Gewaltbetroffenen
und die Anerkennung ihrer Definitionsmacht. Fertig mit Täterschutz.
Wir fordern, dass sexuelle Gewalt als Teil des Diskriminierungsverbots
anerkannt wird. Es muss ein Recht auf Unversehrtheit geben.


Wir wollen Klimagerechtigkeit - und einen echten Kampf gegen
Klimaerwärmung

Das kapitalistische Wirtschaften, das auf patriarchalen Strukturen von
konstruierter Zweiteilung, Hierarchisierung und Abwertung beruht,
prägt auch das Verhältnis der Menschen zur Umwelt. Ähnlich der
unbezahlten Reproduktionsarbeit der Frauen* wird auch die Reproduktion
der Natur im Kapitalismus unsichtbar gemacht und geringgeschätzt,
obwohl jede Form des Wirtschaftens neben menschlicher Arbeit auch auf
die Natur angewiesen ist und sie eine Grundlage unseres Lebens bildet.

Über die fortschreitende Kapitalisierung von Wasser, Land, Erdöl etc.
erschliessen sich Privatfirmen Profitquellen, die zu zunehmender
materieller Ausbeutung und Zerstörung, v.a. auch in Ländern ausserhalb
Europas führt. Wir stellen uns gegen jegliche Privatisierung von Land
und Wasser und fordern die Demokratisierung aller Entscheide zum
Umgang mit unserer Umwelt. Wie die Geschlechterverhältnisse wollen wir
auch das Verhältnis zur Natur revolutionieren.

Wir fordern Klimagerechtigkeit - jetzt! Wer die Klimaerwärmung stoppen
will, muss auch konsequent die profitorientierte Ausbeutung von Mensch
und Umwelt stoppen.


Unsere Köper gehören uns

Die Profiteure des kapitalistischen Wirtschaftssystems bereichern sich
auf unterschiedlichen Ebenen an unseren Körpern: Anhand
allgegenwärtiger Vorschriften, Schlankheits- und Gesundheitswahn,
Jugendkult und stereotypisierter Frauen*bilder wird uns
vorgeschrieben, wie wir uns zu kleiden, zeigen, ernähren und zu
verhalten haben und was wir zu konsumieren haben. Über Filme, Bücher,
Werbung und Erziehung wird von Kindheit auf die Zweigeschlechtlichkeit
propagiert. Dies führt zu Diskriminierung und Abwertung von Menschen,
die nicht in diese Binarität passen. Die allgemeine Verbreitung von
Stereotypen führt zu einer Kultur, in der Frauen*körper zu Objekten
gemacht werden. Das legitimiert und banalisiert geschlechtsbezogene
Gewalt.

Deshalb fordern wir, dass diese Gewalt als das dargestellt und
bekämpft wird, was sie ist: eine sexistische Tatsache, die Frauen*
verletzt und tötet. Des Weiteren werden sogenannte "Frauenprodukte"
vermarktet, auf Hygieneprodukte wie Binden oder Tampons extra
Mehrwertsteuern erhoben und die Verantwortung der Verhütung wird u. a.
finanziell auf das weibliche Geschlecht abgewälzt.

Die heutige Medizin ist auf Männlichkeit normiert. Bei Frauen*
fokussiert die Forschung hauptsächlich auf Fragen der Reproduktion und
zu wenig auf Fragen der generellen Frauen*gesundheit. So wird ein
Herzinfarkt bei Frauen* oft nicht rechtzeitig erkannt, weil
nicht-männliche Körper schlichtweg zu wenig erforscht sind.

Wir fordern mehr Forschung zu männlicher Verhütung, eine Medizin, die
alle Geschlechter wahrnimmt und kostenlosen Zugang zur
Gesundheitsversorgung für alle. Wir wollen freie Wahl in der
Reproduktion, das Recht auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch,
kostenlose Verhütungsmittel, die freie Wahl der Verhütungsform, gratis
Hygieneprodukte für die Menstruation und freien Zugang zu Behandlungen
im Zusammenhang mit einer selbstbestimmten Geschlechtsanpassung.

Frauen* und Mädchen* mit Beeinträchtigung sind von mehrfacher
Diskriminierung betroffen.

Wir sind sowohl innerhalb wie auch ausserhalb unseres häuslichen
Umfelds oft in höherem Mass Gewalt, Verletzung oder Missbrauch,
Nichtbeachtung oder Vernachlässigung und auch Misshandlung oder
Ausbeutung ausgesetzt.

Wir wollen besseren Schutz und bessere Betreuung beeinträchtigter
Frauen* und Mädchen*, mehr Möglichkeiten zur Selbstbestimmung sowie
mehr Sicht- und Hörbarkeit im öffentlichen Raum.


Heteronormativität raus aus den Köpfen

Die nicht-männliche Sexualität ist weitgehend negativ besetzt.
Weibliche Lust wird übergangen, die Menstruation tabuisiert. Körper
und Lust von Menschen, die nicht cis-männlich sind, waren lange
komplett unerforscht und auch heute gibt es wesentlich weniger Wissen
dazu. Die hegemoniale Sichtweise auf Sex ist cis-männlich und
heteronormativ: Heterosexualität wird als einzig gültige Norm
angesehen.

So diskriminieren auch Recht und Institutionen andere Beziehungsformen
und/oder sexuelles Begehren. Wir fordern, unsere Sexualität und unsere
Beziehungsformen selbst definieren zu können, damit wir unsere Lust so
leben können, wie wir das wünschen. Wir fordern Aufklärungskampagnen
zu Selbstbestimmung, Sexualität und Identität.

WEGEN ALL DEM UND VIELEM ANDEREM, FÜR ALL DAS UND VIEL MEHR
STREIKEN WIR AM 14. JUNI 2019 - LAUT UND LÄSSIG, VOLLER WUT UND
ZUVERSICHT. WARUM? WEIL WIR VIELE SIND! UND WEIL'S JA SONST NIEMAND
FÜR UNS TUT.

Feministischer Streik & Frauenstreik Zürich

Kontakt

frauenstreikzuerich.ch

www.facebook.com/frauenstreikenzh

frauenstreikenzh@gmail.com

 * 

Eine Anmerkung zu Sprache und Schreibweisen

In einer binären Welt, in der alles entweder als "männlich" oder
"weiblich" gilt, wollen wir mit dem Gender-Stern* darauf hinweisen,
dass sich nicht alle mit dem ihnen bei Geburt zugewiesenen Geschlecht
identifizieren können. Geschlechtliche Identität sowie sexuelles
Begehren unterliegen sozialem und auch persönlichem Wandel und sind
nicht "naturgegeben" oder fix. Cis-Frauen oder Cis-Männer sind
Menschen, die sich mit dem ihnen bei Geburt zugewiesenen Geschlecht
identifizieren können. Wir sind der Meinung, dass Frauen*, ob Trans-,
Inter-, Cis- oder Queer, vom Patriarchat unterdrückt werden und
definitiv nicht davon profitieren. Deshalb verwenden wir den Gender-
Stern; auch um zu zeigen, dass wir viele sind. Wir schreiben "Schwarze
Frauen" mit grossem "S", um einerseits darauf hinzuweisen, dass es
sich bei "Schwarz" nicht um ein Adjektiv, sondern um eine konstruierte
Rassifizierung mit spezifischen Zuschreibungen handelt, die nicht auf
realen Dispositionen beruht. Zum anderen wird mit der Verwendung des
grossen "S" auf antirassistische Widerstandskämpfe Bezug genommen, in
denen der Begriff "Schwarz" als politische Selbstbezeichnung verwendet
wird; "weiss" schreiben wir klein, obwohl wir auch dieses Adjektiv als
Zuordnung begreifen, diese aber eine klar andere Bedeutung in
Geschichte und Gegenwart einnimmt als "Schwarz".

Feministischer Streik & Frauenstreik Zürich

 * 
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MELDUNG/998: Literaturhinweis - Was fasziniert Jugendliche am Mainstream-Kino? (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 16.05.2019

Neues Buch: Was fasziniert Jugendliche am Mainstream-Kino?



"Spider-Man", "Der Herr der Ringe" oder "The Matrix": Blockbuster sind
ein wichtiger Bestandteil der Jugendkultur. Und das, obwohl sie bei Eltern
und Erziehern, aber auch in Teilen der Medienwissenschaft verpönt sind. Eine
Hemmschwelle, die es nach den Vorstellungen von Dr. Werner C. Barg von der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) zu überwinden gilt. In
seinem jüngst erschienenen Buch "Blockbuster Culture" setzt er sich
kritisch mit der Materie auseinander und liefert zugleich eine Erklärung,
warum Jugendliche vom Mainstream-Kino fasziniert sind. Dafür hat er die
Struktur von rund 20 Blockbuster-Filmen analysiert.

Um es gleich vorwegzunehmen: Von Blockbustern geht keine Gefahr für
Jugendliche aus. Ganz im Gegenteil: Sie liefern eine wichtige Plattform
zur Identitätsfindung und zur Reifung der Persönlichkeit junger Menschen.
Vieles, das in diesen Filmen formuliert wird, ist bereits aus
mythologischen Geschichten oder von historischen Heldenreisen bekannt.
Dennoch: "An derartige Themen können Jugendliche hervorragend anknüpfen",
erklärt Dr. Werner C. Barg, der seit 2015 die Vertretungsprofessur für
Audiovisuelle Medien an der MLU innehat. "In Blockbustern, wie Spider-Man,
Der Herr der Ringe - die Gefährten, Matrix oder die Tribute von Panem -
The Hunger Games, wird ihnen ermöglicht, sich mit ihrer eigenen Lebenswelt
auseinanderzusetzen, mit Wünschen und Träumen zu spielen oder auch mit
Rollenbildern und der eigenen Identität zu experimentieren", so Barg.

Ein Beispiel: Wenn die Hauptfigur in den Spiderman-Filmen merkt, dass sie
über Superkräfte verfügt, dann sei das natürlich auch ein
Identifikationsangebot für heranwachsende Jungen, so Barg. Themen wie die
Ablösung von den Eltern, Freundschaft oder das Entdecken der eigenen
Sexualität liefern in den Blockbustern das Grundgerüst. Positiver
Nebeneffekt: Hier werden ein Wertesystem vermittelt, Gut und Böse
ausgelotet, aber oft auch konservative Genderkonstruktionen vermittelt.
Angst haben müsse man vor solchen Wertebildern laut Barg aber nicht, denn
die Blockbuster bilden lediglich einen Teil der sehr komplexen
Mediensozialisation junger Menschen.

Werner Barg beschäftigt sich seit den 1980er Jahren mit dem Thema Film. Er
war Medienpädagoge, Drehbuchautor und hat selbst große Filme produziert.
Seit den 1990er Jahren befasst er sich auch akademisch mit Blockbustern.
"Ich wollte herausfinden, worin die Faszination dieser Filme besteht."
Konkreter Auslöser für das vorliegende Buch war eine Studie der Uni Wien
zum Filmkonsum von Schülern, in der die Befragten angaben, sich
überwiegend an Filmhelden zu orientieren. Diese rein empirisch gewonnene
Aussage wollte Barg inhaltlich weiter unterfüttern. Und so sezierte er die
Struktur von rund 20 Blockbustern aus den vergangenen Jahrzehnten. Seine
Ergebnisse setzte er im Anschluss in Bezug zu Aspekten aus der
Entwicklungspsychologie. Sein Ansatz: "Wenn sich so viele Menschen diese
Filme anschauen, dann müssen sie irgendeinen Mehrwert besitzen."

Anfangs, so Barg, seien Blockbuster vor allem wegen der spektakulären
technischen Effekte geschaut worden. Doch spätestens rund um die
Jahrtausendwende setzte eine Veränderung ein. Die Entwicklung der Figuren
spielte plötzlich eine entscheidende Rolle. "Mit dem Ergebnis, dass die
Konsumenten in und mit diesen Filmen ihre eigene Identität reflektieren
und sich dort auch aufgehoben fühlen können", sagt Barg.

Mit dem Erscheinen seines Buches verbindet der Medienwissenschaftler vor
allem den Wunsch, dass das Potenzial von Blockbuster-Filmen auch in
Ministerien und Bildungseinrichtungen stärker erkannt wird. Etwa, indem
man einzelne Beispiele in den Lehrplan aufnimmt. "Im besten Fall wäre
meine Arbeit ein Baustein zur Modernisierung des Medienangebots in
Schulen", resümiert Barg.

Werner Barg arbeitet indes bereits am nächsten Buch. Darin wird er sich
intensiv mit Serien im Zeitalter des Streamings beschäftigen.


Über das Buch: 

Werner C. Barg. 

Blockbuster Culture. Warum Jugendliche das Mainstream-Kino fasziniert. 

Berlin 2019, 168 S., 17 Euro, ISBN: 978-3-86505-260-5

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 16.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DOKUMENTATION/1630: ZDFzoom "Europa im Umbruch", am 22.05.2019 (ZDF)


ZDFzoom: Europa im Umbruch

Im Anschluss: Hinter den Kulissen des Brexit – Protokoll einer Scheidung

Mittwoch, 22. Mai 2019, 22.45 Uhr und 0.45 Uhr

Inhalt:

– Sendetermine und Stab

– ZDFzoom: Europa im Umbruch – Was wurde aus Friede, Freude, Götterfunken?

– auslandsjournal – die doku: Hinter den Kulissen des Brexit – Protokoll einer Scheidung

– Infos zu "ZDFzoom"

– Die bisherigen "ZDFzoom"-Sendungen

– Infos zu "auslandsjournal – die doku"



Mittwoch, 22. Mai 2019, 22.45 Uhr, ZDF
Wahl 2019
ZDFzoom: Europa im Umbruch
Was wurde aus Friede, Freude, Götterfunken?
Film von Kersten Schüßler

Kamera: Ulf Behrens, Christopher Rowe
Produktion: FilmFreunde Friedl
Redaktion: Halim Hosny
Leitung der Sendung: Markus Wenniges
Länge: ca. 30 Minuten


Mittwoch, 22. Mai 2019, 0.45 Uhr und 4.00 Uhr, ZDF
auslandsjournal – die doku:
Hinter den Kulissen des Brexit – Protokoll einer Scheidung
Film von Lode Desmet

Produktion: Films of Record
Redaktion ZDF: Paul Amberg, Beate Höbermann
Redaktion ARTE: Martin Pieper
Länge: ca. 45 Minuten

 * 

ZDFzoom: Europa im Umbruch – Was wurde aus Friede, Freude, Götterfunken?

Europa steht 30 Jahre nach dem Mauerfall wieder vor einer Zeitenwende. Von Friede, Freude Götterfunken diesmal kaum eine Spur. "ZDFzoom"-Autor Kersten Schüßler reist von Polen nach Portugal und erfährt: Das Vertrauen in die Eliten schwindet atemberaubend. In immer mehr Ländern wird die Nation als vermeintliche Wärmestube in einem sozial zugigen Kontinent entdeckt. Zu welchem Preis?

"Je weiter Sie nach Polen fahren, desto weniger wird die EU gemocht", erzählt der Historiker Werner Benecke und lässt seinen Blick von Slubice über den Grenzfluss rüber nach Frankfurt/Oder schweifen. Am deutschen Ufer liegen Plattenbauten im Nebel. Irgendwo dahinter liegt Berlin. Dort, wo vor 30 Jahren die Mauer fiel, wo Leonard Bernstein "Friede, Freude, Götterfunken" dirigierte und eine Zeitenwende für Europa angestimmt wurde, dominiert heute bei vielen eine nüchterne wirtschaftliche Sichtweise. Europa ist schön, solange es sich wirtschaftlich lohnt.

Doch in den vielen anderen Ländern sorgt das für Verstimmung. Steckt Europa massiv in der Krise, wird der Nationalstaat wieder als die bessere Alternative gehandelt. Eine Million Polen leben in Großbritannien – noch. Viele von ihnen sind schon wieder gegangen, zurück ins arme Ostpolen, nach Bialystok etwa – dort, wo die Nationalisten der PIS die Rückkehrer begrüßen und nichts mehr zu spüren ist vom Traum von Europa. Zukunft heißt dort Nation.

Auch in Villers-Cotterêts ist Europa kein Zauberwort. Der Zug dorthin fährt raus aus dem reichen Paris, durch die Banlieues der Einwanderer in eine Zone der Ödnis. Dort leben jene, die nach Paris zur Arbeit pendeln und sich kein Kino, kein Theater, kein Essen, keinen Kaffee leisten können. "Wenn wir könnten, würden wir auswandern", sagen sie hier. Längst stellt der EU-feindliche Rassemblement National die Mehrheit. Verloren sitzt der Vertreter der Pro-Europäischen Macron-Bewegung "En Marche" in seinem Büro. Sein Präsident Emmanuel Macron fordert einen europäischen Mindestlohn, mehr gemeinsame Projekte.

Aus der Kabine des alten Riesenrads am Wiener Prater schaut der Ökonom Stephan Schulmeister in die Tiefe. Steht Europa am Abgrund? "Die Populisten versprechen mehr soziale Wärme in der eigenen Nation und Protektionismus auf Kosten der Fremden." Das sei fatal. Der Brexit könne der erste Schritt sein zum Zerbrechen Europas. Scheitere der Euro, gar die EU, wäre das eine Katastrophe. "Ein europäischer Wirtschaftskrieg wäre die Folge, das größte Opfer Deutschland mit seiner Export-Abhängigkeit." Schulmeister fordert dagegen einen "New Deal" für Europa: weniger Sparpolitik, mehr Investitionen in Infrastruktur, in gemeinsame europäische Projekte.

In Portugal ist die Regierung ausgeschert aus dem Spardiktat, investiert, erhöht Löhne und hat Erfolg. Zwar sind Armut und Arbeitsmigration weiterhin hoch. Doch eines fehlt hier völlig: populistischer Protest. In Berlin nimmt man das überrascht zur Kenntnis. Dabei ist das Signal politisch nicht so schwer zu verstehen. Es hieße: "Ein neuer Aufbruch für Europa – dass Wohlstand bei allen Menschen ankommt." So steht es im Berliner Koalitionsvertrag.

 * 

auslandsjournal – die doku: Hinter den Kulissen des Brexit – Protokoll einer Scheidung

Ein Fernsehteam hatte die Möglichkeit, hinter die Kulissen der Brexit-Verhandlungen auf Seiten des EU-Parlaments zu schauen. Dabei erhielt es ungeschminkte Einblicke in den Austrittsprozess.

Über zwei Jahre begleitete der belgische Filmemacher Lode Desmet den Chefunterhändler des europäischen Parlaments, Guy Verhofstadt, und dessen Team bei den Brexit-Verhandlungen. Ohne Zustimmung des EU-Parlaments kann ein Brexit-Abkommen nicht in Kraft treten.

Von Anfang an hat die EU bei den Brexit-Gesprächen mit der Uneinigkeit auf Seiten der Briten zu kämpfen. Dort finden sich neben den gemäßigten Befürwortern des Brexits und Hardlinern auch Pro-Europäer. Sie schaffen es kaum, sich auf eine einheitliche Position zu einigen. Bis zum Schluss werden die Verhandlungen dadurch extrem erschwert. Der Film zeigt, wie innerhalb der EU und vor allem auf Seiten der Brexit-Steuerungsgruppe des EU-Parlaments damit umgegangen wird. Nicht immer wird auch dort mit offenen Karten gespielt. Es kommt vor, dass Details über den Stand der Verhandlungen und der Diskussionen an Zeitungen durchgesteckt werden. Indiskretionen, die den Zusammenhalt der Brexit-Steuerungsgruppe gefährden.

Zum Brexit-Koordinator des Europäischen Parlaments und somit zum Vorsitzenden der sechsköpfigen Brexit-Steuerungsgruppe wurde Guy Verhofstadt ernannt. Der Liberaldemokrat war von 1999 bis 2008 Ministerpräsident von Belgien. Er ist überzeugter Europäer und kämpft – trotz des Ausscheidens von Großbritannien – für eine Stärkung der EU. Sein Ziel: die Vereinigten Staaten von Europa.

Guy Verhofstadt und sein Team standen während der vergangenen zwei Jahre im Zentrum der Ereignisse um den EU-Austritt Großbritanniens. Verhandelt wird der Brexit auf Seiten der EU von dem Franzosen Michel Barnier (EVP). Mit ihm steht Guy Verhofstadt im engen Austausch. Immer wieder ging es unter anderem um die Streitpunkte Bürgerrechte, Finanzen und eine mögliche neue Grenze zwischen Irland und Nordirland (Backstop).

Der Autor Lode Desmet war bei vielen vertraulichen Treffen zwischen Barniers Team und der Brexit-Steuerungsgruppe mit der Kamera dabei. Dort wurde offen über Fortschritte und Hindernisse bei den Verhandlungen berichtet und der Stand der Dinge diskutiert. Und immer wieder taucht bei EU-Verhandlern die Frage auf, was die britische Seite eigentlich erreichen

 * 

Infos zu "ZDFzoom"

"ZDFzoom" bietet mittwochs um 22.45 Uhr – in der Regel im Anschluss an das "auslandsjournal" – investigative Recherchen zu gesellschaftlich relevanten und alltagsnahen innen- wie außenpolitischen Themen. Seit dem 11. Mai 2011 bereitet das Dokumentations- und Reportageformat komplexe Sachverhalte mit einer wiedererkennbaren Grafik- und Kameraarbeit verständlich auf. Je nach Länge (30 oder 45 Minuten) liegen die Kosten der zirka 35 Produktionen pro Jahr zwischen 90.000 Euro und 130.000 Euro pro Ausgabe.

Die "ZDFzoom"-Redaktion leitet seit Oktober 2017 Markus Wenniges.

Von 2011 bis 2014 leitete Christian Dezer die Redaktion Dokumentationen und das Doku-Format "ZDFzoom" in der Hauptredaktion Politik und Zeitgeschehen, von 2014 bis 2017 Claudia Ruete.

 * 


Die bisherigen "ZDFzoom"-Sendungen

2011

(27 Sendungen – Erstsende-Datum in Klammern)


	Geheimaktion Geronimo – Die Rätsel um den Tod von Osama Bin Laden (11.05.)

	Tatort Urlaubsparadies (18.05.)

	Der Fall Kachelmann und die gelenkte Wahrheit (25.05.)

	Stresstest für die Atomkraft – Fukushima und die Folgen (01.06.)

	Toxic City – Deutscher Giftschrott für Ghana (08.06.)

	Hilfe, ich bin nackt! (15.06.)

	Das Recht des Stärkeren (22.06.)

	Verkehrsinfarkt – Deutschland im Dauerstau (29.06.) 

	Keine Gnade für Häftling 179212? (06.07.)

	Blutige Geschäfte – Auf den Spuren des Organhandels im Kosovo (13.07.)

	Die Sprit-Abzocke – Wie Mineralölkonzerne Kasse machen (20.07.)

	Der eiskalte Mörder von Norwegen – Wer ist Anders Behring Breivik? (03.08.)

	Tödliche Gefahr – Fallenjagd in Deutschland (10.08.)

	Der Preis der Liebe – Wer kümmert sich um meine Kinder? (17.08.)

	Keim außer Kontrolle – Wenn das Krankenhaus krank macht (24.08.)

	Arbeiten bis zum Umfallen – Volksleiden Burnout (31.08.)

	Die heimlichen Strippenzieher – Wer regiert uns wirklich? (14.09.)

	Erschüttert, enttäuscht, entfremdet – Die katholische Kirche und die Vertrauenskrise (21.09.)

	Tatort Diskothek – Wenn die Party zum Albtraum wird (28.09.)

	Die tägliche Dröhnung – Höchstleistung aus dem Medizinschrank (05.10.)

	Der schwarze Mann – Jagd nach dem Kindermörder von Dennis (12.10.)

	Kampf ums Kind – Wenn Gutachten Familien zerstören (26.10.)

	Die Tricks der Versicherer (02.11.)

	Gefährliche Gier – Die riskante Suche nach Erdgas in Deutschland (09.11.)

	Angst ums Geld – Wer hat Schuld am Eurochaos? (23.11.) 

	Teure Tropen – Das Geschäft mit unserem Wasser (30.11.)

	Unsichtbare Gefahr – Nanotechnologie im Alltag (07.12.)




2012

(38 Sendungen)


	Das illegale Geschäft mit Hundebabys (11.01.)

	Zeitarbeit – Jobmotor oder Ausbeutung? (18.01.)

	Tödliche Keime aus der Massentierhaltung (25.01.)

	Ärztepfusch – Patienten klagen an (01.02.)

	Gefährlicher Kick – Tödliche Droge auf dem Vormarsch (15.02.)

	Zarendämmerung – Risse im System Putin (22.02.)

	Die Fukushima-Lüge (07.03.) 

	Mister Karstadt – Der rätselhafte Nicolas Berggruen (14.03.)

	Die Lohnsklavinnen – Billigmode aus Indien (28.03.)

	Das Gelbe vom Ei – Auf der Suche nach dem glücklichen Huhn (04.04.)

	Ahoi und Alarm – Wie sicher sind Kreuzfahrtschiffe? (11.04.)

	Am Ende arm – Wenn im Alter das Geld nicht reicht (18.04.)

	Menschenhandel in Europa – Billignachschub für deutsche Puffs (25.04.)

	Nicht zu uns! – Wohin mit gefährlichen Straftätern? (02.05.)

	Versenkt, verbaut, vergraben – Pleitegeier über Rhein und Ruhr (09.05.)

	Der Piraten-Hype – Geht Politik auch anders? (16.05.)

	Mieten, kaufen, zahlen – Die Tricks der Immobilienmakler (23.05.)

	Abgefüllt und aufgetischt – Wie gut ist unser Mineralwasser? (30.05.)

	Hopfen und Malz verloren! – Wie gut ist Deutschlands Bier wirklich? (06.06.)

	Unter Strom – Der Kampf um die Energiewende (20.06.)

	Kostenfalle Eigenheim – Wenn der Hausbau zum Albtraum wird (04.07.)

	Weiße Kittel, schwarze Kassen – Selbstbedienung im Gesundheitswesen? (11.07.)

	Beraten und verkauft? – Milliardengeschäft Vermögensberatung (18.07.)

	Gnadenlos billig – Online-Shops auf dem Vormarsch (25.07.)

	Giftiges Licht – Die dunkle Seite der Energiesparlampe (08.08.)

	Dritte Halbzeit Randale – Fangewalt im Fußball (22.08.) 

	Prügelknaben der Straße – Der brutale Alltag deutscher Fernfahrer (05.09.) 

	Die Anruf-Falle – Wie Call-Center abzocken (12.09.) 

	Alles Bohne – Wie gut ist unser Kaffee? (26.09.)

	Schokolade, Shampoo, Sonnencreme – Wie Alltagsprodukte den Regenwald zerstören (03.10.)

	Gefesselt im Heim (10.10.)

	Die Wegwerfer – Auf der Spur der Lebensmittelverschwender (17.10.) 

	Armes reiches Amerika – Auf der Park Avenue durch New York (31.10.)

	Die Weinprobe – Kann ein guter Tropfen günstig sein? (21.11.) 

	Nichts geht mehr – Wenn Spielautomaten süchtig machen (28.11.)

	Blutige Schätze – Illegaler Antikenhandel in Deutschland (05.12.)

	In der Weihnachtsbäckerei – Die dunkle Seite unserer Plätzchen (12.12.)

	Kostenfalle Handy – Die Tricks der Mobilfunkriesen (19.12.)




2013

(34 Sendungen)


	Die Patientenfabrik – Wie Kliniken Profit machen (09.01.)

	Verschoben, verplant, verbaut – Das Flughafen-Fiasko von Berlin (16.01.)

	Die Minijob-Masche – Maximale Ausbeutung, minimaler Lohn (23.01.)

	Beraten und verkauft – Wie Banken ihre Kunden schröpfen (30.01.)

	Kranke Kassen – Wettbewerb auf dem Rücken der Patienten (20.02.)

	Eingeschweißt und abgepackt – Wie sicher ist unser Essen? (27.02.)

	Flucht in die Karibik – Die Steuertricks der Konzerne (06.03.)

	Die Schattenmacht – Das zweifelhafte System der Rating-Agenturen (20.03.)

	Verführerische Fitmacher – Das Geschäft mit Functional Food (27.03.)

	Single-Dinner und Powerdating – Das Geschäft mit der Einsamkeit (10.04.)

	Schlummernde Gefahr – Die explosive Altlast der Kriege (17.04.) 

	Das stille Gift – Wenn Pestizide krank machen (08.05.)

	Kaum gekauft, schon kaputt – Der Ärger mit den Elektrogeräten (15.05.)

	Tödliche Deals – Deutsche Waffen für die Welt (22.05.)

	Im Stich gelassen – Der Ärger mit den Berufsgenossenschaften (29.05.)

	Flutkatastrophe mit Ansage? – Das Versagen des Hochwasserschutzes (12.06.)

	Grenzenlos kriminell? – Bürger in Angst, Polizei unter Druck (19.06.)

	Vorsicht Krabbe! – Das große Geschäft mit dem kleinen Tier (03.07.)

	Angelegt und abgesoffen – Das dubiose Geschäft mit den Containerschiffen (10.07.)

	Mogelpackung Almidylle – Der Preiskampf um unsere Milch (17.07.)

	Hauptsache Fleisch! – Kann man dem Braten noch trauen? (24.07.)

	Gewinn ist King – Die rüden Methoden der Burger-Kette (31.07.)

	Dämmwahn oder Klimarettung? – Vom Sinn und Unsinn der energetischen Sanierung (07.08.) 

	Word Wide War – Der geheime Kampf um die Daten (11.09.)

	Preistricks beim Strom – Wer für die Energiewende bezahlen muss (18.09.)

	Piloten am Limit – Wenn die Müdigkeit mitfliegt (25.09.)

	Die Falschberater – In den Fängen der Postbank (02.10.)

	Miete gleich Rendite? – Die Geschäfte der Immobilienriesen (09.10.)

	Mode zum Wegwerfen – Das Prinzip PRIMARK (16.10.)

	Die Zins-Falle – Wie Banken iher Kunden abkassieren (30.10.)

	Das tägliche Gift – Risiko Pestizide (13.11.)

	Böse Mine, gutes Geld – Das schmutzige Geschäft mit der Kohle (20.11.)

	Auf dem falschen Gleis – Was läuft schief bei der Bahn? (04.12.)

	Süß und gefährlich – Die bittere Seite des Zuckers (18.12.)




2014

(35 Sendungen)


	Nachgezoomt – Was aus unseren Geschichten wurde (100. Sendung / 08.01.)

	Teure Tabletten – Pillen, Preise und die Pharmaindustrie (15.01.)

	Das Geschäft mit dem Mitleid – Die dunkle Seite der Freiwilligenarbeit (22.01.)

	Ausgepresst und ausgenommen – Das bittere Geschäft mit den Orangen (29.01.)

	Kinderschutz am Pranger – Gerichtsmediziner klagen an (05.02.)

	Gurlitt und der Jahrhundertschatz – Von Opfern, Tätern und Millionen (12.02.)

	Täuschen, tricksen, drohen – Die Fukushima-Lüge (26.02.)

	Hähnchenreste auf Reisen – Das Geschäft mit unserem Abfall (05.03.)

	Ungleiche Gegner – Wie Gemeinden um ihre Stromnetze kämpfen (26.03.)

	Das Fußball-Imperium – Die Geschäfte der FIFA (02.04.)

	Tanken, rasten, zahlen – Wie Raststätten Kasse machen (16.04.)

	Vorsicht Handwerker! – Wenn auf Baustellen gepfuscht wird (30.04.)

	Pillen für die Psyche – Werden unsere Kinder krank gemacht? (07.05.)

	Schmutzige Schifffahrt – Billiger Transport auf Kosten der Gesundheit (14.05.)

	Geheimsache Freihandel – Wem nützt das transatlantische Abkommen? (21.05.)

	Verschwörung gegen die Freiheit – Big Brother im Weißen Haus (28.05.)

	Gefahr aus dem Stall – Tödliche Keime – machtlose Politik? (04.06.)

	Unsere Amateure – echte Profis? – Wie es Fußball-Deutschland wirklich geht (11.06.) 

	Patienten im Abseits – Wenn in der Klinik nur die Rendite zählt (02.07.)

	Kaputt gespart – Droht uns der Verkehrsinfarkt? (16.07.)

	Kredit oder Konkurs – Die fragwürdigen Methoden von SCHUFA & Co. (23.07.)

	Kollegen dritter Klasse – Der Trick mit dem Werkvertrag (30.07.)

	Risiko Implantate – Wenn Medizinprodukte zur Gefahr werden (06.08.) 

	Vom Irrsinn der Bürokratie – Deutschland kontrolliert und wacht (13.08.)

	Wo der Spaß aufhört – Die dunkle Seite von LEGOLAND, SEA LIFE und Co (20.08.) 

	Biosprit – Tödlicher Feind der Orang-Utans (10.09.)

	Glaube, Liebe, Kapital – Die Katholische Kirche und ihre Finanzen (24.09.) 

	Deutschland im Flughafen-Wahn (01.10.)

	Fährt Auto-Deutschland vor die Wand? (08.10.)

	Das Geschäft mit der Armut (15.10.)

	Die billige Masche von H&M (29.10.)

	Hunger! / Teil 1 (05.11. / Teil 2: Durst! 11.11., ZDFzeit)

	Chaos statt Konzepte – Deutschland und die Flüchtlinge (12.11.)

	Tickende Zeitbomben – Wie gefährlich sind Speicher unter Tage? (03.12.)

	Obdachlose Kinder in Deutschland (17.12.)




2015

(40 Sendungen)


	Bereit zu sterben für Allah – Islamisten in Deutschland (14.01.)

	Auf Kosten der Alten – Was in Pflegeheimen schief läuft (21.01.) 

	Haiti – Hilfe, Hoffnung, Wut (28.01.)

	Der Milliarden-Wahnsinn – Wie Fördergelder verschwendet werden (04.02.)

	Immer Ärger mit der Post (11.02.)

	Deutschland und der gekaufte Sex (18.02.)

	Vorsicht Kreditfalle! – Wie Kunden abgezockt werden (25.02.)

	Versagt die Mietpreisbremse? – Warum Wohnen immer teurer wird (04.03.)

	Die Dortmund-Story (18.03.)

	Das ARAL-System – Tankstellenpächter unter Druck (01.04.)

	Millionen im Namen des Volkes – Wie Richter Bußgelder verteilen (08.04.) 

	Schulessen: mangelhaft! (15.04.) 

	Die Mogelverpackung – Wie öko sind Tetra Pak und Co.? (22.04.)

	Ikea, Höffner & Co. – Woher kommen unsere Billigmöbel? (29.04.)

	Zoff ums Kiffen – Wie sinnvoll ist die Freigabe von Cannabis? (12.05.)

	Teile und leide – Die Raffzähne der Share Economy (13.05.) 

	Das Leiden der Schmerzkranken (20.05.) 

	Filme, Serien und Sex aus dem Netz – Wie Anwälte Zuschauer abkassieren (27.05.)

	Täter oder Wohltäter? – Die Macht der Agrar-Riesen (03.06.)

	Die Macht von Amazon – Günstig, aber gnadenlos? (17.06.)

	Flucht unterm LKW – Europas Streit um die Asylpolitik (24.06.)

	Rasen erwünscht – Warum Deutschlands Autofirmen kein Tempolimit wollen (01.07.)

	Die Macht von Aldi, Edeka & Co. – Kundenkampf um jeden Preis (08.07.)

	Ist Europa noch zu retten? (15.07.)

	Bittere Erdbeeren – Wie Erntehelfer leiden müssen (22.07.) 

	Abkassiert beim Zahnarzt? (29.07.)

	Aus Liebe zum Tier – Wie weit dürfen Aktivisten gehen? (12.08.)

	Außen hui und innen...? – Die Geschäfte von TUI (19.08.)

	Freie Kfz-Werkstätten auf dem Prüfstand – Wie gut sind ATU, Pitstop & Co.? (26.08.)

	Ein Staat, zwei Welten? – Einwanderer in Deutschland (02.09.) 

	Sicherheitslücken am Frankfurter Flughafen – Schwere Mängel bei den Kontrollen (09.09.)

	Das System Rotes Kreuz (23.09.)

	Backstage! – Konzertmacher im Rampenlicht (30.09.)

	Dreckiges Gold – Die glänzenden Geschäfte mit dem edlen Metall (07.10.)

	Letzte Tage, gute Tage? – Palliativ-Versorgung in Deutschland (14.10.)

	Das Hubschrauber-Fiasko bei der Bundeswehr (28.10.)

	Der Fall Zschäpe – Was wusste der Verfassungsschutz? (11.11.)

	Spur nach Moskau – Warum musste Litwinenko sterben? (02.12.)

	Schöne Bescherung – Spielzeug aus China (09.12.)

	Ein Jahr Almanya – zwischen Asyl und Ablehnung (16.12.)




2016

(32 Sendungen)


	Nachgezoomt 2016 – Was aus unseren Geschichten wurde (13.01.)

	Notruf 112 – Woran krankt der deutsche Rettungsdienst? (20.01.)

	Polizei in Not – Überlastet und kaputt gespart? (27.01.)

	Kalaschnikows für Terroristen – Waffenschmuggel in Europa (03.02.)

	Sparkassen in der Krise – Wenn Kunden das Vertrauen verlieren (10.02.)

	FIFA – Das Foulspiel der Mächtigen (24.02.)

	Integrations-Wirrwarr – Große Pläne, kleine Schritte (02.03.) 

	Der Germanwings-Absturz – Die Katastrophe und viele Fragen (23.03.)

	Dschihad in Europa – Warum die Terrorgefahr wächst (30.03.)

	Überlebt Volkswagen? (06.04.)

	Sonne, Wind und Wut – Wird die Energiewende ausgebremst? (04.05.)

	Das Geschäft mit den Flüchtlingen – In der Not klingeln die Kassen (11.05.)

	Gewinn statt Gewissen: Teure Mode – billig produziert? (18.05.)

	Die Pflegefalle (25.05.)

	Gemeinschaft war gestern – Europa ohne Zukunft (01.06.)

	Die Flüchtlingskanzlerin – Was treibt Angela Merkel an (08.06.)

	Generation Dschihad – Deutsche Jugendliche und der Terror (29.06.)

	Fass mich an... Warum Berührung so wichtig ist (13.07.)

	Können Sterne lügen? Hotelbewertungen in Deutschland (20.07.)

	Werkstatt oder Hörsaal – Warum es immer weniger Azubis gibt (27.07)

	Das Geschäft mit der Krankheit – Wie wir zu Patienten gemacht werden (03.08.)

	Auf dem Abstellgleis – Die Bahn in der Krise (10.08.)

	Die Neue Rechte – national, patriotisch, gefährlich (24.08.)

	Die Lebensversicherungsfalle: Reiche Konzerne – enttäuschte Kunden (31.08.)

	Irrsinn auf dem Wohnungsmarkt – Von Leerstand und Luxusmieten (21.09.)

	Miese Masche Kaffeefahrt (05.10.)

	Es stinkt! – Dicke Luft in Deutschland (12.10.)

	Die Moschee nebenan – Vorurteile und Realität (26.10.)

	USA – Die gekaufte Demokratie? (02.11.)

	Alles nur Lüge? – Wie im Netz getäuscht wird (09.11.)

	Das Rentendebakel (16.11.)

	Lust auf Lachs – Der globale Wahnsinn (14.12.)




2017

(35 Sendungen)


	Nachgezoomt 2017 (11.01.)

	Die Lüge vom sauberen LKW – Abgas-Betrüger und ihre Dreckschleudern (18.01.)

	Der Irrsinn mit der Milch – global, billig, ruinös (25.01.)

	Deutsche Post am Limit – Preiskampf und gestresste Mitarbeiter (01.02.)

	Putins Kalter Krieg – Ein russischer Spion packt aus (08.02.)

	Volksdroge Alkohol – der legale Rausch (22.02.)

	Die AfD – Innenansichten einer Protestpartei (01.03.)

	Ausgebeutet – Arbeit nur auf Abruf (22.03.)

	Der Daten-Dschungel – Fantastische Freiheit oder smarte Sklaverei? (29.03.)

	In den Fängen der Abzocker – Wie Anleger um Milliarden gebracht werden (05.04.)

	Bürokratie statt Integration – Flüchtlinge in Deutschland (12.04.)

	Tatort Deutschland – Leichtes Spiel für Einbrecher (03.05.)

	Inside Deutsche Bank – Gigant ohne Zukunft? (17.05.)

	Gefährliche Verbindungen – Trump und seine Geschäftspartner (24.05.)

	Die Handy-Abo-Falle – Wie Kunden reingelegt werden (31.05.)

	Geheimsache VW – Wie die Regierung den Konzern schützt (07.06.)

	Der schiefe Plan von Pisa – Schüler im Teststress (14.06.)

	Laut, schmutzig, gefährlich – Warum immer mehr LKW unsere Straßen verstopfen (28.06.)

	Lufthansa in Turbulenzen – Was wird aus Service und Sicherheit (05.07.)

	Der Amoklauf von München – Das Leben danach (12.07.)

	Autonom, radikal, militant? – Inside linke Szene (19.07.)

	Dicke Luft im Flieger – Kranke Crews und ahnungslose Passagiere (26.07.)

	Die verunsicherte Mittelschicht (02.08.)

	Teuer, unsinnig, patientenfeindlich – Wie die Kassen unser Geld verschwenden (09.08.)

	Und raus bist Du! – Gewerkschafter unter Druck (16.08.)

	Unter falschem Namen – Passbetrug in Deutschland (23.08.)

	Hungriger Drache – Chinas Gier nach deutschen Firmen (30.08.)

	Grundeinkommen für alle – fair oder ungerecht? (13.09.)

	Wenn Politiker zur Zielscheibe werden (20.09.)

	Bahn ohne Plan – Güterzüge auf dem Abstellgleis (04.10.)

	Kfz-Markenwerkstätten auf dem Prüfstand (11.10.)

	Datenklau und Cyberwar – Wie groß ist die Gefahr aus dem Netz? (25.10.)

	Lebensgefahr trotz Prüfplakette – Warum TÜV & Co. versagen (08.11.)

	Europa an der Grenze – Das Chaos in der Flüchtlingspolitik (15.11.)

	Das Drehbuch des Terrors – Wie gefährlich sind Europas Islamisten? (13.12.)




2018

(37 Sendungen)


	Nachgezoomt 2018 – Was aus unseren Geschichten wurde (10.01.)

	Heirat ohne Liebe – Zwangsehen in Deutschland (17.01.)

	Der wahre Preis für den perfekten Apfel (24.01.)

	Piraten in Nadelstreifen – Wie Reeder, Banker und Politiker den Steuerzahler ausnehmen (31.01.)

	Das System Olympia – Geld, Gier und Macht (07.02.)

	Geldmaschine YouTube (21.02.)

	Der Wahnsinn mit dem Weizen (28.02.)

	Heimlich über die Grenze – Kampf gegen Schleuser (07.03.)

	Abgekartetes Spiel? – Wie Lufthansa sich Air Berlin schnappte (21.03.)

	Alles für die Tonne (28.03.)

	Ausländer rein? – Der Streit ums Einwanderungsgesetz (04.04.)

	Kick & Cash – Macht Geld den Fußball kaputt (25.04.)

	#MeToo – Zwischen Anmache und Machtmissbrauch (02.05.)

	Schweinerei im Schlachthof – Das Geschäft mit dem Tod (09.05.)

	TEDi & Co. – Die dunkle Seite der Billigshops (16.05.)

	Steigende Miete und Spitzenrendite – Wer bändigt die Immobiliengiganten (23.05.)

	Mächtige Täter, hilflose Oper? – Was tun bei Hetze im Netz (30.05.)

	Im Netz des Missbrauchs – Wie Kinder zu Opfern werden (06.06.)

	Am Puls Deutschlands – Unterwegs mit Jochen Breyer (13.06.)

	Die Todesliste des NSU – Deutschland im Visier rechter Terroristen (20.06.)

	Zeitungen in Not – Was ist uns Journalismus noch wert (04.07.)

	Auf der Spur des rechten Terrors – Die sieben Geheimnisse des NSU (11.07.)

	Nächster Halt: Stress im Nahverkehr (25.07.)

	Arbeit auf Zeit – Wie der Staat seine Angestellten ausnutzt (01.08.)

	Auto gegen Fahrrad – Muss Radfahren so gefährlich sein (15.08.)

	Trump und Putin – Komplott gegen Amerika? (22.08.)

	Blauer Brief für die Schule – Was im System schiefläuft (29.08.)

	Geheimakte Finanzkrise – Droht der nächste Jahrhundert-Crash? (12.09.)

	Neue Heimat, fremdes Land – Flüchtlinge in Deutschland (19.09.)

	Armee ohne Kompass – Wohin marschiert die Bundeswehr? (26.09.)

	Regional einkaufen – gute Idee oder Mogelpackung? (10.10.)

	Schuften bis zum Umfallen – DHL-Zusteller unter Druck (17.10.)

	Mord im Krankenhaus – Warum stoppte niemand den Todespfleger (24.10.)

	Bei Anruf Abzocke – Betrug aus dem Callcenter (31.10.)

	Hass aus der Moschee – Wie radikale Imame Stimmung machen (14.11.)

	Teuer und verplant – Kostenfalle staatliche Bauprojekte (21.11.)

	Am Puls Deutschlands – Unterwegs mit Jochen Breyer (05.12.)




2019

(11 Sendungen)


	Nachgezoomt 2019 – Was aus unseren Geschichten wurde (09.01.)

	Globuli und guter Glaube – Homöopathie auf dem Prüfstand (16.01.)

	Krank und keiner zahlt – Der Streit mit der Berufsgenossenschaft (23.01.)

	Hauptsache billig? – Das System Discounter (30.01.)

	Merino-Boom – Der wahre Preis der Kuschelwolle (10.02.)

	Abschottung oder Aufbruch? Die katholische Kirche und die Missbrauchskrise (20.02.)

	Zocken mit Zöllen – Gewinner und Verlierer im Spiel der Mächtigen (27.02.)

	Der Fall des Flüchtlings Ali B. – Ein Verbrechen und seine Vorgeschichte (13.03.)

	Angriff auf die Demokratie – Wurde der Brexit gekauft? (20.03.)

	Geheime Medikamentenversuche – Wie Psychiatriepatienten zu Opfern wurden (27.03.)

	Frauenhäuser in Not (03.04.)



 * 

Infos zu "auslandsjournal – die doku"

Korrespondentenbeiträge zu wichtigen außenpolitischen Themen, die im "auslandsjournal" in einer Länge von rund sechs Minuten laufen, werden seit 2013 anlassbezogen ergänzt durch "auslandsjournal – die doku", die am späten Abend das Thema in 30 oder 45 Minuten aufbereitet.

Die "auslandsjournal"-Dokus in der Übersicht (mit Erstsende-Datum)


2013


	Die Herren der Wüste – Aufstand der Touareg in Mali (23. Januar 2013)

	Aleppo – Die geteilte Stadt (14. April 2013)

	Bürger, Bäume, Barrikaden – Tage, die die Türkei verändern (23. Juni 2013)

	Tahrir – Der Platz der Befreiung (3. Juli 2013)

	Die Elfenbein – Kampf um Kenias Elefanten (24. Juli 2013)

	Tödlicher Müll in China (25. September 2013)

	Die Taliban Kids – Schokolade für den heiligen Krieg (9. Oktober 2013)

	Die Turans aus der Türkei – damals und heute (40 Jahre "auslandsjournal" / 30. Oktober 2013)




2014


	Die Kinder von Aleppo – zwischen den Fronten des Bürgerkriegs (26. März 2014)

	Nordkorea zwischen Führungskult und Autoscooter – Im Märchenland des jungen Kim (7. Mai 2014)

	Wer rettet die Ukraine? (21. Mai 2014)

	"Costa Concordia" – das Trauma-Schiff (28. Juli 2014)

	Recep Tayyip Erdogan (30. Juli 2014)

	ISIS – Terror im Irak (3. August 2014)

	Im Dienste Allahs – Die Anhänger des Fethullah Gülen (6. August 2014)

	Ebola – der einsame Tod (8. Oktober 2014)

	Kobane und die Hoffnung der Kurden (5. November 2014)




2015


	Die Befreiung von Kobane (15. Februar 2015)

	Liebe trotz allem – Deutsch-israelische Beziehungsgeschichten (10. Mai 2015)

	Frankreichs Vorstädte zwischen Revolte und Religion (8. April 2015)

	Flucht aus der Sklaverei – Gerettet aus den Fängen des IS (29. Juli 2015)

	Kampf um Syrien – Die Schwadronen des Dschihad (9. September 2015)

	Leben in der Falle – Die vielen Gesichter Gazas (23. September 2015)

	Evitas Erben – Argentinien sucht seine Zukunft (14. Oktober 2015)

	Die große Flucht – Schicksale auf der Balkanroute (22. November 2015)




2016


	Die heimliche Revolution – Frauen in Saudi-Arabien (4. Mai 2016)

	Das Schicksal der Kinder von Aleppo – Neue Heimat Deutschland (5. Mai 2016)

	Revolte der Kinder – Der Anfang vom Ende der Apartheid (8. Juni 2016)

	Das gespaltene Königreich – Die Briten und der Brexit (22. Juni 2016)

	An vorderster Front – Der Krieg gegen den IS (12. Oktober 2016)




2017


	Geheimakte Kim Jong Un – Nordkoreas rätselhafter Führer (25. Januar 2017)

	Emmanuel Macron – Vom Wunderkind zum Präsidenten (10. Mai 2017)

	Kinder des Terrors – Gefangen von Rebellen in Uganda (17. Mai 2017)

	Wenn Populisten regieren – Dunja Hayali auf der Suche nach einem politischen Phänomen (25. Mai 17)

	Hebron – Die zerrissene Stadt: 50 Jahre nach dem Sechstagekrieg (7. Juni 2017)

	Erdogans neue Türkei – Ein Jahr nach dem Putschversuch (12. Juli 2017)

	Unterschlupf in Ungarn – Neue Heimat für Rechtsextreme (15. November 2017)




2018


	Rätselhaftes Nordkorea – Reise durch ein abgeschottetes Land (17. Januar 2018)

	Im Kampf gegen den IS – Ist das Kalifat am Ende? (24. Januar 2018)

	Wolga, Wodka und WM – Von Nischni Nowgorod bis Wolgograd (13. Juni 2018)

	Im Land der Taliban – Der lange Krieg am Hindukusch (19. September 2018)

	Im Land der Populisten – Das neue Italien (21. November 2018)




2019


	Theresa May und das Brexit-Dilemma (16. Januar 2019)

	Jemen – der Krieg, die Kinder und der Hunger (30. Januar 2019)

	Balkan-Stories – Der lange Weg nach Europa (13. März 2019)

	Machtkampf um Venezuela – Ein Land am Abgrund (27. März 2019)

	Ruanda – Gorillas, grüne Hügel und Gründerboom (3. April 2019)  




– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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DOKUMENTATION/1629: ZDF - "Unterwegs mit dem WISO-Truck", am 20.05.2019 (ZDF)


Unterwegs mit dem WISO-Truck

Drei Monate auf den Spuren europäischer Warenströme

Montag, 20. Mai 2019, 19.25 Uhr

Inhalt:

– Europa zwischen Brexit und Europawahl:

– Mit den "WISO"-Trucks auf den Spuren europäischer Warenströme

– Die "WISO"-Trucks auf Sendung

– WISO-Dokumentation: Mit 500 PS durch Europa

– Interview mit "WISO"-Redaktionsleiter und -Moderator Marcus Niehaves

– Infos zu "WISO"



Europa zwischen Brexit und Europawahl:
Mit den "WISO"-Trucks auf den Spuren europäischer Warenströme

"WISO" startet mit vier Trucks vier verschiedener Speditionen eine Tour durch ganz Europa. Die Lkw sind mit einer neuen Plane in Europa unterwegs, auf der vier Buchstaben zu lesen sind: "WISO"! Die Wege der Trucks bestimmt der freie Warenverkehr. Über die Geschichten, die unterwegs zu finden sind, berichten "WISO", das "ZDF-Morgenmagazin", das "ZDF-Mittagsmagazin", "Volle Kanne – Service täglich", "heute – in Europa" sowie die Nachrichtensendungen der "heute"-Familie.

Zehn Wochen vor der Europawahl und wenige Wochen vor dem geplanten Austritt Großbritanniens aus der EU geht es los: Die "WISO"-Trucks sind bis zur Europawahl am Sonntag, 26. Mai 2019, unterwegs. Die "WISO"-Trucks bringen Reporterinnen und Reporter mit den unterschiedlichsten Menschen zusammen, die von Europa profitieren oder Europa kritisch sehen. Was verbindet und was trennt uns in Europa? Wie funktioniert der europäische Binnenmarkt? Was denken die Menschen über Europa? Wer profitiert vom grenzenlosen Warenaustausch, wer sind die Verlierer? Die "WISO"-Trucks suchen Antworten und spannende Geschichten. Immer, wenn es über neue wirtschaftliche oder politische Entwicklungen zu berichten gilt, können die LKW mit von der Partie sein.

 * 

Die "WISO"-Trucks auf Sendung

Am Montag, 18. März 2019, 9.05 Uhr und 19.25 Uhr, berichten "Volle Kanne – Service täglich" und "WISO" erstmals über den Start der "WISO"-Trucks.

"WISO" begleitet die Trucks drei Monate lang und berichtet in einer eigenen Rubrik achtmal montags um 19.25 Uhr im ZDF über den europäischen Warenverkehr, die Produkte, die Logistik, die Länder und die Menschen. "WISO" ist dabei, wenn neue Waren geladen werden, und fährt mit ans Ziel.

In anderen tagesaktuellen Sendungen des ZDF werden die "WISO"-Trucks immer wieder auftauchen – vom "ZDF-Morgenmagazin", "Volle Kanne – Service täglich" und "ZDF-Mittagsmagazin" bis zu "heute – in Europa" sowie den Nachrichtensendungen der "heute"-Familie.

In den sozialen Netzwerken ist der "WISO"-Truck ebenfalls präsent.

Montag, 20. Mai 2019, 19.25 Uhr, ZDF
WISO-Dokumentation
Mit 500 PS durch Europa – Mit dem WISO-Truck unterwegs

45-minütiges Wirtschafts-Roadmovie

 * 

Montag, 20. Mai 2019, 19.25 Uhr, ZDF
WISO-Dokumentation
Mit 500 PS durch Europa – Mit dem WISO-Truck unterwegs
Film von Marcus Niehaves, Maik Ginzinski und Michael Cordero

Produktion: elbmotion
Redaktion: Marcus Niehaves
Länge: ca. 45 Minuten

Mit einem Trucker auf Tour fährt WISO-Moderator Marcus Niehaves von Bremen nach Valencia durch Länder, die eigentlich europäische Lebensadern sind, die derzeit aber mit Problemen kämpfen.

Unterwegs trifft er Menschen, die von "ihrer" EU erzählen und darüber, was sie aktuell umtreibt und was gerade geschieht. In der 45-minütigen Doku geht es auch um die Frage, wie Logistik funktioniert.

Gut 17 000 Milliarden Euro – so hoch ist 2017 das sogenannte Bruttoinlandsprodukt der EU, das heißt der Gesamtwert aller Waren und Dienstleistungen, die innerhalb der EU hergestellt wurden.

Damit ist der EU-Binnenmarkt der größte gemeinsame Markt der Welt. Eine echte Erfolgsgeschichte? Oder bloß ein guter Deal für Wirtschaft und Politik? Für Verbraucherinnen und Verbraucher ist es selbstverständlich, dass die Regale in Supermärkten und Baumärkten voll bestückt sind. Aber was passiert im Hintergrund? Wie kommen die Waren dorthin? Und welche Rolle spielt dabei die Europäische Union?

Die Speditionsbranche leidet unter einem großen Problem: Keiner will mehr Fernfahrer werden. Osteuropäische Fahrer fangen auf, was hier keiner mehr machen will. Wie hat die Osterweiterung der EU die Branche verändert? Und wie steht es um die Arbeitsbedingungen der Fahrer auf europäischen Straßen? Auch diesen Fragen will Marcus Niehaves auf seiner Reise nachgehen.

Die WISO-Trucks bewegen einen Teil dieser 17 000 Milliarden Euro. Sie transportieren Bier, Stahlarmaturen oder Autoteile ans andere Ende Europas und machen den EU-Binnenmarkt erlebbar. Mit ihrer Hilfe durchkreuzt WISO den Kontinent von Norden nach Süden, von Westen nach Osten. Die Dokumentation spüren auf, was Europa bringt und was auf der Strecke bleibt.

 * 

"Wir wollen aufzeigen, was uns in Europa verbindet und was uns trennt"
Interview mit "WISO"-Redaktionsleiter und -Moderator Marcus Niehaves

Wie entstand die Idee, mittels Sattelschleppern die Stimmung in Europa zwischen Brexit und Europawahl zu erkunden?

Diese Idee habe ich schon lange mit mir herumgetragen – ich habe nur auf den richtigen Anlass gewartet: Und der ist mit dem anstehenden Brexit und der Europawahl gegeben. Ich bin fest davon überzeugt, dass wir Fakten, Einordnungen, Hintergründe am besten über starke Geschichten transportieren können. Wir wollen so viele Menschen wie möglich für unsere Inhalte begeistern, und wir nehmen den Auftrag ernst, möglichst unterschiedliche gesellschaftliche Gruppen zu informieren. Das ist manchmal mit Themen aus der Wirtschaft schwieriger, umso mehr braucht man eine gute Idee, eine Geschichte. Und unsere Geschichte ist der "WISO"-Truck, mit dem wir die Europaberichterstattung unterhaltsam, hintergründig und informativ erzählen können.

Inwiefern kann der Blick auf den freien Warenverkehr neue Erkenntnisse zu der Frage versprechen, wo Europa gerade steht?

Der freie Warenverkehr ist für uns selbstverständlich geworden. Wir erwarten, dass wir preiswerte Produkte jeden Tag im Supermarkt einkaufen können. Die deutsche Wirtschaft profitiert sehr davon, dass es im europäischen Binnenmarkt keine Zölle gibt. Europa ist durch den Wegfall der Grenzen enger zusammengerückt. Das ist für viele, vor allem für die Jüngeren, selbstverständlich geworden. Die Diskussion um den Brexit zeigt aber, dass es eben nicht selbstverständlich so bleiben muss. Wir wollen aufzeigen, was uns in Europa verbindet, was uns aber auch trennt.

Welche Themen lassen sich mit den vier Trucks unterwegs einsammeln?

Auf den Trucks stehen vier Buchstaben – W-I-S-O. WISO steht für Wirtschaft und Soziales – und im ZDF stehen wir für verständlichen Wirtschafts- und Verbraucherjournalismus. Wir sind drei Monate unterwegs und wollen mit diesem Projekt so viele Geschichten wie möglich einsammeln, die mit Wirtschaft und Soziales zu tun haben. Am Ende werden diese Geschichten in nahezu allen Sendungen vorkommen. Egal ob in "Volle Kanne – Service täglich", im "ZDF-Mittagsmagazin", in den "heute"-Nachrichten oder als Doku bei ZDFinfo. Der "WISO"-Truck wird im gesamten Programm seine Spuren hinterlassen – und somit zu einer eigenen, zeitlich begrenzten Marke werden. Da kann es am Ende gar nicht genug Geschichten und Themen geben, wenn sie mit Wirtschaft, Soziales und Europa zu tun haben.

Nach welchen Kriterien wurden denn die Speditionen ausgewählt – und inwiefern ist deren Auftragslage auch ein Indiz dafür, wie es Europa derzeit geht und was sich mit dem Brexit ändern könnte?

Wir haben mit vielen Speditionen Kontakt aufgenommen und sind auf ein wirklich großes Interesse gestoßen, bei diesem Projekt mitzumachen. Darum konnten wir eine Auswahl treffen – und dabei haben viele Kriterien eine Rolle gespielt: Standort, Größe, Geschäftsmodell waren wichtig. Welche Waren die einzelnen Speditionen transportieren und in welche Regionen sie hauptsächlich fahren – all das floss in die Entscheidung mit ein. Ich bin mir sicher, dass wir mit den vier Speditionen aus Bremen, Leipzig, Ingolstadt und Passau einen spannenden Einblick in unterschiedliche Bereiche der Wirtschaft bekommen. Zu diesem Bild gehört natürlich auch die Frage, wie es der Wirtschaft in Europa geht. Tatsächlich merken Speditionen sehr früh, wenn sich die Konjunktur verändert. Logisch: Wird weniger nachgefragt, werden auch weniger Rohstoffe, weniger Papier zum Verpacken, weniger fertige Produkte transportiert. Und sehr spannend: Auch die unterschiedliche Wirtschaftskraft einzelner Länder lässt sich mit den Trucks sehr gut darstellen. Ein Beispiel: Alle Speditionen versuchen Leerfahrten zu vermeiden. Fahren die Speditionen von Deutschland vollbeladen nach Großbritannien, passiert es aber oft, dass sie nur halb voll oder sogar leer zurückfahren. Diese Geschichte steht exemplarisch für einen Begriff aus der Wirtschaftswelt, der ständig diskutiert wird: der Exportüberschuss.

Wird immer ein ZDF-Reporterteam einen der Lkw in den kommenden Wochen begleiten?

Für die langen Dokus wird ein Reporter, eine Reporterin auch mal eine ganze Tour den Truck begleiten. Oft werden die Trucks aber auch ohne uns unterwegs sein, da wir effektiv arbeiten wollen und nicht jede einzelne Tour dokumentieren müssen. Wir wollen in unseren Geschichten zudem immer wieder die Trucks verlassen. Uns geht es nicht darum, möglichst viele Autobahnen zu filmen, sondern wir suchen am Wegesrand, in den Städten und Ländern, unsere Geschichten vor Ort. Der Trucks muss und soll nicht immer die Hauptrolle spielen.

Werden die Brummi-Fahrer selbst auch in den Beiträgen und Dokumentationen zu Gesprächspartnern der Reporter?

Die Brummi-Fahrer sind die Menschen, die jeden Tag Europa verbinden. Sie kennen die Straßen, die Infrastruktur, die Länder. Sie sollen eine wichtige Rolle in diesem Projekt einnehmen. Schon bei der Recherche ist uns klar geworden, dass sich der Job in den vergangenen Jahren sehr verändert hat. Die Freiheit, weit weg vom Chef zu sein, selbstständig durch ganz Europa fahren zu können – all das ist heute eher Fernfahrerromantik. Die meisten Speditionen wissen zu jeder Zeit, welcher Truck sich gerade wo befindet, welche Waren transportiert und zu welchem Zeitpunkt sie wo sein müssen. Das Geschäft läuft just in time, alles vom Computer überwacht und gesteuert. Damit hat das alte Truckerleben wenig zu tun. Trotzdem ist eine gewisse Faszination übrig geblieben – und auch darum soll es in den Filmen immer wieder gehen.

Ist der "WISO"-Moderator auch selbst "auf Achse"?

Für die "WISO"-Dokumentation am 20. Mai 2019 werde ich eine Tour mitmachen. Ich freue mich sehr, den Alltag der Trucker erleben zu dürfen. Ich finde die Logistik, die Planung und die Abläufe, die hinter dem Warentransport stecken, allerdings noch spannender – auch damit werde ich mich beschäftigen.

Sind die "WISO"-Trucks auch Transportmittel, um zu erfahren, was den Europäern in diesem Wahljahr wirklich auf den Nägeln brennt?

Exakt das ist es, was wir machen wollen. Nicht Brüssel, nicht Berlin sondern kleine Städte, das flache Land, unbekannte Regionen – überall dorthin wird uns der "WISO"-Truck führen. Das hat allerdings weniger mit den politisch aufgewühlten Zeiten zu tun: Ich berichte seit Jahren über Wirtschaftsthemen und war in meiner Zeit als Reporter im ZDF-Landesstudio Baden-Württemberg immer wieder bei erfolgreichen Unternehmen vor Ort – diese liegen selten in den Metropolen. Die Weltmarktführer sitzen in Biberach, auf der schwäbischen Alb, im Hohenlohischen oder im Schwarzwald. Das ist in Europa nicht anders. Wir wollen aber auch zeigen, wenn es den Firmen nicht so gut geht, thematisieren, wer die europäischen Verlierer sind, und aufzeigen, woran das liegen könnte. Wir lassen uns vom freien Warenverkehr treiben und überraschen. Das wird sehr, sehr spannend.

Wie werden denn Zuschauer und User über acht Wochen die Routen der "WISO"-Trucks verfolgen können – in den "WISO"-Sendungen, bei "WISO" online, in den Sozialen Medien?

Und auf der Autobahn – die Trucks sind nicht zu übersehen. Sie fahren in unseren "WISO"-Farben durch ganz Europa – und das sollen die Menschen mitbekommen. Im Netz und im ZDF Programm wird der Truck immer wieder auftauchen. Wer ab Mitte März "WISO" schaut, wird alles über die Routen und Geschichten erfahren. Wir senden dann bis Ende Mai, bis zur Europawahl jede Woche einen Beitrag und zum Höhepunkt am 20. Mai 2019 eine Dokumentation als Wirtschafts-Roadmovie.

Und was muss dabei wie gelaufen sein, dass Sie Ende Mai sagen: Der Aufwand hat sich wirklich gelohnt?

Wenn der "WISO"-Truck dazu beitragen konnte, dass unsere Zuschauerinnen und Zuschauer Europa besser kennengelernt haben. Und wenn wir dabei die Probleme und die Sorgen der Menschen besser verstanden haben und deshalb die Chancen dieses Kontinents klarer aufzeigen konnten.

Interview: Thomas Hagedorn

 * 

Infos zu "WISO"

"WISO" bietet jeden Montag um 19.25 Uhr im ZDF knapp 45 Minuten Service- und Verbraucherinformationen. Am 3. Januar 1984 startete "WISO" im ZDF. Mit 35 Jahren steht das Magazin mitten im Leben und hat im Sommer 2018 zudem ein frisches Erscheinungsbild erhalten. Die in 35 Jahren gereifte Kompetenz baut "WISO" auch online aus.


Wissenswertes zu "WISO"

"WISO" berichtet montags von 19.25 Uhr bis 20.15 Uhr live aus dem Studio 2 des ZDF Sendezentrums

Erstsendung: 3. Januar 1984

Bis zu 48 Mal im Jahr informiert "WISO" über wirtschafts- und sozialpolitische Themen, über Steuerfragen und Verbraucherrechte, deckt zudem Machenschaften und Betrügereien auf. Tipps und Hinweise zu Fragen der Geldanlage oder Altersvorsorge sind ebenso ein fester Bestandteil der Sendung wie Technikberichte über die neuesten Smartphones oder Tablets. Das Themenspektrum reicht zudem von Beruf und Gesundheit über Rente bis hin zur Pflege oder Unterhalt.


"WISO"-Dokumentationen

Ergänzend zu den Magazin-Ausgaben realisiert die Redaktion seit 2008 zwei bis dreimal im Jahr "WISO"-Dokumentationen.

Die "WISO"-Dokumentationen in der Übersicht (mit Erstsende-Datum)

Die Ebay-Falle – Ein Auktionshaus, die Gauner und die Opfer (16. Juni 2008)
Die Weihnachts-Falle – Das große Geschäft mit kleinen Spenden (22. Dezember 2008)

Die große Gier – Wie die Banken unsere Zukunft verspielen (29. Juni 2009)
Aufgetischt und abserviert – Die Tricks der Lebensmittelindustrie (14. Juni 2010)
Verirrt im Telefondschungel – Wie DSL & Co. uns das Leben schwer machen (21. Juni 2010)

Alles lecker, oder was? – Lebensmittel zwischen Werbung und Wahrheit (27. Juni 2011)
Albtraum Traumreise – Die Tricks der Urlaubsbranche (4. Juli 2011)
Die Bank gewinnt immer! Von Krise, Kunden und Krediten (11. Juli 2011)

WISO-Duell: Kreuzfahrt gegen Cluburlaub (16. Juli 2012)
WISO-Duell: Ist Bio besser? (23. Juli 2012)

Weg mit dem Speck – Die beliebtesten Diäten im WISO-Test (7. Januar 2013)
Ich mach mein Ding! – Deutscher Gründerpreis 2013 (25. Juni 2013)
Die 10 größten Urlaubsfallen – WISO-Tipps für perfekte Ferien (15. Juli 2013)
Die 10 besten Kontaktbörsen – WISO-Tipps für die Partnersuche (22. Juli 2013)

Die Maschen der Wellness-Branche – Das Geschäft mit dem Wohlfühlen (16. Juni 2014)
Die Maschen der Banken – Fragwürdige Geschäfte mit Zinsen und Gebühren (23. Juni 2014)
Die Maschen der Handwerker – Schlechter Service, hohe Rechnungen (18. August 2014)

Kein Anschluss unter dieser Nummer – Ärger mit Telekom & Co. (10. August 2015)
Abzocke in Deutschland – Kartelle auf Kosten der Kunden (17. August 2015)

Weltmacht Google – Wie ein Konzern unser Leben bestimmt (4. Januar 2016)
Die Schnäppchen-Falle (1. August 2016)
Die Zucker-Falle (8. August 2016)

Traumurlaub Kreuzfahrt – Sonnendeck mit Schattenseiten (1. Mai 2017)
Mein Traumurlaub – Wie die Deutschen verreisen (17. Juli 2017)
Verliebt, verheiratet, verklagt – Wenn Familien auseinanderbrechen (24. Juli 2017)
Amazon – gnadenlos erfolgreich (18. Dezember 2017)

Patienten im Visier – Ärzte zocken ab (18. Juni 2018)
Wenn Eltern alt werden – Beratung, Betreuung, Bezahlung (1. Oktober 2018)
Falsche Versprechen – So lassen wir uns manipulieren (8. Oktober 2018)


"WISO"-Redaktion

Marcus Niehaves leitet die "WISO"-Redaktion, seine Stellvertreterin ist Catherine Kipp. Marcus Niehaves moderiert die Sendung, zweite Moderatorin ist Sarah Tacke (seit Juli 2018 ist Eva Mühlenbäumer als Vertretung im Einsatz). Chef vom Dienst (CvD) sind Dr. Matthias Nick und Ute Mattigkeit.


Die "WISO"-Moderatoren seit 1984

1984 bis 1986: Friedhelm Ost (Moderator und Redaktionsleiter)
1986 bis 1992: Hans-Ulrich Spree (Moderator und Redaktionsleiter)
1986 bis 2002: Michael Jungblut (Moderator und Leiter der ZDF-Hauptredaktion Wirtschafts-, Sozial- und Umweltpolitik)
1992 bis 2014: Michael Opoczynski (Moderator und Leiter der ZDF-Hauptredaktion Wirtschaft, Recht, Soziales, Service und Umwelt)
2003 bis 2004: Angela Elis (Moderationsvertretung)
2004 bis 2011: Valerie Haller (Moderationsvertretung)
2011 bis 2016: Martin Leutke (Moderator und Reaktionsleiter)
seit 2014: Sarah Tacke (Moderationsvertretung / Vertretung seit Juli 2018: Eva Mühlenbäumer)
seit 2016: Marcus Niehaves (Moderator und Redaktionsleiter)
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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FILM/1649: ZDF - Landkrimi "Grenzland", am 20.05.2019 (ZDF)


Grenzland

Landkrimi

Montag, 20. Mai 2019, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Stab, Besetzung, Inhalt

– "Diametral zu den eigenen Vorstellungen"



Stab

Buch: Konstanze Breitebner, Marvin Kren (Bearbeitung)
Regie: Marvin Kren
Kamera: Georg Geutebrück
Schnitt: Olivia Retzer
Ton: Dietmar Zuson
Szenenbild: Verena Wagner
Kostümbild: Leonie Zykan
Maske: Martin Geisler, Ines Steininger
Musik: Stefan Will, Marco Dreckkötter
Produktionsleitung: Robert Opratko
Herstellungsleitung: Michal Pokorny
Produzent: Klaus Graf
Redaktion: Daniel Blum (ZDF), Klaus Lintschinger (ORF)
Länge: ca. 89 Minuten

Eine Produktion der Graf Filmproduktion GmbH, Klagenfurt in Koproduktion mit ORF und ZDF.


Die Rollen und ihre Darsteller

Elfriede Jandrasits – Brigitte Kren
Hans Boandl – Christoph Krutzler
Wolfgang – Wolfram Berger
Vukic – Martin Weinek
Achmet Alma – Hassan Akkouch
Renate Horvath – Sophie Stockinger
Karl Horvath – Andreas Kiendl
Maria Horvath – Magdalena Kronschläger
Mashid – Sami Nasser
Martina – Angelika Niedetzky
Norbert Horvath – Martin Zauner
Dr. Schneider – Markus Schleinzer
Sabine Homolka – Daniela Golpashin
Minister Homolka – David Oberkogler
Oberst Jerovic – Simon Hatzl
und andere


Inhalt

Südliches Burgenland. Drohnen des österreichischen Bundesheeres patrouillieren entlang der Staatsgrenze, an der 2015 eine massive Flüchtlingswelle Österreich erreichte.

Renate, die sprachbehinderte 18-jährige Tochter einer ortsansässigen Familie, wird tot in einem Waldstück aufgefunden. Elfriede Jandrasits, die hartnäckige Ermittlerin der Kripo Eisenstadt, fährt nach Güttendorf und übernimmt den Fall.

Viel Zeit hat sie nicht, denn ihr Mann Wolfgang erwartet sie zu seiner Pensionierungsfeier. Irgendwann muss das gemeinsame Leben ja beginnen. Aber leider noch nicht gleich: Denn nach und nach gelangt Elfriede Jandrasits zu der Auffassung, dass die im Dorf kursierende Version des Tathergangs nicht stimmen kann. Der junge Flüchtling Achmed, den alle als Täter sehen wollen, sagt vielleicht doch die Wahrheit, wenn er seine Liebe zu Renate und seine Unschuld beteuert.

Der Leiter des Flüchtlingsheims, Vukic, und Renates Mutter Maria bestätigen die innige Beziehung der beiden, doch die Lage in Güttendorf spitzt sich mehr und mehr zu – ein Schuldiger muss her. Maschid, ein ehemaliger Flüchtling, der seit Jahren in Österreich lebt und in dem Ort verheiratet ist, weiß viel mehr, als er Jandrasits und dem hiesigen Revierinspektor Hans Boandl erzählt – das spürt die erfahrene Chefinspektorin genau.

Ausgerechnet während der großen Feier ihres Mannes erreicht Elfriede Jandrasits die Nachricht, dass Achmets Arrestzelle in Brand gesteckt wurde und der Tatverdächtige fliehen konnte. Die Kriminalistin eilt dem überforderten Boandl zu Hilfe. Es gilt, rasch zu handeln: Zur großen Überraschung aller Beteiligten sinnt Achmet nämlich auf Rache.

 * 

"Diametral zu den eigenen Vorstellungen"

Worin bestand für Sie die Herausforderung, die Hauptrolle in "Grenzland" zu spielen?

Meine Figur, die Chefinspektorin, ist eine nette Person, hat aber politisch ganz andere Ansichten als ich sie persönlich habe. Es war eine Herausforderung, etwas zu spielen, das diametral zu den eigenen Vorstellungen ist. Aber vor allem die Wandlung, die meine Figur im Verlauf des Films durchmacht, war das Schöne an dieser Rolle: Elfriede dreht sich, ihre Ansichten betreffend, um 180 Grad.

Die Einarbeitung in diese Figur war sehr aufschlussreich: Darüber habe ich verstanden, dass dieses eigenartige "Wir gegen die anderen", diese Gruppendynamik, der man sich anschließt, ohne groß darüber nachdenken zu müssen, die Entwicklung von nationalistischen Bewegungen ausmacht.

Regie führte Marvin Kren. Was schätzen Sie an ihrem Sohn in Bezug auf die Regiearbeit?

Wir haben schon öfter zusammengearbeitet, "Grenzland" ist aber meine erste Hauptrolle unter seiner Regie. Er ist einfach ein guter Regisseur, und das sag' ich jetzt nicht, weil er mein Sohn ist. Marvin kann gut mit Schauspielern umgehen. Vielleicht hat das auch damit zu tun, dass ich ihm, als er noch ganz klein war, beim Abendessen von meiner Arbeit erzählt habe. Ich glaub', das ist ihm in Fleisch und Blut übergegangen. Und er hat eine herzliche Art, Menschen für sein Projekt mitzureißen. Er wirft schon mal ein Konzept innerhalb kürzester Zeit am Drehort um, wenn die Gegebenheiten nicht passen – er ist unkonventionell. Nicht umsonst hat er Fernsehpreise erhalten. Da klingt jetzt Mutterstolz durch, aber der ist berechtigt.

Für das ZDF werden die Landkrimis zum Teil leicht synchronisiert. "Grenzland" ist im Burgenland verortet. Sie sind in Graz geboren. Wie vertraut sind Sie mit dem burgenländischen Dialekt?

Ich habe nur drei Jahre in der Südsteiermark verbracht, ich bin Wienerin. Den burgenländischen Dialekt musste ich für diesen Film richtig lernen. Die Intonation ist eine andere als zum Beispiel im Wiener Dialekt. Ich hatte das Glück, dass mein Kollege Christoph Krutzler aus dem Burgenland stammt. Er hat mir kurz vor den jeweiligen Takes meinen Text auf "Burgenländisch" ins Ohr geflüstert.

Bedeutet Dialekt Heimat für Sie?

Nein. Daheim bin ich, wo meine Familie ist. Ich bin daheim auf der Bühne und, wenn mich Menschen gern haben. Mit Heimat hat der Dialekt für mich nichts zu tun, aber mit Wahrhaftigkeit. Wahrhaftige Gefühle kann ich als Schauspieler am besten mit der Sprache ausdrücken, die ich von klein auf gelernt habe.

Flüchtlinge und Fremdenfeindlichkeit – funktioniert "Grenzland" Ihrer Meinung nach als Spiegel unserer Gesellschaft?

Ja, und die Themen in "Grenzland" sind in keiner Weise überzeichnet. Leider hat sich überhaupt nichts geändert. Ressentiments gegenüber Flüchtlingen sind in ländlichen Gegenden noch stärker zu spüren als in der Stadt. Das haben uns während der Dreharbeiten Menschen aus der Region immer wieder bestätigt.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Mai 2019

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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UNTERHALTUNG/632: WDR - Dittsche zurück in seiner "Muggelbude", ab 19.5.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 11. März 2019

Dittsche zurück in seiner "Muggelbude"

Neue Folgen ab 19. Mai immer sonntags um 23.15 Uhr live im WDR
Fernsehen



Wenn Dittsche (Olli Dittrich) in seinem unverkennbaren Look mit
Badelatschen, Jogginghose, Oberhemd und gestreiftem Bademantel den
"Eppendorfer Grill" betritt, ist wieder Zeit für eine ganz spezielle
Aufarbeitung der tages- und wochenaktuellen Ereignisse. Mit Imbisswirt
Ingo (Jon Flemming Olsen) und Krötensohn Jens (Jens Lindschau) wird
wieder über das wirklich wahre Leben philosophiert und spekuliert.
Dabei wird natürlich der ein oder andere "Hobel" gekippt. Dittsche:
"Bidde! Mein Mantel ist ja noch muggelich, es ist ein zeitloses,
robustes Frottier! Und die Schumiletten haben auch noch ausreichend
Grip für die reine Weltmeinung, jetz' ma' sagn. Also geht das weiter
mit der Chefvisite, das perlt!"

In den neuen Folgen dieser einzigartigen 30-minütigen
WDR-Live-Improvisation ohne Drehbuch hat Dittsche wieder einiges zu
erzählen - schließlich hat er in den vergangenen Monaten viel erlebt.

Dittsche - Das wirklich wahre Leben. Der unterhaltsame Wochenrückblick
von und mit Olli Dittrich ab 19. Mai immer sonntags um 23.15 Uhr LIVE
im WDR Fernsehen. Hergestellt von Angenehme Unterhaltungs GmbH.

Redaktion: Hilde Müller

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 11. März 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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FEATURE/1246: Deutschlandfunk Kultur - Sind wir noch immer in einer guten Verfassung?, 20.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

70 Jahre Grundgesetz

Gekommen, um zu bleiben


Sind wir noch immer in einer guten Verfassung?

Von Wolf-Sören Treusch

Zeitfragen. Feature

Montag, 20. Mai 2019,, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Poetisch und kraftvoll klingt es, wenn ein Chor das Grundgesetz in
Szene setzt. So geschehen im vergangenen Jahr am Tag der Deutschen
Einheit vor dem Brandenburger Tor in Berlin. Die Deutschen mögen ihr
Grundgesetz. Das liegt auch an den knappen, schlicht gehaltenen
Formulierungen. Der Gesetzestext ist für Laien ungewohnt leicht zu
verstehen. Das Grundgesetz lässt der Politik, den Institutionen und
den Bürgern Luft zum Atmen, Luft zur Selbstbestimmung. Ursprünglich
war das Grundgesetz nur als Provisorium gedacht. Ob es noch zeitgemäß
ist, den Anforderungen der modernen Gesellschaft entspricht, darüber
wurde und wird immer wieder diskutiert. Doch selbst die
Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten 1990 vermochte nicht
dafür zu sorgen, dass eine neue, gesamtdeutsche Verfassung entstand.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 14. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1891: Deutschlandfunk - Fakes als Kunst, 19.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Dieses obskure Objekt des echt Falschen

Fakes als Kunst

Von Achim Hahn

Deutschlandfunk 2019

Freistil

Sonntag, 19. Mai 2019, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Es ist oft mehr als ein Spiel: Dichtungen, Kunstwerke, Musik oder
Filme, die angeblich von Künstlern geschaffen worden sein sollen,
obwohl es diese nie gab. Fake als künstlerische Strategie stellt oft
auf raffinierte Weise jede Form von Gewissheit in Frage. Auch mit dem
Ziel, schlichtweg zu unterhalten. Angeblich war Grete Penelope Mars
Bochums einzige Dadaistin. Nur gelebt hat sie nie. Sie ist eine
Erfindung von Slam-Poeten. Quasi die fiktive Fortschreibung eines
realen Kunstwerks: mit eigener Künstlerbüste im angrenzenden Park und
der tatsächlichen Umbenennung eines öffentlicher Platzes. Sie ist kein
Einzelfall in der fiktiven Literaturgeschichte, und auch die Kunst-,
Musik- und Filmgeschichte ist voller Fakes und Erfindungen angeblicher
Künstler.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 7. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2893: Deutschlandfunk Kultur - Der Oboist, Komponist und Dirigent Heinz Holliger, 19.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Musik machen, um zu überleben

Der Oboist, Komponist und Dirigent Heinz Holliger

Von Bettina Brand

Musikfeuilleton

Sonntag, 19. Mai 2019, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Heinz Holliger - Oboist, Komponist und Dirigent - ist unermüdlich auf
der Suche nach den Grenzen von Klang und Sprache. Musik beginnt für
ihn, wenn die Worte schweigen. Ihn fasziniert die Auseinandersetzung
mit Künstlern am Rande der Gesellschaft oder an der Grenze des Lebens,
so in seinem "Scardanelli-Zyklus" zu den letzten Gedichten Hölderlins.
Sein Violinkonzert "Hommage à Louis Soutter" zeichnet das Leben des
psychisch kranken Schweizer Malers nach. Holligers Oper
"Schneewittchen" nach einem Drama von Robert Walser erhielt 2002 einen
Grammy. Heinz Holliger wird am 21. Mai 80 Jahre alt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 7. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2892: BR-KLASSIK - "Ero der Schelm". Komische Oper von Jakov Gotovac, 19.5.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 29. März 2019

Münchner Rundfunkorchester

"Ero der Schelm" - Komische Oper von Jakov Gotovac

Sonntag, 19. Mai 2019, um 19.00 Uhr, BR-KLASSIK



Im 4. Sonntagskonzert des Münchner Rundfunkorchesters steht eine
kroatische Preziose auf dem Programm: die komische Oper "Ero der
Schelm" von Jakov Gotovac. Dieses Werk wurde bereits in den 1940ern
mit viel Erfolg in deutscher Sprache am Münchner Nationaltheater unter
Heinrich Hollreiser aufgeführt und kommt am Sonntag, 19. Mai 2019, um
19.00 Uhr im Münchner Prinzregententheater mit dem Chefdirigenten des
Münchner Rundfunkorchesters, Ivan Repusić, in kroatischer
Originalsprache zur (Wieder-)Aufführung. Es singt der kroatische
Rundfunkchor, auch sämtliche Solisten stammen aus dem Balkanland.

Jakov Gotovac (1895-1982) gilt als einer der berühmtesten kroatischen
Komponisten seiner Zeit. 1926/27 schuf er die Oper "Ero s onoga'
svijeta", die in Deutschland bekannt wurde als "Ero der Schelm". Sie
ist ein volkstümliches Werk in der Art eines "Till Eulenspiegel": Das
1936 von Milan Begović geschriebene Libretto handelt von den
Streichen eines reichen Bauernburschen während der Türkenherrschaft.
Ländliche Sitten, Bräuche und Folklore, Volkshumor und gewitzte
Volksweisheit prägen das Werk. Es wurde in über zehn Sprachen
übersetzt, 1938 in Karlsruhe erstmals in deutscher Sprache aufgeführt
und drei Jahre später auch am Münchner Nationaltheater.

Die Besetzung mit ausnahmslos kroatischen Künstlern und Künstlerinnen
bietet beste Voraussetzungen für eine stilsichere Interpretation
dieser kroatischen Volksoper: In der Titelpartie der Tenor Tomislav
Muzek, seine Solo-Partner sind Valentina Fijacko Kobić (Sopran),
Jelena Kordic (Mezzosopran), Ivica Cikes (Bass) und Ljubomir Puskaric
(Bariton). Es singt der Kroatische Rundfunkchor. Die Leitung der
Aufführung hat der Chefdirigent des Münchner Rundfunkorchesters, Ivan
Repusić.

Programm

Jakov Gotovac - "Ero der Schelm", Komische Oper in drei Akten
(konzertant)

Libretto von Milan Begović

Mitwirkende

Ero - Tomislav Muzek, Tenor

Djula - Valentina Fijacko Kobić, Sopran

Doma - Jelena Kordić, Mezzosopran

Mlinar Sima - Ljubomir Puskarić, Bariton

Gazda Marko - Ivica Cikes, Bass

Cobacne - Christoph Immler, Knabensopran

Kroatischer Rundfunkchor, Einstudierung: Luka Vuksić

Münchner Rundfunkorchester

Leitung: Ivan Repusić

Live-Übertragung

BR-Klassik überträgt das Konzert am Sonntag, 19. Mai 2019 live ab
19.00 Uhr im Radio.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 29. März 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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DER FILM/441: Berlin - »John Glückstadt«, nach Theodor Storms Ein Doppelgänger von Ulf Miehe, 24.06.19


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2019

Mo 24.6., 19:30 Uhr

Filmvorführung und Gespräch

»John Glückstadt«

7 EUR / erm. 4 EUR



Eine Novelle von Theodor Storm mit utopischem Happy-End? Nicht das
Schicksal waltet, sondern Menschen handeln? Widerstand gegen die
herrschenden, biedermeierlichen Verhältnisse? Ulf Miehe hat Theodor
Storms »Ein Doppelgänger« (1887) dem politischen Klima der 1970er
Jahre entsprechend interpretiert und verfilmt. Der Film wurde von der
Kritik mit Fassbinders »Effi Briest« verglichen und 1975 mit dem
Deutschen Filmpreis ausgezeichnet. Zu Gast ist der Produzent Joachim
von Vietinghoff, der im einführenden Gespräch mit Horst Kloever
Einblick gibt in Ulf Miehes filmisches Wirken.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juni 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/199: Hamburg - Manfred Bissinger im Gespräch mit Michael Jürgs u. Katja Kraus über "Der Meinungsmacher", 21.06.19


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Juni 2019

Freitag, 21.6.2019, 19.00 Uhr

Manfred Bissinger

»Der Meinungsmacher - Eine biografische Spurensuche«



Manfred Bissinger zählt zu den großen linksliberalen Publizisten der
Bundesrepublik Deutschland. Seine einzigartige journalistische
Karriere startete er als Lokalreporter in Oberschwaben. Von dort
führte ihn seine Unternehmungs- und Abenteuerlust nach Hamburg, wo er
nach Stationen bei dpa und NDR 1967 von Henri Nannen für die Redaktion
des »Stern« entdeckt wurde.

In den Jahren des gesellschaftlichen Umbruchs durch die Studenten- und
Friedensbewegung avancierte der Reporter zu einem der angesehensten
»Meinungsmacher« in der Bundesrepublik. Seine Reportagen waren
Meisterstücke kritischer Publizistik. Nach dem »Stern« wechselte
Bissinger vorübergehend als Pressesprecher in den Hamburger Senat,
bevor er als Chefredakteur des linken Politikmagazins »konkret« mit
aufklärerischen und schonungslosen Berichten seinen Ruf zementierte.
Mitte der achtziger Jahre wechselte er als Chefredakteur zur
Zeitschrift »Natur« und dann zu »Merian«. 1993 gründete Bissinger sein
'eigenes' Blatt: »Die Woche«. 2013 eröffnete er seine Agentur
Bissinger [+].

Hermann Schmidt und Miriam Bernhardt haben nun eine Biografie über
Bissinger geschrieben: »Der Meinungsmacher - Eine biografische
Spurensuche« (Berg & Feierabend), die der Aufhänger für ein Gespräch
zwischen Manfred Bissinger und zweien seiner Wegbegleiter, Michael
Jürgs und Katja Kraus, ist.

Medienpartner NDR Info

Eintritt: EUR 12,-/8,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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UROLOGIE/340: Forschung - Epigenetischer Stopp-Schalter für therapieresistenten Prostatakrebs (idw)


Universitätsklinikum Freiburg - 15.05.2019

Epigenetischer Stopp-Schalter für therapieresistenten Prostatakrebs

Forscher des Universitätsklinikums Freiburg und der Universität Freiburg
beschreiben ein neues Enzym, das die Aktivität von Genen steuert. Das
Wachstum therapieresistenter Prostatakrebs-Zellen wird durch das
Abschalten des Enzyms gehemmt



Forscherinnen und Forscher des Universitätsklinikums Freiburg und der
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg haben eine neue Möglichkeit entdeckt,
um das Wachstum von Prostatakrebszellen zu blockieren, bei denen bislang
etablierte Therapien nicht mehr wirken. Die Freiburger Forscher
entschlüsselten die Struktur und den Wirkmechanismus des Enzyms KMT9, das
zur Gruppe der Histon-Methyltransferasen gehört. Diese heften durch
post-translationale Modifikation kleine Marker, sogenannte Methylreste, an die
Histone. Wird die KMT9-Bildung blockiert, sterben selbst vollständig
therapieresistente Tumorzellen ab, normale Zellen aber überleben. Ihre
Ergebnisse stellten die Freiburger Forscher in einer Studie im Fachmagazin
Nature Structural and Molecular Biology vor, die am 6. Mai 2019 erschien.

"Besonders vielversprechend ist, dass die Blockade auch bei
Prostatakrebszellen wirkt, die gegen alle herkömmlichen Therapien
resistent sind", sagt der Erstautor der Studie Dr. Eric Metzger von der
Klinik für Urologie und dem Zentrum für Klinische Forschung des
Universitätsklinikums Freiburg. "Damit könnte ein KMT9-Hemmstoff wie ein
epigenetischer Stopp-Schalter wirken. Das wäre ein völlig neuer
Therapieansatz bei Prostatakrebs", so Metzger.

Ansatzpunkt bei hormon-resistentem Prostatakrebs

Diese Erkenntnis könnte künftig vor allem bei hormonresistenten Tumoren
von Bedeutung sein. Denn zunächst ist das Krebswachstum vom männlichen
Geschlechtshormon Testosteron abhängig. Eine antihormonelle Therapie
entfernt oder blockiert das Testosteron und bremst so den Tumor aus. Nach
einer gewissen Zeit wird der Tumor aber hormon-resistent und wächst
wieder. Hier verspricht KMT9 eine neue Therapieoption. "Als wir im Labor
die Bildung des Proteins im Tumorgewebe blockierten, wuchsen selbst
hormonresistente Tumore in Kultur und sogar in Mäusen nicht weiter und
Tumorzellen starben vermehrt ab", sagt Prof. Dr. Roland Schüle, Leiter der
Untersuchungen und Wissenschaftlicher Direktor an der Klinik für Urologie
und des Zentrums für Klinische Forschung des Universitätsklinikums
Freiburg. Er ist zudem Mitglied in den Exzellenzclustern im Bereich
biologische Signalforschung BIOSS und CIBSS der
Albert-Ludwigs-Universität.

Wichtiger Baustein der epigenetischen Regulation

Der Einfluss von Methyltransferasen wie KMT9 auf die Genaktivität wird als
epigenetische Regulation bezeichnet. "KMT9 ist ein neuer, wesentlicher
Akteur der epigenetischen Regulation", so Schüle. Bei Prostatakrebs
ermöglicht KMT9 vermehrt das Ablesen bestimmter Gene, die für die
Zellteilung notwendig sind, und es ist im Zellkern dieser Krebszellen
verstärkt nachweisbar. Die Ergebnisse wurden in Zusammenarbeit mit Prof.
Dr. Oliver Einsle (Institut für Biochemie) und Prof. Dr. Manfred Jung
(Institut für Pharmazeutische Wissenschaften) der
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg erzielt, die auch an der künftigen Entwicklung von
KMT9-Hemmstoffen beteiligt sind.


Originalpublikation:

KMT9 monomethylates histone H4 lysine 12 and controls proliferation of
prostate cancer cells

DOI: 10.1038/s41594-019-0219-9


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.nature.com/articles/s41594-019-0219-9

(Link zur Studie)
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FORSCHUNG/4038: Eine Nervenzelle dient als "Single" für Studien (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 14.05.2019

Eine Nervenzelle dient als "Single" für Studien



Wenn Erkrankungen des Gehirns erforscht werden, dienen aus Stammzellen
gewonnene Nervenzellen häufig als Grundlage. Allerdings sind diese Zellen
sehr verschiedenartig und liefern unterschiedliche Ergebnisse.
Wissenschaftler weltweit suchen deshalb nach Zellmodellen, die möglichst
zu gleichen Resultaten führen. Forscherteams der Universität Bonn, der
Vrije Universiteit Amsterdam und des Max-Planck-Instituts für
Experimentelle Medizin in Göttingen beschreiben ein Modell, das nur aus
einer einzigen menschlichen Nervenzelle besteht und durch Reprogrammierung
aus Hautzellen gewonnen wurde. Die beiden Studien sind nun im Fachmagazin
"Cell Reports" erschienen.

Mit dem Verfahren der Zellreprogrammierung lassen sich aus einer
Blut- oder Hautprobe so genannte induziert pluripotente Stammzellen (iPS-Zellen)
herstellen. Die Körperzellen werden in ein Embryonalstadium zurückversetzt
und verfügen dann wieder über alle Möglichkeiten, sich in die
unterschiedlichsten Zelltypen weiter zu differenzieren - von der
Herzmuskel- bis hin zur Gehirnzelle. Deshalb sind die Erwartungen an diese
Alleskönner groß. "Aus iPS-Zellen produzierte Nervenzellen sind heute das
attraktivste Werkzeug für die Erforschung von Erkrankungen des Gehirns und
für die Wirkstoffsuche", sagt Prof. Dr. Oliver Brüstle vom Institut für
Rekonstruktive Neurobiologie des Universitätsklinikums Bonn (UKB).

Allerdings sind solche aus iPS-Zellen gewonnene menschliche Nervenzellen
sehr verschiedenartig. Je nachdem, welche Zellkulturmethode und welcher
Gewinnungsweg gewählt wurden, reagieren sie in Experimenten sehr
unterschiedlich. "Gewünscht ist jedoch ein Zellmodell, das bei
Wiederholungen eines Experiments möglichst zu den gleichen Ergebnissen
führt", erläutert Dr. Michael Peitz aus Brüstles Team. Schließlich sollen
die Resultate der Studien statistisch abgesichert sein.

Aus diesem Grund entwickelten und testeten die Wissenschaftler des UKB
zusammen mit dem Max-Planck-Institut (MPI) für Experimentelle Medizin in
Göttingen und der Vrije Universiteit Amsterdam ein Modell, das nur aus
einer einzigen Nervenzelle besteht, die aus einer menschlichen iPS-Zelle
gewonnen wurde. Dieser "Single" sitzt auf Gliazellen, die sich auch im
Gehirn in enger Nachbarschaft zu Nervenzellen befinden und diese in ihrer
Funktion unterstützen.

Die Nervenzelle führt Selbstgespräche

Die Besonderheit: Die "Single"-Gehirnzelle führt Selbstgespräche, weil
sämtliche Fortsätze (Axone), die normalerweise die Verbindung zu anderen
Nervenzellen herstellen, zu ihr zurückführen. "Das Zellmodell ist
praktisch kurzgeschlossen", erklärt Dr. Kristina Rehbach, eine der
Erstautorinnen der beiden Studien am Institut für Rekonstruktive
Neurobiologie des UKB. Damit können die Wissenschaftler die
"Single"-Nervenzelle belauschen, wie sie mit sich selbst plaudert.

Die kreisförmige Signalübertragung zwischen Axon und dem jeweiligen Neuron
erfolgt über Synapsen. Dabei handelt es sich um Schnittstellen, an denen
elektrische Signale eine Ausschüttung von Botenstoffen bewirken, die auf
der Empfängerseite wieder zu elektrischen Impulsen führen. Hierbei können
die Signale verstärkt oder auch abgeschwächt werden. Die Wissenschaftler
des MPI in Göttingen und der Vrije Universiteit Amsterdam testeten, wie
sich dieses Ein-Zell-Modell in Stimulationsexperimenten verhält. Sie
verwendeten sowohl Zellen, die im Gehirn für die Erregung zuständig sind,
als auch hemmende Nervenzellen. "Wir konnten zeigen, dass dieses nur aus
einer Nervenzellen bestehende Modell in den Funktionstests in hohem Maße
reproduzierbare Werte ergibt und damit eine sehr gute Grundlage für
Hochdurchsatzexperimente darstellt", sagt Prof. Dr. Matthijs Verhage von
der Vrije Universiteit Amsterdam.

Vielfältige Anwendungsmöglichkeiten

Das Forscherteam sieht vielfältige Anwendungsmöglichkeiten für das
"Single"-Nervenzellmodell. Damit lassen sich Krankheiten erforschen. "Ist
zum Beispiel ein Protein an einer Synapse durch eine Genmutation
verändert, sind die Folgen für die Signalübertragung direkt in diesem
Modell beobachtbar", sagt Prof. Brüstle. Ein weiterer Vorteil sei, dass
sich über die iPS-Reprogrammierung auch direkt aus der Haut oder dem Blut
Nervenzellen aus Patienten gewinnen und individuell untersuchen lassen.
Über die Erforschung der verschiedensten Erkrankungen des Gehirns ist das
Zellmodell damit auch für die Wirkstoffforschung interessant.

"Die hervorragende Zusammenarbeit der verschiedenen Forscherteams in
diesem Projekt zeigt, dass die Kombination aus Stammzell-Technologie und
funktioneller Untersuchung von Synapsen völlige neue Perspektiven
eröffnet", sagt Prof. Dr. Jeong Seop Rhee vom MPI für Experimentelle
Medizin in Göttingen. Alle drei Forscherteams arbeiten in dem europäischen
Verbundprojekt COSYN zusammen.


Originalpublikation:

A Single-Cell Model for Synaptic Transmission and Plasticity in Human
iPSC-Derived Neurons, Cell Reports

DOI: 10.1016/j.celrep.2019.04.058

An Autaptic Culture System for Standardized Analyses of iPSC-Derived Human
Neurons, Cell Reports

DOI: 10.1016/j.celrep.2019.04.05
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STUDIE/547: Weltweit - Jeder fünfte Todesfall ist auf ungesunde Ernährung zurückzuführen (idw)


Deutsche Hochdruckliga - 15.05.2019

Aktuelle Studie zeigt: Jeder fünfte Todesfall weltweit ist auf ungesunde Ernährung zurückzuführen



Umfangreiche Daten aus der im Lancet publizierten Studie "Global Burden of
Disease" (GBD) [1] legen nahe, dass die Ernährung wesentlichen Einfluss
auf das Erkrankungsrisiko und die Sterblichkeit hat. Weltweit sind
schätzungsweise pro Jahr insgesamt 11 Mio. Todesfälle und 255 Mio. DALYs
("disability-adjusted life years") mit einer schlechten Ernährung
verbunden. Als wichtigste Risikofaktoren wurde der zu geringe Verzehr von
Nahrungsmitteln wie Vollkornprodukten, Früchten, Gemüse und Nüssen sowie
ein zu hoher Salzkonsum identifiziert. Eine ungesunde Ernährung begünstigt
auch die Entstehung von Bluthochdruck, unter dem in Deutschland 20-30 Mio.
Menschen leiden.

In der GBD-Studie wurden von 1990 bis 2017 in 195 Ländern Verbrauchstrends
von 15 verschiedenen Ernährungsbestandteilen evaluiert. Ziel war, die
Auswirkungen einer ungesunden Ernährung auf die Sterblichkeit und
Erkrankungen wie Krebs, Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Diabetes zu
untersuchen. Ungeachtet einiger regionaler Unterschiede kommen die Autoren
insgesamt zu dem Schluss, dass in keiner Region der Welt die optimale
Menge aller 15 Nahrungskomponenten verzehrt wird. Die größten Defizite
wurden bei Milch, Vollkornprodukten, Nüssen und Samen festgestellt. Einen
globalen Übergebrauch weisen die Daten hingegen bei zuckerhaltigen
Getränken, verarbeitetem Fleisch und beim Salzkonsum aus - mit
dramatischen Folgen: Ein hoher Kochsalzverbrauch könne für etwa 3 Mio.
Todesfälle und 70 Mio. DALYs verantwortlich gemacht werden.

In Deutschland sind laut GBD-Studie allein 162 ernährungsbedingte
Todesfälle pro 100.000 Einwohner zu verzeichnen (vgl. Israel 88,9). Bei
uns gelte lt. Studienauswertung vor allem der deutlich zu geringe Verzehr
an Vollkornprodukten als einer der häufigsten ernährungsbedingten
Risikofaktoren für Krankheit und Sterblichkeit.

"Die Studie bestätigt erneut, dass die Ernährung ein entscheidender Faktor
für unsere Gesundheit ist. Doch das gilt keinesfalls nur für das
Diabetes- und Krebsrisiko. Wir wissen seit langem, dass eine ungesunde, vor allem
auch salzreiche Ernährung den Blutdruck hochtreibt. Deshalb ist es
wichtig, diesen Zusammenhang in der Öffentlichkeit noch bekannter zu
machen", kommentiert Univ.-Prof. Dr. med. Bernhard Krämer
(Universitätsklinikum Mannheim), Vorstandsvorsitzender der Deutschen
Hochdruckliga e.V. DHL®.

20-30 Mio. Menschen in Deutschland haben zu hohe Blutdruckwerte

In Deutschland leben etwa 20 bis 30 Mio. Menschen mit einem zu hohen
Blutdruck [2]. Häufigster Grund dafür ist ein ungesunder Lebensstil, d.h.
vor allem ein Mangel an Bewegung und ungesunde Ernährung. "Hoher Blutdruck
ist der Hauptrisikofaktor dafür, dass in den industrialisierten Ländern
viele Menschen Herz-Kreislauferkrankungen wie Herzinfarkt oder
Schlaganfall erleiden und u.a. auch ein höheres Risiko für Nierenversagen
haben", so Prof. Dr. med. Peter Trenkwalder (Starnberg), Stellvertretender
Vorstandsvorsitzender der Deutschen Hochdruckliga. "Bluthochdruck ist
quasi ein Bindeglied zwischen schlechter Ernährung und hoher Sterberate.
Wer sich ungesund ernährt, entwickelt häufig Bluthochdruck, der wiederum
kann dann auf lange Sicht, zumindest, wenn er nicht behandelt wird, zu
lebensgefährlichen Herz-Kreislauferkrankungen führen."

Blutdruck senken durch gesündere Ernährung

Wie kann man sich also blutdruckfreundlich ernähren? Einer der wichtigsten
Aspekte bei der Ernährung ist das Thema Kochsalz. Zwar ist Salz ein
lebenswichtiger Bestandteil der Ernährung (erforderlich sind ca. 1 g pro
Tag), aber dass zu viel Salz in der Nahrung die Entstehung von
Bluthochdruck befördert und damit das Risiko für kardiovaskuläre/-renale
Folgeerkrankungen erhöht, ist durch zahlreiche Studien inzwischen belegt
und unbestritten. Die WHO empfiehlt täglich maximal 5 g Salz zu sich zu
nehmen (resp. <2 g Natrium). Die von der Deutschen Hochdruckliga [3]
maximal empfohlene Salzmenge beträgt 5-6 g (derzeit werden hierzulande
aber durchschnittlich 9-12 g Salz täglich verzehrt!). Wenn Menschen mit
hohen Blutdruckwerten ihren Salzkonsum auf weniger als 6 g reduzieren,
kann das den Blutdruck um bis zu 8 mm Hg senken. Für Hochdruckpatienten
gilt außerdem, dass generell durch Kochsalzbeschränkung die Wirkung
blutdrucksenkender Medikamente verbessert und damit Medikamente eingespart
werden können.

Die Deutsche Hochdruckliga rät: Statt Salz bei der Zubereitung der
Gerichte andere Gewürze und Kräuter verwenden, Essen auf dem Teller nicht
nachsalzen, frische Lebensmittel bevorzugen, Mahlzeiten frisch zubereiten
und Nahrungsmittel mit hohem Kochsalzgehalt meiden. Darüber hinaus gilt:
Genügend Obst, Gemüse und Vollkornprodukte essen! Wer gesund isst, hat in
der Regel kein Problem mit Übergewicht, das ebenfalls den Blutdruck
hochtreiben kann. Ebenso hilft Bewegung, den Blutdruck auf natürliche und
einfache Weise zu senken.


[1] Lancet 2019; 393: 1958-72 Published Online April 3, 2019

http://dx.doi.org/10.1016/ S0140-6736(19)30041-8

[2] Epidemiologisches Bulletin 5/2015, Robert-Koch-Institut, Berlin;
abrufbar unter:

https://www.rki.de/DE/Content/Infekt/EpidBull/Archiv/2015/Ausgaben/05_15.pdf?__blob=publicationFile

[3] Ernährung und Kochsalzverbrauch bei arterieller Hypertonie © Deutsche
Hochdruckliga e.V. Foliensatz, abrufbar unter

https://www.hochdruckliga.de/tl_files/content/dhl/folien/Foliensatz_3.pdf


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hochdruckliga.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution816

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Hochdruckliga - 15.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / GESUNDHEITSWESEN





POLITIK/1947: Rollback bis zur Untergrenze - Wie seit den 70er Jahren mehr Pflegekräfte erkämpft wurden (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 19 vom 10. Mai 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Rollback bis zur Untergrenze

Vom Bedarf zur Pauschale: Wie seit den 70er Jahren mehr Pflegekräfte
erkämpft wurden - und die Regierung seitdem die Kliniken am Profit
ausrichtet

von Nicole Drücker



Ob in den Krankenhäusern genug Personal arbeitet, um die Patienten gut
zu versorgen, ist das Ergebnis von Kämpfen - das zeigt sich nicht nur
in der gegenwärtigen Bewegung für Entlastung, sondern auch an einem
Blick in die vergangenen Jahrzehnte. Schon in den 1960er Jahren war
der Personalmangel im Krankenhaus ein großes Thema. Die Kampfkraft von
Gewerkschaften und fortschrittlichen Bewegungen hat schon damals
darüber entschieden, ob die Regierungen den Personalmangel gemildert
oder verschärft haben.

Nachdem auch die Bundesregierung hatte einsehen müssen, dass die
Krankenhäuser zu wenig Geld bekommen, änderte sie 1972 das System der
Abrechnung: Mit den Krankenhausentgeltgesetz führte sie das so
genannte Selbstkostendeckungsprinzip ein. Die Krankenhäuser erhielten
damit die entstandenen Personalkosten von der Krankenkasse vergütet.
Dies führte dazu, dass von 1970 bis 1993 in den Krankenhäusern
insgesamt 110.000 zusätzliche Pflegestellen geschaffen wurden.

Den Bedarf ermitteln

Dennoch war das Personal angesichts des gestiegenen Alters der
Patienten und schwererer Mehrfacherkrankungen nicht ausreichend. 1993
protestierten und streikten die Beschäftigten in Massen - und trugen
damit dazu bei, dass die "Pflegepersonalregelung" (PPR) eingeführt
wurde. Diese Regelung teilte die Patienten in Pflegestufen ein, die
sowohl die allgemeine Pflege als auch die spezielle Behandlungspflege
berücksichtigten. Diesen Stufen wurden Minutenwerte zugeordnet, die
zur Pflege des jeweiligen Patienten nötig sind. Somit gab es erstmals
ein Instrument zur Bemessung des Pflegebedarfs und damit zur
Personalbemessung. Die Pflegepersonalregelung war aber noch keine
gesetzlich verbindliche Personalbemessung, da sie lediglich vorsah,
dass die Minutenwerte Grundlage für die Budgetverhandlungen der
Krankenhäuser mit den Krankenkassen waren. Trotzdem wurden auf der
Basis dieser Regelungen innerhalb von drei Jahren 16.000 weitere
Stellen für Pflegekräfte geschaffen. 1996 wurde damit der Höchststand
von 305.000 Vollzeitstellen in der Pflege im Krankenhaus erzielt, der
bis heute unerreicht bleibt.

Auf Grundlage der PPR war es damit zum ersten Mal möglich, zu
berechnen, wie viele Pflegekräfte in den Krankenhäusern eigentlich
gebraucht werden: 1993 waren es 350.000 - mehr, als jemals beschäftigt
wurden. Selbst beim Höchststand 1996 fehlten bundesweit immer noch
45.000 Pflegekräfte.

Aber schon im selben Jahr gelang es den Kapitalvertretern, die PPR im
Rahmen des allgemeinen Roll Back in der Sozialpolitik wieder
abzuschaffen. In den folgenden vier Jahren wurden in den Kliniken
14.000 Stellen wieder abgeschafft. Gleichzeitig konstruierte die
neoliberale Propaganda die Legende einer angeblichen Kostenexplosion
im Gesundheitswesen und lieferte damit die ideologische Begründung für
die Einführung der Fallpauschale.

Pauschale für Profit

Mit den Fallpauschalen werden die durchschnittlichen Behandlungskosten
für einen Erkrankungsfall ermittelt. Das hört sich harmlos an. Doch im
Gegensatz zu vielen anderen Ländern - wo sie nur zum Kostenvergleich
dient - wurde die Fallpauschale in der BRD als Instrument zur
Abrechnung eingeführt. Das bedeutet, dass ein Krankenhaus für einen
Patienten mit Blinddarmoperation eine feste Pauschale erhält -
unabhängig davon, wie lange der Patient im Krankenhaus liegt und wie
viel Behandlung und Pflege er tatsächlich erhält. Mit der
Fallpauschale war es erstmalig möglich, Gewinne im Krankenhaus zu
erwirtschaften. Die Hebel dafür sind relativ einfach: Personalabbau,
Verkürzung der Liegedauer der Patienten, nur Behandlung von Menschen
mit Erkrankungen, für die es lukrative Fallpauschalen gibt. Die
praktischen Zahlen belegen, dass das Kapital genau dies auch getan
hat: Von 2002 bis 2007, also in nur fünf Jahren, wurden in der Pflege
33.000 Stellen abgebaut. Die Verweildauer von Patienten hat sich von
14 Tagen auf 7,4 Tage nahezu halbiert. Und im Jahr 2017 war das
Bundesgesundheitsministerium dazu gezwungen, die Fallpauschale für
Hüftendoprothesen und Bandscheibenoperationen zu senken, da zahlreiche
Menschen operiert worden waren, bei denen es keine medizinische
Indikation dafür gab. Die Fallpauschale produziert also nicht nur
Mangelversorgung, sondern auch Fehlversorgung. Entscheidendes
Kriterium sind nicht medizinische Gesichtspunkte, sondern ökonomische.
Das Kapital nutzt die Möglichkeiten, die ihm die Fallpauschale bietet:
Von den knapp 2.000 Krankenhäusern in Deutschland betreiben private
Träger inzwischen 720.

Pflege an der Untergrenze

Im vergangenen Jahr sah sich die Bundesregierung gezwungen zu handeln:
Sie verabschiedete das "Pflegepersonal-Stärkungsgesetz" und die
"Pflegepersonal-Untergrenzenverordnung". Der Druck, den die Bewegung
für Entlastung mit Streiks in Kliniken und politischen Aktionen
gemacht hatte, war zu groß geworden.

In Teilen der Bevölkerung gelang es der Regierung damit, den Eindruck
zu erwecken, sie würde sich des Problems annehmen. Aktionen wie dem
Olympischen Brief, der von den mittlerweile mehr als 20 Bündnissen für
mehr Personal im Krankenhaus initiiert wurde, ist es zu verdanken,
dass sich diese Vorstellung nicht durchsetzen konnte. Denn ihre
wichtigste Forderung findet sich in den neuen Gesetzen nicht wieder:
Eine verbindliche Personalbemessung, die sich am Bedarf der Patienten
orientiert.

Stattdessen hat die Regierung Untergrenzen festgelegt, die auf Basis
des Ist-Zustandes, also des Pflegenotstands, ermittelt werden. Die
Untergrenze liegt bei den schlechtesten 25 Prozent der
Personalbesetzung und schreibt somit nur die unhaltbaren Zustände
fest. Weiterhin ist sie ein Anreiz für die besser besetzten
Krankenhäuser, Personal abzubauen, weil in der Praxis die Untergrenze
schnell zur Obergrenze für die Besetzung wird, wie die Beschäftigten
bereits jetzt leidvoll erfahren müssen. Zudem gelten die Untergrenzen
nur für vier Fachabteilungen, die selbst ernannte Experten -
Gesundheitsökonomen - als "pflegesensitiv" eingestuft haben. Gemeint
ist damit, dass ein größeres Risiko besteht, dass bei Personalmangel
Komplikationen auftreten, wie zum Beispiel Wundliegen oder
Lungenentzündungen. Folgt man der Verordnung, so gibt es kein Risiko
für einen achtzigjährigen Patient auf einer Station für Innere
Medizin, liegt er jedoch auf der Herzchirurgie, so ist er gefährdet
und die Untergrenzen greifen. Das Hamburger Bündnis für mehr Personal
im Krankenhaus fordert deshalb: "Keine Pflege an der Untergrenze" und
ersatzlose Streichung der Verordnung.

Angriff durch die Hintertür

Auch das Pflegepersonal-Stärkungsgesetz bringt keine wirklichen
Verbesserungen. Positiv ist, dass Tarifsteigerungen durch die
Krankenkassen finanziert werden müssen und 2019 alle zusätzlichen
Stellen in der Pflege voll finanziert werden. Außerdem sieht das
Gesetz vor, dass die Kosten für das Pflegepersonal aus den
Fallpauschalen herausgerechnet werden und jedes Krankenhaus ein
eigenes Pflegebudget erhält, dass die Personalkosten deckt. Damit
bestehen keine ökonomischen Anreize mehr, Personal einzusparen.
Viele - auch fortschrittliche Kräfte - sahen in dieser Regelung den
Anfang vom Ende der Fallpauschale. Der Pflegewissenschaftler Michael
Simon wies jedoch bereits im Oktober 2018 auf dem Kongress des
Bündnisses "Krankenhaus statt Fabrik" in Stuttgart auf die Gefahr hin,
dass mit den neuen Gesetzen durch die Hintertür eine Pflegepauschale
eingeführt wird, die nach den gleichen Prinzipien funktioniert wie die
Fallpauschalen. Und seine Annahme bestätigt sich. Der einzige
Unterschied zwischen Pflegebudget und Abrechnung nach Fallpauschale
besteht darin, dass zum jetzigen Zeitpunkt für jedes Krankenhaus ein
individueller "Pflegeentgeltwert" vereinbart wird und somit die
Personalkosten für die Pflege gedeckt werden. Vereinheitlicht man
diesen Wert für eine Region oder ein Bundesland, so ist man wieder
beim System der Pauschalen mit den oben ausgeführten Auswirkungen.

Schaut man genau hin, so sind die Gesetze nicht nur keine
Verbesserung, sondern ein weiterer Angriff auf unsere
Gesundheitsversorgung. Auf den Internetseiten des
Bundesgesundheitsministeriums hieß es wohltönend, man wolle gute
Pflege. Im Gesetz jedoch steht, dass die Krankenhäuser nur so besetzt
sein müssen, dass eine "nicht patientengefährdende pflegerische
Versorgung noch gewährleistet ist".
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Wie wir messen

Hamburger Gericht verhindert Volksentscheid für mehr Personal im Krankenhaus, Bündnisse mobilisieren weiter

von Nicole Drücker



30.000 Hamburgerinnen und Hamburger hatten 2018 in nur drei Wochen
unterschrieben, um die Volksinitiative für mehr Personal im
Krankenhaus zu unterstützen. Am Dienstag hat das Hamburgische
Verfassungsgericht das Volksbegehren für verfassungswidrig erklärt -
die Bundesgesetze seien ausreichend. Der rot-grüne Senat hatte
geklagt, um zu verhindern, dass die Hamburger über ein Gesetz
abstimmen können, das eine am Bedarf der Patienten orientierte
Personalbemessung vorschreibt.

Das Hamburger Bündnis für mehr Personal im Krankenhaus hatte erst im
April auf einer Pressekonferenz klar gemacht, wie dringend nötig
Veränderungen im Gesundheitswesen sind. Eine Kinderkrankenschwester,
eine Hebamme, eine Auszubildende und zwei Intensivfachkräfte
berichteten von ihrem Alltag. Von Patienten, die fünf Tage warten
müssen, bis eine Pflegekraft Zeit hat, ihnen beim Duschen zu helfen.
Von Frauen, die ohne Schmerzmittel allein ihr Kind in einem Kreißsaal
zur Welt bringen müssen, weil die Hebamme woanders gebraucht wird. Von
Eltern, die für ihre Kinder im Krankenhaus Babysitter bestellen, weil
die Pflegekräfte keine ausreichende Betreuung sicherstellen können.
Von Intensivpflegern, die nicht mehr für die Sicherheit ihrer
Patienten einstehen können. Davon, dass elf von insgesamt 34
Auszubildenden in einer Klinik ihre Ausbildung in den ersten sechst
Monaten abbrechen, und von Kinderkrankenschwestern, die mit Mitte
zwanzig wissen, dass sie die Arbeit in ihrem Beruf nicht bis zur Rente
durchhalten werden.

Auch die Zahlen belegen diese Berichte. Durchschnittlich bleibt eine
Pflegekraft nicht länger als sieben Jahre in ihrem Beruf, danach ist
sie ausgebrannt oder sucht sich einen anderen Job. Mehr als 50 Prozent
der Pflegekräfte in den Krankenhäusern arbeiten mittlerweile in
Teilzeit, die meisten von ihnen, weil die Belastung einer
Vollzeitstelle nicht auszuhalten ist. In Deutschland gibt es 600.000
ausgebildete Pflegefachkräfte, die nicht mehr in ihrem gelernten Beruf
arbeiten. Der Fachkräftemangel, über den Krankenhausbetreiber klagen,
ist hausgemacht. Der Alltag in Altenpflegeheimen oder der häuslichen
Versorgung ist teilweise noch dramatischer.

Der Pflegewissenschaftler Michael Simon hat auf Basis der
Pflegepersonalregelung von 1993 ermittelt, wie viele Pflegekräfte
heute in den Krankenhäusern gebraucht werden: Insgesamt 420.000. Das
heißt: Allein in den Krankenhäusern fehlen 143 000 Pflegekräfte.

An dieser Zahl - 143.000 - muss sich jeder messen lassen, der
behauptet, etwas gegen den Pflegenotstand zu tun. Die neuen Gesetze
des Bundesgesundheitsministers Jens Spahn sehen 6.000 zusätzliche
Stellen vor.

Aus Sicht der Kommunisten drückt sich auch im Gesundheitswesen der
Widerspruch von Kapital und Arbeit aus: Das Kapital hat ein Interesse
daran, die Reproduktionskosten der Ware Arbeitskraft zu senken -
während gleichzeitig Klinikkonzerne mit unserer Krankheit noch Profit
machen. Für die DKP ist der Personalmangel in Kliniken nur einer von
vielen Beweisen für die Notwendigkeit des Sozialismus.

Der Kampf für mehr Personal ist ein Abwehrkampf gegen ständige
Angriffe. Aber unsere Forderungen nach Abschaffung der Fallpauschalen
und einer gesetzlich verbindlichen bedarfsorientierten
Personalbemessung werden von großen Mehrheiten getragen. Die Chance in
diesem Kampf liegt darin, dass in den betrieblichen Kämpfen und den
Aktivitäten der Bündnisse viele Menschen aktiv werden und sich
organisieren - mit Kopf und Herz. Auf einem unserer Bündnistreffen hat
eine Pflegekraft bei der Vorstellung gesagt: "Ich bin da, weil ich
nicht mehr will, dass wir immer zu wenige sind."

Nicole Drücker arbeitet im Hamburger Bündnis für mehr Personal im
Krankenhaus mit.
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FORSCHUNG/803: Übersatte Bakterien machen den Menschen krank (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 15.05.2019

Übersatte Bakterien machen den Menschen krank

SFB 1182-Forschungsteam schlägt in einer neuen Hypothese vor, dass
Entzündungskrankheiten durch ein Nahrungsüberangebot und die damit
verbundene Störung der natürlichen Bakterienbesiedlung des Darms
verursacht werden



Seit dem Ende des zweiten Weltkriegs haben sich in den heutigen
Industrienationen mit dem wachsenden Wohlstand und den damit verbundenen
Änderungen der Lebensgewohnheiten zahlreiche neue und
zivilisationsbedingte Krankheitsbilder entwickelt. Man spricht von
sogenannten "Umwelterkrankungen", beispielsweise verschiedene
Darmentzündungen wie Morbus Crohn oder Colitis ulcerosa. Gemeinsame
Ursachen liegen unter anderem in Störungen des menschlichen Mikrobioms,
also der natürlichen mikrobiellen Besiedlung des Körpers, insbesondere des
Darms. Bisher erklärten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler diese
gestörte Zusammenarbeit von Körper und Mikroben mit verschiedenen
Hypothesen: Sie besagten zum Beispiel, dass übertriebene Hygiene, die
intensive Antibiotikanutzung oder bestimmte genetische Faktoren das
Mikrobiom dauerhaft stören und den Menschen so anfällig für Krankheiten
machen. Diese Erklärungsansätze sind bislang allerdings unvollständig. Ein
Team des Sonderforschungsbereichs (SFB) 1182 "Entstehen und Funktionieren
von Metaorganismen" an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU)
hat nun eine neue und umfassendere, ökologisch-evolutionäre Theorie zur
Entstehung von Umwelterkrankungen formuliert. Die Kieler Forscher schlagen
vor, dass ein unnatürliches und besonders umfangreiches Nährstoffangebot
Bakterien von ihrem Wirtslebewesen entkoppelt und so die feinjustierte
Balance des Mikrobioms zerstört. Die gewissermaßen überfütterten Bakterien
im Darm begünstigen so die Krankheitsentstehung. Diesen fundamentalen
neuen Ansatz zur vollständigeren Erklärung von Umwelterkrankungen
veröffentlichten die Kieler Wissenschaftler gestern in der Fachzeitschrift
mBio.

Der Ursprung liegt im Meer

Den Ausgangspunkt für das Kieler Forschungsteam bildete die Ökologie von
Meereslebensräumen: Die Erforschung des Korallen- und Algensterbens und
der damit verbundenen Auswirkungen auf wichtige Ökosysteme im Meer deutet
neben anderen Faktoren wie dem Klimawandel oder der Überfischung auch auf
die Nährstoffverhältnisse im Meereswasser als Ursache des Problems hin.
Sobald sich darin aufgrund menschlicher Einflüsse ein zu großes
Nahrungsangebot befindet, beginnen die mit den Korallen
vergemeinschafteten Bakterien, sich von ihren Wirten zu entkoppeln. Sie
ernähren sich dann nicht mehr von Stoffwechselprodukten des Wirtes,
sondern bevorzugen das reichere Nährstoffangebot des umgebenden Wassers.
Die Balance des Korallen-Mikrobioms gerät wegen der Abwanderung ihrer
symbiotischen Partner durcheinander und Krankheiten entstehen in der
Folge. "In diesem Zusammenhang zwischen der Nährstoffverfügbarkeit und der
Balance der Wirts-Bakterien-Beziehungen sehen wir ein universelles
Prinzip, das weit über das sehr spezielle Beispiel der Korallen
hinausgeht", erklärt Dr. Tim Lachnit, wissenschaftlicher Mitarbeiter im
SFB 1182 und Erstautor der Studie. "In Untersuchungen an unserem
Modellorganismus, dem Süßwasserpolypen Hydra, konnten wird diesen
Zusammenhang experimentell bestätigen", so Lachnit weiter. Auch das kleine
Nesseltier zeigte deutliche Krankheitsanzeichen, sobald seine normale
Nährstoffaufnahme gestört wurde und stattdessen ein Nahrungsüberangebot
zur Verfügung stand.

Was haben Korallen und Nesseltiere mit dem Menschen zu tun?

Die im Experiment gewonnenen Erkenntnisse lassen sich mit großer
Wahrscheinlichkeit auch auf die menschliche Gesundheit übertragen. Ähnlich
wie im Meerwasser oder der einfachen Körperhöhle eines Süßwasserpolypen,
die sich im Laufe der Evolution von ihrer äußeren Umgebung und einer
direkten Nahrungszufuhr entkoppelte, ändert sich auch im menschlichen Darm
das Nährstoffangebot mit den zivilisatorisch geänderten
Ernährungsgewohnheiten - hin zu einer unausgewogenen, energiereichen und
ballaststoffarmen Ernährungsweise. Neben direkten
Gesundheitsbeeinträchtigungen bewirkt eine dauerhaft hohe, zugleich
einfach zu verwertende Zufuhr an Nährstoffen, dass nicht nur der
menschliche Stoffwechsel sie nutzt, sondern auch die Bakterienbesiedlung
des Darms gewissermaßen "mitgefüttert" wird. Die Mikroben wechseln von den
Metaboliten des Wirtes als Nahrungsgrundlage hin zu überreich verfügbaren
Nährstoffen aus der menschlichen Nahrung und entkoppeln sich so von den
Wechselwirkungen mit dem Wirtsorganismus. "Diese Überfütterung der
Bakterien fördert ihr Wachstum insgesamt, dazu vermehren sich bestimmte
Bakterienarten zu Ungunsten anderer Mitglieder des Mikrobioms verstärkt
und unkontrolliert", betont Professor Thomas Bosch, Sprecher des SFB 1182.
"So verändern sich mit der Zusammensetzung der Bakterienbesiedlung auch
die Interaktionen zwischen Bakterien und Wirtsorganismus und eine
schwerwiegende Störung, die Dysbiose, tritt ein", erklärt Dr. Peter
Deines, wissenschaftlicher Mitarbeiter im Kieler
Metaorganismus-Sonderforschungsbereich.

Weitere zivilisationsbedingte Faktoren verstärken diese fehlende Balance
des Mikrobioms. Der Wegfall periodischen Fastens als Folge nicht immer
verfügbarer Nahrungsquellen, das nur noch sehr seltene Auftreten von
Durchfallerkrankungen und der daran geknüpfte episodische Verlust der
Bakterienbesiedlung des Darms oder eine ernährungsbedingte Verarmung der
mikrobiellen Vielfalt im Darm sind nur einige Beispiele. Die beiden ersten
stellen sehr ursprüngliche Mechanismen dar, die dem Mikrobiom früh in der
Menschheitsentwicklung und bis hinein in die vorindustrielle Zeit
Gelegenheit gaben, sich in gewissen Abständen auf einem Normalzustand
einzupendeln und damit eine gesunde und natürliche Zusammensetzung
wiederzugewinnen.

Heilt sich das Mikrobiom möglicherweise selbst?

Die von den Forschenden des Kieler SFB 1182 in enger Zusammenarbeit mit
dem CAU-Exzellenzcluster "Precision Medicine in Chronic Inflammation"
vorgeschlagene "Überfütterungs-Hypothese" bietet wertvolle Ansätze für
weiterführende Forschungsarbeiten bis hin zur potenziellen Übertragung in
künftige Therapien: Bislang suchten Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler insbesondere nach Möglichkeiten, ein gestörtes Mikrobiom
durch äußere Eingriffe wie zum Beispiel Probiotika, also die Gabe
bestimmter hilfreicher Bakterienarten, oder auch Stuhltransplantationen zu
behandeln und wieder ins Gleichgewicht zu bringen. Die
ökologisch-evolutionäre Perspektive fügt nun eine weitere Dimension hinzu. Stärker
als bisher bezieht sie die natürliche Fähigkeit des Mikrobioms ein, sich
selbst neu zu justieren und eine gesunde Zusammensetzung
wiederherzustellen. Künftige Forschungsansätze liegen daher in den
konkreten Mechanismen, die das Mikrobiom ausbalancieren, und in der Frage,
ob sich das "Überfüttern" der Bakterien eventuell über geänderte
Ernährungsgewohnheiten reduzieren lässt. "Eine interessante Frage wird
sein, ob die evolutionär ursprünglichen Abläufe, die für die Balance des
Mikrobioms sorgen, auch ein therapeutisches Potenzial besitzen", so
Lachnit. "Künftig werden wir uns zum Beispiel neben den bekannten
gesundheitsfördernden Effekten des Fastens auch mit seinen Auswirkungen
auf Zusammensetzung und Funktion des Mikrobioms und damit den Verlauf von
Entzündungskrankheiten beschäftigen", so Lachnit weiter.

Weitere Informationen:

AG Bosch, CAU Kiel:

http://www.bosch.zoologie.uni-kiel.de/

Sonderforschungsbereich 1182 "Entstehen und Funktionieren von Metaorganismen", CAU Kiel:

http://www.metaorganism-research.com


Originalpublikation:

Tim Lachnit, Thomas CG Bosch & Peter Deines (2019): Exposure of the
host-associated microbiome to nutrient-rich conditions may lead to dysbiosis
and disease development - an evolutionary perspective. mBio Published on
May 14, 2019

https://doi.org/10.1128/mBio.00355-19

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.bosch.zoologie.uni-kiel.de/

http://www.metaorganism-research.com

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution235
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 15.05.2019

WWW: http://idw-online.de
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HERZ/1173: Blutdruckheilung durch Operation - neues Online-Tool hilft bei Therapieentscheidung (idw)


Klinikum der Universität München - 15.05.2019

Blutdruckheilung durch Operation - neues Online-Tool hilft bei Therapieentscheidung



Forscher des Klinikums der LMU haben zusammen mit italienischen Kollegen
ein zuverlässiges Vorhersagemodell entwickelt, mit dem individuell
abgeschätzt werden kann, ob ein Bluthochdruck chirurgisch geheilt werden
kann.

Wenn am 17. Mai der jährliche Welt-Hypertonie-Tag stattfindet, wird die
öffentliche Aufmerksamkeit einmal mehr auf die große Gefahr gelenkt, die
von Bluthochdruck (arterielle Hypertonie) für die Gesundheit ausgeht. Denn
obwohl ein chronisch erhöhter Blutdruck in der Regel keine spürbaren
Beschwerden hervorruft, hat er unbehandelt schwere Schäden an den
Blutgefäßen zur Folge und leistet so einem Herzinfarkt oder Schlaganfall,
aber auch irreparablen Nierenschäden Vorschub.

Jeder dritte Erwachsene ist von Bluthochdruck betroffen

In Deutschland ist jeder dritte Erwachsene von Bluthochdruck betroffen -
und bei jedem zehnten Patienten liegt eine spezielle Ursache vor: Sie
leiden unter einem primären Hyperaldosteronismus (Aldosteronismus,
Conn-Syndrom). Damit ist die Erkrankung die häufigste heilbare Form des
Bluthochdrucks.

Ausgangspunkt ist eine gesteigerte Produktion von Aldosteron, ein
Steroidhormon, das in der Zona glomerulosa der Nebennierenrinde gebildet
wird. Das Überangebot von Aldosteron hat Störungen im Wasser- und
Salzhaushalt zur Folge: Während Natrium im Körper zurückgehalten wird,
wird übermäßig viel Kalium über den Urin ausgeschieden. Dies führt zu
einem vermehrten Blutvolumen und damit zu einer Erhöhung des Blutdrucks.

Conn-Syndrom: Gut behandelbar, wenn rechtzeitig erkannt

Bluthochdruck, der durch das Conn-Syndrom hervorgerufen wird, kann mit
konventionellen Blutdruckmedikamenten nur schlecht eingestellt werden,
außerdem sind Conn-Syndrom-Patienten wesentlich häufiger von
Komplikationen wie Vorhofflimmern, Herzschwäche, Herzinfarkt, Schlaganfall
oder Niereninsuffizienz betroffen als Patienten, die unter einem
essentiellen Bluthochdruck leiden.

Rechtzeitig erkannt, lässt sich das Conn-Syndrom jedoch gut behandeln:
entweder mit Medikamenten zur Blockierung der Aldosteron-Wirkung
(Aldosteronantagonisten), insbesondere bei einer bilateralen Hyperplasie
der Nebennieren (idiopathischer Hyperaldosteronismus), oder mithilfe eines
laparoskopischen Eingriffs, wenn eine der beiden Nebennieren von einem
aldosteronproduzierenden Adenom befallen ist. In diesem Fall müssen der
Tumor bzw. die überaktive Nebenniere operativ entfernt werden.

Heilungschancen mit Punktesystem erkennen

Nicht immer lässt sich jedoch zweifelsfrei vorhersagen, ob eine
chirurgische Therapie zur klinischen Heilung führt. Nun hat das von
Professor Martin Reincke geleitete Forscherteam unter Verwendung der
postoperativen Ergebnisse von 380 Patienten ein Punktesystem erstellt, mit
dem künftig bereits vor dem Eingriff abgeschätzt werden kann, wie groß die
individuellen Heilungsaussichten eines Patienten mit einem Aldosteron
produzierenden Nebennierentumor nach einer laparoskopischen Adrenalektomie
sind.

Dabei wurden sechs präoperative Faktoren identifiziert, die maßgeblich für
einen vollständigen klinischen Therapieerfolg sind: die Dauer des
Bluthochdrucks, das weibliche Geschlecht, die Dosis der blutdrucksenkenden
Medikamente, der Body-Mass-Index, mögliche Schäden am Zielorgan sowie die
mit bildgebenden Verfahren ermittelte Größe des größten Knotens.

Online-Tool macht OP-Entscheidung für Patienten leichter

Um die Verwendung des Vorhersage-Scores zu erleichtern, wurde ein
benutzerfreundliches Online-Tool (Primärer Aldosteronismus-Chirurgischer
Outcome-Prädiktor) entwickelt. "Können wir unseren Patienten vorhersagen,
wie gut ihre Chancen auf eine komplette Heilung ihres Bluthochdrucks sind,
tun sie sich viel leichter mit der Entscheidung für eine Operation", sagt
der Endokrinologe und Direktor der Medizinischen Klinik und Poliklinik IV
des Klinikums der LMU München Professor Martin Reincke.

Unterstützt wurde die Forschungsarbeit unter anderem durch das Horizon
2020 Forschungsrahmenprogramm des Europäischen Forschungsrat ERC (GA Nr.
694913

http://www.erc-papa.eu)


Originalpublikation:

Die Ergebnisse wurden in dem wissenschaftlichen Fachmagazin 'Annals of
Surgery' veröffentlicht: 

Burrello J, Burrello A, Stowasser M, Nishikawa T,
Quinkler M, Prejbisz A, Lenders JWM, Satoh F, Mulatero P, Reincke M,
Williams TA 2019: 

The Primary Aldosteronism Surgical Outcome Score for the
Prediction of Clinical Outcomes After Adrenalectomy for Unilateral Primary
Aldosteronism. Ann Surg. 2019 [Epub ahead of print]

doi: 10.1097/SLA.0000000000003200

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution550
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Klinikum der Universität München - 15.05.2019
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FORSCHUNG/1339: Wichtiges Wirtsprotein bei Masern-, Mumps- und RSV-Infektionen entdeckt (idw)


Paul-Ehrlich-Institut - Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 14.05.2019

Wichtiges Wirtsprotein bei Masern-, Mumps- und RSV-Infektionen entdeckt



Ein Ansatz auf dem Weg zu neuen Arzneimitteln gegen Viruserkrankungen ist
die Suche nach Zellbestandteilen des Wirts, die die Viren für ihr
Eindringen und ihre Vermehrung benötigen. Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler des Paul-Ehrlich-Instituts (PEI) entdeckten in einem
internationalen Forschungsverbund, dass ABCE1, einem Mitglied der
ABC-Transporter-Proteinfamilie, eine Schlüsselrolle bei der Proteinsynthese
aller drei Virustypen nachkommt. Über die Forschungsergebnisse berichtet
mBio in seiner Online-Ausgabe vom 14.05.2019.

Nach wie vor stehen nur wenige Therapieoptionen bei schweren
Viruserkrankungen zur Verfügung. Forschende des Paul-Ehrlich-Instituts um
Prof. Veronika von Messling, bis September 2018 Leiterin der Abteilung
Veterinärmedizin, haben sich zusammen mit Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern aus USA, Singapur und Kanada auf die Suche nach
gemeinsamen Angriffsstellen von Viren der Virusfamilien Paramyxoviridae
und Pneumoviridae gemacht. Zu diesen Virusfamilien gehören eine Reihe
klinisch bedeutsamer Viren wie Masern- und Mumpsviren (Paramyxoviridae)
oder auch das humane respiratorische Synzytialvirus (HRSV)
(Pneumoviridae), das schwere Atemwegsinfektionen bei Säuglingen
verursacht. Dabei ist das Ziel, neue Ansatzpunkte zur Entwicklung
wirksamer Arzneimittel zu finden.

Für ihre Suche nutzte die Forschergruppe die RNA-Interferenz (Gene
silencing): Dabei legen doppelsträngige RNA-Moleküle (siRNA) Gene still,
indem sie den Abbau komplementärer Boten-RNA (mRNA, messenger RNA)
verursachen. Als Folge werden die Proteine, die Produkte dieser Gene,
nicht mehr gebildet. Die Forschungsgruppe um von Messling führte solche
Screens mit Masern-, Mumps- und HRSV-Viren durch und verglichen die
Ergebnisse, um so die Prozesse und Signalwege in der Zelle zu finden, die
alle drei Virustypen nutzen. In den Fokus geriet hierbei ABCE1, ein
Mitglied der ABC-Transporterfamilie, die eine ATP-bindende Kassette
besitzen. In weiteren Experimenten wiesen die Forscherinnen und Forscher
nach, dass ABCE1 für die Vermehrung aller drei Virustypen essenziell ist.

"Unsere Forschungsergebnisse liefern nicht nur einen Überblick über die
zellulären Proteine und Signalwege im Zusammenhang mit Infektionen durch
Masern-, Mumps und HRSV-Viren, sondern zeigen erstmalig auf, dass ABCE1
als Wirtsfaktor von den Viren benötigt wird. Das könnte möglicherweise ein
wichtiger Ausgangspunkt für die Entwicklung breit wirksamer antiviraler
Medikamente sein", erläutert von Messling die Bedeutung der Befunde.


Das Paul-Ehrlich-Institut in Langen bei Frankfurt am Main ist als
Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel eine
Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Gesundheit (BMG). Es erforscht, bewertet und lässt biomedizinische
Human-Arzneimittel und immunologische Tierarzneimittel zu und ist für die
Genehmigung klinischer Prüfungen sowie die Pharmakovigilanz - Erfassung
und Bewertung möglicher Nebenwirkungen - zuständig.

Die staatliche Chargenprüfung, wissenschaftliche Beratung/Scientific
Advice und Inspektionen gehören zu den weiteren Aufgaben des Instituts.
Unverzichtbare Basis für die vielseitigen Aufgaben ist die eigene
experimentelle Forschung auf dem Gebiet der Biomedizin und der
Lebenswissenschaften.


Originalpublikation:

Anderson DE, Pfeffermann K, Kim SY, Sawatsky B, Pearson J, Kovtun M,
Corcoran DL, Krebs Y, Sigmundsson K, Jamison SF, Yeo ZZJ, Rennick LJ, Wang
LF, Talbot PJ, Duprex WP, Garcia-Blanco MA, von Messling V (2019):
Comparative loss of function screens reveal ABCE1 as an essential cellular
1 host factor for efficient translation of Paramyxoviridae and
Pneumoviridae.

mBio May 14 [Epub ahead of print].

DOI: 10.1128/mBio.00826-19

Weitere Informationen finden Sie unter

https://mbio.asm.org/content/10/3/e00826-19 

(Link zur Publikation)

https://www.pei.de/DE/infos/presse/pressemitteilungen/2019/09-wichtiges-wirtsprotein-bei-masern-mumps-rsv-infektionen-entdeckt.html 

(Diese PM auf den Seiten des Paul-Ehrlich-Instituts)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution430
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Paul-Ehrlich-Institut - Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 14.05.2019
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FORSCHUNG/294: Roboter-Therapeuten brauchen Regeln - Studie zu Einsatz von KI für die psychische Gesundheit (idw)


Technische Universität München - 15.05.2019

Roboter-Therapeuten brauchen Regeln: Studie zu Einsatz von KI für die psychische Gesundheit



In Zukunft werden wir immer häufiger direkt mit Künstlicher Intelligenz
(KI) interagieren. Ein Team der Technischen Universität München (TUM) hat
jetzt erstmals systematisch untersucht, wie "verkörperte KI" schon heute
hilft, psychische Erkrankungen zu behandeln. Das Fazit: Wichtige ethische
Fragen zu dieser Technologie sind unbeantwortet, es besteht dringender
Handlungsbedarf für Regierungen, Fachverbände und Forschung.

Roboter-Puppen, mit denen autistische Kinder lernen, Menschen besser zu
verstehen; computergenerierte Avatare, die helfen, mit Halluzinationen
umzugehen; virtuelle Chats, die Unterstützung bei Depressionen bieten: Es
gibt schon heute zahlreiche Ansätze, die psychische Gesundheit von
Menschen mit sogenannter verkörperter Künstlicher Intelligenz zu fördern.
Von verkörperter KI spricht man, weil bei diesen Anwendungen Menschen mit
einem künstlichen Gegenüber interagieren, wodurch ganz neue Dynamiken
entstehen.

Der Einsatz von KI in der Psychotherapie ist an sich nichts Neues. Erste
Chatbots erzeugten schon in den 60er Jahren die Illusion eines
therapeutischen Gesprächs. Mehr als eine Spielerei war das allerdings
nicht. Durch moderne Algorithmen und gestiegene Rechnerkapazitäten ist
heute viel mehr möglich. "Die Algorithmen hinter diesen Anwendungen sind
mit riesigen Datenmengen trainiert worden und können echte therapeutische
Aussagen treffen", erläutert Alena Buyx, Professorin für Ethik der Medizin
und Gesundheitstechnologien an der TUM. Gemeinsam mit Dr. Amelia Fiske und
Peter Henningsen, Professor für Psychosomatische Medizin und
Psychotherapie, hat sie erstmals einen systematischen Überblick über
Anwendungen der verkörperten KI für die psychische Gesundheit erstellt und
Chancen und Herausforderungen herausgearbeitet.

Mehr Menschen bekommen Zugang zu Behandlung

Die neuen Anwendungen haben enormes Potential. Sie können mehr Menschen
Zugang zu einer Behandlung bieten, weil sie nicht an bestimmte Zeiten und
Orte gebunden sind. Einigen Betroffenen fällt es zudem leichter, mit der
KI zu interagieren als mit einem menschlichen Gegenüber. Es gibt aber auch
Risiken. "Verkörperte KI kann und darf kein billigerer Ersatz für eine
Behandlung durch reale Ärztinnen und Ärzte sein", sagt Amelia Fiske.

"Obwohl verkörperte KI schon in der Klinik angekommen ist, gibt es bisher
kaum Empfehlungen von medizinischen Fachgesellschaften zum Umgang mit
diesem Thema. Das wäre jedoch dringend notwendig, um die Vorteile dieser
Technologien zu nutzen und gleichzeitig Nachteile zu vermeiden und
'Wildwuchs' einzudämmen. Außerdem sollte das Thema bereits im
Medizinstudium behandelt werden", sagt Peter Henningsen, der Dekan der
TUM-Medizinfakultät ist.

Fehlende ethische Regeln für Künstliche Intelligenz

Derzeit werden vermehrt Leitlinien für KI erstellt, etwa die gerade von
der EU entwickelten Ethics Guidelines for Trustworthy AI. Zusätzlich dazu
sind aus Sicht von Buyx, Fiske und Henningsen allerdings dringend
fachspezifische Regeln notwendig. "Therapeutische KI-Anwendungen sind
Medizinprodukte, für die wir entsprechende Zulassungsverfahren und
ethische Handlungsvorgaben brauchen", sagt Alena Buyx. "Wenn die Programme
beispielsweise erkennen können, ob Patienten Suizidgedanken haben, dann
müssen sie, genau wie Therapeutinnen und Therapeuten, im Ernstfall klare
Warn-Protokolle befolgen."

Darüber hinaus müsse verkörperte KI intensiv auf soziale Effekte hin
erforscht werden. "Wir haben kaum Informationen dazu, wie sich der Kontakt
mit therapeutischer KI auf uns Menschen auswirkt", sagt Alena Buyx. "Unter
Umständen lernt beispielsweise ein Kind mit einer Störung aus dem
Autismus-Spektrum durch den Kontakt mit einem Roboter nur, wie man besser
mit Robotern umgeht - aber nicht mit Menschen."

Mehr Informationen:

Verkörperte Künstliche Intelligenz steht auch im Zentrum der Forschung an
der Munich School of Robotics and Machine Intelligence (MSRM). Gemeinsam
mit Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus Bereichen wie
Informatik, Elektro- und Informationstechnik, Maschinenbau, aber auch aus
den Sozial- und Geisteswissenschaften forscht Prof. Alena Buyx an diesem
interdisziplinären Zentrum der TUM an Themen wie der Zukunft von
Gesundheit, Arbeit und Mobilität.


Originalpublikation:

Fiske A, Henningsen P, Buyx A. Your robot therapist will see you now:
Ethical implications of embodied artificial intelligence in psychiatry,
psychology, and psychotherapy. Journal of Medical Internet Research
(2019). 

DOI: 10.2196/13216.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.get.med.tum.de 

(Lehrstuhl für Ethik der Medizin und Gesundheitstechologien)

http://www.psychosomatik.mri.tum.de 

(Lehrstuhl für Psychosomatische Medizin und Psychotherapie)

http://www.msrm.tum.de 

(Munich School of Robotics and Machine Intelligence)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München - 15.05.2019
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INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN





BILDUNG/399: Halle (Saale) - Empirisch Forschen in der Medizinethik, 27.-28.11.2019


Akademie für Ethik in der Medizin (AEM) - 15. Mai 2019

Kurs "Empirisch Forschen in der Medizinethik"



Das Institut für Geschichte und Ethik der Medizin der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg bietet in Kooperation mit
der Akademie für Ethik in der Medizin (AEM) eine 1,5-tägige
Kursveranstaltung zur Einführung in theoretische, methodische und
forschungspraktische Aspekte der empirischen Forschung in der
Medizinethik an. Der Kurs richtet sich vorrangig an Doktorand*innen,
aber auch an andere Wissenschaftler*innen, die am Beginn einer
wissenschaftlichen Arbeit in der Medizinethik unter Verwendung
empirischer Methoden stehen.


Termin:

27.11.2019, 11:00-18:00 Uhr und 28.11.2019, 09:00-14:00 Uhr

Ort:

Institut für Geschichte und Ethik der Medizin,

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, Magdeburger Str. 8, 06112
Halle (Saale)

Themenfelder:



	Typen empirischer Forschung im Bereich der Medizinethik (z. B. Empirische Ethik, Evaluationsstudien)

	Theoretische und methodologische Ansätze zur Verbindung von normativen und empirischen Analysen in der Medizinethik

	Entwicklung von Fragestellungen und Auswahl von Methoden für empirische Forschung in der Medizinethik (u. a. qualitative und quantitative Forschungsansätze)

	Forschungspraktische Herausforderungen bei der Durchführung empirischer Untersuchungen in der Medizinethik



Methoden:


	vorbereitendes Kursmaterial

	Impulsreferate und Diskussion

	Vorstellung und Diskussion ausgewählter Praxisbeispiele aus dem Teilnehmendenkreis

	Kleingruppenarbeit

	Präsentation empirischer Untersuchungen in der Medizinethik in Vortrag und Publikation



Ein detailliertes Programm folgt.

Kursleitung:

Dr. Katja Kühlmeyer, Institut für Ethik, Geschichte und Theorie der
Medizin, Ludwig-Maximilians-Universität München

Dr. Marcel Mertz, Institut für Geschichte, Ethik und Philosophie der
Medizin, Medizinische Hochschule Hannover

Prof. Dr. Jan Schildmann, Institut für Geschichte und Ethik der
Medizin, Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

Anmeldung/Frist:

Eine Anmeldung ist bis zum 30.06.2019 unter
geschichte.ethik@uk-halle.de möglich. Bitte senden Sie neben einem
kurzen Motivationsschreiben und Angaben zum (geplanten)
Forschungsvorhaben, einen tabellarischen Lebenslauf. 

Der Kurs ist kostenfrei, die Anzahl der Kursplätze ist auf 12
Teilnehmer*innen beschränkt. Bei mehr Anmeldungen als Kursplätzen
erfolgt die Auswahl unter Berücksichtigung des (geplanten)
Forschungsprojektes sowie fachlicher Merkmale der Bewerber*innen.

 * 

Quelle:

[AEM-AKTUELL] vom 15. Mai 2019

Herausgeber: Akademie für Ethik in der Medizin (AEM)

Georg-August-Universität Göttingen

Humboldtallee 36, 37073 Göttingen

Telefon: 0551/39 96 80, Fax: 0551/39 39 96

E-Mail: info@aem-online.de

Internet: http://www.aem-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





LABEL/5094: Glitterhouse Mail-Order-Mail 17.05.19 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (17.05.2019)



Sie ist da ...!

Orange Blossom Special 23: The Compilation - Various Artists

2-CD - EUR 7,95

Die Compilation zum Festival. Optisch und musikalisch eine runde
Sache, die wir zudem zum Körnerdrescherpreis an die Frau/den Mann
bringen. Und natürlich gibt es diese nur bei uns im Mailorder und zu
Pfingsten am Merch-Stand bei unserer kleinen Gartenparty. Denn:
eigentlich ist die Veröffentlichung dazu da, im Vorfeld für die
nötige Promotion zu sorgen, Rundfunk und Hörer auf das OBS
einzustimmen. Wer das Glück hatte und Tickets bekommen hat, der kann
sich schon mal einhören und die eine oder andere Band neu für sich
entdecken. Fast alle auftretenden Bands, 24 nämlich, haben einen
Track gespendet, einige sogar bisher nicht auf Tonträger
veröffentlichte (Black Sea Dahu, Trixsi, Tiny Wolves). Natürlich sei
dieses Kleinod auch all denen empfohlen, die nicht zum OBS 23 kommen
können oder wollen.

Die Doppel-CD kommt im kleidsamen Digisleeve und ist streng auf 1.500
Stck. limitiert.


Der Mai-Mailorder-Katalog im Netz

Der Mai-Katalog fast pünktlich zum netzweisen Blättern und Stöbern
freigegeben.


Auserwählte Pretiosen zum wohlverdienten Wochenende

Altin Gün - Gece

LP (+DLC)/CD - EUR 17,75/15,75

Cooles Signing, liebe Kollegen von Glitterbeat - genau die richtige
Band für ein weltoffenes Label! Altin Gün kommen aus Amsterdam,
klingen aber eindeutig nach Istanbul in den frühen 70ern. Die Band
spielt ein rundes und harmonisches Update von türkischem Psychedelic
Rock, wie er seinerzeit von Leuten wie Erkin Koray und Neset Ertas
produziert wurde - "Anatolia Rock!" Die sechsköpfige Band greift
diesen speziellen Style des Oriental Rock nicht nur auf, sondern
macht ihn auch richtig funky. So entsteht ein höchst tanzbarer,
hypnotisch groovender, oft spaciger Funk-Rock mit türkischen Vocals
(männlich und weiblich) und grandiosen elektrifizierten Gitarren
(oder Saz) - fast noch besser sind die scheinbar billigen
Keyboards-Sounds, die für authentischen Nahost-Vibe sorgen. Die Songs
sind großartig: treibend und eingängig, luftig und melodiös. Oder
auch mal downtempo-psychedelisch, was tatsächlich ein bisschen nach
Jefferson Airplane auf Türkisch klingt. Das Album ist hervorragend
produziert, enorm transparent und immer mit viel Luft zwischen den
Tönen. Hinter dem trans-europäischen Projekt steckt der Bassist
Jasper Verhulst (Jacco Gardner), lediglich die beiden Vokalisten
Merve Dasdemir und Erdinc Yildiz Ecevit scheinen den Namen nach
türkischer Herkunft zu sein. Das gerät absolut mitreißend und
hypnotisch, gleichzeitig aber auch partytauglich und höllisch
tanzbar. Weshalb die Liveauftritte der Band auch regelmäßig höchst
euphorisch geraten - sie sind übrigens gerade auf Deutschland-Tour,
unbedingt hingehen! (Joe Whirlypop)


Big Thief - U.F.O.F.

LP/CD - EUR 16,95/12,95

19er der New Yorker, von Saddle Creek zu 4AD gewechselt. Und
verändert, zum (noch) Besseren! Teilweise ein gewisses Laurel
Canyon-Folk Pop-Flair, in schöngeistig/feinfühlig oder gar annähernd
meditativ, oder eher eine nonkonforme/klischeearme Form von Indie
Folk Pop in einigermaßen zeitgenössischem Fahrwasser (sporadisch auch
ein Mix aus beidem), in ruhig und entspannt fließend, zärtlich und
transparent/etwas verspielt, geradezu suggestiv oder gepaart mit
dezent hippie-esken Zwischentönen. Mittendrin spartanischer Folk pur
(betörend!), 2x eine Spur psychedelisch (bis fast spacy) in
introvertiert oder schön luftig-verhallt. Was sich so vielleicht eher
unoriginell anhört, besitzt tatsächlich eine erfrischend
eigenständige Note, auch dank kurzer surreal anmutender Phasen,
ungewöhnlicher Sound-Feinheiten/Brechungen, mal auch Genre-fremder
repetitiver Momente, unorthodoxer mächtig reizvoller melodischer
Wendungen (ein bischen ab und zu sogar in der Art eines intimen
Elliott Smith!); und ihrer kongenial dazu passenden Sängerin,
berührend, sanfte Tendenz, manchmal (ganz leicht bitter-) süß
anrührend, oder fast flüsternd. Bereichernd und abrundend schließlich
ein behutsam verzerrtes/rockiges leicht hypnotisches tolles Stück in
Shoegazer-Nähe und der Schluß des Openers, nicht weit weg von Crazy
Horse! Exquisit! (dvd)


Clinic - Wheeltappers And Shutters

LP/CD - EUR 21,95/13,95

19er, man kann schon sagen "Comeback", nach 7 Jahren Pause. Ein
buntes Sammelsurium aus Space, Psychedelia verschiedener Art, Kraut,
Elektronik (-Pop), immer wieder anders zusammengesetzt, auch in einer
Art "Soft-Strange"-Version; Psychobilly- bzw.
Garage-Rootsabilly-Elementen (ein Hauch Cramps), Spuren von ganz
frühen Pink Floyd (bzw. generell verspieltem End-60er Psyche-Pop),
Suicide-Einfluß, Silver-Apples-Parallelen (mit mehr Pop),
unterschwelliger Can-Tendenz, Neo-(Spät-70er) New Wave, einem Hauch
Devo, gar eine "Heart Of Glass"-Drum Machine. Bunt und hemmungslos
wie(rhythmisch) relativ stoisch, die Gitarren
sägend/vibrierend/stechend/gleißend/trocken riffend (inkl. Reverb,
Fuzz, Twang), die (Analog-) Synths/Electronics/Orgel auch mal beinahe
außerweltlich (sehr feine Klänge!). Zwischen allen Zeiten und festen
Genre-Grenzen. 12 Tracks, aber insgesamt sehr kurz (nur einer über 3
Min.), hier wird absolut nichts breitgetreten, dafür jede Menge
Sounds und Ideen. (dvd)


Justin Townes Earle - The Saint Of Lost Causes

2-LP/CD - EUR 24,95/14,95

19er. Geschichten aus/von Amerika mit politischem/sozialem Inhalt,
humanistisch, Umwelt-Themen etc. Die Stimme wie gewohnt attraktiv,
der Sound überall angenehm sparsam/auf den Punkt (E- oder akust.
Gitarre, oft beides; häufig Pedal Steel; ab und zu Harmonica, noch
seltener (E-) Piano, die Drums relativ reduziert), teils trocken und
verhallt zugleich (ein spezieller Reiz). Jeweils zu ungefähr gleichen
Teilen: Folk und Country-Elemente zeitlos und ein wenig lakonisch
verbunden. Blues und dezenter Rock ('n'Roll)/Proto-Rock'n'Roll mit
50s-Bezügen kombiniert. Songwriter-Balladen (es gibt nur 2) mit
ausgesprochen viel Atmosphäre und ohne richtige stilistische
Präferenzen, aber vorzüglicher (und variabler) Saitenarbeit, samt
leichter Townes Van Zandt-Parallelen irgendwie (im Vortrag,
keinesfalls im Sound). Deutlichst traditionsbewußte multiple Roots
(Blues, Folk?) in rhythmisch starker Form, noch mehr 50s-Einfluß, ein
unerbittlicher Zug (mit etwas R'n'R-Flair oder ziemlich verzögert).
Americana-Tendenz (bzw. Songwriter-Country) in relaxt und
melancholisch, Schönheit des Sounds. Und zwischendurch mal ganz im
Western-Swing-Feeling der frühen 50er gefangen, oder eine Art Country
Rock. (dvd)


Hazmat Modine - Box Of Breath

LP/CD - EUR 23,95/16,95

19er, 5. LP der New Yorker, zum 5. Mal bin ich begeistert.
Instrumental einfach klasse, zudem höchst musikalisch (auch in den
selten ausgiebigen Soli). Die Basis ist oft eine "offen" gespielte
R'n'B/Blues-Variante, tief im Süden verankert (teilweise unter
immanentem New Orleans-Einfluß), angereichert mit massiven bis
dezenten Roots-Elementen vielfältiger Art: Gern Jazz (v.a. durch die
Bläser, meist 4 davon, oder gar mehr, darunter beständig die Tuba von
Koryphäe Joe Daley, der u.a. für Charlie Haden, Gil Evans, Taj Mahal,
Santana, Carla Bley tätig war), daneben Afrika, sporadisch Folk und
Country, 2x Balkan (1x kurzzeitig mit dem Ergebnis einer Art
"Balkan-Brass-Punk"), Funk, Talking Blues. Grooves in verschiedenen
Formen durchziehen viele Stücke (überhaupt ist dies rhythmisch höchst
aparte Musik!), ob lässig/locker, immens beweglich, extrem lustvoll,
unter Spannung und Zug, angestochen funky oder mit 2nd line-Anleihen,
der Sound ist häufig bunt/lebhaft-variabel bis wunderbar
vielschichtig (bzw. super-vollmundig), besitzt gern eine hohe
Intensität (bzw. wird enorm verdichtet) und zugleich Wärme, aber auch
viele starke Kontraste (inkl. diffiziler/filigraner resp.
transparenter Phasen). Herausstechend (neben den Bläsern): Natürlich
wieder diese glänzende Harmonica von Leader Wade Schuman, ob
Klangfarbe/Sound, die Musikalität oder die Virtuosität, seine
Features sind präzise und konzentriert! Exzellent auch der Gesang von
ihm (und die 2. Stimme, teils lead, von Erik Della Penna, samt ein
paar mehrstimmigen Vokalarrangements). E-Gitarre (und Banjo Guitar)
agieren nicht so auffällig, wohl aber z.T. das höchst willkommene
vielfach eingesetzte Balafon von Balla Kouyate (Angelique Kidjo, Yo
Yo Mas Silk Road Ensemble). Das I-Tüpfelchen: Der große melodische
Reichtum! Eine große Empfehlung. (dvd)


Ronnie Lane - Just For The Moment: The Best Of

2-LP/CD - EUR 27,95/16,95

2019er Zusammenstellung mit 18 ausgewählten Songs der Solo-Jahre des
durchgängig aktiven kreativen Faktors bei den kleinen und großen
Faces, bietet neben bekannten Weisen auch rarere Stücke.


Ronnie Lane - Just For A Moment (Music 1973-1997)

6-CD - EUR 79,95

Die Lane-Solo-Jahre in der Voll-Bedienungs-Ausgabe: Sämtliche 4
Studioalben (Anymore For Anymore, Ronnie Lane's Slim Chance, One For
The Road und See Me) in jeweils deutlich um Bonusmaterial
verlängerter Form (mit BBC Sessions, Live-Aufnahmen, Alternative- &
Demofassungen), 1 CD mit Live-Mitschnitten und gesammelten Raritäten
und 1 Tonträger, der sich komplett auf Lane's Amerika-Jahre
konzentriert. Daneben bietet die 118-Track-Sammlung noch ein Buch und
ein Poster in Din A 2.


Nils Lofgren - Blue With Lou

2-LP/CD - EUR 24,95/12,95

2019er Studiowerk des früheren Neil- und treuen Bruce-Begleiters und
Nachfolger des 2011er Old School-Albums. Der Albumtitel kommt nicht
von ungefähr, entstanden doch 6 der 12 gemeinsam mit Andy Newmark
(Schlagwerk) und Kevin McCormick (Bass) live im Studio aufgenommenen
Tracks vor Jahren in kompositorischer Kooperation mit Lou Reed.


Manfred Mann - Radio Days Vol. 1: The Paul Jones Era

2-LP/2-CD - EUR 29,95/16,95

Vom Meister selbst abgesegnete Sammlung mit ausgewähltem
BBC-Archivmaterial der Jahre 1964 bis 1966, den Jahren mit Paul Jones
am MM-Mikrophon. 41 Aufnahmen.


Manfred Mann - Radio Days Vol. 2: The Mike D'Abo Era

3-LP/2-CD - EUR 37,95/16,95

45 BBC-Aufnahmen aus den Jahren 1966 bis 1969, es singt: Mike D'Abo.


Manfred Mann Chapter Three - Radio Days Vol. 3: Live
Sessions & Studio Rarities

3-LP/2-CD - EUR 37,95/16,95

45 Aufnahmen aus den BBC-Archiven der späten 60er/frühen 70er Jahre,
als Mann mit dieser Formation um die Stimme von Mike Hugg vehement
Fusion-Rock-Pfade verfolgte.


Manfred Mann's Earth Band - Radio Days Vol. 4: Live At The
BBC 70-73 

3-LP/2-CD - EUR 37,95/16,95

In den 70ern wurden auch Manfred Mann's Songs deutlich epischer, wie
sich nicht zuletzt an diesen 21 ausgewählten
Artist-Approved-Aufnahmen aus den BBC-Archiven ablesen lässt.


MINT - Mai 2019 (No. 28)

MAG - EUR 6,90

Im Zentrum der 28. Ausgabe steht ein 35-seitiges Special über das
Tonträgerwesen fernab der großen Metropolen, und
nachvollziehbarerweise (vor allem aus unserer ländlichen Sicht)
gehören daher gleich 5 Seiten von "Vinyl auf dem Land" Euren
persönlichen Lieblingen in der weiten, weiten Musikwelt (achten Sei
dabei bitte auf den Centerfold auf den Seiten 40/41, auch wenn dieser
Begriff bei 164 Seiten Umfang etwas verzerrend wirkt). Ein ganz klein
wenig in den Hintergrund treten bei so viel Glitterhouse-Glanz
natürlich, aber völlig unberechtigt, das Portrait von Cover-Künstler
Brian Cross, das Interview mit Klangkünstler Steven Wilson, die
vorgestellten 5 Vinyl-Bücher oder Mike Rutherford's Liebeserklärung
an Revolver von den Beatles, auch die mehr als 100 LP-Rezensionen,
die Dr. Mint-Kolumne, News, Vorschauen und Plattenbörsentipps &
-termine sind mehr als lesenswert, aber es ist halt schwer, sich ein
Heft mit den Beverunger Baronen der Beschallung zu teilen ...


The National - I Am Easy To Find

2-LP/Ltd. DeLuxe 3-LP/CD - EUR 28,95/34,95/13,95

Streng genommen ist das 2019er Studio-Album ein Kind einer
Cooperation der Band um Sänger Matt Berninger mit Filmregisseur Mike
Mills, aus der neben einem 24-minütigem Film (mit Alicia Vikander in
der Hauptrolle) auch die Basis zu dem nahezu 70-minütigen Vollwerk
hervorging. Der Film wurde komponiert wie ein Song, die Musik wurde
unter Anleitung eines Regisseurs zusammengeführt. Und so verschob
sich auch der Fokus vom Bariton des Frontmanns hin zu
Gesangspartnerschaften mit unseren Lieblingsstimmen wie Sharon Van
Etten, Lisa Hannigan, Mina Tindle, Kate Stabels oder Gail Ann Dorsey.
Nicht nur der Duette wegen sind wir mehr als gespannt, ein
eingehendes Widmen folgt auf dem Fuße!


The Nude Party - The Nude Party

LP/CD - EUR 17,95/14,95

Junge, sechsköpfige Truppe aus North Carolina, die erkennbar unter
dem Einfluss der elterlichen Plattensammlungen steht, daraus aber
einen durchaus zeitgemäßen - zumindest aber zeitlosen Sound zaubert.
Der Opener klingt nach einer flächig-dichten Fusion aus Velvet
Underground und Jonathan Richman. Mit schöner Orgel und flockigen
Gitarren, der Sänger erkennbar an Herrn Richman orientiert. Von den
Besten klauen - warum nicht? Auch im Weiteren bestimmt der stoische
Groove von Velvet Underground den Sound von The Nude Party:
Proto-Punk aus den späten 60ern und frühen 70ern, auch mal mit
hämmerndem Piano statt Orgel. Die Songs klassisch orientiert,
eingängig mit griffigen Hooklines und unwiderstehlichen Melodien.
Die kleinen Gitarrenexkursionen zum hämmernden Beat kriegen die Amis
ebenso gut hin wie mehrstimmige Chorgesänge von dosiert beschwingtem
Charakter. Teils schleicht sich ein kleiner Byrds/Countryrock-Vibe
ein (Pedal Steel!), auch die jungen Go-Betweens und noch jüngeren
Them lugen um die Ecke. Dazu eine Prise "Nuggets"-Garagenpunk, aber
im süffigen Sounddesign, gar nicht lo-fi. Und am Ende kommen dann
auch noch psychedelischer Blues auf Neil Youngs Spuren und eine
instrumentale Surf-Nummer. Vorzüglich produziert hat Black
Lips-Drummer Oakley Munson. Tolles Album quasi aus dem Nichts. (Joe
Whirlypop)


She Keeps Bees - Kinship

LP/Ltd. LP/CD - EUR 14,95/15,95/13,95

Allein eine einzige Akustikgitarrennote, getragen angeschlagen,
reicht als Instrumentierung aus, um zu Beginn des 2019er Werk des
delikaten Duos Jessica Larrabee und Andy LaPlant im karg-kostbaren
Zusammenspiel mit der betörend dunkel-samtigen Stimme der
prägend-berückenden Protagonistin unter die Haut zu gehen, in den
Bann zu schlagen und eine magisch-mystische Atmosphäre entstehen zu
lassen, die den derart nachhaltig verführten Hörer zehn
Desert-Diamanten lang verzaubert. Es sind Jessica's weich-warmer,
zart-rauher, mühelos zwischen berührend-verletzlicher Sanftheit und
vehement mitreißender Kraft variierender Gesang und ihr
Melodie-verliebtes Song-Writing, die die stil-vielfältigen
Song-Eigenheiten zwischen nacktem Field-Recording, langsam-intensiver
Low-Leidenschaft, roh-romantischem Cowboy Junkies-Country, Hugo
Race-Desert Drone, Feist-Feinsinn, beherzter PJ Harvey-Härte und
liebenswert-leidenschaftlichem Sunshine Club-Americana zu etwas
Außerordentlichem, ganz Besonderen machen. Obwohl die Samt-Stimme
bewegend beweglich durch eher zurückhaltend ausgestaltete Klangräume
schwebt und tanzt, stets nur wenige Instrumente die intimen
Intensitäten beleben, dabei aber jedes für sich, ob
akustische-naturnahe Gitarre, perlend-prägendes E-Piano, sanft
wandernder Bass, dezent gestreicheltem Schlagwerk, wolkengleich
schwelgende Streicher oder sogar analoge Keyboard-Kunst- und
Kostbarkeiten bis hin zum zart angetasteten Air-All-Flug, eine umso
prägendere Rolle er- und ausfüllt, wirken die Songs gerade durch ihre
luftig-durchschimmernden Arrangements, lässt die allzeit tief unter
der Haut spürbare Liebe die Lücken leben, betört diese einzigartig
warme Stimme umso nachhaltiger, je mehr sie im magischen Mittelpunkt
steht. Ein Wüstenwind umwehter Zehn-Song-Reigen von unwiderstehlich
verführerischer Wirkung. (cpa)

Weiterhin bestellbar:

She Keeps Bees - Eight Houses CD - 14,95

She Keeps Bees - Nests LP - 15,95


John Southworth - Miracle In The Night

LP/CD - EUR 15,95/12,95

19er des herausstechenden Singer-Songwriters aus Toronto. Er
entwickelt/verändert sich ständig: Diesmal überrascht die wirklich
verblüffend homogene durch nichts gestörte ganz eigentümliche
Grundstimmung in (fast) jedem Song (Ausnahme: Die kurzzeitige
dramatische Zuspitzung eines Tracks), ein bischen
fatalistisch/melancholisch, mehrfach beinahe in sich versunken,
manchmal tropfend/mächtig langsam und/oder etwas meditativ, unbeirrt
und ruhig beständig fortschreitend (oder quasi dahinschleichend);
insgesamt introvertiert wie nie, das alles überaus reizvoll, wenn man
sich drauf einläßt! Songwriter-(Kammer-)Pop absolut eigener Art,
vollkommen zeitlos, obwohl es 70er-Parallelen gibt, mal eine kleine
Americana-Tendenz (und weniger "schwer"), mal etwas 60s-like, mal
eine Pop-Jazz-Mixtur noch älterer Zeiten, je 1x eine gewisse Leonard
Cohen- oder Cabaret-Nähe. Zwischendurch wird's ein wenig "heller".
Und harmonisch ist's teilweise eine Wucht/melodisch klasse, sehr viel
Tiefe! Von "nächtlicher Stimmung" war überall die Rede (nicht zu
Unrecht), das Piano steht stets im Zentrum, meist von
Orgel/Harmonium/Akkordeon untermalt, ein effektiver Kontrabass, Drums
sparsamst, that's all. Live aufgenommen, alles klingt vollkommen
natürlich, und ich mag es sehr. (dvd)


Mavis Staples - We Get By

LP/CD - EUR 19,95/14,95

19er, gleich nach der Live-LP vor Kurzem ein Studio-Album. Alle Songs
von Ben Harper (auch Produzent)! Strikt Southern-style, strikt
songorientiert und konzentriert und ohne ein Gramm Fett (nur 1 Track
über 4 Min.) - was auch für die Musik gilt: Nur Guitar-Bass-Drums
(ihr Stamm-Gitarrist ist einfach klasse, zugleich sehr
charakteristisch, enorm musikdienlich und teils ziemlich prägend,
ohne alle Eskapaden) plus gezielte/kongeniale Backing/Harmony-Vocals
(2x weiblich + natürlich Donny Gerrard, seit 10 Jahren dabei). Recht
hoher Balladen-Anteil zwischen R'n'B und Soul, immens feinfühlig und
introspektiv, völlig reduziert und umso bewegender in slow motion,
sehr deep inkl. super Duett mit Gerrard, oder eher auf der
Blues-Seite in erstaunlich trocken mit ebenso erstaunlicher
bluesig-rockiger Färbung im kurzen Guitar-Solo. Dazu einige
ausgezeichnete mächtig ansteckende oder rhythmisch flexibel-aparte
zeitlose R'n'B-Nummern, mal etwas funky, mal ein wenig
Gospel-Einfluß; und 2x ein gewisser Rock-Appeal im Sound, aber
eigentlich purer Blues, 1x feinst groovend (wiederum ein leichtes
Gospel-Feeling durch die Backing Vocals), so simpel wie top!
Klassisch (auf völlig zeitlose Art) einerseits, in der Konzentration
und instrumentalen Beschränkung aber eher untypisch und eigen,
emotional stark und first class kommt ihre Stimme, immer wieder!
(dvd)


Todd Thibaud - Hill West

CD - EUR 14,95

Sanftes, samtenes, intensiv-irdenes, naturnah-melodieverliebtes
Singer-Songwriteralbum, dem man die Genese in der Einsamkeit der
Berge Vermonts mal offensichtlich, mal zwischen den Zeilen, aber
durchweg anspürt. Auch wenn der gestandene Roots Rocker seine elf
neuen Songs anschließend an die selbstgewählte winterliche Eremitage
im Studio in Boston von seinen gewohnt geübten musikalischen
Weggefährten instrumental veredeln ließ, so blieb ihnen doch der
ursprüngliche, erdig-folkige Charakter erhalten, bestimmen
naturbelassene akustische Gitarren-Akkorde und die schmeichelnde,
angenehm angerauhte Stimme die Basis der wohltönenden Weisen. Thibaud
selbst und gute Bekannte wie Thomas Juliano, Sean Staples, Chris
Anzalone und Ed Valauskas bereichern die bereits beim ersten
Zusammentreffen im Ohr haftenden Songs gefühlvoll um mal
fein-filigranes, mal saftigeres Instrumentalwerk auf Mandoline,
Ukulele, Bouzouki, Banjo, Fiddle, Mundharmonika, Klavier, E-Gitarren,
Bass und Schlagzeug, ohne dabei die nahezu pastorale Atmosphäre
dieser vor innerer Kraft leuchtenden Singer Songwriter-Perlen zu
beeinträchtigen. Und selbst in sanft-satt gründelnden Momenten des
dezent dampfenden Roots-Rock ist es der Song, der zählt, der von
Reife und Erfahrung lebende Song und eine seelensalbende Stimme, die
im Laufe der Jahre immer tiefer zu berühren weiß. Ein weiteres wertes
Wurzelwerk im reichen Thibaud-Kanon, ein Song-Album, das durch
gelungen-gefühlvolle Reduktion noch reicher wird. (cpa)


Joy Williams - Front Porch

LP/CD - EUR 23,95/14,95

Das ewige Weinen hat ein Ende ... meine stetigen Klagen über den
Verlust eines der kreativsten Zweiergestirne im weiten Americana-Feld
haben zwar nicht ihren Kern eingebüßt (die Civil Wars sind und
bleiben gloriose, aber vergangene Geschichte), dennoch gibt es keinen
Grund mehr zur Klage. Überzeugte bereits ihr langjähriger Partner
jüngst mit einem Album-Alleingang, der selige Erinnerungen weckte, so
verbindet das gegenwärtige Williams-Wurzelwerk ebenso kunstvoll wie
mühelos die wehe Vergangenheit mit einer trostspendenden Zukunft.
Anders als der frühere Gefährte verzichtet die mit allen Roots-Gaben
gesegnete Songwriterin und bestürzend tief berührende Sängerin
gänzlich auf knackigere Country-Rock-Elemente, entfernt - mit
Ausnahme der singenden Steel-Gitarre - etwelches elektrisches
Instrumentarium aus ihren filigran-verletzlichen, dennoch greifbar
handgemachten Akustik-Arrangements, streicht das Schlagwerk komplett,
und überlässt es Akustik-Gitarre, Kontrabass, Fiddle, Dobro und
Mandoline, ein irden-irisierendes, bodenverhaftet kunstvolles,
gewachsen-gefühlvolles Gewebe zu spinnen, dass bei aller
handwerklichen Meisterschaft ganz allein dazu dient, eine ebenso
unverwechselbare wie betörend berührende Stimme in den Mittelpunkt
eines durch Naturnähe nachhaltig wirkendes Song-Werk zu stellen (eine
gekonnt gesetzte männliche Zweitstimme schenkt mitunter den
gewohnt-geliebten Duett-Klang). Vergessen sind die vorsichtigen
Venus-Versuche, das gewohnt irdene Terrain zu verlassen, in
wurzelverbundenen Weisen, die herznah aus dem ewigen amerikanischen
Liederbuch genommen scheinen, verbindet die beseelte Sängerin direkt
ins Blut fließende Melodien von bleibender Güte mit beeindruckend
beweglicher Stimmführung und hinterlässt im erstaunten erfahrenen
Lauscher schon bei der zweiten Hörbegegnung das Gefühl, die
emotionsvollen Lieder bereits seit Ewigkeiten zu kennen und zu
lieben. Produziert von Kenneth Pattengale entstand eine
Americana-Klassiker-Sammlung, die die Erinnerungen an eine selige
Vergangenheit auf eine neue Ebene hebt. 12 Songs of Joy - ein ebenso
erdverbundenes wie erhebendes Erlebnis. (cpa)


Demnächst in diesem Theater...

24.05.

Sebadoh - Act Surprised

Chris Brokaw - End Of The Night

Earth - Full Upon Her Burning Lips

Faye Webster - Atlanta Millionaires Club

Wreckless Eric - Transcience

Billy Childish - Punk Rock Ist Nicht Tot

Joan As Police Woman - Joanthology 3-CD

Black Mountain - Destroyer

Screaming Trees - Sweet Oblivion (exp. 2-CD)

Frankie Lee - Stillwater

31.05.

Sinkane - Dépaysé

Kenny Wayne Shepherd - The Traveler

Lisa Hannigan & Stargaze - Live In Dublin

Spirit - Live At Rockpalast 1978 2-CD+DVD

John Renbourn - Unpentangled 6-CD

Pat Todd & The Rankoutsiders - The Past Came Callin'

Vibravoid - Intergalactic Acid Freak Out Orgasms

07.06.

Eleni Mandell - Wake Up Again

Bob Dylan - The Rolling Thunder Revue: The 1975 Live Recordings 14-CD

Neil Young + Stray Gators - Tuscaloosa (live)

Rickie Lee Jones - Kicks

Grateful Dead - Aoxomoxoa (50th Anniversary)

Savoy Brown - City Night

Ida Mae - Chasing Lights

Mariee Sioux - Grief In Exile

Jake Xerxes Fussell - Out Of Sight

Yeasayer - Erotic Reruns

Andreas Dorau - Das Wesentliche

14.06.

Calexico/Iron & Wine - Years To Burn

Chris Robinson Brotherhood - Servants Of The Sun

Bruce Springsteen - Western Stars

Peter Bruntnell - King Of Madrid

Bill Callahan - Shepherd In A Sheepskin Vest

Buzzcocks - Singles Going Steady (rem.) & Different Kind Of Tension (rem.)

Tangerine Dream - In Search Of Hades: The Virgin Recordings 1973-1979 (16-CD+2-BluRay)

21.06.

Buddy & Julie Miller - Breakdown On 20th Ave. South

Rolling Stones - Bridges To Bremen (7 Versionen, so ca.)

28.06.

Jade Jackson - Wilderness

Rolling Stones - Rock And Roll Circus DeLuxe & noch DeLuxer

Gov't Mule - Bring On The Music

Julian Cope - Autogeddon (25th Anniversary DeLuxe Edition)


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte: Vollversammlung.

DIE NERVEN

dienerven

17.05.2019 DE - Dingolfing - Redbox Festival

08.06.2019 DE - Leipzig - WGT @ Haus Leipzig

09.06.2019 DE - Beverungen - OBS Festival

13. - 15.06.2019 DE - Bingen am Rhein - Binger Open Air

28.06.2019 AT - Salzburg - Rockhouse

01. - 04.08.2019 DE - Westergellersen - A Summer's Tale

HUGO RACE FATALISTS

hugoracefatalists.com

17.05.2019 IT - SAVONA - Raindogs House

18.05.2019 IT - ROME - Wishlist

24.05.2019 CZ - PRAGUE - Jazzdock

25.05.2019 CZ - BRNO - Kabinet Múz

29.05.2019 IT - RIMINI - Hobos (Hugo Race solo show)

30.05.2019 IT - TORINO - Blah Blah

31.05.2019 IT - CANTÙ - e35

01.06.2019 IT - LUGAGNANO, VERONA - Club Il Giardino

13.09.2019 CZ - PÍSEK - Cool v Plote festival (Hugo Race solo show)

15.09.2019 DE - Berlin - Badehaus

17.09.2019 DE - Bremen - Schlachthof

18.09.2019 DE - Mülheim a. d. Ruhr - Freilichtbühne

20.09.2019 DE - Halle - Objekt 5

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

08.06.2019 DE - Schloß Holte-Stukenbrock, Whatever Happens Festival

09.06.2019 DE - Beverungen, Orange Blossom Special Festival

15.06.2019 DE - Ellingen - Gutsfestival

21.06.2019 DE - Neuhausen ob Eck- Southside Festival

21.06.2019 DE - Scheeßel - Hurricane Festival

28.06.2019 DE - Bad Aibling - Indiebase Festival

05. & 06.07.2019 DE - Chemnitz - Stausee Rabenstein Kosmonaut Festival 2019

17.07.2019 CH - Gurten Festival - Bern

02.08.2019 DE - Böblingen - Böblinger Songtage

03.08.2019 DE - Luhmühlen - A Summer's Tale

02.-03.08.2019 DE - Burg Friedland - Jenseits von Millionen Festival

09.08.2019 DE - Bergfunk Open Air - Königs Wusterhausen

22.08.2019 DE - Jena - Kulturarena

22. - 24.08.2019 DE - Schwabmünchen - Singoldsand Festival 2019

29. - 01.09.2019 DE - Homberg - Musikschutzgebiet Festival

07. - 08.09.2019 DE - Berlin - Lollapalooza Festival

10.10.2019 AT - Dornbirn Spielboden Dornbirn

11.10.2019 AT- Ebensee, KINO EBENSEE

12.10.2019 AT- Saalfelden, Kunsthaus Nexus

14.10.2019 DE - Heidelberg, halle2

15.10.2019 DE - Kassel, Kulturzentrum Schlachthof Kassel

17.10.2019 DE - Rostock, Helgas Stadtpalast

20.10.2019 DE - Stuttgart, clubCANN

21.10.2019 DE - Köln, YUCA

23.10.2019 DE - Dresden, GrooveStation Dresden

24.10.2019 DE - Erfurt, Museumskeller und HsD Erfurt

25.10.2019 DE - Mainz, Kulturclub Schon Schön

26.10.2019 DE - Ulm, ROXY.ulm

TERRY LEE HALE

terryleehale.com

06.06.2019 The Forge Anvil Arts - Basingstoke

08.06.2019 Kingsmead House Concert - High Wycombe

09.06.2019 Green Note - Camden

11.06.2019 Grateful Fred's House Concert - Birkdale, Merseyside

12.06.2019 House concert - Edinburgh (with Doghouse Roses)

13.06.2019 Acoustic Music Club - Kirkcaldy

14.06.2019 The Bothy, Glenbuchat - Aberdeenshire

15.06.2019 The Blue Lamp - Aberdeen

16.06.2019 Harbour Arts Centre - Irvine (with Doghouse Roses)

18.06.2019 Performing Arts Centre - Kilbarchan

19.06.2019 Venue TBA - Glasgow

20.06.2019 The Haining - Selkirk

21.06.2019 Courtroom Sessions - Middlesborough

XIXA

xixamusic.com

11.06.2019 DE - Oberhausen - Druckluft

12.06.2019 DE - Aachen - Musikbunker

13.06.2019 CH - Schaffhausen - Tap Tab

14.06.2019 CH - Neuchâtel - Festineuch

15.06.2019 DE - Schorndorf - Manufaktur

16.06.2019 CH - Baden - Werkk

17.06.2019 DE - München - Backstage

18.06.2019 DE - Mainz - Schon Schön

19.06.2019 NL - Den Haag - Paard

20.06.2019 NL - Amsterdam - Q Factory

21.06.2019 DE - Hannover - Theaterformen

22.06.2019 DE - Offenbach - Hafen 2


Alle guten Wünsche für Euch & die Euren!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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LABEL/5093: Sony Music Press Relations Newsletter - KW20/2019 (Sony Music)


SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW20/2019

München, 17. Mai 2019



Sich treu bleiben und doch anders - Am 25. Oktober veröffentlicht
Conchita Wurst das Elektro-Album "Truth Over Magnitude"

Nach dem Platin-prämierten Debütalbum "Conchita" und dem mit Gold
ausgezeichneten gemeinsamen Album mit den Wiener Symphonikern, "From
Vienna With Love", veröffentlicht Tom Neuwirth nun als
Electro-Newcomer am 25. Oktober seine dritte Studio-Platte unter dem
Projektnamen Wurst. Der Albumtitel "Truth Over Magnitude" steht nicht
nur für die Anfangsbuchstaben des Vornamens des österreichischen
Künstlers, der als Conchita nach beinahe 50 Jahren erstmals wieder
den Eurovision Song Contest für Österreich gewann. "Truth Over
Magnitude" bedeutet auch, dass Wurst Authentizität über alles stellt
und kompromisslos seinen eigenen Weg geht. Seinem inneren Kompass
folgend wagt er den Schritt weg von der Kunstfigur Conchita hin zu
Kunst und kreativer Entfaltung. Die elektronischen Klänge, produziert
von Albin Janoska und komponiert und getextet von Eva Klampfer, sind
Tom Neuwirth näher als es die Songs des bisherigen Repertoires jemals
waren, erlauben tiefe Einblicke in seine Gefühlswelt und beweisen,
dass er seine künstlerische Verwirklichung in den Mittelpunkt stellt.


Kommende Alben-Veröffentlichungen

17.05. Lukas Rieger - Justice

17.05. Guapo Lou - Lucky Land (EP)

17.05. Exclusive - Lieder für die Autobahn

17.05. DJ Khaled - Father Of Asahd

17.04. Jennifer Kae - Halb 4

17.05. Maitre Gims - Ceinture Noire (Transcendance)

17.05. Maluma - 11:11

17.05. Prettymuch - Phases (EP)

17.05. Tyler, The Creator - Igor

24.05. Thorstein Einarsson - Ingl

14.06. Bruce Springsteen - Western Stars

14.06. Alle Farben - Stickers On My Suitcase

14.06. Bonaparte - Was mir passiert

21.06. Willie Nelson - Ride Me Back Home

21.06. Estikay - Blueberry Boyz

21.06. Mark Ronson - Late Night Feelings

28.06. Versengold - Nordlicht

05.07. Semino Rossi - So ist das Leben

12.07. Sebastian Rätzel - Derselbe Himmel

30.08. Hämatom - Maskenball

06.09. Ardian Bujupi - Rahat

24.10. Wurst - Truth Over Magnitude


On Tour

Bruckner

17.05. Berlin - Prachtwerk

18.05. Hannover - Lux

23.05. München - Ampere

Missio

17.05. Berlin - Maze

18.05. Köln - Artheater

Backstreet Boys

21.05. Hannover - TUI-Arena

25.05. Mannheim - SAP-Arena

27.05. München - Olympiahalle

29.05. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

20.06. Köln - Lanxess-Arena

Tool

02.06. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

07.06. Nürburgring - Rock am Ring

09.06. Nürnberg - Rock im Park

Mariah Carey

02.06. Hamburg - Barcleycard-Arena

Rock am Ring (Nürburgring) / Rock im Park (Nürnberg) � 07. - 09. Juni

• Tool

• Cage The Elephant

• Bring Me The Horizon

• Three Days Grace

• Alle Farben

• Marteria

• Tenacious D

• Amon Amarth

• Juke Ross

Southside (Neuhausen Ob Eck) / Hurricane (Scheeßel) � 21. - 23. Juni

• Foo Fighters

• Steve Aoki

• OK Kid

• Sofi Tukker

• Enno Bunger

• Alex Mofa Gang

P!nk

05.07. Köln - Rhein-Energie-Stadion

06.07. Köln - Rhein-Energie-Stadion

08.07. Hamburg - Volksparkstadion

10.07. Stuttgart - Mercedes-Benz-Arena

12.07. Hannover - HDI-Arena

14.07. Berlin - Olympiastadion

22.07. Frankfurt - Commerzbank-Arena

26.07. München - Olympiastadion

27.07. München - Olympiastadion

09.08. Gelsenkirchen - Veltins-Arena

Annett Louisan

19.07. Weißenfels - Schloss Weißenfels

20.07. Rathenow - Optikpark Rathenow

27.07. Zwickau - Planitzer Schlossakkord

29.07. Bad Hersfeld - Stiftsruine

30.07. Friedrichshafen - Kulturufer

31.07. Calw-Hirsau - Klosterruine Hirsau

02.08. Bad Elster - NaturTheater

08.09. Hamburg - Elbphilharmonie

21.10. Dresden - Konzertsaal im Kulturpalast

23.10. Erfurt - Messe

25.10. Magdeburg - Stadthalle

26.10. Braunschweig - Staatstheater Braunschweig

28.10. München - Philharmonie im Gasteig

29.10. Nürnberg - Meistersingerhalle

03.11. Frankfurt am Main - Jahrhunderthalle Frankfurt

04.11. Chemnitz - Stadthalle

05.11. Leipzig - Gewandhaus

06.11. Kassel - Kongress-Palais Kassel

08.11. Wilhelmshaven - Stadthalle Wilhelmshaven

09.11. Münster - Münsterland Halle

11.11. Berlin - Tempodrom

12.11. Rostock - Stadthalle Rostock

13.11. Bremen - Metropol-Theater Bremen

15.11. Kiel - Sparkassen-Arena-Kiel

17.11. Köln - Palladium

18.11. Saarbrücken - Saarlandhalle

19.11. Zürich - Kaufleuten Restaurants

21.11. Hannover - Kuppelsaal

22.11. Bochum - Jahrhunderthalle

Deichbrand (Cuxhaven) � 19. - 21. Juli

• Marsimoto

• Tom Walker

• Tom Grennan

• Kodaline

• Kelvyn Colt

Parookaville (Weeze) � 19. - 21. Juli

• Alan Walker

• Dimitri Vegas & Like Mike

• Oliver Heldens

• Steve Aoki

• The Chainsmokers

• Alle Farben

• DVBBS

• Dynoro

• Purple Disco Maschine

Tash Sultana

24.07. München - Zenith

26.07. Köln - Tanzbrunnen

27.07. Berlin - Zitadelle

Wacken Open Air (Wacken) � 01. - 03. August

• Eisbrecher

• Hämatom

• Versengold

Highfield (Großpösna) � 16. - 18. August

• Nothing But Thieves

• OK KID

• Steve Aoki

• Von Wegen Lisbeth

Lollapalooza (Berlin) � 07. - 09. September

• Marteria

• Alan Walker

• Tom Walker

• Ilira

• Alli Neumann

• Kings Of Leon

• Martin Garrix

• Khalid

• Hozier

Khalid

09.09. Hamburg - Barclaycard-Arena

28.09. Frankfurt - Jahrhunderthalle

02.10. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

09.10. München - Zenith

Ozzy Osbourne

(Nachholtermine)

17.02.2020 Dortmund - Westfalenhalle

24.02.2020 Berlin - Mercedes-Benz Arena

03.03.2020 Hamburg - Barclaycard-Arena

05.03.2020 München - Olympiahalle

07.03.2020 Mannheim - SAP-Arena

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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LABEL/5092: Warner Music Medien Newsletter KW 20 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 20

Hamburg, 16. Mai 2019



Der Eurovision Song Contest steht wieder vor der Tür und findet in
diesem Jahr in Israel statt. Auch der schwedische Sänger John Lundvik
ist mit von der Partie und möchte mit seiner aktuellen #1-Single "Too
Late For Love" [1] den Titel holen. Bei der Vorauswahl zum ESC wurde
Lundvik einstimmig zum Sieger gekürt und steht bei den Buchmachern
aktuell auf Platz #2 der Favoriten. Kein Wunder, thront "Too Late For
Love" in seinem Heimatland schließlich schon seit Wochen auf Platz #1
sämtlicher Plattformen sowie an der Spitze der Airplay-Charts und
zählt bereits über elf Mio. Streams. Tatsächlich tritt John Lundvik
beim diesjährigen ESC mit zwei Songs an. Er co-schrieb mit "Bigger
Than Us" nämlich auch den Song des britischen Kandidaten Michael
Rice. Wir drücken allen ganz fest die Daumen!

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

ED SHEERAN & JUSTIN BIEBER

Ende letzter Woche überraschten Ed Sheeran und Justin Bieber ihre
Fans mit dem klaren Anwärter auf die Kollaboration des Jahres und
präsentierten ihren gemeinsamen Smash-Hit "I Don't Care".

Nur vier Stunden nach Veröffentlichung katapultierte sich der Song an
die Pole-Position der iTunes-Charts, generierte innerhalb der ersten
24 Stunden über 14 Mio. Spotify-Streams und zählt im begleitenden
Lyric Video [2] bereits über 37 Mio. Views. Das offizielle Video wird
diesen Freitag erwartet.

Der Brite und der Kanadier sind privat seit Jahren gute Freunde und
auch das stellt "I Don't Care" nochmal eindrucksvoll unter Beweis.
2015 schrieb Ed Sheeran für Justin Bieber den Mega-Hit "Love
Yourself", der weltweit die Charts stürmte (D: 3x Gold).


THE BLACK KEYS

Vor einigen Wochen präsentierte das US-Erfolgsduo The Black Keys
seine neue Single "Lo/Hi", die mittlerweile Geschichte schrieb, indem
sie bei Billboard Platz #1 aller vier Radio-Chartformate gleichzeitig
erreichte (Mainstream Rock Songs, Adult Alternative Songs, Rock
Airplay und Alternative Songs).

Kurz darauf kündigten Dan Auerbach und Drummer Patrick Carney dann
ihr am 28.06. erscheinendes neuntes Studioalbum "Let's Rock" an und
veröffentlichten passend dazu mit "Eagle Birds" [3] einen zweiten
Album-Vorboten.

Doch damit nicht genug: Heute enthüllten The Black Keys mit "Go" eine
weitere Single aus dem neuen Album, zu der außerdem ein wunderbarer
Videoclip [4] mit leicht ironischem Unterton veröffentlicht wurde.
Ende September starten die beiden ihre großangelegte
Nordamerika-Tour.


INGRID ANDRESS

Als Songschreiberin war Ingrid Andress an Hits wie Charli XCXs "Boys"
und "Steady 1234" von Vice beteiligt und schrieb bereits mit Größen
wie Sam Hunt, Matoma oder Alicia Keys. Im März performte sie live
beim ausverkauften Country To Country Festival in der Berliner Verti
Music Hall und arbeitet derzeit weiter auf Hochtouren an ihren
eigenen Veröffentlichungen.

In Folge ihrer Debütsingle "Lady Like" [5], erschien Mitte April der
Neuling "More Hearts Than Mine" [6]. "Honest and heartbreaking",
lobte der Rolling Stone ihre Texte.

Diesen Freitag erscheint mit "Both" nun ein weiterer Track, der die
Nashviller Singer/Songwriterin als eine der aktuell einzigartigsten
und bewegendsten Stimmen im Country bestätigt.


WILDER WOODS

Anfang April stellte sich Wilder Woods plötzlich der Öffentlichkeit
vor und präsentierte mit "Sure Ain't" und "Someday Soon" zwei
wunderbare Tracks, die einen reichen Erfahrungsschatz widerspiegeln
und zugleich die brillante Dualität dieses Projekts hervorheben.

"Diese Stimme zog uns von der ersten Note an in ihren Bann, mit
einer Melodie, die ebenso einfach wie perfekt ist. Und auch lyrisch
hat man auf 'Someday Soon' das Gefühl, einen weisen Ratschlag von
einem guten Freund zu erhalten", schrieb etwa der Blog LA on
Lock.

Nun veröffentlichte Wilder Woods zwei Akustik-Versionen der beiden
Titel, die unmittelbar unter die Haut gehen - hier [7] "Sure Ain't"
und hier [8] "Someday Soon".


FRIZZO

Ende Februar veröffentlichte der Düsseldorfer DJ und Producer Frizzo
seine "Game Six"-EP und festigte damit seinen Ruf als einer der
vielseitigsten deutschen Talente der jüngsten Jahre, der mehr als nur
der Mann ist, der die heißesten Beats des Landes verantwortet.

In Folge der gnadenlos guten Single-Kollabos "Paranoia (feat.
Antifuchs)" und "Maybach (feat. Soufian)" macht er nun auf "Nummer
Eins" [9] mit dem Aachener Rapper Steve Jackson gemeinsame Sache und
legt erneut die Messlatte höher.

Über einen warmen R&B-Beat, ausgestattet mit einem unwiderstehlichen
Electro-Soul-Vibe, perlenden Synthies und atmosphärischen Soundbites,
rappt Steve Jackson auf "Nummer Eins" über eine Begegnung, die ihn
komplett von den Beinen holt.


LUM!X

Der österreichische Shooting-Star LUM!X wirbelt derzeit einigen Staub
auf und wird als nächstes großes Ding im Dance gehandelt. Auf
Spinnin' Records veröffentlichte er kürzlich seine neue Single
"Monster" [10] - ein monstermäßiger Future-Bounce-Track im
Schulterschluss mit Gabry Ponte (bekannt vom 1998er Smash-Hit "Blue
[Da Ba Dee]").

Beide Acts sind für ihre raffinierten Dancefloor-Juwelen bekannt und
ergänzen sich auf "Monster" perfekt. Angeführt von einem ungeheuer
positiven Vibe, bringen LUM!X und Gabry Ponte den Track im
Mitsing-Refrain zur Vollendung.

"Monster" inspirierte auf der Kurzvideo-Plattform TikTok bereits
einige sehenswerte Einlagen einflussreicher Shuffle-Tänzer und
begeistert u.a. namhafte Acts wie Afrojack.


CARLIE HANSON

Ihre Musik hat etwas Reifes, Erwachsenes und gleichzeitig sprudeln
ihre frischen, frechen Pop-Songs vor jugendlicher Leichtigkeit, zu
der man tanzen möchte. Mit 19 Jahren ist Carlie Hanson schon längst
der Liebling einiger einflussreicher Tastemaker wie Taylor Swift und
bleibt auch auf ihrer neuesten Single ihrer Linie treu.

"Back In My Arms" nennt sich Carlie Hansons aktuelle Single, zu der
sie nun das Musikvideo [11] enthüllt, in dessen Mittelpunkt ein
emotional geladener Raubüberfall irgendwo in der amerikanischen
Provinz steht und dessen Ende eine bizarre, filmreife Wendung nimmt.

Parallel zum Video kündigte Carlie Hanson ihre Debüt-EP "Junk" an,
die am 07.06. erscheint. "Pop's next teen phenomenon is here",
titelte L'Officiel.


PHIL COLLINS

Phil Collins setzt seine umjubelte "Still Not Dead Yet"-Tour fort und
wird im Juni auch hierzulande in fünf Stadien live performen: 05.06.
Stuttgart | 07.06. Berlin | 14.&15.06. Hannover | 21.&22.06. Köln |
24.06. München.

Zuvor veröffentlicht er mit "Other Sides" und "Remixed Sides" noch
zwei brandneue digitale Kollektionen aus seiner überragenden
Solokarriere.

"Other Sides" und "Remixed Sides" erscheinen am 31.05. als digitaler
Download sowie als Stream. "Other Sides" präsentiert rare B-Seiten,
während "Remixed Sides" weitere Extended Mixes und Remix-Versionen
seiner Tracks enthält, die teilweise zum allerersten Mal digital
erhältlich sein werden. Außerdem erscheint am 31.05. eine 8-CD-Box
mit allen remasterten Original-Alben.


TRACK OF THE WEEK • David Guetta feat. Raye - Stay
(Don't Go Away)

Der mehrfach preisgekrönte französische DJ und Producer David Guetta
liefert uns pünktlich zur bevorstehenden Sommersaison mit seiner
brandneuen Single "Stay (Don't Go Away) (feat. Raye)" [12] die
perfekte Sommer-Hymne sowie einen wunderbaren Feelgood-Song. "Stay
(Don't Go Away)" handelt von einer Sommerliebe und dem Wunsch, diese
Person noch länger an seiner Seite zu haben. Letzten Monat wurde
David Guetta zur #10 der 100 Top Billboard-Dance-Künstler 2019
gekürt. Im Sommer ist er erneut auf zahlreichen renommierten
Festivals sowie bei seinen alljährlichen Residencys im Wynn, Las
Vegas, sowie im Ushuaïa und im Hï auf Ibiza live zu erleben.
Sein im September veröffentlichtes Album "7" verkaufte sich weltweit
bereits 1,7 Mio. Mal.



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=d22553a419033dc41ba84e3f45b14fe1a3c747d1fbcae7e0e813c4a3f6036089046809ac50e1bb132e12957c5da0ff7d

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=78fbae466199cc42e75b83238e2344a6f4d5ea27929764633f346e74bf353cc33c260dfc46ebe08b528d6a04f3d8f9b8

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=78fbae466199cc42e5d2cd71865b567ba7e689889e896a4223e3849c72a106ef1bfda4724866d1d3f8ef9c44c31cedd5

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=78fbae466199cc42e5d2cd71865b567ba7e689889e896a4223e3849c72a106ef1bfda4724866d1d3f8ef9c44c31cedd5

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=78fbae466199cc427c4b0e8db357f25fcd8368e900f8ca7105526e288ab797b2289dc446a2f6e57f729c144cc221c121

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=78fbae466199cc42eae20d50a421f3fcc99fa2941902dbf12f39d487a57817ba9fc0271daa93804b1b6afa404e44b57f

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=78fbae466199cc421c6d5435fffb06c960d68fd5914bb2f5e208110be35b370eaff18408fd94e54cb0c6960878e91b38

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=78fbae466199cc421c6d5435fffb06c960d68fd5914bb2f5e208110be35b370eaff18408fd94e54cb0c6960878e91b38

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=78fbae466199cc425874485bec83a7c84af8a5ecc6c5b6205590444998ceb91b5f9cbd3a95f311a03341294bc8626db6

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=78fbae466199cc42248e4cb181246483b3880e3192e6091cdceb5486a968160a19ddf976e11a9f016de73721fc2995be

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=78fbae466199cc42d482a91d67cf76ec5bf157fc0f408e3b46fb2c75c2aa5053382244ba7dbb31133f5eb358e8560184

[12] http://click.email.artistarena.com/?qs=34f6f373a797c95cbd6566b1b034ded8d19d895646749749dc68f0f3d033d7ddb3d81c6ccdf4ae745d69d94e3f69a831

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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AKTION/2761: Bocholt - Songs von Ed Sheeran und Lana del Ray auf dem Gesangspodium der Musikschule, 02.06.19


Stadt Bocholt

Songs von Ed Sheeran und Lana del Ray auf dem Gesangspodium der
Musikschule Bocholt

Sonntag, 2. Juni 2019, 17 Uhr in der "Alten Molkerei" // Eintritt frei



Bocholt (PID). Am Sonntag, 2. Juni 2019, findet um 17 Uhr in der
"Alten Molkerei" (Wertherstr. 16) ein Podium für Gesang statt.
Jugendliche interpretieren hier bekannte Songs. Einlass ist um 16:30
Uhr. Der Eintritt ist frei.

Zweimal im Jahr findet das Gesangspodium der Musikschule Bocholt unter
der Leitung von Gesangslehrerin Christa Warnke statt. Es werden Songs
und Lieder aus dem Unterricht auf die Bühne gebracht.

Einen großen Teil des Programms gestaltet der Jugendchor "Young
Voices". Dahinter verbergen sich 15 singbegeisterte Jugendliche. Neue
Lieder in ihrem Repertoire sind beispielsweise das swingende
"Everything" von Michael Bublé und "Believer" von Imagine Dragons, das
den harten Kampf gegen eine schwere Krankheit beschreibt. Ebenso im
Programm ist Sam Smiths "Too good at goodbyes" und auch einige Lieder
aus dem alten Repertoire.

Die Twins, zwei Zwillingspaare Jule und Merle Biermann, sowie Lianne
und Linnea Bennemann, sind mit Ed Sheerans "Photograph" und Lana del
Rey "Video Games" dabei. An den Song "A thousand years" von Christina
Aquilera haben sich Josefine Müller und Mila ter Horst gewagt und
interpretieren ihn auf ihre anrührende Weise. Mit Marcel Theißen und
Joost Feddersen, der nach einem Auslandsaufenthalt wieder dabei ist,
gestalten weitere Solisten unter anderem mit "How to save a life" von
The Fray den Nachmittag, Julian Schmittjes interpretiert Allan Walkers
"All falls down".

"Die Besucher können sich auf einen abwechslungsreichen Nachmittag
freuen, der Lust auf Singen machen wird", freut sich Gesangslehrerin
Warnke auf die Veranstaltung. "Das Podium wird sicherlich aufregend
und alle Besucherinnen und Besucher werden froh summend nach Hause
gehen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 17.05.2019

Presse- und Informationsdienst der Stadt Bocholt

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt

Tel.: + 49 2871 953-327, -209, -571, Fax: + 49 2871 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: http://www.bocholt.de
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AUSLAND/9068: Aus aller Welt - 17.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Europarat hebt Sanktionen gegen Rußland auf

Rußland wird nicht aus dem Europarat ausscheiden. Die Außenminister
der Mitgliedsstaaten verständigten sich bei einem Treffen in Helsinki
auf einen Kompromiß, der Rußland die Rückkehr in die Parlamentarische
Versammlung des Europarats mit vollem Stimmrecht ermöglichen soll.
Außenminister Sergej Lawrow begrüßte die Einigung. Sie mache den Weg
frei für eine Lösung der derzeitigen Krise im Europarat, sagte
Lawrow. Der Streit über die russische Mitgliedschaft begann vor fünf
Jahren. Die Parlamentarische Versammlung des Europarats hatte Rußland
wegen der Krim-Annexion 2014 das Stimmrecht und andere Rechte
entzogen. Rußland beschloß daraufhin, keine Delegation mehr zu
entsenden und stellte zudem im Sommer 2017 die Zahlung seiner
Mitgliedsbeiträge an den Europarat ein.

17. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9068: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Allradfahrzeuge und Kriegswaffen für Hessens Polizei

Die hessische Regierung rüstet ihre Polizei massiv auf. Moderne
Sturmgewehre, neue Schutzmonturen und multifunktionale
Einsatzfahrzeuge sind nur einige Beispiele der geplanten
Neuanschaffungen, mit denen sich normale Streifenbeamte künftig
schnell in ein Notinterventionsteam (NIT) verwandeln können. Unsere
Flotte muß für die Zukunft anders aufgestellt werden, sagte
Karl-Heinz Reinstädt, Präsident des Hessischen Polizeipräsidiums für
Technik (HPT), der Frankfurter Allgemeinen Zeitung zufolge. Um für
Ereignisse wie die Terroranschläge in Belgien und Frankreich
gewappnet zu sein, stellte die schwarz-grüne Landesregierung allein
im vergangenen Jahr rund 51 Millionen Euro bereit. Im Doppelhaushalt
2018/2019 stehen nach Angaben des Innenministeriums weitere 136,7
Millionen Euro zur Verfügung.

17. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9065: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Streitkräfte Rußlands und Serbiens üben zusammen

Russische und serbische Militäreinheiten werden demnächst ein
gemeinsames Manöver absolvieren. Wie nach einem Treffen des
russischen Befehlshabers des Militärbezirks West, Alexander
Schurawljow, mit seinem serbischen Amtskollegen, Alexandar Vulin, und
dem Chef des serbischen Generalstabs, Generalleutnant Milan
Mojsilovic, bekannt wurde, sollen die gemeinsamen Gefechtsübungen
beider Länder in der zweiten Jahreshälfte 2019 in Rußland
stattfinden. Die Modernisierung der serbischen Streitkräfte mit neuen
russischen Waffen und Kampfflugzeugen bezeichnete der serbische
Verteidigungsminister Aleksandar Vulin in einem Gespräch mit der
Agentur Tass als normalen Prozeß. Serbien sei ein militärisch
neutraler Staat und könne nicht erwarten, daß jemand komme, um das
Land zu schützen. Vulin erinnerte daran, daß nach dem Angriff der
NATO auf Serbien im Jahr 1999 die Luftfahrt des Landes vollständig
zerstört wurde und in den folgenden Jahren die Armee zusammenbrach.

17. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9067: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Grüne fordern besseren Schutz der Gewässer

Um die Belastung der Gewässer in Deutschland durch Gülle,
Pflanzenschutzmittel und Mikroplastik zu verringern, haben die Grünen
zwei Anträge in den Bundestag eingebracht, über die das Parlament
heute beraten hat. Die Bundesregierung müsse einen Aktionsplan für
sauberes und bezahlbares Trinkwasser vorlegen, sagte Anton Hofreiter
vor der Aussprache der Agentur AFP. Der Chef der
Grünen-Bundestagsfraktion forderte unter anderem, Mikroplastik in
Kosmetika, Wasch- und Reinigungsmitteln zu verbieten, damit schwer
abbaubare Kunststoffpartikel nicht mehr in unsere Umwelt gelangen.

17. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9066: Tragisches und Kurioses - 17.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mainzer Rheingoldhalle brannte - Schäden noch nicht absehbar

Das Feuer in der Mainzer Rheingoldhalle ist gelöscht. Bis 2.30 Uhr
waren Einsatzkräfte damit beschäftigt, letzte Glutnester zu
bekämpfen. Nachdem sich der Rauch verzogen hat, wird das ganze Ausmaß
der Schäden sichtbar. Mehrere hunderttausend Euro seien die unterste
Schätzung, sagte ein Polizeisprecher in Mainz. Vom Brand betroffen
waren rund 50 Prozent des Seitenflachdachs, also etwa 5.000
Quadratmeter. Das Feuer könnte sich ersten Ermittlungen zufolge bei
Sanierungsarbeiten in der Dachkonstruktion der Veranstaltungshalle
entwickelt haben.

17. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8151: Aus Forschung und Technik - 17.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Vom Mond aus den Sternenhimmel beobachten

Wissenschaftler in Rußland möchten eine astrophysikalische Sternwarte
auf dem atmosphärelosen Mond errichten. Erste Pläne sehen den Bau von
zwei Observatorien in der Polarregion des Erdtrabanten vor: eine für
radioastronomische Studien und eine für die Untersuchung der
kosmischen Strahlung, berichtete die Agentur Tass. Von der
Mondoberfläche aus hätten die Teleskope einen Blick auf die
Milchstraße, der nicht durch die Erdatmosphäre gestört wird. Die
Vorschläge zur Einrichtung solcher Observatorien sind Teil eines
Mondprogrammkonzepts, das von der Russischen Akademie der
Wissenschaften und der Raumfahrtbehörde Roskosmos vorangetrieben
wird.

17. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8164: Aus aller Welt - 17.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Volksfront verläßt Regierungskoalition in Kiew

In der Ukraine hat die Volksfront des früheren Ministerpräsidenten
Jazenjuk die Regierungskoalition mit der Partei des scheidenden
Präsidenten Poroschenko verlassen. Damit beginnt eine 30tägige Frist,
in der die Abgeordneten eine neue Regierung bilden können. Ansonsten
kann der designierte Präsident Selenskij, der kommenden Montag sein
Amt antritt, das Parlament (Oberste Rada) auflösen und vorgezogene
Neuwahlen ausrufen. Das will Ministerpräsident Groisman unbedingt
vermeiden. Der reguläre Wahltermin wäre im Oktober. Seit Februar 2016
sind drei Fraktionen aus dem Regierungsbündnis ausgestiegen, so daß
die Regierung über keine Mehrheit verfügt. Selenskij kann deswegen
versprochene Reformen nicht durchsetzen. Seine Partei Sluha Narodu
(Diener des Volkes) ist bislang in der Obersten Rada nicht vertreten,
aber so beliebt, daß sie bei Neuwahlen mit einem Einzug ins Parlament
rechnen kann.

17. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8123: Medizin und Gesundheitswesen - 17.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Vielen Kindern droht Vitamin-A-Mangel

Immer mehr Kinder leiden an Vitamin-A-Mangel. Wie das Kinderhilfswerk
Unicef mitteilte, sind über 140 Millionen Kinder weltweit betroffen.
Ihnen droht Schwerhörigkeit, Blindheit und sogar der Tod, wenn nicht
dringend lebensrettende Vitamin-A-Präparate verabreicht werden.
Besonders West- und Zentralafrika sind betroffen. Unicef fordert
unter anderem ein stärkeres Engagement der nationalen Regierungen,
damit jedes Kind die zum Schutz notwendigen zwei jährlichen
Vitamin-A-Dosen verabreicht bekommen kann.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8152: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Chelsea Manning verweigert standhaft Belastung von Julian Assange

In den USA ist die ehemalige Wikileaks-Informantin Chelsea Manning
erneut in Beugehaft genommen worden. Eine geheim tagende Grand Jury
in Alexandria im Bundesstaat Virginia will Manning zwingen, gegen den
Wikileaks-Mitbegründer Julian Assange auszusagen. Die mit Laien
besetzten Grand Jurys in den USA entscheiden darüber, ob eine Anklage
zugelassen wird. Mannings Weigerung gilt als Mißachtung des Gerichts.
Wenn Manning nicht binnen 30 Tagen aussagt, muß sie pro Tag 500
Dollar Strafe zahlen. Nach 60 Tagen erhöht sich der Tribut auf 1000
Dollar pro Tag. Laut Washington Post sagte sie, als sie im
Gerichtssaal abgeführt wurde, sie würde sich lieber zu Tode hungern,
als ihre Meinung zu ändern. Manning war nach 62 Tagen in Beugehaft
erst letzte Woche entlassen worden.

Chelsea Manning war unter dem Namen Bradley Manning als IT-Experte
für das US-Militär tätig und wurde 2013 unter anderem wegen Spionage
von einem Militärgericht zu 35 Jahren Haft verurteilt. Manning hatte
Tausende Dokumente zu den Kriegen der USA in Afghanistan und im Irak
an die Enthüllungsplattform Wikileaks weitergegeben. Nach sieben
Jahren in einem Militärgefängnis wurde Manning 2017 von Präsident
Obama begnadigt.

Assange ist nach rund sieben Jahren politischen Asyls in der Londoner
Botschaft Ecuadors von britischen Beamten verhaftet worden. Die
US-Justiz hat seine Auslieferung beantragt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8075: Sprache, Kunst und Medium - 17.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Hannover saniert seine historischen Herrenhäuser Gärten

Die Barockgärten in Hannover-Herrenhausen, in denen früher der
europäische Adel lustwandelte, sollen von der Stadt für rund 20
Millionen Euro saniert werden.

Zu den größten Projekten gehört die Instandsetzung der sogenannten
Wasserkunst, die an mehreren Stellen in den ausgedehnten Anlagen zu
finden sind. Mindestens fünf Millionen Euro werden in die bereits vor
einiger Zeit begonnenen Arbeiten fließen. Nachdem die Wasserräder und
Pumpen wegen Baufälligkeit jahrelang nicht betreten werden konnten,
sollen sie in diesem Jahr wieder für Besucher öffnen.

Laut NDR Niedersachsen soll außerdem ein neues Schauhaus mit Pflanzen
von den Kanarischen Inseln im benachbarten Berggarten gebaut werden.
29 einzelne Vorhaben seien geplant.

Nicht nur die Gartenanlagen selbst locken viele Besucher an, sondern
auch zahlreiche Unterhaltungsprogramme mit Konzerten, Open-Air-Kino,
Theateraufführungen oder Feuerwerk vom Feinsten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8142: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Geringere Schutzanforderungen für Bundeswehrsoldaten im Irak

Nach Angaben des Verteidigungsministeriums in Berlin wird die
Bundeswehr ihre Anfang der Woche eingestellten Aktivitäten im Irak
bald wieder aufnehmen. Darüber wurden die Obleute im Bundestag am
Donnerstagabend unterrichtet. Am Vortag hatte der für den
internationalen Ausbildungseinsatz im Irak zuständige Kommandeur die
Schutzanforderungen für das dortige Personal von Stufe vier auf drei
herabgesetzt. Damit sind grundsätzlich wieder Bewegungen der Kräfte
außerhalb gesicherter militärischer Standorte zulässig. Eine Woche
zuvor war das Schutzniveau angesichts eines drohenden Krieges der USA
gegen den Iran von Stufe zwei auf Stufe vier erhöht worden. Zur Zeit
sind in der Nähe von Bagdad rund 60 Ausbilder und Militärberater der
Bundeswehr stationiert und im nordirakischen Kurdengebiet etwa 100.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8156: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Heiko Maas ruft Rußland zurück in den Europarat

Bundesaußenminister Heiko Maas hat am Rande einer Tagung des
Ministerausschusses des Europarats in Helsinki mit seinem russischen
Amtskollegen Sergej Lawrow gesprochen. Zu den vielen, die beiden
Politiker bewegenden Themen gehörten die Gaspipeline Nord Stream 2,
die Krisen in Venezuela, Syrien, im Iran und in der Ukraine sowie
Rußlands Rolle im Europarat.

Laut Maas gehört Rußland mit allen Rechten und Pflichten in den
Europarat. Die Parlamentarische Versammlung des Europarats hatte
Rußland 2014 wegen der Krimkrise unter anderem das Stimmrecht
entzogen. Daraufhin hatte die russische Regierung beschlossen, keine
Delegation mehr in das Gremium zu entsenden. Mitte 2017 stellte
Moskau die Zahlung seiner Mitgliedsbeiträge ein.

Die Regierung der Ukraine lehnt eine vollwertige Mitgliedschaft
Rußlands im Europarat ab. Der ukrainische Außenminister Pawel Klimkin
kam möglicherweise deswegen nicht nach Helsinki.

Dem vor fast 70 Jahren gegründeten Europarat gehören 47
Mitgliedstaaten an. Die Parlamentarische Versammlung des Europarats
mit Sitz in Straßburg wacht über die Einhaltung der Menschenrechte
bei ihren Mitgliedern und wählt die Richter des Europäischen
Gerichtshofs für Menschenrechte. Maas nannte den Europarat eine
Bastion des internationalen Rechts. Daß wir uns auf eine
Menschenrechtskonvention geeinigt hätten, die von Wladiwostok bis
Lissabon gelte, sei eine einmalige Errungenschaft, betonte der
deutsche Außenminister.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8125: Tragisches und Kurioses - 17.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Milliarden mit gefälschtem Olivenöl kassiert

Nach mehrjährigen Ermittlungen hat eine internationale Fahndungsgruppe
jetzt 24 Verdächtige festgenommen, die lange Zeit mit angeblich
kaltgepreßtem Olivenöl in Italien und Deutschland Milliardeneinkünfte
erzielt haben sollen. Nach einem Bericht der Süddeutschen Zeitung
kauften die Fälscher aber billiges Soja- und Sonnenblumenöl und
"veredelten" dieses mit verschiedenen Zutaten.

Zwei der Verdächtigen seien in dieser Woche in Deutschland, weitere in
Apulien gefaßt worden, wo auch produziert wurde. Das erklärte die
Staatsanwaltschaft im italienischen Foggia und die EU-Justizbehörde
Eurojust, die seit 2015 dabei waren, der Bande auf die Schliche zu
kommen.

Den Mitgliedern der kriminellen Organisation wird unter anderem
illegaler Handel und Lebensmittelfälschung im großen Stil vorgeworfen.
So lieferten die Ölproduzenten allein zweimal monatlich rund 23.000
Liter des angeblichen Spitzenöls nach Deutschland, wo es vor allem an
Restaurants ging. Bei der Razzia wurden demnach etwa 150.000 Liter
versandfertiges Speiseöl beschlagnahmt.

Nach Angaben der Ermittler beläuft sich der Gesamtschaden auf
mindestens acht Milliarden Euro.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8153: Arbeit, Soziales und Familie - 17.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Protestaktion an der Spree gegen Flüchtlingssterben im Mittelmeer

In Berlin-Treptow haben sechs Aktivisten der Bewegung Seebrücke eine
Woche vor der Europawahl am Freitagmorgen die drei 30 Meter hohen
Metallfiguren der Skulptur Molecule Man an der Spree bestiegen und
einer von ihnen symbolisch eine roten Rettungsweste übergezogen. Die
Aktion wurde von zahlreichen Demonstranten auf der Elsenbrücke
unterstützt. Seebrücke Berlin protestiert mit der Aktion gegen ein
Europa, welches Menschen ertrinken läßt. Die Bewegung fordert
Unterstützung der im Mittelmeer aktiven Seenotrettungsorganisationen
sowie deren Entkriminalisierung und sichere Fluchtwege. Seebrücke
versteht sich als internationale Bewegung aus der Zivilbevölkerung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8134: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 17.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Waldflächen als Anzeichen des Wohlstandes

Je besser es der Wirtschaft eines Landes geht, desto mehr wächst
dessen Waldfläche. Zu diesem Ergebnis gelangte ein finnisches
Forscherteam um Vilma Sandström von der Universität Helsinki, als es
die Einflußfaktoren für das Schrumpfen oder Wachsen von Wäldern in
verschiedenen Teilen der Welt untersuchte. Die Forscher begründeten
das damit, daß hochentwickelte Länder moderne landwirtschaftliche
Methoden auf gutem Ackerland anwenden und grenzwertiges Land
verlassen, das für die Ausdehnung des Waldes verfügbar wird. Außerdem
beziehen reiche Länder zunehmend Nahrung und andere Güter aus ärmeren
Ländern, so daß weitere Fläche für den Wald übrigbleiben. Einen
statistisch belegbaren Zusammenhang zwischen Klimawandel und der
Ausdehnung der Waldflächen stellten die Forscher nicht fest.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8141: Märkte und Finanzen - 17.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Handtaschenhersteller Bree beantragt Insolvenzverfahren

Der Handtaschenhersteller Bree hat nach eigenen Angaben beim
Amtsgericht Hamburg Insolvenz in Eigenverwaltung angemeldet. Bree war
erst im vergangenen Jahr von Isernhagen bei Hannover in die
Hansestadt gezogen und hatte im Rahmen einer Neuaufstellung die Zahl
der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen verkleinert. Außerdem wurde ein
neuer Online-Shop eingerichtet. Doch diese Strategie ging nicht
schnell genug auf. Der Versandhandel trägt nur fünf Prozent zum
Unternehmensumsatz bei, während der Verkauf über die 30 eigenen
Filialen zufriedenstellend läuft. Die Löhne und Gehälter der
Belegschaften sind im Rahmen des Insolvenzverfahrens für drei Monate
gesichert. Bree befindet sich nicht mehr in der Hand der
Gründerfamilien, sondern gehört einer reichen Familie aus
Norddeutschland, die ihren Namen nicht genannt wissen will. Das
Unternehmen sucht jetzt einen starken, international erfolgreichen
Investor aus der Branche.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8157: Aus Forschung und Technik - 17.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Wirtschaft setzt auf Weiterbildung

Schon länger fordert die deutsche Wirtschaft mehr Fachkräfte. Jetzt
teilte der Deutsche Industrie- und Handelskammertag (DIHK) mit, daß
knapp 40 Prozent der Firmen in die Weiterbildung investieren wollen.
Grund für den erhöhten Investitionswillen ist der Fachkräftemangel,
der sich immer weiter verstärkt.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





MELDUNG/248: Pflanzliche Stammzellen halten die Luft an (idw)


Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen - 16.05.2019

Pflanzliche Stammzellen halten die Luft an



Ein internationales Team mit RWTH-Beteiligung konnte zeigen, dass
verminderte Sauerstoffverfügbarkeit zur Pflanzenentwicklung beiträgt. Die
Forschungsergebnisse sind in der Fachzeitschrift "Nature"
veröffentlicht.

Ein Baum kann die Erdatmosphäre mittels der Photosynthese mit über 120
Kilogramm Sauerstoff jährlich anreichern. Allerdings benötigen Pflanzen
auch selber Sauerstoff für ihre Energieversorgung. Pflanzenorgane wie
Wurzeln oder verholzte Sprosse, die keine Photosynthese betreiben, sind
darum anfällig für ungenügende Sauerstoffversorgung, die zu
eingeschränkter Produktivität oder gar Ernteausfällen führen kann.
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der RWTH Aachen, der Scuola
Superiore Sant'Anna in Pisa, der Universität Kopenhagen sowie der
Universität Heidelberg haben jetzt allerdings nachgewiesen, dass niedrige
Sauerstoffkonzentrationen nicht ausschließlich eine Belastung für Pflanzen
sind, sondern zu den Schlüsselbedingungen für die Regulation des Wachstums
zählen.

Mithilfe mikroskopischer Sonden wurde die Sauerstoffkonzentration
innerhalb eines nur etwa dreißig Zellen umfassenden Gewebebereiches - der
als Sprossapikalmeristem bezeichnet wird - gemessen. Dabei konnte
festgestellt werden, dass die Stammzellen, die für die Entstehung neuer
Blätter und Blüten verantwortlich sind, von einem Nischenbereich mit
niedriger Sauerstoffkonzentration umhüllt sind. Bei niedriger
Konzentration kann das Protein ZPR2, zuständig für Zellwachstum und
Zelldifferenzierung, stabiler werden. Diese Entdeckung knüpft an
Erkenntnisse über Steuerungsmechanismen im anaeroben Pflanzenstoffwechsel
an und verbessert das Verständnis für die Zusammenhänge zwischen Pflanzen
und Umweltbedingungen.

Die Notwendigkeit niedriger Sauerstoffwerte für den Erhalt pluripotenter
Zellen ist kein Alleinstellungsmerkmal bei Pflanzen, auch diverse
Stammzellenarten von Tieren oder Menschen besitzen diese Eigenschaft. Dies
ist bemerkenswert, weil Pflanzen und Tiere im evolutionären Kontext nur
sehr entfernt miteinander verwandt sind, als Mehrzeller aber den höchsten
Grad an Komplexität aufweisen. Scheinbar ist eine sauerstoffarme Umgebung
Voraussetzung für eine erfolgreiche Zellteilung in der Stammzellnische und
hat sich daher unabhängig voneinander in beiden Spezies entwickelt.

Saatgutproduzenten haben nun bessere Zielvorgaben bei der Selektion neuer
Zuchtkulturen, die eine Anpassung an suboptimale Voraussetzungen wie
extreme Hitze oder Überflutungsgefahr ermöglicht. Auch können pflanzliche
und tierische Stammzellen miteinander verglichen werden, um die Rolle
pluripotenter Stammzellen bei der Organentwicklung und -erhaltung zu
klären.


Der Artikel "An apical hypoxic niche sets the pace of shoot meristem
activity" ist ab sofort in der aktuellen Ausgabe der Fachzeitschrift
"Nature" abrufbar unter:

https://rdcu.be/bCt1c

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution63

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen, 16.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Mai 2019 
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN





FORSCHUNG/426: Mysterium Bermuda - Geologen entdecken im Vulkangestein eine bisher unbekannte Region des Erdmantels (idw)


Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 15.05.2019

Mysterium Bermuda: Geologen entdecken im Vulkangestein eine bisher
unbekannte Region des Erdmantels



Bermuda im westlichen Atlantik ist ein besonderes Terrain, weil es sich
auf der Spitze eines 4.570 Meter hohen, erloschenen Vulkans befindet. Ein
internationales Forscherteam mit Geologen der Universität Münster hat nun
das Gestein unter Bermuda zum ersten Mal im Detail geochemisch untersucht.
Die Forscher entdeckten eine bisher unbekannte Region des Erdmantels und
vermuten, dass das neu entdeckte Mantelreservoir von Gesteinsplatten
stammt, die noch von Pangäa, dem letzten Superkontinent der Erdgeschichte,
übriggeblieben und in der sogenannten Übergangszone gespeichert sind. Die
Studie ist in der Fachzeitschrift "Nature" erschienen.




[image: Bild: © Sarah Mazza]

Das untersuchte Vulkangestein unter dem Mikroskop: Ein
Dünnschliffbild in polarisiertem Licht zeigt Klinopyroxen-Kristalle,
die zur Berechnung der Wasserkonzentration des Magmas verwendet
wurden.

Bild: © Sarah Mazza



Die Bermudainseln gelten seit jeher nicht nur wegen ihrer weißen Strände
als ein besonderes Terrain inmitten des westlichen Atlantiks - die
Inselgruppe liegt auf der Spitze eines 4.570 Meter hohen, vor rund 30
Millionen Jahren erloschenen Vulkans. Diese geologische Besonderheit hat
jetzt ein internationales Forscherteam genauer unter die Lupe genommen und
das aus Magma entstandene Gestein unter Bermuda zum ersten Mal im Detail
geochemisch untersucht. Ziel der Forscher war es, Rückschlüsse auf die
innere Beschaffenheit der Erde zu ziehen. Der Fund: Die Geologen
entdeckten eine bisher unbekannte Region des Erdmantels, also der Schale
des Erdinneren, die unter der äußersten Erdkruste beginnt und bis 2.900
Kilometer tief ins Erdinnere reicht.

Die neu entdeckte Region zeichnet sich durch eine besondere
Atomzusammensetzung aus Blei aus, das durch radioaktiven Zerfall
entstanden ist, sowie durch Kohlenstoff, Wasser und andere flüchtige
Stoffe. "Unsere Studie zeigt, dass unser Verständnis von der
Zusammensetzung des Erdmantels immer noch unvollständig ist - obwohl wir
ihn seit fast einem Jahrhundert untersucht haben", betont Studienleiterin
Dr. Sarah Mazza vom Institut für Planetologie der Westfälischen Wilhelms-
Universität Münster (WWU). Die Studie ist in der Fachzeitschrift "Nature"
erschienen.

Die Forscher vermuten, dass das neu entdeckte Mantelreservoir von
Gesteinsplatten stammt, die noch von Pangäa, dem letzten Superkontinent
der Erdgeschichte, übriggeblieben und in der sogenannten Übergangszone
gespeichert sind - dem Bereich zwischen 410 und 660 Kilometern Tiefe, der
als Übergang vom oberen zum unteren Mantel gilt. Dass die neuen
Erkenntnisse über die Übergangszone direkt durch Gesteinsproben erhoben
wurden, ist eine Besonderheit - das meiste vorherige Wissen hatten
Forscher aus anderen Verfahren wie der Untersuchung von tief im Erdmantel
liegenden Diamanten und geophysikalischen Berechnungen erlangt. "Die
Entdeckungen in Bermuda zeigen, dass wir weiter Inseln, Unterwasserberge
und andere vulkanische Regionen im Atlantischen Ozean untersuchen sollten,
um unser Verständnis der geochemischen Evolution der Erde zu verbessern",
sagt Prof. Dr. Esteban Gazel von der Cornell University (USA), ebenfalls
Leiter der Studie.

Hintergrund und Methode:

Die Forscher nutzten Proben von vulkanischem Gestein, die aus einem in den
Siebzigerjahren angelegten Bohrloch auf Bermuda stammen, das rund 770
Meter in die Tiefe ging. Mithilfe von geochemischen Analysen fanden die
Wissenschaftler heraus, dass die Erde unter Bermuda aus zwei vulkanischen
Gesteinsarten besteht. Eine dieser Lavasorten ist mit Wasser, Kohlendioxid
und Spurenelementen angereichert und zudem einzigartig, da sie den
höchsten Anteil an bestimmten Blei-Isotopen aufweist, die je auf einer
ozeanischen Insel gemessen wurden. Solche durch den Zerfall von Uran
entstandenen Atomsorten geben Geologen die Möglichkeit, die
Zusammensetzung des Erdmantels zu ergründen, weil diese chemische
Zusammensetzung in einem Vulkan dieselbe ist wie die in der Region des
Erdmantels, von der die Gesteinsschmelzen stammen.

Ihre Ergebnisse aus der geochemischen Analyse kombinierten die Forscher
mit sogenannten geodynamischen Berechnungen, also Modellen von Kräften in
der Erde und den dadurch hervorgerufenen Bewegungen. Das gefundene
Material kann demnach von Pangäa stammen. Dabei handelt es sich um eine
alle Kontinente der Erde miteinander verbindende Landmasse, die bis vor
150 Millionen Jahren existierte - und deren Überreste, alte
Gesteinsplatten, aufgrund von Bewegungen in der Erdkruste und im oberen
Erdmantel in die Übergangszone gerutscht und dort gespeichert sind. "Wir
zeigen, dass die Bildung von Superkontinenten und diese jüngste
Wiederaufbereitung des Materials im Erdmantel - 'jüngst' bedeutet in den
letzten 20 Prozent der Erdgeschichte - wichtig sind, um eine chemische
Stoffvielfalt im Mantel aufrechtzuhalten", betont Sarah Mazza.

Die Studie gibt außerdem Ausschluss darüber, auf welche Weise Wasser und
Kohlenstoff im Erdmantel gespeichert sind. So scheint Bermuda ein
wichtiger Ort zu sein, um den tief im Erdinneren stattfindenden
Kohlenstoffkreislauf zu verstehen. Darüber hinaus könnten die Ergebnisse
dabei helfen, herauszufinden, wie viel Kohlenstoff sich in der gesamten
Erde befindet.

In Folgestudien möchten die Wissenschaftler dem "Mysterium Bermuda" weiter
auf den Grund gehen und dazu die Mineralogie und Geochemie von
Bohrloch-Proben untersuchen.

Wissenschaftliche Beiträge und Förderung:

Neben den Universitäten Münster und Cornell waren aus den USA die
University of South Carolina, die Syracuse University, die James Madison
University und das United States Geological Survey beteiligt. Weitere
Beiträge leisteten die Universität Grenoble in Frankreich und das
Vernadsky Institute of Geochemistry and Analytical Chemistry in Russland.

Die Studie erhielt finanzielle Unterstützung von der US-amerikanischen
"National Science Foundation".


Originalpublikation:

S. Mazza et al. (2019):

Sampling the volatile-rich transition zone beneath Bermuda.

Nature;

DOI: 10.1038/s41586-019-1183-6

Weitere Informationen unter
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- Link zur Originalpublikation in "Nature"
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- Institut für Planetologie an der WWU
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VULKANISMUS/089: Vorboten eines katastrophalen Kollapses (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 16.05.2019

Vorboten eines katastrophalen Kollapses



Die Flanken vieler Inselvulkane wie zum Beispiel des Ätna oder des
Kilauea rutschen sehr langsam Richtung Meer. Ob diese Rutschungen Vorboten
eines katastrophalen Kollapses sind oder im Gegenteil dessen Risiko sogar
verringern, ist nicht geklärt. Geophysiker des GEOMAR Helmholtz-Zentrums
für Ozeanforschung Kiel haben jetzt in der internationalen Fachzeitschrift
Earth and Planetary Science Letters eine Studie veröffentlicht, die zeigt,
dass bei der kleinen Vulkaninsel Ritter Island in Neuguinea sporadische,
langsame Rutschungsbewegungen einem katastrophalen Kollaps vorangingen.




[image: Grafik: © Jens Karstens/GEOMAR]

3D-Visualisierung von Ritter Island und des umgebenden Meeresbodens
mit den Spuren der Hangrutschung von 1888.

Grafik: © Jens Karstens/GEOMAR



Dumpfes Grollen aus offenbar weiter Entfernung weckte am Morgen des 13.
März 1888 die Bewohner des Handelspostens Finschhafen an der Ostküste von
Neuguinea. Ein Augenzeuge berichtete später, dass sich gleichzeitig das
Wasser aus dem Hafen zurückgezogen habe. Kurze Zeit später seien dann
mehrere, zwei bis drei Meter hohe Flutwellen gegen die Küste gebrandet.
Schnell wurde klar: Ein Tsunami hatte an diesem Morgen die umliegenden
Küsten getroffen. Vermutlich starben mehrere tausend Menschen auf
Neuguinea und dem Bismarck-Archipel.

Die Ursache des Tsunamis war schnell gefunden: Der größte Teil der 150
Kilometer von Finschhafen entfernt gelegenen Vulkaninsel Ritter Island war
in einem einzigen, katastrophalen Kollaps ins Meer gerutscht. Allerdings
blieben einige Fragen zum genauen Ablauf der Hangrutschung offen.

In der internationalen Fachzeitschrift Earth and Planetary Science Letters
haben Forscherinnen und Forscher des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für
Ozeanforschung Kiel und des Geoforschungszentrums Potsdam (GFZ) zusammen
mit Kolleginnen und Kollegen aus Großbritannien und Malta jetzt eine
Studie veröffentlich, die zeigt, dass der Vulkanhang von Ritter Island
schon vor der Katastrophe des 13. März 1888 gerutscht ist - nur sehr viel
langsamer. "Diese neuen Erkenntnisse helfen uns auch, das
Gefahrenpotenzial anderer Vulkaninseln besser einzuschätzen", sagt Dr.
Jens Karstens vom GEOMAR, Erstautor der Studie.

Die Studie beruht auf der Expedition SO252 des deutschen Forschungsschiffs
SONNE nach Ritter Island im Herbst 2016. Mit Hilfe seismischer Methoden
hat das internationale Team unter Leitung von Prof. Dr. Christian Berndt
(GEOMAR) dabei die Spuren der Katastrophe von 1888 genau vermessen. Dabei
fanden sie Indizien, dass die Flanke der Insel sich schon lange vor 1888
sporadisch bewegt hat. Entsprechende Deformationen des Untergrundes an
einem kleineren Vulkankegel vor der Küste von Ritter Island deuten darauf
hin.

Es ist unbekannt, ob langsame Rutschungen an Vulkanflanken Vorboten eines
katastrophalen Kollapses sind oder das Risiko eines solchen Kollapses
sogar verringern, weil sie Spannung aus dem Vulkan-System nehmen. "Bei
Ritter Island haben wir jetzt den Nachweis, dass sporadische, kleine
Rutschungen einer großen vorangegangen sind", erklärt Dr. Karstens.

Beide Arten von Hangrutschungen konnten im letzten Jahr an aktiven
Vulkanen beobachtet werden. So wurde die Eruption des Kilauea auf Hawaii
im letzten Jahr von einer begrenzten Rutschung der Vulkanflanke, die ein
mittelstarkes Erdbeben auslöste, begleitet. Auch die Ostflanke des Ätna
auf Sizilien bewegt sich langsam Richtung Meer, wie eine im Herbst 2018
veröffentliche Studie belegen konnte. Eine Eruption des Vulkans Anak
Krakatau verbunden mit einer Hangrutschung löste wiederum im Dezember 2018
einen Tsunami in der Sundastraße (Indonesien) aus und tötete mehr als 400
Menschen. Die Ereignisse am Anak Krakatau entsprechen denen, die sich am
13. März 1888 am Ritter Island Vulkan vollzogen haben. Dies zeigt, dass
die Erkenntnisse von Ritter Island für Risikoabschätzungen an Vulkaninseln
auf der ganzen Erde relevant sind.

"Je besser wir die Dynamik hinter diesen Ereignissen kennen, desto besser
kann die Risikovorsorge in einer bestimmten Region sein. Ritter Island ist
dafür ein sehr gutes Fallbeispiel, weil der Vulkan vielen anderen
Vulkaninseln ähnelt und weil der Ausbruch und der Tsunami dank der
Augenzeugenberichte gut dokumentiert sind. Zusammen mit unseren heutigen
Untersuchungsmethoden erhalten wir so Stück für Stück ein vollständiges
Bild der Abläufe von 1888", fasst Dr. Karstens zusammen.


Originalpublikation:

Karstens, J. C. Berndt, M. Urlaub, S. L. Watt, A. Micallef, M. Ray, I.
Klaucke, S. Muff, D. Klaeschen, M. Kühn, T. Roth, C. Böttner, B. Schramm,
J. Elger, S. Brune (2019):

From gradual spreading to catastrophic collapse - Reconstruction of the
1888 Ritter Island volcanic sector collapse from high-resolution 3D
seismic data.

Earth and Planetary Science Letters,
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Quanten-Cloud-Computing mit Selbstcheck



Mit einem Quanten-Coprozessor in der Cloud stoßen Innsbrucker Physiker
die Tür zur Simulation von bisher kaum lösbaren Fragestellungen in der
Chemie, Materialforschung oder Hochenergiephysik weit auf. Die
Forschungsgruppen um Rainer Blatt und Peter Zoller berichten in der
Fachzeitschrift Nature, wie sie Phänomene der Teilchenphysik auf 20
Quantenbits simuliert haben und wie der Quantensimulator das Ergebnis
erstmals selbständig überprüft hat.

Aktuell beschäftigen sich viele Wissenschaftler mit der Frage, wie die
"Quantenüberlegenheit" auf heute schon verfügbarer Hardware genutzt werden
kann. Vor drei Jahren haben Physiker erstmals die spontane Entstehung
eines Elementarteilchen-Paares mit einem digitalen Quantencomputer an der
Universität Innsbruck simuliert. Aufgrund der Fehlerrate wären für
komplexere Simulationen aber sehr viele Quantenbits nötig, die in heutigen
Quantencomputern noch nicht verfügbar sind. Auch der analogen Nachbildung
von Quantensystemen in einem Quantencomputer sind enge Grenzen gesetzt.
Mit einer neuen Methode haben Forscher um Christian Kokail, Christine
Maier, Rick van Bijnen und Christian Roos am Institut für Quantenoptik und
Quanteninformation (IQOQI) der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften diese Grenzen nun gesprengt. Sie nutzen einen
programmierbaren Ionenfallen-Quantencomputer mit 20 Quantenbits als
Quanten-Coprozessor, in den quantenmechanische Berechnungen, die an die
Grenze klassischer Computer stoßen, ausgelagert werden. "Wir verwenden die
besten Eigenschaften beider Technologien", erklärt Experimentalphysikerin
Christine Maier. "Der Quantensimulator übernimmt die rechenaufwendigen
Quantenprobleme und der klassische Computer löst die restlichen Aufgaben."

Baukasten für Quantenmodellierer

Die Wissenschaftler nutzen die aus der theoretischen Physik bekannte
Variationsmethode, wenden sie aber auf ihr Quantenexperiment an. "Der
Vorteil dieser Methode ist, dass wir den Quantensimulator als eine vom
untersuchten Problem unabhängige Quantenressource nutzen können", erklärt
Rick van Bijnen. "So lassen sich auch komplexere Fragestellungen
simulieren." Ein Vergleich macht den Unterschied deutlich: Ein analoger
Quantensimulator ist wie ein Puppenhaus, er bildet die Realität ab. Der
programmierbare Variations-Quantensimulator bietet hingegen einzelne
Bausteine, mit denen viele unterschiedliche Häuser gebaut werden können.
Diese Bausteine sind im Quantensimulator Verschränkungsgatter und
Einzel-Spin-Rotationen. Mit einem klassischen Computer wird solange an
diesen Stellschrauben gedreht, bis sich der gesuchte Quantenzustand
einstellt. Dafür haben die Physiker einen ausgeklügelten
Optimierungsalgorithmus entwickelt, der in rund 100.000 Aufrufen des
Quanten-Coprozessors durch den klassischen Computer zum Ergebnis führt.
Gepaart mit extrem schnellen Messzyklen des Quantenexperiments wird der
Simulator am IQOQI Innsbruck enorm leistungsfähig. So haben die Physiker
erstmals auf 20 Quantenbits die spontane Entstehung und Vernichtung von
Elementarteilchen-Paaren im Vakuum simuliert. Weil die neue Methode sehr
effizient ist, lässt sich mit ihr auch auf noch größeren
Quantensimulatoren rechnen. Demnächst wollen die Innsbrucker Forscher
einen Quantencomputer mit bis zu 50 Ionen bauen. Dies bietet interessante
Perspektiven für weitere Untersuchungen von Festkörpermodellen und
Problemen der Hochenergiephysik.

Eingebauter Selbstcheck

Ein bisher ungelöstes Problem bei komplexen Quantensimulationen ist die
Überprüfung der Simulationsergebnisse. "Mit klassischen Computern lassen
sich solche Berechnungen kaum bis gar nicht mehr überprüfen. Wie
kontrollieren wir also, ob das Quantensystem auch das richtige Resultat
liefert?", fragt der Theoretiker Christian Kokail. "Wir haben diese Frage
erstmals durch zusätzliche Messungen im Quantensystem gelöst. Anhand der
Ergebnisse beurteilt die Quantenmaschine die Qualität der Simulation",
erläutert Kokail. Ein solcher Verifikationsmechanismus ist die
Voraussetzung für noch komplexere Quantensimulationen, weil dabei die
notwendige Zahl von Quantenbits stark ansteigt. "Die Simulation auf 20
Quantenbits können wir am klassischen Computer noch überprüfen, bei
komplexeren Simulationen ist das schlichtweg nicht mehr möglich", sagt
Rick van Bijnen. "In unserem Experiment war das Quantenexperiment sogar
schneller als die Kontrollsimulation am PC. Wir mussten diese am Ende aus
dem Rennen nehmen, um das Experiment nicht auszubremsen", erzählt der
Physiker.

Innsbrucker Quanten-Cloud

Dieser Forschungserfolg basiert auf der einzigartigen Zusammenarbeit
zwischen Experiment und Theorie am Quantenstandort Innsbruck. Die
Expertise aus jahrelanger experimenteller Quantenforschung trifft in Tirol
auf innovative theoretische Ideen. Dies führt gemeinsam zu weltweit
beachteten Ergebnissen und begründet eine international führende Stellung
der Innsbrucker Quantenforschung. "In diesem Experiment stecken 15 Jahre
sehr harter Arbeit", betont Experimentalphysiker Rainer Blatt. "Es ist
sehr schön zu sehen, dass dies nun solche schönen Früchte trägt." Der
Theoretische Physiker Peter Zoller ergänzt: "Wir in Innsbruck sind nicht
nur führend bei der Zahl der verfügbaren Quantenbits, sondern jetzt auch
in den Bereich der programmierbaren Quantensimulation vorgestoßen und
konnten erstmals die Selbstverifikation eines Quantenprozessors zeigen.
Mit diesem neuen Zugang bringen wir die Simulation von alltagsrelevanten
Quantenproblemen in greifbare Nähe."


Finanziell unterstützt wurde die nun in der Fachzeitschrift
Nature veröffentlichte Arbeit unter anderem vom österreichischen
Wissenschaftsfonds FWF und der Europäischen Union.
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Von 0 auf 1 in einer billionstel Sekunde

Internationales Forscherteam legt Fundament für hocheffiziente magnetische
Datenspeicherung mittels kurzer Lichtimpulse



Ein präzise dosierter und extrem kurzer Schubs aus Licht hat es
Regensburger Physikern erlaubt, einen Elementarmagneten eines Festkörpers
- den Spin eines Elektrons - effizienter und schneller denn je umzudrehen.
Damit haben sie einen wichtigen Schritt hin zu einer neuartigen, nahezu
verlustfreien Informationstechnologie gemacht. Die Forscher berichten über
ihre Ergebnisse in der kommenden Ausgabe der renommierten Fachzeitschrift
"Nature".

Trotz der rasant wachsenden Nachfrage nach immer schnellerer Elektronik
stagnieren die Taktraten moderner Computer seit Jahren. Grund dafür ist
vor allem, dass hohe Verarbeitungsgeschwindigkeiten in Rechnern zu
massiver Wärmeentwicklung führen. Mittlerweile sind Rechenzentren für
nahezu fünf Prozent des weltweiten Stromverbrauchs verantwortlich.
Aktuelle Speichertechnologien halten die binären Informationen ("0" und
"1") anhand der Orientierung winziger magnetischer Kompassnadeln -
sogenannter Spins - fest, welche durch einen magnetischen Schreibkopf
gelesen und geschrieben werden können. Die geringe Effizienz dieses
Ansatzes begrenzt die maximal erreichbaren Datentransferraten auf derzeit
etwa eine Milliarde (109) Bits pro Sekunde. Vor diesem Hintergrund klingt
es schon fast wie ein Traum, dass die Gesetze der Physik es grundsätzlich
nicht verbieten, Daten viel schneller und nahezu ohne Energieverlust zu
speichern.

Diese Hoffnung experimentell zu bestätigen, war das Ziel des Forscherteams
um Prof. Dr. Rupert Huber und Priv.-Doz. Dr. Christoph Lange vom Institut
für Experimentelle und Angewandte Physik der Universität Regensburg sowie
Dr. Rostislav Mikhaylovskiy und Prof. Alexey Kimel von der Radboud
Universität in Nijmegen (Niederlande). Die Kernidee bestand darin, mit
ultrakurzen Lichtblitzen Spins plötzlich auszulenken, um sie von einem
stabilen Zustand so schnell in einen anderen zu schalten, dass sie keine
Wärme erzeugen können. Wählt man hierbei Lichtblitze im
niederenergetischen infraroten Spektralbereich, dem sogenannten
Terahertzbereich, so sollte dies besonders energieeffizient funktionieren.

Selbst mit den stärksten Terahertz-Strahlungsquellen stieß man aber
bislang immer an Grenzen. "Man konnte die Spins zwar seit ein paar Jahren
ein bisschen taumeln lassen, ihnen aber keinen derart heftigen Kick
verpassen, dass sie sich komplett umdrehen", erklärt Stefan Schlauderer,
Erstautor der Publikation. Deshalb haben sich die Regensburger Physiker
nun eines Tricks bedient. "Wir haben eine kleine, goldene Antenne gebaut,
um die Strahlung zusätzlich zu bündeln. Die Antenne ist etwa 70 Mikrometer
lang und macht die Strahlung lokal so stark, dass sie ausreicht, um die
Spins umzuschalten", erzählt Dr. Lange. So konnten die Wissenschaftler die
Ausrichtung der Elementarmagneten innerhalb weniger Pikosekunden
(Millionstel einer Millionstel Sekunde) umschalten, wobei dazu lediglich
die Energie eines einzelnen Terahertz-Lichtquants - eines Photons - pro
Spin nötig war.

Damit übertreffen sie die Geschwindigkeit bestehender Technologien nicht
nur tausendfach, sondern stellen auch einen neuen Rekord in der
Energieeffizienz auf. Mehr noch: "Durch die punktgenau dosierte
Energiemenge läuft die Bewegung der Spins praktisch ungestört ab, sodass
sich sogar Perspektiven für Quanteninformationsverarbeitung ergeben
könnten", so Dr. Lange. Diese Erkenntnisse legen den Grundstein für eine
neue Generation der Informationstechnologie, die nicht nur eine maximal
effiziente sondern auch ultimativ schnelle Datenspeicherung ermöglicht.


Originalpublikation:
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"Temporal and spectral fingerprint of ultrafast all-coherent spin
switching",
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Keine Chance mehr für Datenkraken



Messenger, Spiele, Fitnesstrainer: Große Internetkonzerne bieten in ihren
Stores Millionen von Apps zum Download an. Viele davon kosten vermeintlich
nichts. Doch für viele App- und Werbenetzwerk-Betreiber sind Nutzerinnen
und Nutzer eine Datenquelle, aus der bares Geld sprudelt und abgeschöpft
wird. Forscherinnen und Forscher des Karlsruher Instituts für Technologie
(KIT) und des FZI Forschungszentrums Informatik, einem Innovationspartner
des KIT, haben nun eine App entwickelt, welche die eigenen Daten besser
schützt.

Aufenthaltsort, Kommunikation, Einkäufe, Vorlieben bei Filmen und Musik,
alles wird von App-Anbietern aufgezeichnet. Wer Wert auf Datensparsamkeit
legt, dem blieb bislang nur, sich der Digitalisierung so weit wie möglich
zu entziehen - für Viele kein gangbarer Weg. Forscherinnen und Forscher
haben im Auftrag der Baden-Württemberg Stiftung jetzt Abhilfe geschaffen
und eine Datenschutz-App entwickelt, welche trotzdem die uneingeschränkte
Nutzung beliebter, aber informationshungriger Anwendungen erlaubt.

Während es bislang nötig war, die Berechtigungen jeder einzelnen App auf
dem Smartphone von Hand zu ändern, um den ungewollten Abfluss von Daten zu
verhindern - vielfach ist es auch gar nicht möglich, weil die betreffende
App dann streikt -, genügen dafür jetzt wenige Klicks. Das Programm AVARE
lässt sich auf Android-Geräten wie eine App installieren und erzeugt dann
einen abgeschlossenen Bereich, in den andere Apps eingepackt werden können
und der die gesamte Kommunikation zwischen diesen Apps und dem
Betriebssystem kontrolliert. "Wir haben einen Weg gesucht, der es erlaubt,
sämtliche Anwendungen uneingeschränkt zu nutzen, dabei die eigenen Daten
aber nur kontrolliert weiterzugeben", sagt Dr. Gunther Schiefer, der
Leiter der Arbeitsgruppe Mobile Business am Institut für Angewandte
Informatik und Formale Beschreibungsverfahren (AIFB) des KIT. Versucht nun
eine in AVARE eingepackte App etwa auf die Kontakte im Adressbuch
zuzugreifen, ermöglicht AVARE es dem Nutzer, nur einzelne Kontakte
freizugeben und die Freigabe beispielsweise auf Mobilfunknummer, Vor- und
Nachname zu beschränken. "Adresse oder Geburtsdatum sind für einen Chat ja
nicht nötig", so Schiefer.

Darüber hinaus kann AVARE die Genauigkeit der Ortsangabe vermindern und
auf einen Radius von mehreren Kilometern ausdehnen, sodass zum Beispiel
eine Wetter-App weiterhin verlässliche Voraussagen geben kann, ohne den
Standort des Nutzers gebäudegenau zu erfassen. Bei Apps, die ohne
pauschale Zugriffsrechte überhaupt nicht funktionieren, soll AVARE
zukünftig noch weiter gehen: "Dann spielen wir falsche Daten ein, die aber
als solche erkennbar sind. Die Schnittstelle des Mikrofons bekommt dann
ein Rauschen, die der Kamera eine schwarze Fläche oder ein Wolkenbild, die
des Adressbuchs die Notrufnummern von Feuerwehr und Pannendienst."

Der AVARE-Code ist als Open-Source-Software verfügbar unter: www.avare.app
External Link. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler hoffen, dass
ihr Programm von anderen Entwicklern aufgegriffen wird, die mithelfen, die
momentane beta-Version zu erweitern, um zu einer Version 1.0 zu kommen.


Das Projekt AVARE wurde von der Baden-Württemberg Stiftung
(www.bwstiftung.de) im Rahmen des Forschungsprogramms "IKT-Sicherheit"
finanziert.

Weitere Informationen und Video auf:

www.avare.app

Details zum KIT-Zentrum Information · Systeme · Technologien (in
englischer Sprache):

http://www.kcist.kit.edu

Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 100 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie, 16.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RECHT/850: Internationaler Tag gegen Homophobie, Transphobie und Biphobie


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Mai 2019

Zum internationalen Tag gegen Homophobie, Transphobie und Biphobie
erklären Annalena Baerbock und Robert Habeck, Bundesvorsitzende von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:



"Es geht um Selbstbestimmung und Respekt. Es geht um Würde und
Solidarität. Es geht um Offenheit und Vielfalt. Und es geht um den
Schutz vor Übergriffen. Am Internationalen Tag gegen Homophobie,
Transphobie und Biphobie erinnern wir daran, dass Politik noch einige
Aufgaben zu erledigen hat, bis all das auch für Lesben, Schwule,
Bisexuelle, Trans*, Inter* und Queer selbstverständlich ist.

Mit dem vorgelegten Gesetzentwurf zur Reform des
Transsexuellengesetzes zeigt die Große Koalition jedoch, dass sie
weiterhin vor allem auf Bevormundung und Fremdbestimmung setzt.
Demnach soll weiterhin die Einschätzung und Begründung einer anderen
Person dafür maßgeblich sein, ob jemand den eigenen Personenstand
ändern kann. Wir lehnen das ab und verlangen ein vollständiges Recht
auf geschlechtliche Selbstbestimmung.

Außerdem muss es endlich explizit für LSBTIQ*-Menschen einen
grundgesetzlich garantierten Diskriminierungsschutz geben. Artikel 3
des Grundgesetzes braucht eine Ergänzung um die sexuelle Identität.
Daneben wollen wir ein Verbot sogenannter "Konversionstherapien" zur
angeblichen Heilung von Homosexualität genauso wie von
geschlechtszuweisenden Operationen ohne Einwilligung der Betroffenen.
Hier erwarten wir von den Bundesregierung entsprechende Initiativen
statt nur schwammiger Absichtserklärungen.

Und es braucht weltweite Solidarität, wenn in zahlreichen Staaten
Homosexualität weiterhin unter Strafe steht oder gar mit der
Todesstrafe bedroht wird, und wenn die Gewalt gegen Transmenschen
weltweit deutlich zunimmt. In Ägypten und Iran werden LSBTIQ*-Menschen
genauso systematisch verfolgt wie etwa in Tschetschenien, und in
Brasilien wurde ein Präsident gewählt, der offen zum Hass gegen sie
aufruft. Auch in Ländern der EU wie in Polen gibt es von Seiten der
Regierung homo- und transfeindliche Propaganda. Wir erwarten, dass
sich die Bundesregierung sowie die Europäische Kommission klar und
unmissverständlich zu solchen Vorfällen äußert, und zwar nicht nur an
Internationalen Gedenktagen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Mai 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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AGRAR/330: Mit "Landwirtschaft 4.0" gewinnen Bauern und Umwelt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Mai 2019

Mit "Landwirtschaft 4.0" gewinnen Bauern und Umwelt

Bundestag berät Digitalisierung der Landwirtschaft



In der heutigen Plenarsitzung wird der Deutsche Bundestag den Antrag
der Koalitionsfraktionen "Chancen der Digitalisierung nutzen -
offener Zugang und standardisierte Datenformate für eine
zukunftsfähige Landwirtschaft 4.0" beraten. Dazu erklären der
Vorsitzende der Arbeitsgruppe Ernährung und Landwirtschaft der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Albert Stegemann, sowie der
zuständige Berichterstatter Hans-Georg von der Marwitz:

Albert Stegemann: "Digitale Technologien können maßgeblich zu
einer Lebensmittelerzeugung beitragen, die wettbewerbsfähig,
nachhaltig und ressourcenschonend ist. Eine Präzisionslandwirtschaft
4.0 ermöglicht es unseren Landwirten beispielsweise, über digitale
Sensorik die Gesundheit ihrer Tiere zu messen und das Tierwohl zu
stärken. Ackerbauern können mithilfe digitaler Lösungen die
Bewässerung von Pflanzen, den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln oder
die Düngung punktgenau und besonders sparsam steuern.

Bauernfamilien wollen diesen Prozess positiv begleiten und sich
stärker untereinander, aber auch mit der deutschen Landtechnikbranche
vernetzen, zu der weltweit führende Unternehmen gehören. So hat eine
Befragung im Auftrag der Landwirtschaftlichen Rentenbank vor kurzem
ergeben, dass 80 Prozent der Landwirte die Digitalisierung in der
Landwirtschaft für sinnvoll oder sogar sehr sinnvoll halten. In mehr
als der Hälfte der Betriebe werden bereits digitale Lösungen
eingesetzt.

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion will einen sicheren und reibungslosen
Datenaustausch gewährleisten. Mit dem Antrag fordern wir die
Bundesregierung daher auf, im Rahmen eines Forschungsvorhabens ein
Konzept für eine digitale Agrarplattform zu erarbeiten. Dabei müssen
die Akteure entlang der Lebensmittelkette eingebunden werden.

Mit dem Antrag geben wir unserer Bundeslandwirtschaftsministerin
Julia Klöckner Rückenwind, die in ihrem Ministerium bereits seit
Amtsantritt einen besonderen Schwerpunkt auf die Digitalisierung in
der Land-, Ernährungs- und Forstwirtschaft setzt."


Hans-Georg von der Marwitz: "Die Digitalisierung
eröffnet ganz neue Potenziale für eine nachhaltige Land- und
Forstwirtschaft. Dabei müssen wir sicherstellen, dass die Landwirte
Zugriff auf ihre Daten behalten und Dritte diese Daten nicht unbefugt
verwenden. So schaffen wir eine breite Akzeptanz für die neuen
digitalen Möglichkeiten. Gerade der Bereich Forst und Holz wird
künftig eine wichtige Rolle für die Erreichung der gesellschaftlichen
Klimaziele spielen. Neben der hohen Bindung von CO2 in den
bewirtschafteten Wäldern sowie in Holzprodukten liefert die
Forstwirtschaft den einzigen nichtfossilen nachwachsenden
Energieträger in Deutschland.

Die Möglichkeiten der Digitalisierung können dazu beitragen, die
Erzeugung von Nahrungsmitteln und die Holzproduktion noch
effizienter, ressourcenschonender und ökologisch verträglicher zu
gestalten. Deshalb fordern wir die Bundesregierung insbesondere dazu
auf, den Breitbandausbau in den ländlichen Regionen zu intensivieren,
um die Präzisionslandwirtschaft auf allen Äckern und Wiesen sowie
eine moderne multi-funktionale Forstwirtschaft in den Wäldern zu
ermöglichen."


Hintergrund:

Der Deutsche Bundestag wird heute den Antrag "Chancen der
Digitalisierung nutzen - offener Zugang und standardisierte
Datenformate für eine zukunftsfähige Landwirtschaft 4.0" der
Koalitionsfraktionen in erster Lesung beraten. In einem
Forschungsprojekt soll zunächst geklärt werden, wie eine digitale
Agrarplattform sinnvollerweise aufgebaut werden sollte. Eine solche
Agrar-Masterplattform soll eine bessere Vernetzung der Akteure in der
Land-, Ernährungs- und Forstwirtschaft gewährleisten sowie als
zentrale Schnittstelle Dienstleistungen für alle Landwirte zur
Verfügung stehen.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/3472: Kein Platz in unserer Gesellschaft für antisemitische Bewegungen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 16. Mai 2019

Kein Platz in unserer Gesellschaft für antisemitische
Bewegungen



Zu dem am morgigen Freitag im Deutschen Bundestag zu beratenden
Antrag " BDS-Bewegung entschlossen entgegentreten - Antisemitismus
bekämpfen" können Sie den stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei, wie folgt zitieren:

"70 Jahre Grundgesetz stehen für Humanität, Freiheit und
gegenseitigen Respekt der Menschen. Aber auch für die Überwindung
eines der grausamsten Kapitel der deutschen Geschichte, in deren
Zentrum die systematische Vernichtung von mehr als 6 Millionen Juden
in Europa stand. Daraus abgeleitet ist für uns das Existenzrecht
Israels unantastbar. Leider gibt es in unserem Land verschiedene
Entwicklungen, die es erfordern, dass sich die Gesellschaft - und
allen voran die Politik - ganz entschiedenen gegen jedwede Form von
Antisemitismus positioniert.

Es ist zutiefst besorgniserregend, dass die Zahl der registrierten
antisemitischen Straftaten im vergangenen Jahr erneut deutlich, um
mehr als 20 Prozent auf 1.800 gestiegen ist. Sowohl von rechts, aber
auch durch muslimische Zuwanderer wird versucht, Stimmung gegen
jüdische Mitbürger zu machen. Dabei ist erschreckend, wie weit diese
Auswüchse zum Teil bis in die Mitte der Gesellschaft greifen. Dazu
gehört auch die sog. BDS-Kampagne (Boykott, Desinvestitionen und
Sanktionen), die unter dem Deckmantel des friedlichen Protests gegen
Israel hetzt, judenfeindlich agitiert und das Existenzrecht Israels
in Frage stellt. Für eine solche Bewegung darf es keinen Platz in
unserer Gesellschaft geben. Wir tolerieren weder offenen noch
verdeckten Antisemitismus in unserem Land. Deshalb ist es ein starkes
Zeichen, dass sich die Mehrheit der Fraktionen mit dem Antrag gegen
die Zusammenarbeit mit der BDS-Bewegung von staatlicher Seite
ausgesprochen haben."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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RECHT/938: Grundrechtsschutz und Rechtssicherheit bei Fixierungen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Mai 2019

Grundrechtsschutz und Rechtssicherheit bei Fixierungen

Bundestag beschließt Gesetz zur Stärkung der Rechte von Betroffenen
bei Fixierungen



Der Deutsche Bundestag verabschiedet am heutigen Donnerstag das
Gesetz zur Stärkung der Rechte von Betroffenen bei Fixierungen im
Rahmen von Freiheitsentziehungen. Hierzu erklären die rechts- und
verbraucherpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Elisabeth Winkelmeier-Becker, sowie der für den Grundrechtsschutz
zuständige Berichterstatter, Volker Ullrich:

Winkelmeier-Becker: "Mit dem Gesetz erhöhen wir die
rechtlichen Hürden für Fixierungen bei Freiheitsentziehungen und
stellen diese unter Richtervorbehalt. Den Anlass für dieses
Gesetzgebungsverfahren hat das Bundesverfassungsgericht durch ein
Urteil vom letzten Jahr gegeben. Wir stellen klar, dass die extreme
Maßnahme nur dann zulässig ist, wenn sie zum Schutz des Betroffenen
selbst oder zum Schutz der Mitarbeiter der Haft- oder
Unterbringungseinrichtung erforderlich ist."

Ullrich: "Die präzise Umsetzung des Urteils für
5-Punkt-Fixierungen als auch 7-Punkt-Fixierungen erhöht den
Grundrechtsschutz für die Betroffenen. Mit einem einheitlichen
gerichtlichen Verfahrensrecht und einer einheitlichen gerichtlichen
Zuständigkeit schaffen wir mehr Rechtssicherheit. Mit der Umsetzung
des Urteils innerhalb der vom Bundesverfassungsgericht gegebenen
Frist bis zum 30. Juni werden Rechtsunsicherheiten vermieden. Wir
werden das Thema Fixierungen weiterhin im Blick behalten. Innerhalb
der nächsten Jahre werden wir die Auswirkungen der Fixierungen wie
Häufigkeit und Dauer der Anordnungen evaluieren."

Hintergrund: 

Das Bundesverfassungsgericht hat dem Gesetzgeber aufgegeben, sog.
5- und 7-Punkt-Fixierungen unter Richtervorbehalt zu stellen. Für den
Bereich der Zivilhaft, für die der Bund die Gesetzgebungskompetenz
besitzt, werden nun die materiell-rechtlichen Voraussetzungen
geschaffen. Außerdem schafft der Bund im Rahmen seiner
konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz ein einheitliches
Verfahrensrecht für das gerichtliche Verfahren bei Fixierungen.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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RECHT/937: Bedeutung der Anwaltschaft für rechtsstaatliche Verfahren würdigen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Mai 2019

Bedeutung der Anwaltschaft für rechtsstaatliche Verfahren
würdigen

Deutscher Anwaltstag in Leipzig



Zum Deutschen Anwaltstag in Leipzig (15.-17.5.2019), der unter dem
Motto "Rechtsstaat leben" steht, erklären der stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Thorsten
Frei, und die rechtspolitische Sprecherin,
Elisabeth Winkelmeier-Becker:

Frei: "Gerade im Vergleich mit dem System der Anwälte in der
DDR, die in den Unrechtsstaat eingebunden waren, zeigt sich das hohe
Gut der unabhängigen Anwaltschaft in Deutschland. Die heute rund
164.000 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte in Deutschland sind ein
unverzichtbarer Baustein im Gebäude einer fairen, rechtsstaatlichen
Justiz. Hierzu leisten auch die Interessenvertretungen einen
wichtigen Beitrag. Auch wenn die CDU/CSU-Bundestagsfraktion und der
Deutsche Anwaltverein in einzelnen Sachfragen nicht immer einer
Meinung sind, eint sie das gemeinsame Bestreben, in der Rechtspolitik
zu guten und ausgewogenen Lösungen zu gelangen."

Winkelmeier-Becker: "Die Rechtsanwälte als unabhängiges Organ
der Rechtspflege sind für den Rechtsschutz der Bürgerinnen und Bürger
von hoher Bedeutung. Die Tätigkeit der Anwältinnen und Anwälte muss
auskömmlich sein. Eine Anpassung der Gebühren muss kommen. Dabei
müssen auch kleine Kanzleien mit breitem Beratungsspektrum
profitieren, um den Zugang zum Recht in der Fläche zu gewährleisten.
Wir erwarten die Vorlage eines Gesetzentwurfs des Justizministeriums
zur Anpassung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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VERKEHR/755: E-Scooter erhalten Zulassung für den Straßenverkehr


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 17. Mai 2019

E-Scooter erhalten Zulassung für den Straßenverkehr

Bundesrat stimmt Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung zu



Der Bundesrat hat am heutigen Freitag der vom Bundesministerium für
Verkehr und digitale Infrastruktur vorgelegten
Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung zugestimmt. Dazu erklärt die
verkehrspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Daniela
Ludwig:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion unterstützt innovative Formen der
Mobilität. Elektrokleinstfahrzeuge wie E-Scooter sind Teil eines sich
ändernden Verkehrsverhaltens. Mit der heutigen Entscheidung des
Bundesrates erhalten diese Fahrzeuge eine rechtssichere Grundlage für
die Teilnahme am Straßenverkehr.

Die Verordnung sorgt dabei für ein ausgeglichenes Verhältnis zwischen
den Mobilitätswünschen der Nutzerinnen und Nutzer auf der einen Seite
und den notwendigen Sicherheitsanforderungen auf der anderen Seite.
Im Vergleich zu anderen Ländern in Europa ist es Deutschland
gelungen, einen Mittelweg zwischen komplettem Verbot und völliger
Liberalisierung zu finden. Technische Vorgaben wie Bremsen, Blinker
und Haltestange sorgen für die erforderliche Sicherheit. Die
Versicherungspflicht erleichtert die Klärung von Haftungsfragen im
Falle eines Unfalls.

Mit der vom Verkehrsministerium vorgeschlagenen Streichung der
Nutzung von Gehwegen ist ein weiterer Schritt zu mehr Sicherheit im
öffentlichen Raum getan. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird die
Evaluierungsklausel, die für Ende 2020 vorgesehen ist, nutzen und die
Erfahrungen, die sich in der Praxis ergeben, hierbei
berücksichtigen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2830: Union setzt auf Nachhaltigkeit in der maritimen Wirtschaft


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 17. Mai 2019

Union setzt auf Nachhaltigkeit in der maritimen Wirtschaft

Power-to-X-Technologien zur Stromspeicherung sollen verstärkt
gefördert werden



Vor dem Hintergrund der 11. Nationalen Maritimen Konferenz des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie, die in der kommenden
Woche in Friedrichshafen am Bodensee stattfindet, hat der Deutsche
Bundestag heute den "maritimen Antrag" von Union und SPD
verabschiedet. Dazu erklärt Rüdiger Kruse, Beauftragter der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag für die maritime Wirtschaft:

"Der Antrag der Koalitionsfraktionen würdigt die Schlüsselrolle der
maritimen Wirtschaft für die gesamte Bundesrepublik. Wenn man
bedenkt, dass 95 Prozent des internationalen Warenhandels auf dem
Seeweg transportiert werden, muss allen politischen Entscheidern klar
sein: Wer wie Deutschland führende Handelsnation sein will, braucht
ein starkes Rückgrat in der maritimen Wirtschaft. Neben den rein
wirtschaftlichen Aspekten kommt der Branche auch eine zentrale
Bedeutung bei der Erreichung unserer Nachhaltigkeitsziele zu.

Durch ihre Innovationskraft hat die maritime Wirtschaft in den
vergangenen Jahren zahlreiche Erfolge in Forschung und Entwicklung
erzielt und große Potenziale insbesondere im Bereich der
Emissionsreduktionen aufgezeigt. Der Antrag setzt an vielen Stellen
an, um diesen Innovationen noch stärker zur Anwendung zu verhelfen.
Hervorzuheben sind auch die erfolgsversprechenden
Power-to-X-Technologien zur Stromspeicherung, mit deren verstärkter
Förderung wir die Bundesregierung im vorliegenden Antrag
beauftragen."

Weitere Forderungen des Antrags umfassen:


	die Berücksichtigung der maritimen Wirtschaft als Schlüsselbranche in der "Nationalen Industriestrategie 2030" des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi);

	ein stärkeres Gewicht für Nachhaltigkeitsaspekte bei der Beschaffung von Behördenschiffen: Der Bund soll am eigenen Beispiel demonstrieren, was technisch möglich ist;

	die Fortführung des Erfolgsprogramms "Innovative Hafentechnologien" (IHATEC) mit mindestens weiteren 66 Millionen Euro bis 2025;

	eine Verfahrensreform bei der Einfuhrumsatzsteuer;

	die Teilautomation des Zolls nach österreichischem Vorbild;

	mehr Unterstützung für die Binnenschifffahrt bei der Modernisierung ihrer Flotte;

	die Prüfungen eines Förderprogramms für Prozessinnovationen in der Zulieferindustrie und eines Förderprogramms zur nachhaltigen Modernisierung von Küstenschiffen."



 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de
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EUROPA/1714: Lösung des Konflikts im Europarat ist ein hoffnungsvolles Signal


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Mai 2019

Lösung des Konflikts im Europarat ist ein hoffnungsvolles Signal



"Ich begrüße es außerordentlich, dass der jahrelange Konflikt um die
russische Mitgliedschaft im Europarat allem Anschein nach gelöst
werden kann", kommentiert Andrej Hunko, europapolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, zu die Ergebnisse des Treffens der Außenminister
des Europarates in Helsinki. Hunko, der auch stellvertretender
Vorsitzender der Fraktion der Vereinigten Linken in der
Parlamentarischen Versammlung des Europarates ist und im April 2014
als einziger deutscher Abgeordneter gegen die Sanktionen gegen
Russland wegen dessen Vorgehens auf der Krim gestimmt hat, erklärt
weiter:

"Die Einigung ist auch ein Erfolg der Linksfraktion (UEL) in der
Parlamentarischen Versammlung des Europarates. Sie hat über fünf Jahre
eine vermittelnde Rolle eingenommen. Der im April angenommene Bericht
unseres Fraktionsvorsitzenden Tiny Kox hat maßgeblich zur Lösung
beigetragen. Es ist zu hoffen, dass bei der Sitzung der Versammlung
Ende Juni in Strasbourg die letzten Hürden genommen werden und der
rechtswidrige Zustand ein Ende findet.

Insbesondere in einer Zeit, in der multilaterale Strukturen und
Vereinbarungen zunehmend unter Druck stehen, ist die Einigung ein
hoffnungsvolles Signal. Der Europarat ist unverzichtbar und angesichts
seiner Breite mit 47 Mitgliedstaaten und seinen zahlreichen
Konventionen zum Schutz von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und
Menschenrechten in Europa einzigartig.

Leider steht die mangelhafte Finanzierung seiner Strukturen im
Widerspruch zu seiner bedeutsamen Rolle. Für die 800 Millionen
Menschen in den Mitgliedstaaten stehen dem Europarat jährlich gerade
einmal 50 Cent pro Person zur Verfügung. Eine bessere finanzielle
Ausstattung ist dringend nötig.

Die nun angedrohte Kündigung des Minsker Abkommens durch die Ukraine
bietet keinen Ausweg aus dem Konflikt mit Russland. Eine weitere
militärische Eskalation muss verhindert und der Waffenstillstand
verteidigt werden. Es besteht Grund zur Hoffnung, dass der neue
ukrainische Präsident an erneuerten Beziehungen zu Russland und an
einer friedlichen Lösung des Konflikts arbeiten wird."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 17. Mai 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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SICHERHEIT/1958: Rekord bei den Rüstungsausgaben - Einknicken vor Trump


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 17. Mai 2019

Rekord bei den Rüstungsausgaben - Einknicken vor Trump



Zum Rekord der Steigerung der deutschen Rüstungsausgaben sagt Katja
Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Die Ausgabenexplosion bei der Bundeswehr ist nichts anderes als ein
Einknicken vor Trump. Trump fordert von der Bundesregierung höhere
Rüstungsausgaben und diese gehorcht. Damit beteiligt sie sich an der
Spirale des weltweiten Wettrüstens. Aber: Wir werden die Welt nicht
sicherer machen, indem wir die falsche Politik von Trump kopieren.

Die Aufrüstung der deutschen Armee zeigt falsche Prioritäten in der
Ausgabenpolitik. Man kauft Panzer, statt Pfleger*innen und Pfleger
ordentlich zu bezahlen, kümmert sich um Eurofighter statt um
europäische Seenotrettung und setzt auf Kriegsschiffe statt auf
Friedenspolitik. Die Milliarden, die jetzt in Rüstung gesteckt werden,
wären in öffentlichen Wohnbauprogrammen, Gesundheit und Klimaschutz
besser angelegt.

Außenpolitisch brauchen wir eine echte Friedenspolitik, einen Einsatz
für eine gerechte und solidarische Weltwirtschaftsordnung, für die
Achtung des Völkerrechts und eine nachhaltige globale Entwicklung.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 17. Mai 2019
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SICHERHEIT/1957: Sozialstaat statt NATO-Aufrüstung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Mai 2019

Sozialstaat statt NATO-Aufrüstung



"Die Erhöhung der deutschen Militärausgaben auf gut 47 Milliarden Euro
für NATO-relevante Aufgaben in diesem Jahr ist eine komplett falsche
Prioritätensetzung. Die Bundesregierung muss endlich aufhören, den
Aufrüstungsforderungen von US-Präsident Donald Trump
hinterherzudackeln. Jede verpulverte Milliarde im Militär fehlt bei
der Bekämpfung von Kinderarmut, im Gesundheitssystem und bei der
Bildung", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und
abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen
weiter:

"Die NATO-Mitgliedsstaaten geben bereits heute fast eine Billion
US-Dollar für Rüstung und Militär aus, das ist mehr als das 15-fache
des Wehretats Russlands. Bei einem Festhalten der Bundesregierung am
Aufrüstungsziel in Höhe von zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts
wird der deutsche Militärhaushalt auf 85 Milliarden Euro jährlich
ansteigen. Das ist vollkommen unverantwortlich und dient einzig der
Profitsteigerung der Rüstungskonzerne. Abrüstung statt Aufrüstung
lautet das Gebot der Stunde."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 17. Mai 2019
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UMWELT/680: Wälder brauchen Soforthilfe


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Mai 2019

Wälder brauchen Soforthilfe



Den Wäldern in vielen Regionen Deutschlands geht es schlecht. Mancher
spricht gar von einem weiteren Waldsterben. Allein die erwartete
Schadholzmenge entspricht für 2018/2019 der Einschlagsmenge eines
ganzen Jahres. Ursachen sind Sturmschäden 2017, Dürre 2018, vermehrt
auftretende Kalamitäten sowie ein wachsendes Waldbrandrisiko. Daher
benötigen wir umgehende Soforthilfemaßnahmen für den Wald", so Heidrun
Bluhm, Mitglied des Haushaltsausschusses, und Kirsten Tackmann,
agrarpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zum Antrag der
Fraktion für ein Sonderprogramm. Heidrun Bluhm weiter:

"Dringendes Handeln ist geboten. Geknüpft an die Bedingungen eines
Waldumbaus und einer nachhaltigen Waldbewirtschaftung fordert DIE
LINKE in ihrem Antrag 'Soforthilfemaßnahmen für die deutsche
Forstwirtschaft' (BT-Drucksache 19/10287) die Einstellung eines
Sonderprogramms 'Soforthilfemaßnahmen für die Forstwirtschaft' in den
Bundeshaushalt, das mit 200 Millionen Euro ausgestattet ist und durch
die Länder kofinanziert werden soll. Die von der Koalition geplante
Unterstützung mit 25 Millionen, auf fünf Jahre verteilt, ist
angesichts der entstandenen Situation sowie der damit verbundenen
Herausforderungen ein Tropfen auf den heißen Stein und deutlich zu
wenig."

Kirsten Tackmann ergänzt: "Neupflanzungen und selbst Naturverjüngungen
sind durch die Dürre im Jahr 2018 deutlich geschädigt bis zum
Komplettverlust. Das bringt den dringend notwendigen Waldumbau hin zu
einer naturgemäßen Waldbewirtschaftung in Gefahr. Ohne Hilfe sind auch
die Arbeitsplätze von Waldarbeitern und Forstleuten in Gefahr, deren
jahrzehntelange Arbeit vernichtet wird. Aus Sicht der LINKEN muss in
der schwierigen Situation die Unterstützung die Chance eröffnen,
Fehler der Vergangenheit jetzt schneller zu korrigieren. Eine
naturgemäße Waldbewirtschaftung kann den Druck auf die Wälder und die
Forstleute verringern. Dazu gehört eine Vielfalt standortgerechter
einheimischer Baumarten und vielfältige Altersstrukturen ebenso wie
standortangepasste Wilddichten als Voraussetzung für einen gelingenden
Waldumbau."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 17. Mai 2019
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BUNDESTAG/8440: Heute im Bundestag Nr. 583 - 17.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 583

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 17. Mai 2019, Redaktionsschluss: 10.47 Uhr

1. AfD will EU-Ausgaben kürzen

2. Berufliche Bildung modernisieren

3. Zugriffsmöglichkeiten auf Dateisysteme

4. Islamisten nordkaukasischer Herkunft

5. Angriffe auf jüdische Einrichtungen

6. Rechtsextremisten und Islamisten



1. AfD will EU-Ausgaben kürzen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die AfD fordert in einem Antrag (19/10171), das
Budget der Europäischen Union zu kürzen. Unter anderem soll die
Bundesregierung auf EU-Ebene eine Festlegung des mehrjährigen
Finanzrahmens der EU auf 0,22 Prozent des Bruttonationaleinkommens
durchsetzen. Außerdem sollen künftig keine Mittel mehr für zahlreiche
EU-Ausgabenprogramme wie den Europäischen Sozialfonds+, den
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und den Kohäsionsfonds
bereitgestellt werden. Deutlich gesenkt werden sollten nach Ansicht
der Abgeordneten die Ansätze bei den Ausgabeprogrammen Horizont
Europa, militärische Mobilität und administrative Ausgaben.

Über den Antrag berät der Bundestag am Freitag, dem 17. Mai 2019. Noch
ist offen, ob der Haushaltsausschuss oder der Ausschuss für die
Angelegenheiten der Europäischen Union die Vorlage im Weiteren Verlauf
federführend beraten wird.

 * 

2. Berufliche Bildung modernisieren

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die Digitalisierung der Arbeitswelt, die rasant
zunehmende Bedeutung des lebensbegleitenden Lernens und fehlende
Fachkräfte quer durch die Republik erfordern aus Sicht der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen dringend einen modernen gesetzlichen Rahmen, der
das duale System attraktiver, durchlässiger und inklusiv gestaltet.
Anstatt das Berufsbildungsgesetz aber in diesem Sinne zukunfts- und
krisenfest zu gestalten, beschränkt sich die Bundesregierung auf wenig
ambitionierte und teils sogar schädliche Änderungen, schreiben die
Abgeordneten in einem Antrag (19/10219).

Gefordert wird darin unter anderem eine Ausbildungsgarantie, die allen
jungen Menschen, die keinen betrieblichen Ausbildungsplatz finden,
einen direkten Einstieg in eine vollqualifizierende überbetriebliche
Ausbildung ermöglicht. Statt des Maßnahmendschungels am Übergang
Schule-Beruf sollen geregelte und transparente Wege in Ausbildung,
eine Aufstiegsleiter zum Ausbildungserfolg geschaffen werden. Zudem
soll die Mindestausbildungsvergütung so gestaltet werden, dass allen
Auszubildenden grundsätzlich ein eigenständiges Leben möglich wird.
Damit Auszubildende im Betrieb nicht schlechter gestellt werden als
Auszubildende in vollzeitschulischen Ausbildungen, soll diese bei
mindestens 80 Prozent der durchschnittlichen tariflichen Vergütungen
liegen.

 * 

3. Zugriffsmöglichkeiten auf Dateisysteme

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Zugriffsmöglichkeiten der Polizeien und
weiterer Sicherheitsbehörden auf bestimmte Dateisysteme berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10077) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/8875). Informiert wird dabei unter anderem
über Zugriffsmöglichkeiten auf die Anti-Terror-Datei, das Zentrale
Verkehrsinformationssystem, das Europäische Informationssystem und das
Schengener Informationssystem sowie das Europäische
Visa-Informationssystem und das Ausländerzentralregister.

 * 

4. Islamisten nordkaukasischer Herkunft

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der Islamisten mit russischer
Staatsangehörigkeit in Deutschland liegt nach Angaben der
Bundesregierung "im mittleren dreistelligen Bereich". Davon ist die
überwiegende Anzahl nordkaukasischer Herkunft, wie die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/10063) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/9689) ausführt. Danach sind einige Akteure der nordkaukasischen
islamistischen Szene in Deutschland dem Bundesamt für
Verfassungsschutz als Anhänger des "Islamischen Staates" bekannt
geworden.

"Eine exakte Aufschlüsselung russischer Staatsangehöriger nach ihrer
Ethnie ist nicht möglich", heißt es in der Antwort weiter. Wie daraus
ferner hervorgeht, zählt das Bundeskriminalamt mit Stand vom 1. Mai
2019 insgesamt 735 Gefährder aus dem islamistischen Spektrum, von
denen 30 Personen die russische sowie fünf Personen die deutsche und
die russische Staatsangehörigkeit haben.

 * 

5. Angriffe auf jüdische Einrichtungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Zeitraum von Anfang des Jahres 2010 bis April
dieses Jahres ist es in Deutschland zu mehr als 500 Angriffen auf
jüdische Einrichtungen wie Synagogen und Friedhöfen gekommen. Dies
geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/10054) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/9643) hervor. Wie die Bundesregierung
dazu weiter ausführt, wurden im Zeitraum von 2010 bis 2019 (Stand: 25.
April 2019) in 76 Fällen Tatverdächtige registriert.

 * 

6. Rechtsextremisten und Islamisten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um "Verbindungen zwischen Rechtsextremisten und
Islamisten" geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/10061) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/9645). Wie die
Bundesregierung darin ausführt, ist ihr "eine Zusammenarbeit im Sinne
eines ziel- und zweckgerichteten gemeinsamen Wirkens für die
,politische Sache' zwischen Rechtsextremisten und Islamisten" nicht
bekannt. Es lägen lediglich Hinweise auf einzelne Kennverhältnisse
sowie sporadische Treffen zwischen einzelnen Vertretern
rechtsextremistischer Parteien und Repräsentanten der libanesischen
"Hizb Allah" vor.

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, reiste der ehemalige
NPD-Vorsitzende und derzeitige Abgeordnete des Europäischen
Parlaments, Udo Voigt, "im Rahmen seiner Mitgliedschaft im
rechtsextremistischen Parteienbündnis 'Alliance for Peace and Freedom'
(APF) gemeinsam mit weiteren Mitgliedern der APF sowie dem Münchner
NPD-Stadtrat Karl Richter im Juni 2015, Februar 2018 und März 2019 in
den Libanon und traf dort Repräsentanten der islamistischen 'Hizb
Allah'". Die NPD habe diese Treffen genutzt, "um ihre
antizionistischen und anti-amerikanischen Positionen zu propagieren".
Außerdem liegen der Vorlage zufolge "Erkenntnisse über einen
Rechtsextremisten vor, der im Jahr 2017 einen Islamisten, mit dem er
schon vor dessen Konversion zum Islam und Hinwendung zum Islamismus
bekannt gewesen war, bei einer islamistisch motivierten Probesprengung
unterstützte".

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8439: Heute im Bundestag Nr. 582 - 17.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 582

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 17. Mai 2019, Redaktionsschluss: 10.02 Uhr

1. BKA-Zeugin: Richtig gute Arbeit geleistet

2. Staatssekretärin rückt in den Fokus

3. Nutzung von Daten von Kriegsschauplätzen

4. Problematik des racial profiling



1. BKA-Zeugin: Richtig gute Arbeit geleistet

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/wid) Der Terroranschlag auf dem Berliner Breitscheidplatz
am 19. Dezember 2016 ist nach Ansicht einer leitenden Beamtin des
Bundeskriminalamts (BKA) "relativ gut aufgeklärt". Nach wie vor im
Dunkeln liege lediglich der Fluchtweg des Attentäters Anis Amri bis
zur niederländischen Grenze und die Herkunft der Waffe, die er bei der
Tat bei sich hatte, sagte Kriminaldirektorin Julia Pohlmeier am
Donnerstag dem 1. Untersuchungsausschuss ("Breitscheidplatz"). Die
heute 49-jährige Zeugin war nach eigenen Worten als Leiterin des
Ermittlungsreferats seit 2012 an mehreren Einsätzen gegen
terrorverdächtige Islamisten führend beteiligt. Nach dem Berliner
Anschlag war sie stellvertretende Polizeiführerin in der Besonderen
Aufbau-Organisation (BAO) "City", die die Vorgeschichte der Tat
untersuchte.

Wie andere BKA-Zeugen vor ihr betonte auch Pohlmeier, dass Amri ihrer
Überzeugung nach den Anschlag allein verübt habe. Er habe zwar in
Verbindung mit Kontaktpersonen außerhalb Deutschlands gestanden, doch
seien keine Hinweise gefunden worden, dass er in Berlin Hilfe und
Unterstützung in Anspruch habe nehmen müssen. Seit dem 28. November,
als er begonnen habe, unter den am Berliner Friedrich-Krause-Ufer
abgestellten Schwerlastern nach einem geeigneten Tatfahrzeug zu
suchen, sei er allein unterwegs gewesen.

Amris Problem sei gewesen, dass man einen modernen Lastwagen nicht
mehr einfach kurzschließen kann, um ihn zu starten. Er habe also ein
Fahrzeug finden müssen, wo der Schlüssel im Zündschloss steckte. Immer
wieder sei er am Friedrich-Krause-Ufer entlanggelaufen und habe die
geparkten Fernlaster "abgeklinkt", also ausprobiert, ob das Fahrerhaus
offen stand. Damit sei das Gelingen des Anschlages von einem
Zufallstreffer abhängig gewesen. Als Amri am Abend des 18. Dezember in
einem Imbiss mit seinem Freund Bilel ben Ammar zusammensaß, habe er
daher noch nicht wissen können, dass er am nächsten Tag erfolgreich
sein würde.

Die Zeugin verteidigte die später vielfach als voreilig kritisierte
Abschiebung des mittlerweile in tunesischer Haft sitzenden Ben Ammar
am 1. Februar 2017. Ben Ammar sei ein nicht weniger gefährlicher und
genauso "unberechenbarer" Islamist gewesen wie sein Freund Amri. Zu
befürchten sei gewesen, dass er, wäre er in Deutschland auf freiem Fuß
geblieben, nach dessen Vorbild ebenfalls einen Anschlag verübt hätte.

Nach dem Attentat war Ben Ammar zehn Tage lang verschollen. Als er am
29. Dezember wieder auftauchte, sei es also darum gegangen, ihn auf
jeden Fall hinter Schloss und Riegel zu bringen. Als Vorwand habe ein
Ermittlungsverfahren wegen Sozialhilfebetrugs in zwei Fällen herhalten
müssen, das der Generalstaatsanwalt in Berlin gegen Ben Ammar geführt
habe. Ein solcher Vorwurf sei als Haftgrund allerdings kaum belastbar
gewesen. Eine Mittäterschaft am Anschlag sei Ben Ammar nicht
nachzuweisen gewesen.

Die Behörden hätten also vor der Wahl gestanden: Ben Ammar
abzuschieben auf die Gefahr hin, dass sie später als "Deppen"
dastünden, wenn sich doch noch Hinweise auf eine Mittäterschaft
gefunden hätten. Oder ihn auf freien Fuß zu setzen mit dem Risiko
eines weiteren Attentats. Diese Gefahr sei ihr weitaus größer
erschienen, sagte die Zeugin: "Ich hätte mir nicht vorstellen können,
dass ich mich zwei Jahre später wegen zu schneller Abschiebung eines
islamistischen Gefährders würde rechtfertigen müssen. Aus damaliger
Perspektive haben wir gute Arbeit geleistet, richtig gute Arbeit."

 * 

2. Staatssekretärin rückt in den Fokus

Verteidigung/Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Die frühere Rüstungs-Staatssekretärin im
Bundesverteidigungsministerium Katrin Suder ist am Donnerstag (16. Mai
2019) erstmals bei den Zeugenbefragungen im Untersuchungsausschuss des
Verteidigungsausschusses näher in den Fokus der Abgeordneten gerückt.
Das Gremium unter dem Vorsitz von Wolfgang Hellmich (SPD) geht nach
Kritik des Bundesrechnungshofs der Frage nach, ob bei der Bundeswehr
bei der Vergabe an externe Firmen zur Beratung und Unterstützung
Rechts- und Regelverstöße begangen wurden und ob etwaige "persönliche
Kennverhältnisse", so Hellwig, im Spiel gewesen sein könnten.

Ein Erlass Suders vom 1. Dezember 2017, eine IT-Dienstleistung
möglichst kurzfristig in Auftrag zu geben, ging beim Bundesamt für
Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung der Bundeswehr (BAAINBw)
in Koblenz ein, sagte die im Vertragsbereich tätige Referentin
Cornelia Pütz aus. Es ging dabei um PLM
(Product-Lifecycle-Management), einer Effizienzsteigerung der IT, die
bei der Bundeswehr als Pilotprojekt beim Lufttransporter A 400 M
getestet werden sollte.

Suders Erlass hatte nach übereinstimmender Zeugen-Darstellung als
Basis für die Transaktion jenen Rahmenvertrag 20-237 vorgegeben, der
zu den Schwerpunkten der Ausschuss-Untersuchungen zählt. Es handelt
sich, wie Pütz erläuterte, um einen Vertrag über 200 Millionen Euro
über IBM-Dienstleitungen, den das Bundesinnenministerium abgeschlossen
hat. Er ist im elektronischen "Kaufhaus des Bundes" eingestellt und
konnte prinzipiell unter anderem auch von der Bundeswehr genutzt
werden.

Freilich galt das nicht für das PLM-Projekt, wie der
Bundesrechnungshof monierte. Dieser Bewertung schloss sich später auch
das Verteidigungsministerium an. Immer wieder fragten die Abgeordneten
zudem nach, warum in dem Vertrag als Hauptauftragnehmer die Firma SVA
(System Vertrieb Alexander) aufgeführt ist, obwohl nahezu das gesamte
Auftragsvolumen vom Unterauftragnehmer Accenture geleistet worden sei.

Pütz erklärte, dass die Umsetzung des Erlasses vom Ministerium mit
großem zeitlichem Druck versehen worden sei. Ihr Kollege Gerhard
Maurer, der als Referatsleiter in Koblenz mit dem technischen Teil von
Verträgen zu tun hat, sagte aus, dass Accenture schon vor dem Erlass,
nämlich im November, tätig gewesen sei - nach Auskunft der Firma von
Suder dazu beauftragt.

Das Vorgehen des Ministeriums nannte Maurer "sehr ungewöhnlich". Er
habe für ausgeschlossen gehalten, dass eine Firma bereits tätig sei,
ohne dass geklärt gewesen sei, ob besagter Rahmenvertrag überhaupt
genutzt werde durfte. Deshalb sei er von einer entsprechenden
Befassung mit der Rechtslage im Ministerium ausgegangen. Zwar sei im
Erlass vorgegeben gewesen, das Koblenzer Amt habe das regelgerechte
Vorgehen zu prüfen. Doch für ihn habe es so ausgesehen, als ob schon
alles festgelegt worden sei: "Da musste ich gar nicht mehr prüfen."

Maurer sagte weiter, dass er - Ingenieur für Luft- und Raumfahrt -
eigentlich die Leistungsbeschreibung für das Projekt PLM hätte
erstellen müssen. Doch diese Beschreibung sei ihm vom Ministerium
vorgegeben worden. Er habe sie einfach übernommen. Konsequenterweise
habe er auch die Rechnungen bereits vom Ministerium abgezeichnet
erhalten: "Es hat meine Aufgabe übernommen."

Maurer vertrat vor dem Ausschuss die Einschätzung, als
PLM-Pilotprojekt sei das Waffensystem A 400 M ungeeignet gewesen, weil
hinsichtlich der Verfügung über die Daten Schwierigkeiten mit dem
Produzenten der Maschine, Airbus, vorprogrammiert gewesen seien. Dem
widersprach allerdings als dritter Zeuge der Sitzung der im
Ministerium für das Transportflugzeug zuständige und dann auch mit dem
PLM-Pilotprojekt betraute Fachreferent Peter Hemmert. Wegen der
gewaltigen Mengen an Daten, die bei diesem Waffensystem anfielen, aber
nur unzureichend ausgewertet worden seien, habe sich das Vorgehen aus
seiner digitalen Sicht angeboten, sagte der Diplom-Ingenieur für Luft-
und Raumfahrt.

Hemmert ging nach seiner Darstellung fest davon aus, dass die Leitung
des Ministeriums von vornherein Accenture als Auftragnehmer gewünscht
habe. Dass als Hauptauftragnehmer dann SVA gewählt wurde, habe wohl
mit der Absicht zu tun, den Rahmenvertrag nutzen zu wollen. Warum dies
gewollt war, machte Maurer deutlich: Wird ein Rahmenvertrag angewandt,
muss keine Ausschreibung durchgeführt werden.

 * 

3. Nutzung von Daten von Kriegsschauplätzen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Nutzung militärischer "Daten von
Kriegsschauplätzen" durch Bundesbehörden in Ermittlungs-
beziehungsweise Strafverfahren ist ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/10080) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/9641). Danach werden "Daten von Kriegsschauplätzen" den
deutschen Strafverfolgungsbehörden entweder aufgrund von
Rechtshilfeersuchen oder im Wege des polizeilichen
Informationsaustausches von anderen Staaten zur Verfügung gestellt. In
Einzelfällen wurden den Angaben zufolge auch "Daten von
Kriegsschauplätzen", die von der Bundeswehr zur Verfügung gestellt
wurden, genutzt.

Wie die Bundesregierung weiter ausführt, übermittelt der Militärische
Abschirmdienst (MAD) in den Auslandseinsätzen der Bundeswehr "nach
Maßgabe der für ihn geltenden rechtlichen Voraussetzungen Daten aus
dem nachrichtendienstlichen Eigenaufkommen oder dem ihm
bekanntgewordenen internationalen Meldeaufkommen an Bundesbehörden zur
Nutzung in den von diesen geführten Ermittlungs- beziehungsweise
Strafverfahren". Darüber hinaus beschaffe der Bundesnachrichtendienst
im Rahmen der gesetzlichen Auftragserfüllung Informationen
unterschiedlicher Herkunft, "wozu auch Informationen aus
Konfliktgebieten zählen, die in das hiesige Lagebild einfließen".

 * 

4. Problematik des racial profiling

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Mit der Problematik des "racial profiling" befasst
sich die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10065) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/9637). Darin schrieb die Fraktion,
dass die Bundespolizei 2017 rund 2,3 Millionen verdachtsunabhängige
Kontrollen durchgeführt habe. Die Kontrollen stünden "seit Jahren in
der Kritik". "Organisationen wie das Deutsche Institut für
Menschenrechte, die Initiative Schwarze Menschen in Deutschland oder
die Kampagne für Opfer rassistischer Polizeigewalt werfen der
Bundespolizei vor, sich des racial profiling zu bedienen, also gezielt
Menschen zu kontrollieren, die ihnen aufgrund ihres äußeren
Erscheinungsbildes - beispielsweise wegen der Hautfarbe, der Haarfarbe
oder eines religiösen Symbols - verdächtig erscheinen."

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort ausführt, kam es in den
Zuständigkeitsbereichen der Bundespolizeidirektionen "2018 und im
Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis 30. April 2019 zu insgesamt 58
Beschwerden im Zusammenhang mit dem Vorwurf des sogenannten Racial
Profiling beziehungsweise der Vornahme von Personenkontrollen nach
Paragraf 22 Absatz 1a, Paragraf 23 Absatz 1 Nummer 3
Bundespolizeigesetz". Im Ergebnis der geprüften Beschwerdesachverhalte
seien durch die Bundespolizeidirektionen 51 Beschwerden als
unbegründet zurückgewiesen worden. Gegenwärtig befänden sich aus dem
benannten Zeitraum noch fünf Beschwerden in der Prüfung. Eine
Beschwerde sei als begründet und eine als teilweise begründet bewertet
worden. "In beiden Fällen wurden Auftreten und Kommunikation der
eingesetzten Kräfte kritisiert", heißt es in der Vorlage weiter.

Den bewerteten Stellungnahmen ist laut Bundesregierung zu entnehmen,
"dass die Einsatzkräfte nicht die Absicht hatten, diskriminierend
aufzutreten". Die Bundespolizei sei jedoch zu dem Ergebnis gelangt,
"dass das Auftreten geeignet war, diesen Eindruck zu erzeugen". Dies
sei den Petenten in der Antwort mitgeteilt worden. "Das Ergebnis der
Ermittlungen wurde den Einsatzkräften zur Kenntnis gebracht und
nachbereitet", schreibt die Bundesregierung ferner. Im Ergebnis der
Beschwerde sei eine Thematisierung und Sensibilisierung innerhalb der
internen Fortbildung der betroffenen Stelle der Bundespolizei erfolgt.

 * 
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BUNDESTAG/8438: Heute im Bundestag Nr. 581 - 17.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 581

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 17. Mai 2019, Redaktionsschluss: 09.25 Uhr

1. Schwierige Zusammenarbeit mit Tunesien

2. Geldwäsche über Immobilien

3. Mehr Geld für mehr Bildungschancen



1. Schwierige Zusammenarbeit mit Tunesien

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Das Bundeskriminalamt (BKA) hat 2016 mehr als acht
Monate lang auf eine Auskunft der tunesischen Behörden über die
Staatsangehörigkeit des späteren Attentäters Anis Amri warten müssen.
Dies berichtete der zuständige Verbindungsbeamte in Tunis am
Donnerstag dem 1. Untersuchungsausschuss ("Breitscheidplatz"). Der
heute 40-jährige Kriminalhauptkommissar S. ist seit 2002 beim BKA und
war dort seit 2003 im Polizeilichen Staatsschutz tätig. Seit dem 1.
Juli 2016 vertritt er seine Behörde in dem nordafrikanischen Land. Auf
seinem Schreibtische landen, wie er sagte, im Jahr 50 bis 60 Vorgänge
aus den Fachabteilungen des BKA.

Seine Ansprechpartner in Tunis seien die tunesische Interpolstelle
sowie der Polizeiliche Nachrichtendienst DSE, berichtete der Zeuge.
Den Vorgang Amri habe er bereits bei seinem Dienstantritt als
Verbindungsbeamter vorgefunden. Das erste Auskunftsersuchen über den
in Deutschland als Gefährder auffälligen Asylbewerber sei den
tunesischen Behörden am 16. Februar 2016 zugegangen. Er selbst habe
mindestens alle drei Wochen nachgefragt, auch mehrfach Lichtbilder und
Fingerabdrücke Amris bei seinen einheimischen Gesprächspartnern
eingereicht. Diese hätten schließlich am 21. Oktober 2016 bestätigt,
dass Amri tunesischer Staatsbürger sei.

Der Zeuge betonte, er sei mit den gleichzeitigen, ebenfalls auf zähen
Widerstand stoßenden Bemühungen deutscher Ausländerbehörden,
Passersatzpapiere für Amri zu beschaffen, um seine Abschiebung zu
ermöglichen, nicht befasst gewesen. Seine Aufgabe sei, Informationen
zu gewinnen, die in deutschen Straf- und Ermittlungsverfahren benötigt
würden, und dem BKA, zuständigen Polizeidienststellen der Länder sowie
Staatsanwaltschaften zuzuleiten. Er habe "Türen zu öffnen und vorher
die Türen überhaupt zu finden".

Dabei habe das Verhalten der tunesischen Behörden im Fall Amri
durchaus dem entsprochen, was er in seiner mittlerweile fast
dreijährigen Tätigkeit generell erlebe: "Die Zusammenarbeit ist
langwierig und schwierig, und nur durch permanentes Nachsetzen kommt
man zu Ergebnissen", sagte der Zeuge. Die deutsche Seite würde sich
"natürlich schnellere und präzisere Antworten auf unsere
Erkenntnisanfragen wünschen". In der Regel gelte aber der
Erfahrungssatz: "Welche Antwort man wann und wie bekommt, ist offen."

Zu den strukturellen Problemen auf tunesischer Seite zählte der Zeuge
häufige Personalwechsel im maßgeblichen Positionen. Allein in den
knapp drei Jahren seiner bisherigen Tätigkeit habe er vier
verschiedene Innenminister erlebt. So sei es schwierig, stabile und
belastbare Gesprächskanäle aufzubauen. In tunesischen
Sicherheitsbehörden sei auch ein gewisser Widerwille wahrnehmbar,
Erkenntnisse mit ausländischen Diensten zu teilen. Im übrigen
beobachte er ein stetes Auf und Ab in der Kooperationsbereitschaft der
Gegenseite, die mal mehr, mal weniger zugänglich sei. Von einer
"konstanten Verbesserung" seit Amris Berliner Attentat im Dezember
2016 "kann man nicht reden", sagte der Zeuge: "Es erschließt sich oft
nicht, warum letztlich einfache Anfragen - warum das so lange
braucht."

Parallel zu den Bemühungen des BKA hatte das Zentrale Ausländeramt in
Köln am 29. Juni 2016 beim tunesischen Generalkonsulat in Bonn
Passersatzpapier für Amri beantragt. Das Generalkonsulat antwortete am
20. Oktober, der Mann sei in Tunesien unbekannt, einen Tag, bevor der
Zeuge S. von seinen einheimischen Gewährsleuten eine gegenteilige
Auskunft erhielt. Dieser Vorgang war dem Zeugen indes unbekannt.

 * 

2. Geldwäsche über Immobilien

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Mit einem ganzen Bündel von Maßnahmen will die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Geldwäsche im Immobiliensektor stoppen
und damit Mieterinnen und Mieter vor organisierter Kriminalität und
steigenden Mieten schützen. Besonders setzen die Abgeordneten dabei
auf mehr Transparenz im Immobiliensektor, um Informationen über
Zahlungsströme sowie die wahren Immobilieneigentümer zu erhalten. Dazu
wird in einem Antrag (19/10218) gefordert, dass wirtschaftliche
Berechtigte aller Unternehmen, die in Deutschland Eigentümer einer
Immobilie sind oder das werden wollen, in das deutsche
Transparenzregister eingetragen werden müssen. Dazu sollen sie eine
Identifikationsnummer erhalten, die in das Grundbuch eingetragen
werden soll. Zu den weiteren vorgeschlagenen Maßnahmen gehört unter
anderem die Untersagung von Barzahlungen bei Immobiliengeschäften ab
einem Schwellenwert von relevanter Größenordnung.

Als Prävention und zur Aufdeckung von Geldwäsche im Immobiliensektor
sollen Informationen aus der Abteilung 1 der Grundbücher für Personen
mit berechtigtem Interesse einfach und kostenfrei über ein Portal
zugänglich gemacht werden. Über die Identifikationsnummer soll nach
Berechtigten "datenschutzkonform" gesucht werden können. Zeitnah soll
auch das Transparenzregister öffentlich zugänglich gemacht werden. Die
Sorgfaltspflichten für Immobilienmakler sowie für Notare sollen
überarbeitet und gegebenenfalls erweitert werden.

"Die Herstellung von Transparenz über die Eigentümerinnen und
Eigentümer und wirtschaftlich kontrollierenden Akteure aller
Unternehmen, die in Deutschland eine Immobilie besitzen, stellt
deswegen einen entscheidenden Schritt dar, um Geldwäsche im
Immobiliensektor vorzubeugen und deren Strafverfolgung zu
erleichtern", stellt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fest. Auch um
Mieterinnen und Mieter vor steigenden Mieten zu schützen und
gleichzeitig die organisierte Kriminalität zu bekämpfen, gelte es, mit
zielgerichteten Maßnahmen die wichtigsten Defizite beim Vorgehen gegen
Geldwäsche im Immobiliensektor zu beheben und die Transparenz in dem
Feld zu erhöhen. "Es darf nicht länger möglich sein, dass sich
Geldwaschende hinter verschachtelten Firmenkonstruktionen verstecken.
Unternehmen, die in Deutschland Immobilien kaufen, müssen ihren wahren
Eigentümer offenlegen. Ohne Transparenz kein Immobilienkauf - nur so
kann Geldwäsche der Boden entzogen werden", heißt es in dem Antrag.

 * 

3. Mehr Geld für mehr Bildungschancen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen tritt dafür ein,
dass mindestens sieben Prozent des Bruttoinlandsprodukts in die
Bildung fließen sollen. In kaum einem anderen Land der OECD hängt der
Bildungserfolg so stark von der sozialen Herkunft oder dem Wohnort ab
wie in Deutschland, schreiben die Abgeordneten in einem Antrag
(19/10200). Seit langem würden Bildungsforscher vor den negativen
Folgen unzureichender Zukunftsinvestitionen in Kitas, Schulen und
Hochschulen warnen. Obwohl Deutschland zu den wohlhabendsten
Industrienationen der Welt zähle, investiere es im internationalen
Vergleich deutlich weniger in die Ausbildung junger Menschen als
andere Länder.

Die Grünen fordern, dass auf Grundlage der beschlossenen
Grundgesetzänderung der Bund sich stärker engagieren soll, die
zukünftigen Herausforderungen in der Bildungspolitik gemeinsam mit den
Ländern anzupacken und den Spielraum des Grundgesetzes gemeinsam mit
den Ländern umfassend für mehr Bildungsgerechtigkeit zu nutzen. Gerade
der Bund müsse seinen Anteil an den Bildungsausgaben erheblich
steigern.

 * 
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SOZIALES/1519: Keine Toleranz für Homo- und Transphobie im Sport (Britta Dassler)


Britta Dassler

Sportpolitische Sprecherin der FDP-Bundestagsfraktion

Pressemitteilung vom 17. Mai 2019

Keine Toleranz für Homo- und Transphobie im Sport



Anlässlich des Internationalen Tages gegen Homophobie und Transphobie am
17. Mai 2019 bringt die FDP-Bundestagsfraktion einen Antrag "Sexuelle und
geschlechtliche Vielfalt im Sport fördern" ins Plenum des Deutschen
Bundestages ein. Der Antrag wurde an den Sportausschuss überwiesen.

Britta Dassler, sportpolitische Sprecherin der Fraktion, erklärt dazu:

"Der Sport muss in unserer Gesellschaft allen Personen offenstehen und
niemand soll befürchten müssen, aufgrund der sexuellen Orientierung oder
der Geschlechtsidentität ausgegrenzt zu werden. Viele Sportverbände und -
vereine bemühen sich, Vielfalt in ihren Organisationen zu fördern, aber sie
dürfen bei der Lösung dieses gesamtgesellschaftlichen Problems nicht
alleine gelassen werden. Wir Freien Demokraten fordern die Bundesregierung
auf, einen Beitrag dazu zu leisten und geschlechtliche und sexuelle
Vielfalt im Sport aktiv zu unterstützen. Wir brauchen mehr Kenntnisse über
die bestehenden Probleme und Herausforderungen und ein aktives Handeln
gegen Diskriminierung."

Jens Brandenburg, Sprecher für LSBTI der FDP-Bundestagsfraktion erklärt
dazu:

"Immer wieder erleben lesbische, schwule, intergeschlechtliche und
transgender Menschen im Sport abfällige Sprüche, Ausgrenzung und teils
körperliche Gewalt. Junge Nachwuchssportler können sich im eigenen Coming
Out an nur wenigen geouteten Spitzensportlern orientieren. Trainer und
Vereine brauchen mehr Unterstützung im sensiblen Umgang mit
geschlechtlicher und sexueller Vielfalt. Die Umkleide darf kein Angstraum
sein. Anstatt sich hinter Prüfaufträgen zu verstecken, muss die
Bundesregierung jetzt endlich aktiv werden. Eine Förderung der Teilnahme
deutscher Sportlerinnen und Sportler an den internationalen Gay Games wäre
ein starkes Signal zur Anerkennung sexueller und geschlechtlicher
Vielfalt."

 * 
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HAMBURG/4764: SPD-Vetternwirtschaft heißt jetzt "Büroversehen" (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 17. Mai 2019

SPD-Vetternwirtschaft heißt jetzt "Büroversehen"



Parteipolitische Werbung zeigt die städtische Hochbahn nicht in ihren
Fahrzeugen - außer es handelt sich um solche der regierenden SPD.
Vorige Woche lief im Fahrgastfernsehen ein Wahlwerbespot der
Finkenwerder SPD-Kandidaten zur Bezirksversammlung Mitte Carina
Oestreich und David Dworzynski, passgenau auf den HADAG-Fähren der
Linie 62 nach Finkenwerder. Auf Nachfragen von Bürger_innen hin nahm
die HADAG den SPD-Spot aus dem Programm, Grund für die unzulässige
Wahlwerbung sei ein "Büroversehen" eines Dienstleisters gewesen.

"Vetternwirtschaft heißt jetzt also Büroversehen", wundert sich der
bezirkspolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft, Stephan Jersch. "Erstaunlich, dass dieses Versagen
zufällig ganz zielsicher auf die Linien in den passenden Wahlkreisen
fällt. In einem Unternehmen eines Konzerns, dessen enge Verflechtung
mit der SPD schon vielfach Unmut auslöste: der Hochbahn."

Mit einer Anfrage an den Senat will die Fraktion jetzt unter anderem
erfahren, welche parteipolitisch relevanten "Büroversehen" es vor der
Bezirkswahl sonst noch im ÖPNV gibt und wer dafür zuständig ist, so
Jersch. "Nicht auszudenken, dass die seit Jahrzehnten intensiv
regierende SPD zumindest einen Teil ihrer Stimmen in den Bezirken nur
dem Versehen verdankt!"

 * 
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HAMBURG/4763: IDAHOBIT - Für echte Gleichstellung bleibt noch viel zu tun (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 17. Mai 2019

IDAHOBIT: "Für echte Gleichstellung bleibt noch viel zu tun"



Zum heutigen Internationalen Tag gegen Homo-, Bi- und Transphobie
(IDAHOBIT) gibt es um 16 Uhr eine Kundgebung des LSVD auf dem
Rathausmarkt. Mit Redebeiträgen und Luftballons soll ein sichtbares
Zeichen gegen Gewalt und Diskriminierung gesetzt werden. "Die
rechtliche Anerkennung der Tatsache, dass es mehr als zwei
Geschlechter gibt, und die entsprechende Angleichung des deutschen
Personenstandsgesetzes sind zwar ein großer Schritt nach vorn",
erklärt dazu Cansu Özdemir, queerpolitische Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Es bleibt aber noch viel
zu tun, um die tatsächliche Gleichstellung aller Geschlechter
herzustellen. In Zeiten eines global zu beobachtenden Rechtsrucks
müssen wir noch stärker für die Rechte der queeren Community
einstehen."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3321: Nominierungen für den Johannes-Stelling-Preis 2019 stehen fest (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 17. Mai 2019

Nominierungen für den Johannes-Stelling-Preis 2019 stehen fest



Die Jury für den Johannes-Stelling-Preis 2019 der SPD-Landtagsfraktion
hat in diesem Jahr folgende engagierte Bürger*innen und Institutionen
nominiert.

Freie Schule Güstrow

Die Schule trägt seit Jahren den Titel "Schule ohne Rassismus, Schule
mit Courage". Es gibt eine sehr aktive Schüler*innengruppe, bestehend
aus Geflüchteten und Einheimischen, die sich konsequent und
kontinuierlich gegen rechtsextremistische, fremdenfeindliche,
antisemitische, rassistische oder in anderer Weise diskriminierende
Tendenzen einsetzt. Immer wieder ist die Schule wegen ihrer
Aktivitäten in diesem Bereich öffentlicher Hetze und Bedrohungen
ausgesetzt.

Maher Fakhouri

Dr. Maher Fakhouri kam 1985 aus Syrien nach Rostock. Nach der Wende
war er maßgeblich am Aufbau der Islamischen Gemeinde Rostock und der
Gründung des Islamischen Bundes Rostock beteiligt. Seit seiner
Gründung 1990 arbeitet Herr Fakhouri im interreligiösen Arbeitskreis
Rostock mit. Herr Fakhouri verteidigt in seinen Statements und
Andachten stets die freiheitlich demokratische Grundordnung und tritt
für einen dialogfähigen Islam ein. Vehement tritt er einem
populistischen und rechtsextremen Islamhass entgegen.

Angelika Reichelt

Die Polizeibeamtin im Ruhestand engagiert sich seit Jahren
ehrenamtlich im Bereich Demokratieförderung. Gemeinsam mit dem
Kommunalen Präventionsrat der Hansestadt Rostock und der Abteilung für
Prävention des Polizeipräsidiums Rostock hat sie verschiedene
Bildungsformate für Jugendliche, junge Erwachsene und Senioren
entwickelt. Aktuell engagiert sie sich in der Seniorenarbeit, um die
Generation 60+ über die Herausforderungen durch politische Phänomene
aufzuklären und auch ältere Menschen zu ermutigen, sich für die
Demokratie einzusetzen.

Der Sieger des mit 2000 Euro dotierten Preises wird am 18. Juni 2019
um 17:00 im Schlosscafé in Schwerin ausgezeichnet. Festredner ist in
diesem Jahr der Sänger und Musiker Sebastian Krumbiegel, der sich seit
Jahren gegen Gewalt und Rassismus einsetzt. Die Laudatio hält die
Ministerpräsidentin des Landes Mecklenburg-Vorpommern, Manuela
Schwesig.

Hintergrund: Mit der Verleihung des Johannes-Stelling-Preises erinnert
die SPD-Landtagsfraktion an das Wirken des von Nazis ermordeten
SPD-Politikers Johannes Stelling. Geehrt werden sollen Bürgerinnen und
Bürger, aber auch Institutionen des Landes für ihr couragiertes
Eintreten gegen Rechtsextremismus, Antisemitismus,
Fremdenfeindlichkeit und Gewalt. Der Preis wird in diesem Jahr zum
14. Mal verliehen.

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3320: SPD-Fraktion begrüßt Julian Barlen zurück in der Landtagsfraktion (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 17. Mai 2019

SPD-Fraktion begrüßt Julian Barlen zurück in der Landtagsfraktion



Der Rostocker Julian Barlen rückt für die verstorbene Abgeordnete
Sylvia Bretschneider in den Landtag nach.

Dazu erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Julian Barlen gehörte der Fraktion bereits in der 6. Wahlperiode von
2011 bis 2016 an. Zuvor hatte er schon als Referent für die Fraktion
gearbeitet. Mit ihm kehrt ein engagierter und kenntnisreicher
Abgeordneter in den Landtag zurück. Ich freue mich auf eine gute
Zusammenarbeit."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5148: Ursachen statt Symptome behandeln - Klimaschutz ist Waldschutz (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 16.05.2019

Ursachen statt Symptome behandeln: Klimaschutz ist Waldschutz



Zum Antrag der CDU-Fraktion "Wald erhalten - Klima schützen" in der
heutigen Plenarsitzung des rheinland-pfälzischen Landtags kommentiert
der fachpolitische Sprecher der GRÜNEN Landtagsfraktion für Klima und
Forsten, Andreas Hartenfels:

"Das Land hat im Doppelhaushalt zusätzliche 14 Millionen Euro
bereitgestellt, um den Landesbetrieb Landesforsten Rheinland-Pfalz bei
der Bewältigung der Dürreschäden des Hitzesommers 2018 in unseren
Wäldern zu unterstützen. Doch es zeichnet sich ab, dass diese Mittel
den erhöhten Bedarf für den gesamten staatlichen, kommunalen und
privaten Wald nicht vollständig decken können. Die kommunalen und
privaten Waldbesitzenden sind auf jene Bundesmittel angewiesen, die
Land- und Forstwirtschaftsministerin Julia Klöckner verantwortet. Aber
statt der notwendigen zusätzlichen Mittel von jährlich rund 2,5
Millionen Euro stellt das CDU-Ministerium einem der waldreichsten
Bundesländer Deutschlands lediglich 263.000 Euro zur Verfügung. Die
vom Bund bereitgestellten Mittel sind also völlig unzureichend. Diese
Zusammenhänge haben wir der Opposition seit dem vergangenen Jahr immer
wieder zu vermitteln versucht - und trotzdem holt die CDU das Thema
auch in diesem Plenum wieder auf die Tagesordnung, statt sich in ihrem
eigenen Bundesministerium für Verbesserungen einzusetzen.

Insgesamt ist eine ernsthafte Diskussion über die Bundesmittel zwar
durchaus berechtigt, aber der Fokus dieser Debatte müsste eigentlich
ein anderer sein. Denn sie geht an der Hauptursache der Waldschäden
vorbei: Der Wald leidet, das unterstreicht auch der diesjährige
Waldzustandsbericht, am meisten unter den Folgen der Klimakrise.
Deshalb reicht die reine Symptombehandlung schon lange nicht mehr aus.
Während wir in Rheinland-Pfalz für eine Energiewende und für mehr
Klimaschutz kämpfen, legt Berlin immer wieder neue Steine in den Weg.
Um den Wald langfristig zu schützen, müssen wir bei den Ursachen
ansetzen und das Klima retten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Mai 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5147: Kostenbeiträge von Pflegekindern gehören vollständig abgeschafft (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
16.05.2019

Kostenbeiträge gehören vollständig abgeschafft

Rheinland-Pfalz will Pflegekinder entlasten



Auf Antrag der Koalitionsfraktionen hat der rheinland-pfälzische
Landtag heute, am 16. Mai 2019, eine Initiative zur finanziellen
Entlastung von Pflegekindern auf den Weg gebracht. Dazu sagt der
sozialpolitische Sprecher der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz,
Steven Wink:

"Die Kostenbeiträge von Pflegekindern gehören schleunigst vollständig
abgeschafft. Es ist jungen Menschen, gerade mit schwierigem sozialem
Hintergrund, nicht zu vermitteln, warum sie bis zu 75 Prozent ihres
Einkommens an das Jugendamt abgeben sollen. Welches Bild wird denn da
vermittelt? Wie sollen sich denn die jungen Menschen etwas ansparen -
beispielsweise für den Führerschein?

Wir wollen den jungen Menschen die ersten Schritte in ein
selbstbestimmtes Leben so leicht wie möglich machen. Dazu gehört auch,
dass am Ende des Monats vom selbstverdienten Geld etwas in der eigenen
Tasche bleibt.

Jugendliche dürfen nicht dafür bestraft werden, dass sie in schwierige
soziale Verhältnisse geboren wurden. Dies darf auch keinen Einfluss
auf die beruflichen und gesellschaftlichen Chancen eines jungen
Menschen haben. Wer arbeitet, muss auch die Chance bekommen, davon
selbständig leben zu können. Leistung und Engagement dürfen nicht mit
einer 'Strafsteuer' von bis zu 75 Prozent belegt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Mai 2019

FDP Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208-3019, Fax: 06131 / 208-4022

E-Mail: info@fdp.landtag.rlp.de

Internet: https://www.fdp-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5146: Koalitionsfraktionen setzen sich für Kindergrundsicherung ein (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
16.05.2019

Damit kein Kind in Armut aufwächst: Koalitionsfraktionen setzen
sich für Kindergrundsicherung ein



Der Landtag hat heute einen Antrag der Koalitionsfraktionen
"Kinderarmut bekämpfen - Chancen für jedes Kind durch
Kindergrundsicherung sicherstellen" verabschiedet. Dazu erklärt die
SPD-Abgeordnete und Mitglied im Sozialausschuss des Landtags, Tanja
Machalet:

"Trotz sinkender Arbeitslosigkeit ist Armut in Deutschland bittere
Realität. Es ist beschämend, dass in einem reichen Land wie
Deutschland noch immer Kinder und Jugendliche in Armut aufwachsen.
Laut einer Bertelsmann-Studie aus dem Jahr 2017 lebt jedes fünfte Kind
dauerhaft oder wiederkehrend in Armut. Rund jedes neunte Kind in
Rheinland-Pfalz (11,5 Prozent) lebt in Familien mit SGB II-Bezug,
bundesweit liegt diese Quote sogar bei 14,7 Prozent. Kinderarmut kann
nur durch ein Maßnahmenbündel wirksam bekämpft werden. Zwar finden von
Armut bedrohte Familien in Deutschland ein breites Spektrum an
Leistungen und steuerlichen Förderungen vor, jedoch werden diese
längst nicht von allen Leistungsberechtigten in Anspruch genommen. So
sind viele Leistungen des Bundes für Familien entweder gar nicht
bekannt oder zu unübersichtlich gestaltet. Damit sich Kinder und
Jugendliche in Deutschland unbeschwert entwickeln können und gleiche
Chancen auf ein gutes Leben haben, müssen bisherige Hürden für
Familien abgebaut und Sozialleistungen zielgerichtet zu den
Anspruchsberechtigten geleitet werden. Das Starke-Familien-Gesetz im
Bund geht mit seinen deutlichen Erleichterungen und Vereinfachungen
hier bereits in die richtige Richtung."

Machalet weiter: "In ihrem Plenarantrag rücken die Ampelfraktionen das
Kind mit seinem individuellen Leistungsanspruch in den Mittelpunkt.
Jedem Kind soll - unabhängig vom Einkommen der Eltern - ein
selbstbestimmtes Leben und gesellschaftliche Teilhabe ermöglicht
werden. Eine Voraussetzung für eine wirksame Bekämpfung von
Kinderarmut sehen die Koalitionsfraktionen in der Ermittlung des
tatsächlichen Existenzminimums für Kinder und Jugendliche. Ziel muss
es sein, die bisherigen kindesbezogenen Sozialleistungen und
steuerlichen Förderungen des Bundes zu bündeln und zu einer
Kindergrundsicherung zusammenzuführen. Aus Sicht der
Koalitionsfraktionen sollte auf Bundesebene ein System aus
einkommensunabhängigen und einkommensabhängigen Kinderleistungen
etabliert werden. Weiteren Regelungsbedarf sehen die
Landtagsfraktionen zudem bei der Anrechnung des Kindergeldes auf die
Höhe der Grundsicherung sowie des Kinderfreibetrags. Die bisherigen
Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets sollen ausgeweitet und
vereinfacht werden. Durch eine Vereinfachung der Verwaltungsverfahren
für kindesbezogene Leistungen und den Abbau von Bürokratie soll
erreicht werden, dass mehr Kinder und Jugendliche von staatlicher
Unterstützung profitieren können."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Mai 2019

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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SACHSEN-ANHALT/340: ZwischenRuf 1-2019 - Das Magazin des Landtages


ZwischenRuf 1/2019

Das Magazin des Landtages von Sachsen-Anhalt

Studiengang für Hebammen

20 Studienplätze ab Herbst 2020 in Halle (Saale)



INHALT

AUS DEM PLENUM

Parité-Gesetz im Fokus

Die Fraktion DIE LINKE legte den Entwurf eines Parité-Gesetzes vor. Es
soll zur gleichen Besetzung mit Frauen und Männern in den
Verfassungsorganen des Landes Sachsen-Anhalt führen. Der Gesetzentwurf
wurde in die Ausschüsse überwiesen.

Sichere und natürliche Geburten

Auf Antrag der Fraktionen von CDU, SPD und GRÜNEN wird die
Landesregierung gebeten, die Akademisierung des Hebammenberufs
sicherzustellen.

Fördermittel sinnvoll einsetzen

Das Mittelstandsförderungsgesetz bedarf nach mehr als 15 Jahren einer
Überarbeitung. Die Landesregierung legte nun einen entsprechenden
Gesetzentwurf vor.

Kein PUA zum Fall "Oury Jalloh"

Ein Antrag der Fraktion DIE LINKE zur Einsetzung eines
Parlamentarischen Untersuchungsausschusses (PUA) zur Aufarbeitung der
Todesumstände von Oury Jalloh ist gescheitert.

Entlastung von der Bürokratie

Um der steigenden Belastung im Unterricht zu begegnen, soll die
Landesregierung Maßnahmen umsetzen, um den bürokratischen Aufwand für
Lehrerinnen und Lehrer und für die Schulleitungen zu reduzieren.

IM BLICKPUNKT

Zwischen Bitterfeld-Wolfen und Brüssel

Der Terminkalender der Landtagspräsidentin ist jede Woche gut gefüllt.
Nicht selten reist sie kreuz und quer durch Sachsen-Anhalt und spricht
dabei mit Jung und Alt. Blicken wir gemeinsam zurück auf einige
Termine der letzten Wochen.

Superwahlsonntag 2019

Am 26. Mai 2019 sind alle Wahlberechtigten in Sachsen-Anhalt
aufgefordert, von ihrem Stimmrecht bei der Europa- und der
Kommunalwahl Gebrauch zu machen.

100 JAHRE BAUHAUS

Der Stoff des Lebens

Zeitgenössische Fotografien moderner Architektur in Tel Aviv-Jaffa
zeigt eine Ausstellung in den Fluren des Landtagsgebäudes.

RÜCKBLICK

"Zukunft braucht Erinnerung"

Die zentrale Gedenkveranstaltung zum Holocaustgedenktag fand am 27.
Januar 2019 in Wernigerode statt. In der Gedenkstätte Veckenstedter
Weg wurden Blumen und Kränze niedergelegt.

Botschafter auf Antrittsbesuch

Die Botschafter des Königreichs der Niederlande und des Großherzogtums
Luxemburg wurden von Landtagspräsidentin Gabriele Brakebusch
empfangen.

 * 

11 Jahre Zwischenruf

Im Dezember 2008 erschien die erste Ausgabe des Landtagsmagazins
ZwischenRuf. Zwischenzeitlich hat sich das Layout verändert und die
Inhalte wurden geschärft. Unverändert ist der Anspruch der Redaktion,
die Leserinnen und Leser mit Hintergründen, vornehmlich aus Plenar-
und Ausschusssitzungen, zu informieren. Zusätzliche Serviceangebote,
wie zum Beispiel das Regionalfenster, runden das Angebot, das nach wie
vor kostenfrei ist, ab. Auch für das Jahr 2019 sind vier Ausgaben
geplant. An dieser Stelle danken wir Ihnen für Ihre Lesertreue - bitte
bleiben Sie uns gewogen. Empfehlen Sie uns weiter! Abonnieren Sie den
ZwischenRuf per E-Mail an: landtag@lt.sachsenanhalt.de

 * 

Ausschüsse künftig mit 13 Abgeordneten besetzt

Die Ausschüsse des Landtags werden zukünftig nicht mehr mit zwölf,
sondern mit 13 Landtagsabgeordneten besetzt. Das geht aus einer
Änderung der Geschäftsordnung hervor, die der Landtag in seiner
Sitzung am 31. Januar 2019 beschlossen hat. Die neue Sitzverteilung
pro Ausschuss erfolgt nun folgendermaßen: CDU 5 (bisher 4 Sitze) AfD
3, DIE LINKE 2, SPD 2, GRÜNE 1.

Hintergrund ist der Austritt André Poggenburgs aus der AfD-Fraktion
des Landtags. Dadurch haben sich die Mehrheitsverhältnisse im Landtag
geändert, was auch die Besetzung der Ausschüsse beeinflusst.
Poggenburg (Wahlkreis 41/Zeitz) wird sein Mandat zukünftig als
fraktionsloser Abgeordneter weiter ausüben. In der 7. Wahlperiode
verfügt der Landtag über elf ständige Ausschüsse. Welche Abgeordnete
in welchem Ausschuss sitzen, finden Sie im aktuellen
Ausschussverzeichnis auf www.landtag.sachsen-anhalt.de.

Stefanie Böhme


Petition fordert Wiederaufnahme der Ermitlungen zu Fan-Tod


Der Fall hatte im Oktober 2016 bundesweit für traurige Schlagzeilen
gesorgt: Ein 25-jähriger Fan des 1. FC Magdeburg, Hannes Schindler,
war nach einem Aufeinandertreffen mit Fans des Halleschen FC aus einer
Regionalbahn gestürzt und verstarb im Krankenhaus. Die Ermittlungen
von Polizei und Staatsanwaltschaft wurden nach einem halben Jahr
eingestellt. Schwer nachvollziehbar für Eltern, Bruder und Freunde des
Verstorbenen sowie viele Magdeburger Fußballfans. Für sie gibt es
einige Ungereimtheiten. Deshalb haben sie am 28. Februar 2019
offiziell eine Petition an die Mitglieder des Petitionsausschusses
überreicht. Hauptziel der Petition ist eine Wiederaufnahme der
Ermittlungen durch eine andere unabhängige Staatsanwaltschaft und die
lückenlose Aufklärung der Geschehnisse, die zum Tod von Hannes
Schindler geführt haben. Weitere Informationen dazu finden Sie auf
www.openpetition.de.?

Stefanie Böhme

 * 

EDITORIAL

Liebe Leserinnen und Leser,

eigentlich dient das Editorial der ersten ZwischenRuf-Ausgabe des
Jahres (im März) ja der Überbringung von fröhlichen Ostergrüßen, in
diesem Jahr ist das Wiederauferstehungsfest allerdings erst so spät im
April, dass sich die Redaktion auf frische Frühlingsgrüße beschränken
muss! Die ersten warmen und sonnenreichen Tage des Jahres haben uns
alle bereits zum Schwelgen gebracht, und Frühling lässt sein blaues
Band wieder flattern durch die Lüfte ...

Nicht nur blaue, sondern vor allem sichere Bande zum Leben zu knüpfen,
liegt in den Händen der Hebammen im Land. Deren beruflichen Status zu
erhöhen, war Thema eines Antrags in der zurückliegenden
Sitzungsperiode des Landtags. Zudem beschäftigten sich die
Abgeordneten unter anderem mit der Zukunft der NORD/LB, der
paritätischen Zusammensetzung der Verfassungsorgane des Landes, mit
der Mittelstandsförderung und einem Dauerbrenner: der
Unterrichtsversorgung.

Alle Redebeiträge werden übrigens auf der Internetseite des Landtags
zum Nachhören und Nachschauen vorgehalten. Und wessen Interesse dann
geweckt ist, der hat während der nächsten Sitzungen am 4. und 5. April
2019 die Möglichkeit, vor Ort dabei zu sein oder die Debatten wie
gewohnt im Livestream zu verfolgen.

Der ZwischenRuf - den es mittlerweile schon im elften Jahr vier Mal im
Jahr gibt - widmet sich auch in seiner aktuellen Ausgabe dem Blick
zurück und dem Blick nach vorn. Wir schauen Landtagspräsidentin
Gabriele Brakebusch beispielsweise bei einigen Terminen im Land mit
Wort und Bild über die Schulter. Historisch wird es bei unserer
Rückschau auf das 70. Jubiläum des Grundgesetzes der Bundesrepublik
Deutschland (ausgerufen am 23. Mai 1949) und einer neuen
Landtagsausstellung, die sich mit dem Jubiläum "100 Jahre Bauhaus"
auseinandersetzt. Zudem kehren wir gedanklich noch einmal zum
Holocaustgedenktag am 27. Januar zurück, an dem die zentrale
Gedenkstunde von Landtag und Landesregierung in Wernigerode stattfand.

Für viele ist das Thema Reisen ganz eng mit dem Lesen verbunden. Wie
schön, dass der ZwischenRuf beide Gelüste vereinen kann: Unsere
"Stadtreisende" Gudrun Oelze hat sich für das Regionalfenster diesmal
in Halberstadt umgesehen und weit mehr als nur Bilder vom Domschatz
mitgebracht. Vielleicht hat sie auf dem Weg dorthin gleich eines der
Bücher gelesen, die es neu in der Landtagsbibliothek zu entleihen
gibt? Die Auswahlliste finden Sie hinten in diesem Heft.

Vorausschauend wird es bei der Teilnahme an der Kommunal- und
Europawahl. Am 26. Mai 2019 sind auch die rund 1,8 Millionen
wahlberechtigten Sachsen-Anhalter/innen aufgerufen, an die Wahlurne zu
treten und ihre Stimmen abzugeben. Wer soll Sie in Europa vertreten?
Wer soll für Ihre Interessen zum Beispiel im Stadtparlament oder
Gemeinderat streiten? Sie haben die Wahl!

Die Frühlingswünsche sind schon überbracht, daher bleibt nur noch zu
sagen: Tschüss und bis zum nächsten Mal!

Ihr ZwischenRuf-Team

 * 

AUS DEM PLENUM

Zukunft der Landesbank diskutiert

Retten oder Abwickeln? Zwischen diesen Extremen bewegte sich die
Debatte der Abgeordneten im Landtag während der jüngsten Sitzung. Am
Ende einigten sich die Abgeordneten auf eine Art Kompromiss.


Ausgangspunkt der Debatte war ein Antrag der AfD-Fraktion, in
dem sie forderte dass Sachsen-Anhalt keine zusätzlichen Steuergelder
für die Rettung der NORD/LB einsetzen wird. Robert Farle (AfD)
kritisierte, dass bei den Haushaltsberatungen um jeden Euro gerungen
worden sei und nun knapp 200 Millionen Euro für die Rettung einer
maroden Bank aufgebracht werden sollen. Auch andere Landesbanken
würden scheitern, da sie kein tragfähiges Geschäftsmodell hätten.
Daher schlug er vor, dass Sachsen-Anhalt aus der Trägerschaft der
Landesbank aussteigt, so wie es Mecklenburg-Vorpommern bereits im Jahr
2005 getan habe. Die NORD/LB sei enorm wichtig wegen ihrer engen
Verbindung zur Investitions- und Marketinggesellschaft Sachsen-Anhalt
(IB), da ein Großteil des Fördergeschäftes über die Bank abgewickelt
wird, erklärte Finanzminister André Schröder (CDU). Alle denkbaren
Entscheidungen des Landes über die Zukunft der Bank stünden unter
Vorbehalt der Zustimmung des Parlaments, versicherte der
Finanzminister.

Eine Rettung der Bank sei für die SPD-Fraktion an Bedingungen
geknüpft, beispielsweise daran, dass die IB aus der NORD/LB
herausgelöst werde, erläuterte Andreas Schmidt (SPD). Einen
Nachtragshaushalt wegen der Landesbank schloss er aus. "Wir wollen
nicht sparen müssen, um etwas für die NORD/LB zu tun."

Swen Knöchel (DIE LINKE) monierte, Finanzminister Schröder habe
gepokert, aber verloren und nun würden die Bürger die Zeche zahlen.
Noch Anfang des Jahres habe Schröder erklärt, man würde zum Nulltarif
aus der Landesbank herauskommen und ein Nachtragshaushalt sei nicht
nötig. Jetzt schlage er vor, eine "Beteiligungsgesellschaft" und einen
"Schattenhaushalt" zu installieren. Das sei falsch und nicht
akzeptabel, so Knöchel. Der vorliegende Alternativantrag der Fraktion
DIE LINKE würde einen Weg aus der Krise aufzeigen.

Der Antrag der AfD-Fraktion werde der Komplexität der Situation nicht
gerecht, beanstandete Olaf Meister (Grüne). Tatsächlich sollte die
Rettung des Haushalts vor der Rettung der Bank eine wesentliche Rolle
spielen, und natürlich wollten die Grünen ebenfalls ein tragfähiges
Konzept für die Landesbank und keinen Schattenhaushalt. Daniel Szarata
(CDU) zeigte sich überzeugt, dass es keine Alternative zur Rettung der
Landesbank gibt. Ein Ende der NORD/LD könnte große Probleme für manche
Sparkassen zur Folge haben. Dies wiederum würde eine Gefahr für den
Mittelstand in Sachsen-Anhalt bedeuten.

Am Ende der Debatte wurde der Antrag der AfD-Fraktion abgelehnt. Ein
Punkt aus dem Alternativantrag der Fraktion DIE LINKE wurde in leicht
geänderter Form angenommen. Er lautet: "Die Landesregierung wird
aufgefordert, künftig den Landesanteil an der NORD/LB zu reduzieren
und mittelfristig an andere öffentlich-rechtliche Anteilseigner zu
übertragen. Alle Pläne zur Sanierung der Bank und Herauslösung der
Investitionsbank aus der NORD/LB müssen dem Parlament so früh wie
möglich samt Risikobewertung vorgelegt werden."

Stefanie Böhme

 * 

AUS DEM PLENUM

Parité-Gesetz im Fokus

Die Fraktion DIE LINKE legte im Februar den Entwurf eines
Parité-Gesetzes vor. Es soll zur gleichen Besetzung mit Frauen und
Männern in den Verfassungsorganen des Landes Sachsen-Anhalt führen.
Der Gesetzentwurf wurde in die Ausschüsse überwiesen.

Der Anteil der Frauen in der Bevölkerung in Sachsen-Anhalt beträgt
etwas mehr als 50 Prozent. Im Landtag waren es seit 1990 nie mehr als
ein Drittel. Dies soll mittel- bis langfristig geändert werden. Frauen
hätten ein Anrecht auf gleiche politische und wirtschaftliche Macht,
konstatierte Eva von Angern (DIE LINKE). Der geringe Frauenanteil im
Landtag habe negative Folgen für die Themen und Schwerpunkte, die im
Parlament gesetzt würden. Es bestehe Handlungsbedarf und das
Zeitfenster sei günstig, um in die Debatte einzusteigen. Der
Gesetzentwurf der Linken hätte zum Beispiel eine Änderung des
Wahlgesetzes zur Folge: In jedem Wahlkreis sollen eine Frau und ein
Mann zu wählen sein; im gleichen Zuge würde die Zahl der Wahlkreise
auf 22 reduziert und mit alternierenden Wahllisten ausgestattet.

Das Brandenburger Parité-Gesetz sei zu kurz gesprungen, sagte
Anne-Marie Keding (CDU), Ministerin für Justiz und Gleichstellung. Die
Koalition habe sich aber der Frage der paritätischen Besetzung von
Gremien angenommen. Im Justizministerium werde derzeit ein
Wahlrechtsforum mit Verfassungsrechtler/innen vorbereitet und soll
noch im Laufe dieses Jahres stattfinden. Es soll die Grundlage für die
mögliche Ausarbeitung eines Parité-Gesetzes sein, so Keding.

Parität sollte im 21. Jahrhundert zwar selbstverständlich sein, allein
sie sei noch lange nicht erreicht worden, monierte Prof. Dr. Angela
Kolb-Janssen (SPD). "Hören Sie doch mehr auf die Damen in Ihrer
Partei", wandte sie sich an die Koalitionspartnerin CDU. Mit dem
Gesetzentwurf der Linken sei die Diskussion um ein Parité-Gesetz nun
auch nach Sachsen-Anhalt gelangt; das Ministerium für Gleichstellung
habe leider zu lange mit Maßnahmen auf sich warten lassen. Oliver
Kirchner (AfD) baue darauf, dass die CDU-Fraktion diesen
"verfassungswidrigen Umbau unserer Verfassungsidentität" ebenso wie
die AfD ablehne. Die Linken versuchten, dass Land von den Füßen auf
den Kopf zu stellen. Wenn das Parlament real-spiegelbildlich besetzt
würde - wo zöge man bei den Kriterien die Grenze? Kirchner gab den
Linken zu bedenken, dass sie mit ihrem Gesetzentwurf beispielsweise
Transgender und Hermaphroditen ausgrenzten. Die AfD werde eine
detaillierte Prüfung des Gesetzesvorhabens in Auftrag geben, so
Kirchner.

Die ungleiche Zusammensetzung des Landtags mit Frauen und Männern sei
ein politisches und gesellschaftliches Problem, konstatierte Cornelia
Lüddemann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN). Es handle sich hier um eine
"Ü-40-Veranstaltung - für Männer". Man könne die Parité einführen,
ohne die Verfassung ändern zu müssen, meinte Lüddemann. Dazu müsse das
Gleichstellungsgebot großzügig ausgelegt werden.

Es solle geprüft werden, ob ein verfassungskonformes Parité-Gesetz auf
den Weg gebracht werden könne, sagte Jens Kolze (CDU), er halte sich
da an den Koalitionsvertrag. "Die Hälfte der Macht den Frauen" -
diesem Slogan könne sich Kolze durchaus anschließen. Bundesweit gebe
es verschiedene Vorschläge, wie eine paritätische Verteilung der
Abgeordnetensitze hergestellt werden könne, so Kolze, beispielsweise
die Aufstellung zweier Spitzenkandidaten (Frau und Mann) pro
Wahlkreis.

Der Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE wurde im Anschluss an die
Debatte in die Ausschüsse für Recht, Verfassung und Gleichstellung
sowie für Inneres und Sport überwiesen.

Landtagsabgeordnete nach Geschlechtern 

Nur knapp 22 Prozent der 87 Landtagsabgeordneten (19 Frauen / 68
Männer) in Sachsen-Anhalt in der 7. Wahlperiode sind Frauen.

Dr. Stefan Müller

 * 

AUS DEM PLENUM

Sichere und natürliche Geburten

Auf Antrag der Fraktionen von CDU, SPD und GRÜNEN wird die
Landesregierung gebeten, die Akademisierung des Hebammenberufs
sicherzustellen. Ab Herbst 2020 soll es mindestens 20 Studienplätze im
Land geben.


In erster Linie sollten Hebammen für die Geburtshilfe zuständig
sein und nicht Ärzte, unterstrich Cornelia Lüddemann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN). Durch die geplante Akademisierung des Hebammenberufs könne
der Dialog zwischen Medizinern und Hebammen zukünftig auf Augenhöhe
stattfinden. Zudem würden vermutlich wieder mehr natürliche Geburten
stattfinden und medizinische Interventionen auf ein Minimum
beschränkt. Allein in kommunalen Krankenhäusern werden demnächst
mindestens 60 Hebammen benötigt, so Lüddemann. "Wenn wir den
Schwangeren nicht garantieren können, dass sie bedarfsgerecht
begleitet werden, haben wir bei der Daseinsvorsorge versagt."

Ohne die Novellierung des Hebammengesetzes auf Bundesebene gehe auf
Länderebene nichts. Das Bundesministerium hätte mitgeteilt, bis Anfang
2020 so weit zu sein, berichtete Arbeits- und Sozialministerin Petra
Grimm-Benne (SPD). Alle Vorbereitungen, die heute schon getroffen
werden können, würden dennoch getätigt. Bisher sei ein Start des
Studiengangs zum Wintersemester 2020/21 mit 20 Studierenden in Halle
(Saale) geplant. Wichtig sei zudem, dass bis dahin begonnene
Ausbildungen problemlos in die Akademisierung überführt werden können.

Marcus Spiegelberg (AfD) erklärte, dass sich die Akademisierung sehr
positiv auswirken könnte. Mit Blick auf die bereits jetzt fehlenden
Fachkräfte müssten jedoch deutlich mehr Hebammen ein Studium beginnen.
Außerdem sollten sich die Bezahlung verbessern und die bestehenden
Probleme bei der Berufshaftpflicht gelöst werden. Leider sei auf
Bundesebene noch keine Lösung für das Problem mit der gestiegenen
Berufshaftpflicht gefunden worden, bestätigte Tobias Krull (CDU). Mit
dem vorliegenden Antrag sollen die entsprechenden Rahmenbedingungen
geschaffen werden, um die Akademisierung des Berufs einzuleiten. Der
deutsche Hebammenverband habe sich ebenfalls für die Akademisierung
ausgesprochen.

Hendrik Lange (DIE LINKE) kritisierte, bis heute sei nicht klar, wie
die Ausbildung der Hebammen im Land strukturiert werden soll. Es fehle
ein Curriculum, die Immatrikulation müsse vorbereitet und die
Veränderungen kommuniziert werden. Außerdem schlug seine Fraktion in
ihrem Änderungsantrag die Einführung eines dualen Studiengangs vor, um
auch zukünftig ein Ausbildungsentgelt zahlen zu können, so Lange.
Darüber hinaus könne das Gesundheitswesen zukünftig nur funktionieren,
wenn Ärzte bereit seien, Aufgaben abzugeben.

Dr. Katja Pähle (SPD) betonte, der Studiengang in Halle setze vor
allem auf ein "evidenzbasiertes Studium", in dessen Folge eine
Qualitätssteigerung zu erwarten sei. Zwar seien noch nicht alle Fragen
beantwortet und manche Hinweise und Einwände berechtigt, jetzt gehe es
jedoch erstmal um ein Startsignal, so die SPD-Abgeordnete. Am Ende der
Debatte wurde der Antrag der Koalitionsfraktionen von CDU, SPD und
Grünen, angenommen, der Änderungsantrag der Fraktion DIE LNIKE wurde
abgelehnt.

Stefanie Böhme

 * 

AUS DEM PLENUM

Fördermittel sinnvoll einsetzen

Das Mittelstandsförderungsgesetz bedarf nach mehr als 15 Jahren einer
Überarbeitung, um es an die aktuellen Rahmenbedingungen und
Herausforderungen anzupassen. Die Landesregierung legte im Februar
einen entsprechenden Gesetzentwurf vor.


Die Wirtschaft in Sachsen-Anhalt befindet sich in einer
positiven Phase der Entwicklung, einige größere Investoren haben
angelockt werden können. Die Förderung sei effektiver geworden,
erklärte Wirtschaftsminister Prof. Dr. Armin Willingmann (SPD). Das
nun zu novellierende Mittelstandsförderungsgesetz aus dem Jahr 2001
bilde den modernen Rahmen für die wirtschaftliche Förderung durch das
Land. Es ziele insbesondere auf kleinere und mittlere Unternehmen in
Sachsen-Anhalt. Konkret gehe es unter anderem um die
Fachkräftesicherung, die digitale Entwicklung, die Nachfolgeregelungen
in Unternehmen, die Integration und Entbürokratisierung.

Des vorgelegten Gesetzes bedürfte es gar nicht, wenn beispielsweise
die "unsinnigen Russlandsanktionen beendet" würden, erklärte Alexander
Raue (AfD). Der Fachkräftemangel sei Folge einer verfehlten
Familienpolitik; stattdessen werde zu viel Geld für "illegale
Migranten" ausgegeben. Dem Fachkräftemangel solle mit einer intensiven
Automatisierung begegnet werden.

"Die Wirtschaft brummt, viele Zahlen sind auf Rekordniveau, aber die
Probleme und zukünftigen Dellen sollen im Blick behalten werden für
die Zeit, wenn es einmal nicht so gut läuft", erklärte Ulrich Thomas
(CDU). Geschnürt werde nun ein Maßnahmenpaket, wie es aus Sicht der
Wirtschaftsförderer wichtig sei. Die anvisierte Entbürokratisierung
werde die Firmen von zusätzlichen Tätigkeiten entlasten, die sie vom
Kerngeschäft abhielten.

Man sei schon seit 2017 einhellig der Meinung, dass das
Mittelstandsförderungsgesetz auf einen aktuellen Stand gebracht werden
müsse - "nun ist es endlich im Plenum angekommen", sagte Andreas
Höppner (DIE LINKE). Eine ganze Reihe von Änderungsanforderungen würde
noch zur Diskussion gebracht, so beispielsweise die Novellierung des
Krankenversicherungsrechts, die insbesondere für kleine und
Kleinstunternehmen wichtig sei.

Mit der Modernisierung des Mittelstandsförderungsgesetzes wolle die
Kenia-Koalition den Anforderungen der mittelständischen Entwicklung
gerecht werden, erklärte Olaf Meister (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN). Den
Nachwuchs- und Fachkräftemangel habe man dabei fest im Blick. Es
gelte, ein gründerfreundliches Wirtschaftsklima zu schaffen, in dem
Bürokratie nicht jede neue Idee erstmal auf die lange Bank schiebe.
Meister sprach von "Innovation und Investition in die Zukunft" und
einem "Wachsen aus der eigenen Kleinteiligkeit heraus".

Es herrsche Einigkeit darüber, dass mit der Mittelstandsförderung die
kleinteilige und zukunftsorientierte Wirtschaftsstruktur nach vorn
gebracht werden solle, stellte Dr. Katja Pähle (SPD) fest. Beim Thema
Fachkräftebedarf müsse die Situation von Migrantinnen und Migranten in
den Blick genommen werden. "Sozialdemokratische Wirtschaftspolitik ist
mittelstandsorientierte Politik, diese wird mit einem guten
Vergabegesetz fortgesetzt", versprach Pähle.

Der Gesetzentwurf der Landesregierung wurde im Anschluss an die
Debatte in die Ausschüsse für Wirtschaft, Wissenschaft und
Digitalisierung (federführend), für Inneres und Sport sowie für
Finanzen (mitberatend) überwiesen.

Dr. Stefan Müller

 * 

AUS DEM PLENUM

Gesetz für den Brexit-Übergang

Der geplante "Brexit" sieht einen Übergangszeitraum vom 1. April 2019
bis zum 31. Dezember 2020 vor, in dem das Unionsrecht grundsätzlich
weiter bezüglich Großbritannien anzuwenden ist. Hauptziel eines
Gesetzentwurfs der Landesregierung ist es, für diesen Zeitraum (plus
möglicher Verlängerung) Rechtsklarheit im Landesrecht herzustellen.
Auf Empfehlung des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten
sowie Medien wurde der Gesetzentwurf angenommen.


Schutzgesetz wurde geändert

Auf Empfehlung des Ausschusses für Wirtschaft, Wissenschaft und
Digitalisierung wurde ein Gesetzentwurf der Landesregierung
angenommen, durch den die landesbehördlichen Zuständigkeiten für den
Vollzug des Prostituiertenschutzgesetzes geregelt werden. Durch das
Gesetz zur Regulierung des Prostitutionsgewerbes sowie zum Schutz von
in der Prostitution tätigen Personen wurden auf Bundesebene bereits
2016 umfangreiche Regelungen geschaffen.


Anpassung an Technik-Fortschritt

Mit der neuerlichen Änderung der Vorschriften des
Rundfunkstaatsvertrags, die den öffentlichrechtlichen
Telemedienauftrag betreffen, erfolgt die notwendige Anpassung an den
technologischen Fortschritt im Internet, der sich aus einem geänderten
Nutzungsbedürfnis und einem geänderten Nutzungsverhalten ergibt. Der
Staatsvertrag wurde im Oktober von allen Ministerpräsidentinnen und
Ministerpräsidenten unterzeichnet und wurde nun - per beschlossenes
Gesetz - in Landesrecht umgesetzt.

 * 


Kein PUA zum Fall "Oury Jalloh"

Ein Antrag der Fraktion DIE LINKE zur Einsetzung eines
Parlamentarischen Untersuchungsausschusses (PUA) zur Aufarbeitung der
Todesumstände von Oury Jalloh ist gescheitert.


Der Asylbewerber Oury Jalloh war im Januar 2005 in einer Zelle
des Dessauer Polizeireviers ums Leben gekommen. Bis heute sind Brand-
und Todesursache ungeklärt. Auch der Landtag hatte sich bereits
mehrmals mit dem Fall beschäftigt, allerdings bisher ohne Erfolg,
erläuterte Henriette Quade (DIE LINKE). Sie betonte: "Es geht nicht
darum, politischen Einfluss auf die Unabhängigkeit der Justiz zu
nehmen, sondern um politische Verantwortung."

Die Koalitionsfraktionen von CDU, SPD und Grünen bedauerten den Tod
des Asylbewerbers ausdrücklich. Zwar könne Fremdverschulden nicht
ausgeschlossen, aber eben auch nicht nachgewiesen werden, sagte
Sebastian Striegel (Grüne). Jens Kolze (CDU) ergänzte, der Antrag sei
Ausdruck "tiefsten Misstrauens" gegen die Justiz, im Zweifel gelte
jedoch der Rechtssatz "in dubio pro reo". Dr. Katja Pähle (SPD)
erinnerte daran, dass der Landtag 2017 beschlossen hatte, die
Ermittlungsakten einzusehen und sich zwei juristische Berater zu Hilfe
zu nehmen. Die Ergebnisse aus diesem Verfahren werden zunächst
abgewartet. Daher werden die Koalitionsfraktionen sich bei dem Antrag
enthalten.

Die Dessauer Polizisten würden bewusst kriminalisiert, sagte Mario
Lehmann (AfD). Er fragte sich, wo das Engagement der Linken beim
Todesfall von Wittenberg geblieben sei? Die juristische Aufarbeitung
des Falls hätte zudem zu einer "Demontage des Justizressorts" durch
die Linken geführt. Nach namentlicher Abstimmung wurde der Antrag
abgelehnt.

Stefanie Böhme


Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

Am Landgericht Magdeburg wurde 2012 zum Tod des 23-jährigen Oury
Jalloh verhandelt und der damals diensthabende Dienstgruppenführer zu
einer Geldstrafe verurteilt.
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AUS DEM PLENUM

Entlastung von der Bürokratie

Um der steigenden Belastung im Unterricht zu begegnen, soll die
Landesregierung konkrete Maßnahmen umsetzen, um den bürokratischen
Aufwand für Lehrerinnen und Lehrer und insbesondere für die
Schulleitungen zu reduzieren.


Nach Ansicht der Fraktion DIE LINKE gefährdeten die mit dem
Schuljahr 2017/2018 geänderten Berechnungsgrundlagen zur
Lehrerstundenzuweisung sowie die geänderten Vorgaben über den
Vorbereitungsdienst für den eigenverantwortlichen Unterricht von
Lehramtsanwärtern die Bildungsqualität. Der Ausschuss für Bildung und
Kultur empfahl, den im September 2017 von der Fraktion DIE LINKE
eingebrachten Antrag zum Thema Unterrichtsversorgung und
Lehrerausbildung in geänderter Fassung anzunehmen. Um der steigenden
Belastung im Unterricht zu begegnen, wird die Landesregierung nun
gebeten, konkrete Maßnahmen umzusetzen, um den bürokratischen Aufwand
für Lehrende und insbesondere für die Schulleitungen zu reduzieren.
Ziel sei es, Verwaltungsabläufe so zu gestalten, dass sich Lehrerinnen
und Lehrer auf die Kernaufgabe des Unterrichtens konzentrieren können.

"Das Bildungsministerium hat nicht genügend Lehrer in der Hinterhand,
um die Kinder im Land zu unterrichten", kritisierte Jan Wenzel Schmidt
(AfD). Es sei nötig, endlich die Lehrerwochenstunden in ausreichender
Zahl zur Verfügung zu stellen. Die Kenia-Koalition habe den
Ursprungsantrag im Ausschuss so zerpflückt, dass er nicht mehr
wiederzuerkennen sei. Die Beschlussempfehlung gehe am Sinn des
ursprünglichen Antrags vorbei, so Schmidt.

"Die Beschlussempfehlung ist ein Kompromiss", räumte Prof. Dr. Angela
Kolb-Janssen (SPD) ein. Zumindest sei erreicht worden, dass es im II.
Quartal einen Bericht im Bildungsausschuss geben soll, inwieweit die
von der Landesregierung seinerzeit initiierten effizienzsteigernden
Maßnahmen zurückgenommen werden könnten. Freiwerdende Stellen in den
Schulen sollten schnellstmöglich wiederbesetzt werden, forderte
Kolb-Janssen.

"Wir befinden uns bereits im zweiten Jahr mit dem geänderten
Organisationserlass für Grundschulen", kritisierte Monika Hohmann (DIE
LINKE). Eigentlich habe die Rücknahme der bedarfsmindernden Maßnahmen
erreicht werden sollen, stattdessen soll der bürokratische Aufwand der
Lehrkräfte und Schulleiter/innen im Unterricht verringert werden. "Um
welchen bürokratischen Aufwand im Unterricht geht es denn?", fragte
Hohmann. Natürlich seien Maßnahmen zur Entlastung wichtig. "Aber es
ging uns konkret um Entlastungen im Unterricht", also um kleinere
Klassen, keinen klassenübergreifenden Unterricht mehr, so Hohmann.

"Wir finden die effizienzsteigernden Maßnahmen nicht prickelnd",
bestätigte Wolfgang Aldag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN). Falle eine
Lehrkraft aus, falle auch der Unterricht ganz aus oder werde über den
Schulflur geleitet. Korrekturen seien an dieser Stelle dringend
notwendig. Eine Lösung der Probleme bringe dieser (heutige) Beschluss
nicht.

"Wir wissen um die hohe Arbeitsbelastung der Lehrerinnen und Lehrer im
Land", sagte Angela Gorr (CDU). Ziel solle und müsse die Entlastung
von bürokratischen Aufgaben sein, um die Vorund Nachbereitung des
Unterrichts wieder in den Fokus zu rücken. Inzwischen seien große
Schritte in Sachen Unterrichtsversorgung gemacht worden, deswegen sei
es auch nicht verwunderlich, dass die Beschlussempfehlung andere
Akzente setze als der Ursprungsantrag der Linken.

Im Anschluss an die Debatte wurde der Beschlussempfehlung gefolgt, der
geänderte Antrag wurde mit den Stimmen der Koalition beschlossen.

Dr. Stefan Müller

 * 

IM BLICKPUNKT

Zwischen Bitterfeld-Wolfen und Brüssel

Der Terminkalender der Landtagspräsidentin ist jede Woche gut gefüllt.
Nicht selten reist sie kreuz und quer durch Sachsen-Anhalt und spricht
dabei mit Jung und Alt. Blicken wir gemeinsam zurück auf einige
Termine der letzten Wochen.


Präsidentin bei Europagesprächen

Als Präsidentin der Europäischen Bewegung Sachsen-Anhalt e.V. hat
Landtagspräsidentin Gabriele Brakebusch im Februar in Oschersleben und
in Bitterfeld-Wolfen an Diskussionsrunden über die Zukunft der
Europäischen Union teilgenommen. Mehr als 360 Millionen
Wahlberechtigte zwischen Portugal und Zypern sind vom 23. bis 26. Mai
2019 aufgerufen, das Europäische Parlament zu wählen. Dazu gehören
auch rund 1,8 Millionen Sachsen-Anhalter/innen.


"Jugend forscht" geht in neue Runde

Als Schirmherrin des Landeswettbewerbs "Jugend forscht 2019" in
Sachsen-Anhalt besuchte Landtagspräsidentin Gabriele Brakebusch die
Präsentation der Wettbewerbsarbeiten des Regionalwettbewerbs Halle
(Saale) und gratulierte den jungen Nachwuchsforschern bei der
Preisverleihung persönlich. Der bundesweite Wettbewerb ermuntert
Kinder und Jugendliche, ein eigenes Forschungsprojekt zu erarbeiten.


Nachwuchsmusiker begeistern

Etwa 80 Schülerinnen und Schüler zwischen neun und 19 Jahren zählt das
Sinfonische Musikschulorchester Sachsen-Anhalt mittlerweile. Etliche
Schüler konnten sich über dieses Orchester sogar für ein Musikstudium
qualifizieren. Beim diesjährigen Winterkonzert des Orchesters in der
Johanniskirche Magdeburg ließ sich auch Landtagspräsidentin Gabriele
Brakebusch von den Klängen der jungen Musiker verzaubern.


Treffen mit dem Kommissionspräsidenten

Landtagspräsidentin Gabriele Brakebusch traf sich Ende Januar zu einer
zweitägigen Konferenz mit ihren Amtskollegen der deutschen Landtage,
des Bundestags und des Bundesrats in Brüssel. In Gesprächen mit
Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker und den Europaabgeordneten
ging es um eine Vielzahl von Themen, die im Vorfeld der Europawahl
auch für die Landesparlamente von Interesse sind. Gemeinsam
unterzeichneten sie eine "Brüsseler Erklärung" und riefen zur
Teilnahme an der Europawahl am 26. Mai 2019 auf.


Besuch auf Grüner Woche

Auf der Internationalen Grünen Woche in Berlin drehte sich auch in
diesem Januar erneut alles um die Themen Landwirtschaft und Ernährung.
Auch Landtagspräsidentin Gabriele Brakebusch war zu Gast und besuchte
viele der 86 Stände aus Sachsen-Anhalt. Außerdem warb sie bei diversen
Gesprächen mit Botschaftern anderer Länder für die
Ernährungswirtschaft als ein Aushängeschild Sachsen-Anhalts.

 * 

IM BLICKPUNKT

Superwahlsonntag 2019

Am 26. Mai 2019 sind die rund 1,8 Millionen Wahlberechtigten in
Sachsen-Anhalt aufgefordert, von ihrem Stimmrecht bei der Europa- und
der Kommunalwahl Gebrauch zu machen. Die Entscheidungen sind
weitreichend.


In den Medien hört oder liest man schon viel von einem
Superwahlsonntag am 26. Mai 2019. Der Begriff ist insofern
gerechtfertigt, da im wahrsten Sinne des Wortes "weitreichende"
Entscheidungen zu treffen sind. Rein geografisch betrachtet stellt
sich die Frage: Wer soll unser Land im weit entfernten Europaparlament
in Straßburg vertreten? Aber auch die individuelle Entscheidung zur
Wahl des Kreistags bzw. des Stadt- oder Gemeinderats - der evtl. "um
die Ecke" tagt -, will wohlüberlegt sein. Hinzu kommt, dass in Egeln,
Gommern, Karsdorf, Steigra und Zerbst eine oder ein Bürgermeister/in
zu wählen sind. Im Hinblick auf die Dauer der Amtszeit von sieben
Jahren für Bürgermeister in Sachsen-Anhalt ist das die zeitlich
gesehen längste Festlegung.

Wahlberechtigt ist grundsätzliche jeder, der mindestens 18 Jahre alt
ist und länger als drei Monate im Wählerverzeichnis der Heimatgemeinde
eingetragen ist. Die Besonderheit der Kommunalwahl besteht darin, dass
in diesem Fall das Wahlalter 16 gilt. So sind insbesondere die
Jugendlichen angesprochen, mitzubestimmen. In den kommenden Wochen
sollte jeder eine sogenannte Wahlbenachrichtigung erhalten. Mit dieser
Karte und dem Personalausweis kann jeder am 26. Mai 2019 seine Stimme
abgeben. Wer jetzt schon weiß, dass das am Wahltag trotz Öffnungszeit
der Wahllokale von 8 Uhr bis 18 Uhr "eng" wird, kann auf die Briefwahl
zurückgreifen. Wie und wo man zu den Unterlagen kommt ist ebenfalls
auf der Wahlbenachrichtigung vermerkt.

Anders als bei den Kommunalwahlen hat jede Wählerin/jeder Wähler bei
der Europawahl nur eine Stimme zu vergeben. Alle Parteien haben ihre
Kandidaten bereits in Listen nominiert. Insgesamt werden in
Deutschland 96 Abgeordnete für das Europäische Parlament gewählt. Wer
sich vorab über grundlegende Zielsetzungen informieren möchte, sollte
im Internet die Seiten der Parteien besuchen.

Für eine Zusammenfassung empfiehlt sich der Besuch des Wahl-O-Maten,
ein neutrales Angebot der Bundeszentrale für politische Bildung
(www.bpb.de). Etwas unübersichtlicher, aber in der Natur der Sache
liegend, wird es bei den Zielen der Wahlbewerber zur Kommunalwahl.

Wer hier auf der Suche nach Informationen ist, sollte neben dem
Internet regionale Zeitungen im Auge behalten oder die örtlichen
Informationsstände (meist an Markttagen) besuchen. Aktuell werben 17
Parteien in Sachsen-Anhalt um die Gunst der Wähler in Sachsen-Anhalt.

Ulrich Grimm


Gemeinsamer Aufruf der Präsidentinnen und Präsidenten der
deutschen und österreichischen Landesparlamente sowie des Südtiroler
Landtages unter Beteiligung des Parlaments der Deutschsprachigen
Gemeinschaft Belgiens zur Teilnahme an den Europawahlen am 26. Mai
2019.

"Liebe Mitbürgerinnen und liebe Mitbürger,

am Sonntag, dem 26. Mai 2019, sind Sie aufgerufen, Ihre Stimme zur
Wahl des Europäischen Parlaments abzugeben. Damit nehmen Sie direkt
Einfluss auf die Zusammensetzung des Europäischen Parlaments, das den
Präsidenten der Europäischen Kommission wählt und über den Haushalt
und wichtige Gesetze entscheidet, die alle Bürgerinnen und Bürger
betreffen.

Dem gemeinsamen europäischen Projekt verdanken wir die längste
Friedensperiode in unserer Geschichte. Nie zuvor hat der europäische
Kontinent eine vergleichbare Phase der Freiheit, des Wohlstandes und
auch der Freizügigkeit seiner Bürgerinnen und Bürger erlebt. All diese
Errungenschaften sind wie wohl nie zuvor dem Druck von außen und von
innen ausgesetzt. Die Europäische Union muss ihre Rolle im 21.
Jahrhundert daher neu ausrichten.

Zentrale Zukunftsfragen, wie die Wahrung europäischer Sicherheits- und
Handelsinteressen, der Klimawandel, die Migration nach Europa, die
Digitalisierung, die Zukunft des Euro oder der gemeinsame Kampf gegen
den Terrorismus können nur von einer starken und handlungsfähigen
Union gemeistert werden, nicht von jedem Mitgliedstaat allein. Das
Europäische Parlament ist Ihre Vertretung bei der Bewältigung dieser
Herausforderungen. Als Präsidentinnen und Präsidenten der
Landesparlamente rufen wir Sie - und insbesondere diejenigen, die
erstmals an den Wahlen teilnehmen dürfen - deshalb auf, am 26. Mai
2019 zur Wahl zu gehen. Nutzen Sie Ihre Chance und bringen Sie Ihre
Stimme zu Gehör."

 * 

IM BLICKPUNKT

"Europa ist uns näher denn je"

Landtagspräsidentin Gabriele Brakebusch im Interview 

Die EU ist für viele Menschen "weit weg". Warum sollten sie dennoch
bei der Europawahl mitstimmen?

Weit weg ist Europa ja nicht wirklich. Ich glaube, die Menschen haben
es mehr und mehr für sich angenommen. Trotz konstruktiver Kritik an
manchen und oft kaum nachvollziehbaren Entscheidungen ist Europa uns
doch näher denn je. Es geht auch nicht darum, über ein Ja oder Nein zu
Europa zu entscheiden, sondern über seine künftige Entwicklung. Klar
ist, dass der europäische Kontinent mit einer politischen Einheit auch
eine stabile Außen- und Sicherheitspolitik bekommen muss. Und hierfür
seine Stimme abzugeben, wird für jeden von uns Ansporn genug sein. So
wird die wirtschaftliche Stärke Europas auch eine verlässliche
friedvolle Bastion sein, die ihr Gewicht global einbringt.

Was bedeutet die Kommunalwahl?

Die Menschen bestimmen ihre Kreistags-, Stadtrats-,
Verbandsgemeinderats-, Gemeinderats- und Ortschaftsvertretungen für
die nächsten fünf Jahre. Zu allen Gremien hat der Bürger allein
aufgrund der örtlichen Nähe eine enge Bindung. So wird die Abstimmung
häufig zur Personenwahl, die Parteien treten in den Hintergrund. Jeder
Wähler ab einem Alter von 16 Jahren hat dabei drei Stimmen. Entweder
er gibt einem Kandidaten alle drei oder verteilt sie auf mehrere.
Kommunalwahl bedeutet, direkt in seinem Umfeld mitgestalten oder auch
etwas verändern zu können.

Ist Nicht-Wählen eigentlich eine Option, egal ob es um die Europa-
oder Kommunalwahl geht?

Eindeutig nein. Nicht-Wählen ist eher der fahrlässige Umgang mit
seinem wertvollen Stimmrecht. Trotz Schwächen, die auch eine
Demokratie hin und wieder zeigt, ist es kein kluger Ausdruck seines
Ärgers, sich der Abgabe seiner Stimme zu verweigern. Wer nicht von
seinem Stimmrecht Gebrauch macht, kann nicht mitbestimmen - ist außen
vor.

Sie sind selbst Politik-Quereinsteigerin: Was geben Sie
Interessierten und Politikmuffeln mit auf den Weg?

Die Mechanismen und Kommunikation des politischen Systems sollte jeder
konstruktiv kritisch erkannt haben, um klug und zielgerichtet sein
Können und seine Energie zur Mitgestaltung einzusetzen. Hilfreich ist,
finanziell unabhängig vom Politikgeschäft zu sein. So können alle
politischen Entscheidungen aufgrund von Sachargumenten getroffen
werden. Konstruktiv und respektvoll geäußerte Kritik an politischen
Entscheidungen und am Verhalten von Politikern ist willkommen. So
haben Kritiker stets die Chance, sich einzubringen, zu verändern und
mitzugestalten.

Wir, jeder Einzelne von uns hat auch eine große Verantwortung unserer
nachkommenden Generation gegenüber. Außerdem macht Mitgestalten mehr
Freude als nur Zuschauer am Rande des Geschehens zu sein.

Ulrich Grimm

 * 

REGIONALFENSTER

Schatzjahre in Halberstadt

Kommen. Suchen. Staunen.

In Halberstadt, einst Residenz der Bischöfe und von großer Bedeutung
im Mittelalter und heute lebendiges Beispiel für bürgerschaftliches
Engagement bei der Rettung historischer Stadträume, gibt es für
Bewohner wie für Besucher der Vorharzstadt vieles zu entdecken. Um
seine bekannten und auch die verborgenen Schätze einer breiten
Öffentlichkeit zu präsentieren, hat Halberstadt von 2018 bis 2020 die
Schatzjahre ausgerufen.


Sie gelten auf dem ganzen Erdball als Glücksbringer - Kraniche,
von denen es weltweit 15 verschiedene Arten gibt: in Europa den
Graukranich, der sich mit einer Flügelspanne von über 200 Zentimetern
durchaus mit dem Seeadler messen kann, in Australien den
Brolgakranich, benannt nach einer Figur aus der
TraumzeitSchöpfungsgeschichte, in Afrika den Klunkerkranich, dessen
Population als gefährdet gilt, in Nordamerika den im Bestand ebenfalls
stark gefährdeten Schreikranich oder in Asien den vom Aussterben
bedrohten Schneekranich. In Halberstadt sind sie derzeit alle vereint
- die Kraniche von fünf Kontinenten. Erstmals können Interessierte
alle 15 Arten bestaunen - von der kleinsten mit nur 90 Zentimetern
Standhöhe bis zur größten, die mit 170 Zentimetern so groß wie ein
ausgewachsener Mensch wird. Mit der Sonderausstellung "Vögel des
Glücks" ist es Halberstadt deutschlandweit erstmals gelungen, alle
Kranicharten der Welt gemeinsam zu präsentieren. Das Heineanum am
Domplatz zeigt die Original-Präparate im benachbarten Städtischen
Museum, wo sie zusammen mit faszinierenden Fotos bis 26. Mai 2019
Einblick in das Leben der Vögel geben, um die sich auf dem ganzen
Erdball viele Mythen, Märchen und Poesie ranken. Die Sonderschau über
die "Vögel des Glücks" ist nach den "Urzeitlichen Schätzen -
Plateosaurus, Mammut & Co." im vergangenen Jahr bereits der zweite
Beitrag, den das Vogelkundemuseum zusätzlich zu seinen zahlreichen
regulären Schätzen ganz speziell zu den Halberstädter "Schatzjahren"
beisteuert.

Die wurden in der Stadt, die in ihren Mauern einen der weltweit
umfangreichsten und bedeutendsten mittelalterlichen Kirchenschätze
beherbergt, für die Zeit zwischen 2018 und 2020 ausgerufen. In diesem
Zeitraum begehen mehrere kulturelle und touristische Einrichtungen der
Harz-Kreisstadt große und auch kleinere Jubiläen, die unter dem
gemeinsamen Dach der Schatzjahre gebündelt werden und dadurch deren
jeweilige Einzigartigkeit - so die Hoffnung der Initiatoren - größere
Aufmerksamkeit findet. Von den zahlreichen Jubiläen zwischen 2018 und
2020 ist jede Veranstaltung für sich einzigartig, aber nicht immer ein
ausschlaggebendes Argument für den Gast, um nach Halberstadt zu
kommen, meint Stadtmarketing-Managerin Nancy Schönknecht. Deshalb
vermarkte man alle Jubiläen unter dem Dach der "Schatzjahre
2018-2020". Und Oberbürgermeister Andreas Henke ergänzt: "Wir wollen
mit den Schatzjahren die vielfältigen Potenziale Halberstadts vom
gesellschaftlichen Engagement über das Ehrenamt bis hin zu unseren
kulturellen Angeboten etwas aus dem Schatten der Wahrnehmung
herausholen, sie Halberstädtern und den Gästen der Stadt
näherbringen."

So wurden gleich im ersten Schatzjahr "10 Jahre Neueröffnung des
Halberstädter Domschatzes" gefeiert. Denn für einen der weltweit
umfangreichsten mittelalterlichen Kirchenschätze, der jahrhundertelang
nahezu unverändert am Originalstandort verblieb, in seiner vollen
Bedeutung jedoch nicht sichtbar war, endete 2008 ein langjähriges
Schattendasein. Seit zehn Jahren werden in der 1200-jährigen einstigen
Bischofsstadt nun sakrale Kostbarkeiten des Domes Stephanus und
Sixtus, zu dessen Fundus mehr als 650 Kunstwerke aus dem 5. bis 18.
Jahrhundert gehören, in einer speziell dafür geschaffenen Ausstellung
in historischen Räumen der Domklausur präsentiert. Alte und seltene
Reliquien, Teppiche, Gewänder, Goldschmiedearbeiten und
Elfenbeinschnitzereien gewähren dort einen anschaulichen Einblick in
die religiöse Vorstellungswelt und die gottesdienstliche Praxis der
Menschen des Mittelalters. Ein ansehnliches Kunstwerk ist auch die
äußere Hülle dieses bedeutenden Schatzes - der Halberstädter Dom. Die
Kirche wurde zwischen 1236 und 1468 nach dem Vorbild französischer
Kathedralen errichtet und gilt als einer der schönsten Bauten der
Gotik.

Ebenfalls 2018 jährte sich zum zehnten Mal "Ton am Dom", Halberstadts
Töpfermarkt in historischer Kulisse. Mehr als 50 Töpfermeister aus
ganz Deutschland und dem deutschsprachigen Ausland präsentierten am
ersten Juliwochenende vergangenen Jahres auf dem Domplatz, zwischen
romanischer Liebfrauenkirche und gotischem Dom, ihre Tonwaren. Als
Höhepunkt im Schatzjahr 2018 brannte der Keramiker Reinhard Keitel aus
Weimar in einer einzigartigen multimedialen Performance mit Licht- und
Klangcollagen vor den Augen begeisterter Zuschauer eine etwa 2,5 Meter
große Feuerskulptur in Form der Halberstädter Domtürme. Dieses
Kunstwerk gehört nach Halberstadt, es muss bei uns bleiben, waren sich
die Halberstädter rasch einig, und spendeten binnen kurzer Zeit das
für den Erwerb der Feuerskulptur nötige Geld, die nun ab Juli 2019 für
jedermann zugänglich am Stadtmuseum ausgestellt werden soll.

Das beteiligte sich an den Schatzjahren mit einer eigens dafür
konzipierten Ausstellung, die mit "70-30-20" drei wichtige Daten der
jüngeren Geschichte in den Mittelpunkt stellt, "Halberstadt zwischen
Apokalypse und Euphorie" zeigt und damit beginnt, dass 20 Minuten
genügten, um am 8. April 1945 das einstige Rothenburg des Nordens in
Schutt und Asche zu versenken. Die 70 im Titel der im Oktober
vergangenen Jahres eröffneten Ausstellung, die die beiden Schatzjahre
2018 und 2019 miteinander verbindet, steht für das Jahr 1948.

Die Halberstädter wollten auf keinen Fall, dass ihre Stadt, die
keinerlei Hilfe von außen, keine zentralen Gelder für den Wiederaufbau
erhielt, gänzlich aufgegeben wurde. "Halberstadt ruft" stand im Sommer
1948 über einem Plakat, mit dem entschlossene Bürger für eine
Aufbau-Ausstellung und für den Wiederaufbau des geschichtsträchtigen
Gemeinwesens in Sichtweite des Brockens warben. In die damalige
Ausstellung kamen innerhalb eines Monats 40.000 Besucher und danach
Spenden aus dem ganzen Land.

Vom "Nationalen Aufbauwerk" berichtet die Schatzjahre-Sonderschau
ebenso wie vom Verfall dessen, was Bomben nicht vernichtet hatten. 680
der einst 1600 Fachwerkhäuser Halberstadts wurden im April 1945
zerstört, 480 weitere bis 1990 abgerissen. "Wenn Häuser sprechen
könnten - sie würden schreien", schrieben beherzte Bürger auf ein
Transparent, das in der die Ausstellung prägenden Zahlenfolge für die
30 steht, als 1989/90 Halberstädter zwischen Mut und Angst, zwischen
Leere und Glanz "für unser Land" beteten, nicht nur für mehr Freiheit,
sondern auch für den Erhalt der in ihrer Stadt verbliebenen
Altbausubstanz auf die Straße gingen und voller Mut in rasanter Zeit
die Neubebauung ihres verlorenen Zentrums in Angriff nahmen.

Als eine von fünf Städten in Ostdeutschland erhielt Halberstadt als
"Modellstadt für Stadtsanierung" die einmalige Chance, die vom
Flächenabriss verschont gebliebenen, aber maroden Teile der Altstadt
zu retten. Mit dem neu entstandenen Zentrum hat Halberstadt seit 1998
wieder ein Gesicht. Aufgebaut in den alten Baufluchten, deren Flächen
fast 50 Jahre brach lagen, war Wirklichkeit geworden, was die
Aufbauausstellung von 1948 gewollt hatte. Dem widmet sich der dritte
Teil "20 Jahre Rathauspassagen Halberstadt und 20 Jahre neues
Stadtzentrum" der Schatzjahre-Sonderausstellung "70-30-20", die auch
zeigt, dass es wieder die Bewohner der Stadt waren, die selbst einen
guten Teil zu den Kosten für den Wiederaufbau der Ratslauben
beisteuerten. "Die größten Schätze dieser Stadt sind ihre Bewohner",
meint Historikerin Dr. Antje J. Gornig zum Abschluss ihrer Führung
durch die Sonderschau und freut sich schon darauf, dass an ihrem
Museum bald das von Halberstädter Bürgern finanzierte neue Wahrzeichen
der Stadt als besonderer Schatz gezeigt werden kann - die im Rahmen
des Schatzjahres 2018 bei "Ton am Dom" entstandene Feuerskulptur.

Natürlich wird es auch 2019 "Ton am Dom" geben - am 6. und 7. Juli,
einen Monat nach den diesjährigen Domfestspielen. Als besondere
Höhepunkte des Schatzjahres 2019 präsentiert Halberstadt weitere
interessante Jubiläen wie Veranstaltungen rund um den 300. Geburtstag
des Halberstädter Dichters und Sammlers Johann Wilhelm Ludwig Gleim,
in dessen ehemaligen Wohnhaus eines der ältesten deutschen
Literaturmuseen sein Domizil hat. Hundertjährige Jubiläen feiern in
diesem Jahr das Orchester des Nordharzer Städtebundtheaters und die
Volkshochschule Harz. Zum 30. Mal jährt sich 2019 die
Städtepartnerschaft Halberstadts mit Wolfsburg. Seit 20 Jahren besteht
das familienfreundliche Freizeit- und Sportzentrum Halberstadt und
seit fünf Jahren können Kinder in einem alten, denkmalgeschützten
Gebäude tollen, in dem sich Deutschlands schönster barrierefreier
Indoor-Spielplatz befindet.

Halberstadts Schätze entdeckt man am besten auf einem der vielfältigen
Stadtspaziergänge im Schatzjahr 2019, meint Stadtmarketing-Managerin
Schönknecht, und lädt ein zum romantischen Abendspaziergang mit Harzer
Gaumenfreuden durch die historische Altstadt, einen Spaziergang durch
das jüdische Halberstadt oder zur Medingschanze, dem vermutlich
einzigen Schützengraben des 1. Weltkriegs auf deutschem Boden. Mit den
Höhlenwohnungen in Langenstein oder der Schachtradition im Schachdorf
Ströbeck haben auch Halberstadts Ortsteile reizvolle Ausflugsschätze
zu bieten. Und auch 2020 werden Museen und Sammlungen Ausstellungen
und Veranstaltungen präsentieren, die auf politische Ereignisse, auf
historische und kulturelle, aber auch auf kleine und große versteckte
Schätze in der Stadt hinweisen, darunter 60 Jahre Tiergarten, 111
Jahre Heineanum oder einen weiteren Klangwechsel im langsamsten
Konzert der Welt, dem John-Cage-Orgel-Kunst-Projekt im Halberstädter
Burchardi-Kloster.

Am Ende des ersten Schatzjahres gewann die Stadt Halberstadt mit ihrer
Werbekampagne Schatzjahre beim Tourismuspreis "VORREiTER" des Landes
Sachsen-Anhalt den Publikumspreis. Dieser bestätigt, dass die
Schatzjahre ankommen - bei den Halberstädtern und weit über die
Stadtgrenzen hinaus. "Wir wollen die Identifikation der Menschen in
dieser Stadt stärken und andernorts Menschen auf Halberstadt
aufmerksam machen", so Oberbürgermeister Henke. Auch er schätzt
rückblickend auf das erste Schatzjahr ein, "dass unsere Hoffnungen
erfüllt wurden. Ich bin optimistisch, dass auch das laufende
Schatzjahr 2019 und das kommende Schatzjahr 2020 diesen positiven
Trend fortführen werden."

Gudrun Oelze

 * 

70 JAHRE GRUNDGESETZ

Eine unteilbare deutsche Nation

Sachsen-Anhalt feiert in diesem Jahr das Jubiläum "70 Jahre
Grundgesetz", auch wenn es freilich nur 30 davon "am eigenen Leibe"
erfahren durfte. 40 Jahre lang hatte die Verfassung der DDR gegolten,
bevor im Oktober 1990 die Wiedervereinigung gefeiert wurde.


Die Alliierten hatten Deutschland nach dem Ende des Zweiten
Weltkriegs in vier Besatzungszonen aufgeteilt: die USA, Großbritannien
und Frankreich auf der Westseite, die Sowjetunion auf der Ostseite.
Die geographischen Grundlagen für den Kalten Krieg waren gelegt,
verfestigt wurden sie durch die Herausbildung der beiden deutschen
Staaten, die jeweils im Jahr 1949 mit der Ausrufung einer Verfassung
besiegelt wurde. Die Besatzungsmächte hatten zuvor die politischen
Vertreter im Westen und Osten Deutschlands aufgefordert, sich zu den
Strukturen des Nachkriegsdeutschlands zu äußern.

In beiden Verfassungsentwürfen war zunächst - über kurz oder lang -
von einer gesamtdeutschen Gültigkeit ausgegangen worden. So hieß es im
Grundgesetz: "Das gesamte Deutsche Volk bleibt aufgefordert, in freier
Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands zu vollenden."
Die DDR-Verfassung begann mit folgendem Wortlaut: "Deutschland ist
eine unteilbare demokratische Republik (...). Es gibt nur eine
deutsche Staatsangehörigkeit." Während die DDR-Verfassung in den
Folgejahren allerdings immer stärker den wenig demokratischen
sozialistischen Ein-Parteien-Staat stützte, steht das Grundgesetz bis
heute für die Durchsetzung einer freiheitlich-demokratischen
Grundordnung - die es im Jahr 2019 in ihrem 70. Jahr zu feiern gilt.

Das Grundgesetz der Bundesrepublik, das am 23. Mai 1949 unterzeichnet
und verkündet wurde, geht auf die Arbeit des Parlamentarischen Rats
zurück. Seine 65 Mitglieder wurden vorher von den Länderparlamenten
der drei westlichen Besatzungszonen gewählt. Sie gingen als die "Väter
des Grundgesetzes" (und vier Mütter!) in die Geschichte ein. Der
Begriff "Verfassung" war damals bewusst vermieden worden, denn das
Grundgesetz sollte nur eine Übergangslösung bis zu einer
gesamtdeutschen Verfassung sein. Die wurde das Grundgesetz mit der
Einheit Deutschlands am 3. Oktober 1990.

Das Grundgesetz erlebte seit seiner Verkündung vor 70 Jahren eine
außergewöhnliche Geschichte, die immer auch eine Erfolgsgeschichte
war, ist es doch schon länger in Kraft als die Verfassungen von 1848,
1871 und 1919. Es flossen wichtige Erfahrungen der deutschen
Geschichte in das Grundgesetz ein, das die Bundesrepublik Deutschland
als demokratischen, föderalen und sozialen Rechtsstaat definiert, als
eine parlamentarische Demokratie, in der alle Gewalt vom Volke
ausgeht.

Trotz seines Alters ist das Grundgesetz immer mit der Zeit gegangen.
Immerhin wurde das Grundgesetz bisher 62 Mal bearbeitet und so an die
Lebensrealität der Menschen in Deutschland angepasst. Die Artikel des
Grundgesetzes stehen über allen deutschen Rechtsnormen. Drei prägen
Politik und Leben in der Bundesrepublik Deutschland auf besondere
Weise: der Artikel 1, in dem die Grundrechte festgelegt sind, Artikel
20 mit den Grundprinzipien der politischen Ordnung wie Demokratie,
Rechtsstaat und Sozialstaat sowie Artikel 79, in dem bestimmt wird,
dass weder Artikel 1 - "Die Würde des Menschen ist unantastbar." -
noch Artikel 20 - "Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus." - aufgehoben
werden können.

Dr. Stefan Müller
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100 JAHRE BAUHAUS

Der Stoff des Lebens

Eine neue Ausstellung in den Fluren des Landtagsgebäudes zeigt
zeitgenössische Fotografien moderner Architektur im Bauhausstil in Tel
Aviv-Jaffa. Die Fotos stammen von Ingrid Botschen und Michael Craig
Palmer.


Mit zeitgenössischen Fotografien der modernen Architektur aus
dem Tel Aviv der 1930er Jahre präsentiert die Deutsch-Israelische
Gesellschaft die Ausstellung "The Stuff of Life - Der Stoff des
Lebens" der Fotografen Ingrid Botschen und Michael Craig Palmer. Im
Hintergrund stehen das 100. Jubiläumsjahr des Bauhauses sowie dessen
bedeutende Einflüsse und Strömungen, welche in Begriffen wie
Klassische Moderne, Internationaler Stil und Neues Bauen einzuordnen
sind.

Das Zentrum von Tel Aviv gilt als weltweit dichtestes Ensemble von
ungefähr 4000 Gebäuden des Internationalen Stils. Errichtet wurden
diese Gebäude vor allem in den 1930er Jahren als freistehende
Etagenwohnhäuser auf einem Stadtgrundriss, der den Prinzipien der
Gartengestaltungsbewegung folgt. Diese besondere Kombination zweier
moderner Konzepte der Architektur und Stadtplanung begründete im Jahr
2003 die Aufnahme der "Weißen Stadt" in die UNESCO-Welterbe-Liste.

Tel Aviv wurde 1909 als jüdischer Vorort der arabischen Stadt Jaffa
gegründet und entwickelte sich innerhalb der nachfolgenden Jahrzehnte
zu einer selbstständigen Metropole - der ersten jüdischen Stadt.
Getrieben wurde das rasante Wachstum durch zyklische
Einwanderungswellen. Zunächst in den 1890er Jahren aufgrund heftiger
Pogrome im russischen Zarenreich und in den 1930er Jahren infolge des
erstarkenden Faschismus. Unter den Zehntausenden Einwanderern waren
auch zahlreiche Architekten: Einige von ihnen stammten aus Palästina
und kehrten nach Studium und Ausbildung in Europa zurück, andere
wiederum flohen vor der Verfolgung in ihren Heimatländern und brachten
als Immigranten die verschiedenen Einflüsse moderner Architektur ins
Land.

Die zeitgenössischen Fotografien der Fotografen Ingrid Botschen und
Michael Craig Palmer widmen sich den alltäglichen Blicken von
Wohngebäuden des Internationalen Baustils der 1930er Jahre im Zentrum
von Tel Aviv. Im Außenraum, im Innenraum, in den Eingängen und
Treppenhäusern treten sie in Kontakt mit der Bautätigkeit jener Zeit.
Gepaart mit den Spuren der Alija (jüdische Einwanderung) und den
Gebrauchsspuren von fast 90 Jahren zeigen sie, dass diese Architektur
für den Gebrauch geschaffen wurde, dass sie den Menschen der 1930er
Jahre - zum Beispiel jüdischen Immigranten aus Europa, die vor Terror
und Verfolgung flohen - einen neuen Lebensraum bieten sollte.

Die Mesusa am Türrahmen, hebräische Grundsteintafeln, Treppenstufen,
Briefkästen, Sitzbänke im schattenspendenden überdachten Außenraum,
puristische Eingangsbereiche - sie geben Einblicke in die Lebensräume
der Gebäude. Details zeigen sich unverändert in Form, Farbe und
Materialität sowie im Charme seiner Gebrauchsspuren und seiner
Einzigartigkeit. Schalter mit deutscher Aufschrift "Licht" verweisen
auf das Ha'avara-Abkommen zwischen der Zionistischen Vereinigung
Deutschland und dem deutschen Reichsministerium für Wirtschaft im Jahr
1933.

Zahlungskräftigen deutschen Juden wurde mit dem Einkauf deutscher
Bauprodukte, dem Export nach Palästina und dessen Wertrückkauf die
Immigration nach Palästina ermöglicht. Demzufolge finden sich in
Gebäuden der 1930er Jahre zahlreiche deutsche Produkte wieder. Die
Ausstellung umfasst Fotografien auf zwei Fluren des Landtagsgebäudes.
Sie kann bis zum 10. Mai 2019 montags bis freitags von 8 bis 18 Uhr
kostenfrei besichtigt werden.

Ulrich Grimm/Ingrid Botschen
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WEITBLICK

Frauen zwischen 1918 und 1933

Dieses instruktive Lexikon ist die Fortsetzung des 2016 vorgelegten
ersten Bands, das den Zeitraum vom Mittelalter bis zum Ende des 18.
Jahrhunderts umfasst. Der zweite Band bietet 130 Einzelporträts von 89
Autorinnen und Autoren. Ausgewählt wurden Frauen, die auf
unterschiedlichen Ebenen und auf sehr unterschiedliche Weise die
politische, ökonomische, soziale oder kulturelle Entwicklung auf dem
Gebiet des heutigen Landes Sachsen-Anhalt geprägt oder mindestens
beeinflusst haben.

Insbesondere hinsichtlich des politischen Engagements von Frauen
zwischen 1918 und 1933 leistet das Lexikon einen wesentlichen
forschungsbezogenen Beitrag, da es an einer entsprechenden
wissenschaftlichen Gesamtstudie für Deutschland bislang noch fehlt.

Das biographisch-bibliographische Lexikon basiert auf der Aufarbeitung
und Auswertung der jeweils vorhandenen Archivalien und der
Forschungsliteratur. Es bietet am Ende der jeweiligen Artikel eine
Übersicht zu gedruckten und ungedruckten Quellen, vorhandener
Sekundärliteratur, ein Werkverzeichnis und einen Nachweis vorhandener
Bilder oder Fotografien. So ist für interessierte Leser eine vertiefte
Beschäftigung mit einzelnen Biografien problemlos möglich.

Michael Rahmfeld

Eva Labouvie (Hg.): Frauen in Sachsen-Anhalt 2: 

Ein biographisch-bibliographisches Lexikon vom 19. Jahrhundert bis
1945. 

Böhlau: Köln, 2019.


Im Spannungsfeld von Verantwortung und Schuld

Die Frage nach Verantwortung und Schuld der höheren Wehrmachtsführung
an den Verbrechen des nationalsozialistischen Regimes ist eine der
zentralen Themen der im Nachkriegsdeutschland beginnenden
"Aufarbeitung" gewesen. Die ungeheure Dimension dieser Verbrechen warf
vor allem auch die Frage nach den Verantwortlichen hierfür auf. Der
Historiker Jens Brüggemann geht in seiner detailreichen und
quellenbasierten Studie der Frage nach, wie es zahlreichen
Protagonisten der Wehrmachtselite gelang, maßgeblichen Einfluss auf
die Darstellung der Armee im Nationalsozialismus in Politik und
Gesellschaft zu nehmen. Begonnen hatte die Entwicklung des Narrativs
der "sauberen" Wehrmacht schon mit der Verteidigungsstrategie im
Nürnberger Hauptkriegsverbrecherprozess 1945/46. Bereits dort
erreichte die Verteidigung, dass das Oberkommando der Wehrmacht und
der Generalstab (wenn auch aus eher formalen Gründen) nicht zu
verbrecherischen Organisationen erklärt wurden. Insgesamt gelang es
der Wehrmachtselite, begünstigt durch den beginnenden
Ost-West-Konflikt und eine weitverbreitete Schlussstrichmentalität,
ein Geschichtsbild zu konstruieren, das die Armee von Mitverantwortung
weitgehend freisprach. Dies wiederum erleichterte die Rehabilitierung
und Integration ihrer Spitzenvertreter in Staat und Gesellschaft der
jungen Bundesrepublik erheblich.

Michael Rahmfeld

Jens Brüggemann: Männer von Ehre?

Die Wehrmachtgeneralität im Nürnberger Prozess 1945/46.

Zur Entstehung einer Legende.

Paderborn: Schöningh, 2018.


Eliteschulen im Nationalsozialismus

Das Buch "Napola - Verführte Elite im Harz" beschäftigt sich umfassend
mit den NS-Eliteschulen des Harzes in Ballenstedt und Ilfeld in Form
einer Monographie. Durch die überaus reiche Bebilderung mit circa 800
Fotos gibt diese Monographie einen besonderen Einblick in die
regionale Zeitgeschichte. Ausschließlich männliche Schüler, sogenannte
Jungmannen, kamen an zwei verschiedenen Standorten im Harz, die sich
weitab von Städten befanden, in Nationalpolitische Erziehungsanstalten
(Napola). Die auserwählten Jungen im Alter ab zehn Jahren sollten in
diesen internatsbeschulten paramilitärischen Einrichtungen zu
"Politischen Soldaten" gemacht werden. Unter der Parole "Mehr sein als
scheinen" wuchsen die Schüler hier zu Führungskräften heran, die
teilweise auch nach dem Untergang des NS-Staates in
Schlüsselpositionen gelangten. Das Buch beleuchtet die ideologischen
Hintergründe und Intentionen, die Funktionen und den Niedergang dieser
beiden NS-Bildungsanstalten. Besonders hervorzuheben sind die
Gespräche mit Zeitzeugen, die angesichts der seitdem vergangenen Jahre
langsam rar werden. Ihre damaligen Beweggründe, viele persönliche
Erlebnisse und ihre heutigen Ansichten sind stark in den Inhalt des
Buches eingeflossen. Das eröffnet dem Leser auch sehr private
Einblicke in das Leben der sogenannten Jungmannen.

Beate Grau

Wolfgang Schilling (Hg.): Napola: Verführte Elite im Harz. 

Calbe/Saale: Grafisches Centrum Cuno, 2018



Altmodische Tugenden für heute

Alexander von Schönburg plädiert in seinem Buch für mehr Anstand, für
Werte und Tugenden, die lange altmodisch erschienen und heute wieder
sehr aktuell sind. Er listet "27 altmodische Tugenden für heute" auf.

Von Weltoffenheit, Bescheidenheit und Höflichkeit über Mitgefühl,
Geduld und Gerechtigkeit bis hin zu Mut, Toleranz und Dankbarkeit
denkt der Autor klug und unterhaltsam über so manche in der heutigen
Zeit verlorengegangenen Tugenden nach. Er beobachtet in unserer
Gesellschaft ein Sich-Gehenlassen und eine zunehmende
Rücksichtslosigkeit, die sich vor allem in der immer stärker werdenden
Ich-Bezogenheit der Menschen zeige.

Jeder will sich selbst optimieren. Pöbeln im Internet, Drängeln und
ständiges Übertrumpfen-Wollen sind so keine Seltenheit im Alltag.

Alexander von Schönburg möchte in seinem Buch beweisen, dass der
Mensch dieser Entwicklung nicht machtlos ausgeliefert ist und dem
allgemeinen Credo der Selbstbezogenheit und Beliebigkeit einiges
entgegenzusetzen hat. So appelliert er an die Menschheit, die
Beschaffenheit der Welt durch eigenes verantwortungsvolles Verhalten
und Handeln zu beeinflussen und grundlegend mitzubestimmen. Dabei
kommt auch das Vergnügliche beim Lesen des Buches nicht zu kurz!

Beate Grau

Alexander von Schönburg: Die Kunst des lässigen Anstands.

27 altmodische Tugenden für heute. 

München: Piper, 2018.


Die Landtagsbibliothek ...

­... ist eine wissenschaftliche Spezialbibliothek, die auch für
Bürgerinnen und Bürger nutzbar ist. Die Sammelschwerpunkte umfassen
die Bereiche Recht, Politik, Parlamentarismus, Sozialwissenschaften,
Geschichte und Landeskunde.

Neben dem umfangreichen Literatur- und Zeitschriftenbestand stehen
komfortable Arbeitsmöglichkeiten im Lesesaal zur Verfügung.

Öffnungszeiten (nicht an Feiertagen)

Mo. bis Do., 8-16.30 Uhr, Fr. 8-15 Uhr

Kontakt

Telefon: 0391 560 1135

E-Mail: bibliothek@lt.sachsen-anhalt.de

 * 

HOLOCAUSTGEDENKTAG

"Zukunft braucht Erinnerung"

Die zentrale Gedenkveranstaltung zum Holocaustgedenktag fand am 27.
Januar 2019 in Wernigerode statt. Die Gedenkrede hielt
Stiftungsvorstand Gideon Jakob Nissenbaum. In der Gedenkstätte
Veckenstedter Weg wurden Blumen und Kränze niedergelegt.


Im ehemaligen Außenlager des KZ Buchenwald im Veckenstedter Weg
in Wernigerode waren Häftlinge untergebracht, die in der näheren
Umgebung bei körperlich schweren Arbeiten eingesetzt wurden.
Einsatzgebiete waren das Rautalwerk, bergmännische Arbeiten im
Galgenberg, Gleisbauarbeiten und nicht zuletzt der Ausbau des Lagers.
Genau hier, heute eine Mahnund Gedenkstätte, wurden noch vor der
zentralen Gedenkstunde im Wernigeröder Rathaus Kränze und Blumen
niedergelegt und Worte des Erinnerns, Mahnens und des Gebets
gesprochen. Martin Skiebe, Landrat des Landkreises Harz, erklärte, nur
wer sich der Auseinandersetzung mit der Vergangenheit stelle,
übernehme auch Verantwortung dafür, dass sich Geschehenes nicht
wiederholen könne. Landtagspräsidentin Gabriele Brakebusch sprach das
Totengebet, in dem es so eindrücklich heißt, dass das Leben im Zeichen
der Hoffnung stehe - Hoffnung auf Vergebung und Verständigung.

Der 27. Januar sei ein schwerer Gedenktag, brachte es Peter Gaffert,
Oberbürgermeister der Stadt Wernigerode, gleich am Beginn seiner Rede
auf den Punkt. Der Holocaust führe uns an die Grenzen dessen, was der
Mensch ertragen und verstehen könne. Am liebsten würde man noch heute
weghören und wegsehen - "doch das wäre falsch, ist falsch und wird
auch in Zukunft falsch bleiben". Niemand dürfe wegschauen, wenn
Menschen ausgegrenzt und verfolgt würden. Auch in Wernigerode seien
unschuldige Menschen entwürdigt und gequält, auch hier sei weggesehen
worden. Die Mahn- und Gedenkstätten sowie die Gedenktage und
Organisationen seien wichtig, um die Erinnerung in neue Räume und in
andere Menschen zu tragen. Man müsse sich an das Erinnern erinnern,
forderte Gaffert.

Auschwitz stehe als Chiffre für das schrecklichste Verbrechen der
Menschheit, den Holocaust, erinnerte Ministerpräsident Dr. Reiner
Haseloff, aber auch für den Massenmord an politisch Andersdenkenden,
religiös Verfolgten, an Menschen anderer Völker oder Verfolgter
aufgrund der sexuellen Identität. Gewalt und Tod waren im NS-deutsch
besetzten Europa allgegenwärtig Die großen Zahlen der Menschenopfer
erschrecke, dies werde noch intensiviert, wenn man realisiere, dass
sich hinter jeder Zahl (gar mehr als) eine menschliche Tragödie
verberge.

Aus der Geschichte lernen, heiße vor allem, es besser machen zu
wollen, sagte Haseloff. Eine Demokratie könne allzu schnell aus den
Angeln gehoben werden, der Firnis der Zivilisation sei dünn.
Antisemitismus sei längst auch in Deutschland nicht verschwunden, im
Gegenteil, Hass und Vorurteile seien wie ein schleichendes Gift. Die
Anzeichen für die Brutalität der Machthaber sei offensichtlich
gewesen, trotzdem hätten sich zu viele die Verbrechen nicht vorstellen
können oder wollen, erinnerte Haseloff. "Unsere Erinnerungskultur wird
sich verändern müssen, da die letzten Zeitzeugen am Ende ihres Lebens
angekommen sind", sagte der Ministerpräsident. "Das Ausbleiben der
Erinnerung wäre eine Katastrophe, denn Zukunft braucht Erinnerung."

Schülerinnen und Schüler des Stadtfeld-Gymnasiums Wernigerode sowie
der Johann-Wolfgang-von-Goethe-Sekundarschule Ilsenburg trugen
Schicksalsberichte und Texte von Überlebenden des Holocausts vor.

Die Gedenkrede hielt Gideon Jakob Nissenbaum, Vorstandsvorsitzender
der Stiftung der Familie Nissenbaum (Fundacja Rodziny Nissenbaumów),
die sich mit privaten Mitteln der Wiederherstellung von geschändeten
(Grab-)Stätten des Judentums in Polen widmet.

Die Ausrufung des Holocaustgedenktags sei ein wichtiges Signal für
alle Juden gewesen, betonte Nissenbaum. Der frühere Bundespräsident
Roman Herzog, auf dessen Initiative der Gedenktag zurückgeht, habe
seinerzeit ins Erinnerungsbuch in Auschwitz geschrieben: "Hier öffnen
die Toten den Lebenden die Augen." Er habe keinen Gedenktag allein für
die jüdischen Opfer einrichten wollen, sondern für alle Opfer des
Nationalsozialismus, denn mehr als 50 Millionen Menschen haben ihr
Leben lassen müssen, so Nissenbaum.

Im vergangenen Jahr hatte Nissenbaum gemeinsam mit Ministerpräsident
Haseloff das frühere Vernichtungslager Treblinka besucht. Lange Zeit
sei Treblinka im kollektiven Gedächtnis ausgeblendet worden -
tatsächlich war es auch von den Nazis praktisch dem Erdboden
gleichgemacht worden. Es hatte seinen einzigen Zweck, nämlich Menschen
zu ermorden und zu beseitigen, erfüllt. Spät sei es gelungen,
Treblinka ins Bewusstsein zurückzuholen.

Nissenbaums Vater, Großvater und Onkel hatten (durch Deportation in
ein anderes Lager) Treblinka überlebt, viele andere Familienmitglieder
wurden vergast und verbrannt - wie mehr als eine Million andere
Menschen. Wie durch ein Wunder sei es den Männern und dem Jungen
gelungen, im Durchgang verschiedener Lager zusammenzubleiben. Nach dem
Krieg sei sein Vater in Deutschland geblieben und habe sich eine neue
Existenz aufgebaut. Er sei davon ausgegangen, dass die junge
Generationen aus den Fehlern der Eltern und Großeltern lernen würden.

Die Nissenbaum-Stiftung setzt sich für eine würdige Gedenkstätte in
Treblinka ein. In den Schulen müssten die Themen Antisemitismus,
Rassismus und Ausgrenzung weiter behandelt werden, ein Besuch der
Gedenkstätten gehöre unbedingt dazu, so Nissenbaum. Der Jugend müsse
begreiflich gemacht werden, wie schleichend die Freiheit verlorengehen
könne. Die demokratischen Parteien dürften die Belange der breiten
Bevölkerung nicht aus den Augen verlieren, forderte Nissenbaum, nur so
könne den Populisten mit ihren vermeintlich leichten Lösungen
entgegengetreten werden.

Musikalisch umrahmt wurde die Veranstaltung vom Philharmonischen
Kammerorchester Wernigerode unter der Leitung von MD Christian
Fitzner. Die Musikerinnen und Musiker brachten Werke von Dmitri
Schostakovitsch (Streichquartett Nr. 8), Gideon Klein (Patita für
Streicher) und John Williams (Thema aus dem Film "Schindlers Liste")
zu Gehör.

Dr. Stefan Müller

 * 

RÜCKBLICK

Ergebnis gesteigert

Bei der Haus- und Straßensammlung des Volksbunds Deutsche
Kriegsgräberfürsorge e.V. kamen im Jahr 2018 insgesamt 20.100 Euro
zusammen, die der Verein für die friedensfördernde Arbeit einsetzen
wird. Mit großem Engagement unterstützten dabei die Helfer der
Bundeswehr und der Reservisten die jährliche Sammlung. Durch sie
wurden allein 14.800 Euro gesammelt. Damit konnte das Ergebnis zum
Vorjahr erneut um rund 2000 Euro gesteigert werden.
Landtagspräsidentin Gabriele Brakebusch empfing am 17. Januar 2019
Sammlerinnen und Sammler der Bundeswehr und der Reservisten im Landtag
und dankte für die große Unterstützung. "Die Sammelaktion ist alles
andere als selbstverständlich", betonte die Landtagspräsidentin. Der
Volksbund erfülle eine wichtige Aufgabe für die Gesellschaft. "Unsere
Gesellschaft braucht solche Vorbilder, wie Sie es sind", wandte sich
die Landtagspräsidentin an die Sammlerinnen und Sammler. "Der
Volksbund leistet eine besondere Form der Vergangenheitsbewältigung",
erklärte Oberst Halvor Adrian. Über den Dienst hinaus engagierten sich
die Kameradinnen und Kameraden, um den Volksbund in seiner Arbeit zu
unterstützen. Vorsitzender Dieter Steinecke dankte dem Landtag für die
Anerkennung und den Empfang durch die Landtagspräsidentin sowie für
das gesammelte Geld, das in verschiedene Projekte des Vereins fließen
soll.

Dr. Stefan Müller


Botschafterbesuch bei Gabriele Brakebusch

Der Botschafter des Königreichs der Niederlande, Wepke Kingma,
leistete am 20. Februar 2019 seinen Antrittsbesuch bei
Landtagspräsidentin Gabriele Brakebusch in Magdeburg. Der 63-jährige
Jurist ist 1980 in den diplomatischen Dienst seines Landes getreten
und war zunächst im Ministerium für auswärtige Angelegenheiten tätig.
Anschließend arbeitete er in der EU-Vertretung der Niederlande in
Brüssel. Weitere Stationen seines Wirkens waren die niederländische
Botschaft in Pretoria und das Ministerium für allgemeine
Angelegenheiten in Den Haag. Seit 2017 ist Kingma Botschafter in
Deutschland. Er ist verheiratet.

Die Beziehungen zwischen Deutschland und den Niederlanden sind
vielseitig und freundschaftlich. Auf allen Ebenen bestehen Kontakte;
so reiste beispielsweise das niederländische Königspaar im Februar
2018 zu einem Arbeitsbesuch in die Bundesländer Thüringen, Sachsen und
Sachsen-Anhalt.

Dr. Stefan Müller


Luxemburger Grüße an die Präsidentin

Seinen Antrittsbesuch leistete auch der Botschafter des Großherzogtums
Luxemburg bei Landtagspräsidentin Gabriele Brakebusch. Der 54-jährige
Jean Graff wurde am 4. März 2019 von der Präsidentin im Magdeburger
Landtag empfangen.

Der studierte Wirtschaftswissenschaftler ist 1989 in den
diplomatischen Dienst seines Landes eingetreten. Von 1995 bis 2001 war
er Generalkonsul in New York. 2002 bis 2008 vertrat er das
Großherzogtum als Botschafter in den Niederlanden und von 2013 bis
2017 in Spanien. Seit 2017 ist Jean Graff nun Botschafter in
Deutschland. Er ist verheiratet und hat zwei Kinder.

In Luxemburg leben übrigens derzeit circa 13.100 Deutsche. Darunter
sind viele Doppelstaater. Zusätzlich kommen rund 44.200 Pendler
täglich aus Deutschland zur Arbeit in das Großherzogtum. Darunter sind
rund 5000 Luxemburger, die in Deutschland wohnen.

Dr. Stefan Müller

 * 

POLITIK VOR ORT

Präsentation der Fraktionen des Landtags von Sachsen-Anhalt

22. Sachsen-Anhalt-Tag

Quedlinburg 31.05.-02.06.19

Besuchen Sie die Präsentationen Ihres Landesparlaments mit seinen fünf
Fraktionen in der Themenstraße "Weltoffenes Sachsen-Anhalt" auf der
Carl-Ritter-Straße. Führen Sie Gespräche mit Abgeordneten und
informieren Sie sich über die Hintergründe politischer Entscheidungen.

 * 

TAG FÜR TAG

Der Schülerkalender 2019/20

Der kostenfreie Schülerkalender 2019/2020 steckt in den Startlöchern
und freut sich wieder auf viele Interessenten. Er kombiniert das
klassische Hausaufgabenheft mit einem professionellen Timer - der
optimale Begleiter in Schule und Freizeit.

Bestellungen (auch als Klassensatz)

bitte per E-Mail an: landtag@lt.sachsen-anhalt.de

 * 

Das IMPRESSUM des Zwischenruf 1/2019 siehe unter:

https://www.landtag.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Downloads/Zwischenruf/ZR01.2019_web.pdf

 * 
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THÜRINGEN/098: Thüringer Landtagskurier Ausgabe 4/2019


THÜRINGER LANDTAGSKURIER - Ausgabe 4/2019

Aus dem Plenum und den Ausschüssen



Girls' and Boys' Day im Landtag

Am 28. März 2019 erkundeten landesweit wieder viele Schülerinnen und
Schüler ab der 5. Klasse zum "Girls' and Boys' Day" interessante
Berufe und Studienfächer, in denen Mädchen oder Jungen noch
unterrepräsentiert ist. Unternehmen, Einrichtungen und Institutionen
boten hierzu in diesem Jahr wieder Einblicke in die eigenen
Geschäftsfelder und Ausbildungsmöglichkeiten. Zu diesem Anlass empfing
auch Landtagspräsidentin Birgit Diezel im Landtag über 35 Schülerinnen
und Schüler aus verschiedenen Regelschulen, Gymnasien und
Gemeinschaftsschulen des Freistaats. Nach der Begrüßung der Mädchen
und Jungen wurden ihnen die Ausbildungsberufe in der
Landtagsverwaltung sowie die Arbeitsweise des Parlaments erklärt. Im
Vorfeld des Treffens plädierte Präsidentin Diezel für die
Chancengleichheit von Frauen und Männern in der heutigen Arbeitswelt:
"Mädchen und Jungen haben heute die gleichen Bildungsund Berufschancen
- das ist ein Erfolg unserer freiheitlichen Gesellschaft. Die
Erfüllung der beruflichen Vorstellungen hängt heute entscheidend von
Fleiß und Leistungsbereitschaft ab, nicht vom Geschlecht. Trotz der
Fortschritte in Fragen der Gleichberechtigung werden einige
Berufsfelder aber immer noch von einem Geschlecht dominiert. Der
Girls' and Boys' Day schafft hier kluge Anreize, um über den
Tellerrand zu blicken. Es gilt, die Chemikerinnen und Krankenpfleger
von morgen zu gewinnen. Daran sollten wir alle interessiert sein.
Schließlich darf Gleichberechtigung nicht nur in der Verfassung
stehen, sondern muss in der Praxis gelebt werden."


Beteiligtentransparenzdokumentation jetzt online

Seit dem 1. März 2019 ist das
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteilDokG) in Kraft.
Das Gesetz regelt die Einrichtung einer öffentlich abrufbaren
Dokumentation, in der alle an Gesetzgebungsverfahren des Landtags oder
der Landesregierung mitwirkenden natürlichen und juristischen Personen
erfasst werden. Der Landtag stellt diese Dokumentation nun in einer
öffentlichen Liste zur Verfügung, in der für alle Bürgerinnen und
Bürger nachvollziehbar ist, wer auf die Gesetzgebung in Thüringen seit
dem 1. März mit einwirkt. In diese Liste werden unter anderem
Informationen zur Identität der Personen und zu dem Schwerpunkt ihrer
beruflichen Tätigkeit sowie eine Zusammenfassung ihres schriftlichen
Beitrags am Gesetzgebungsverfahren aufgenommen.

Dokumentiert werden sowohl Beiträge zu einem bestimmten
Gesetzgebungsverfahren als auch bereits die Mitwirkung an deren
Erarbeitung. Dieser Dokumentationspflicht unterliegt neben der
Landesregierung auch der Landtag. Hier müssen nach § 3 Abs. 2 des
neuen Gesetzes die Fraktionen oder Abgeordneten der
Dokumentationspflicht bei der Einbringung eines Gesetzentwurfs nach
Maßgabe der Geschäftsordnung nachkommen. Die Dokumentation steht
online auf den Internetseiten des Landtags zur Verfügung 

(https://beteiligtentransparenzdokumentation.thueringerlandtag.de/)
und ist mit dem Online-Diskussionsforum und der
Parlamentsdokumentation verknüpft.

 * 

AUS DEM PLENUM

Im März-Plenum beschlossene Gesetze

Im Plenum vom 27.-29. März 2019 wurden drei neue Gesetze im Thüringer
Landtag beschlossen. Die Neuregelungen im Einzelnen:

Thüringer Gesetz zur Beseitigung von Wahlrechtsausschlüssen
(Drucksache 6/6495)

Mit dem Thüringer Gesetz zur Beseitigung von Wahlrechtsausschlüssen
wird der Ausschluss von Menschen, die sich dauerhaft in gesetzlicher
Betreuung oder Unterbringung befinden, vom Wahlrecht abgeschafft.
Hintergrund sind die Vorgaben des UN-Abkommens über die Rechte
behinderter Menschen, wonach Wahlrechtsausschlüsse gegen das
Diskriminierungsverbot verstoßen und daher ein genereller
Wahlrechtsausschluss von behinderten Menschen in gesetzlicher
Betreuung und Unterbringung unzulässig ist. Künftig besteht nur noch
der Wahlrechtsausschluss infolge eines Richterspruchs. Durch das
Gesetz erfolgt eine Änderung der Bestimmungen des Kommunalwahl- und
des Landeswahlgesetzes.

Das Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. Damit gelten
diese Regelungen bereits für die anstehenden Kommunalwahlen.


Erstes Gesetz zur Änderung des Thüringer Ausführungsgesetzes
zum Gesetz zur vorläufigen Regelung des Rechts der Industrie- und
Handelskammern (Drucksache 6/6652)

Das Thüringer Ausführungsgesetz zum Gesetz zur vorläufigen Regelung
des Rechts der Industrie- und Handelskammern (ThürAGIHKG) vom 7.
Dezember 1993 (GVBl. S. 757) gilt seit seinem Erlass unverändert. Mit
dem Ersten Gesetz zur Änderung des Thüringer Ausführungsgesetzes zum
Gesetz zur vorläufigen Regelung des Rechts der Industrie- und
Handelskammern soll das ThürAGIHKG an die geltende Rechtslage
angepasst werden. Dies umfasst unter anderem die Streichung der
Regelung zur Rechnungslegung sowie die Ermächtigung des zuständigen
Ministeriums zum Erlass von Prüfungsrichtlinien für die
Jahresabschlussprüfung der Industrie- und Handelskammern. Neben
redaktionellen Änderungen wird außerdem die Bindung der Industrie- und
Handelskammern als öffentliche Auftraggeber an das Thüringer
Vergabegesetz klargestellt. Das Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.


Thüringer Gesetz für den Übergangszeitraum nach dem Austritt
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der
Europäischen Union [Thüringer Brexit-Übergangsgesetz -ThürBrexitÜG-
(Drucksache 6/6553)]

Das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland plant die
Europäische Union und die Europäische Atomgemeinschaft zu verlassen.
Das geplante Austrittsabkommen sieht vor, dass sich an den Austritt
ein bis 31. Dezember 2020 dauernder Übergangszeitraum anschließt.

Mit dem Thüringer Brexit-Übergangsgesetz sollen die Änderungen im
europäischen Recht, die durch das Austrittsabkommen wirksam würden, im
Landesrecht nachgezeichnet werden. Danach gelten Personen mit
ausschließlich britischer Staatsbürgerschaft für die Dauer der im
Austrittsabkommen vorgesehenen - einmalig verlängerbaren -
Übergangsfrist weiterhin als Unionsbürger. Eine Ausnahme davon wird es
jedoch insbesondere für das aktive und passive Wahlrecht auf
kommunaler Ebene geben. Das Gesetz tritt an dem Tag in Kraft, an dem
das Abkommen über den Austritt des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union und der
Europäischen Atomgemeinschaft wirksam wird.

 * 

AUS DEN AUSSCHÜSSEN

Vom Kindergarten, von Unterrichtsgarantien und Rechtsrock:
Öffentliche Anhörungen im Petitionsausschuss

Die Anliegen sind vielfältig, die Forderungen meist nachhaltig - sei
es zum Umgang mit dem Wort "Kindergarten" oder dem mit
Rechtsrockkonzerten im Freistaat. Aufgrund des großen öffentlichen
Interesses an diesen Themen hatte der Petitionsausschuss in den
vergangenen Monaten mehrfach beschlossen, den betreffenden Petenten
die Möglichkeit zu geben, ihre Anliegen im Rahmen öffentlicher
Anhörungen gegenüber dem Petitionsausschuss sowie Vertretern der
Landesregierung darzulegen.

In einer ersten Anhörung am 20. März 2019 ging es um die
Nachqualifizierung und Anerkennung ausländischer Ärztinnen und Ärzte.
Der Petent beanstandete das Verfahren zur Nachqualifizierung und
Anerkennung ausländischer Fachkräfte in den Gesundheitsberufen,
insbesondere der ausländischen Ärztinnen und Ärzte aus sogenannten
Drittstaaten durch das Thüringer Landesverwaltungsamt. Mit der
Petition wurden die zuständigen Stellen dazu aufgefordert, sich dafür
einzusetzen, dass ausländische Fachkräfte eine Möglichkeit zur
Nachqualifizierung und Anerkennung ihrer ausländischen
Berufsqualifikation erhalten, die nachvollziehbar und effizient ist.

In einer weiteren Anhörung am 22. März befasste sich der Ausschuss
zunächst mit der Petition "Die Welt spricht KINDERGARTEN". Ziel der
Petition ist es, den Begriff "Kindergarten" wieder in den offiziellen
Sprachgebrauch in Deutschland einzubringen. Der Petent bedauerte, dass
der Begriff "Kindergarten", der in mehr als 40 Sprachen der Welt
unverändert übernommen wurde, ausgerechnet in seinem Ursprungsland
verdrängt werde. Der Petent setzt sich deshalb insbesondere dafür ein,
die Begriffe "Kindertagesbetreuung" oder "Kindertageseinrichtung" im
öffentlichen Sprachgebrauch, z.B. in Gesetzestexten oder
Bildungsplänen, durch den ursprünglichen Begriff "Kindergarten" zu
ersetzen.

Im Anschluss daran ging es in einer weiteren Anhörung um ein Anliegen
einer Petentin, die sich gegen den Gesetzentwurf der Landesregierung
zur Weiterentwicklung des Thüringer Schulwesens wandte. Nach
Auffassung der Petentin würden der Lehrermangel und die Verpflichtung
zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention lediglich als Vorwand
für die Änderung des Gesetzes angeführt, jedoch würden weder Parameter
für die Umsetzung noch eine Analyse der Kostenfolgen definiert. Der
aktuelle Lehrermangel würde insbesondere im Bereich der Förderlehrer
unnötig verschärft und auf dem Rücken der Kinder ausgetragen. Die
Petentin kritisiert, dass "Inklusion, koste es was es wolle, umgesetzt
werden soll". Der vorgenannte Gesetzentwurf befindet sich derzeit in
der parlamentarischen Beratung. Der Ausschuss für Bildung, Jugend und
Sport hatte hierzu im Februar eine Anhörung von Sachverständigen
durchgeführt.

In einer weiteren Anhörung, mit der dieser Sitzungstag im Ausschuss
schließen sollte, ging es um eine Petition, mit der eine
Unterrichtsgarantie an den staatlichen Schulen in Thüringen gefordert
wird. Der Petent bat unter Hinweis auf Engpässe bei der personellen
Ausstattung der Schulen um eine kurzfristige Lösung zur Beseitigung
des Lehrermangels an den staatlichen Schulen des Freistaats Thüringen,
um die Rechte der Schüler nach dem Thüringer Schulgesetz zu erfüllen.
Er begehrt die Sicherstellung und Verstetigung der Thüringer
Unterrichtsgarantie. Schlussendlich führte der Petitionsausschuss am
4. April 2019 eine weitere Anhörung zum Thema Rechtsrock durch. Die
Unterstützer der öffentlichen Petition fordern hierzu Maßnahmen der
Landesregierung, um eine verbindliche juristische Klärung des
Versammlungsstatus von sogenannten "Rechtsrockkonzerten" herbei zu
führen. Hintergrund der Petition ist der Umstand, dass in den
vergangenen Jahren mehrere Konzertgroßveranstaltungen der rechten
Szene in Thüringen als Versammlungen angemeldet und durchgeführt
wurden. Dabei sahen die zuständigen Versammlungsbehörden aufgrund der
grundsätzlich weit gefassten Versammlungsfreiheit nach Art. 8
Grundgesetz bzw. Art. 10 der Thüringer Verfassung regelmäßig keine
Handhabe, die Veranstaltungen zu untersagen. Die Initiatorin der
Petition vertritt hingegen die Ansicht, dass der hohe Grad der
Kommerzialisierung der Konzertveranstaltungen, mit denen die
Veranstalter auch erhebliche Einnahmen generieren, mit der Intention
der verfassungsrechtlich geschützten Versammlungsfreiheit nicht
vereinbar ist.

Die Bürgeranliegen wurden auf der Petitionsplattform des Thüringer
Landtags veröffentlicht und können hier weiter verfolgt werden. Die
Petitionen werden derzeit in den Fachausschüssen weiter beraten. Über
den Verlauf wird an dieser Stelle in den nächsten Ausgaben weiter
berichtet.

 * 

AUS DEM LANDTAG

Beauftragte übergeben Jahres- und Tätigkeitsberichte

Vor den Vertretern von Presse und Verbänden überreichten einige
Beauftragte von Landtag und Landesregierung in den vergangenen Wochen
Präsidentin Birgit Diezel die Berichte aus ihren jeweiligen
Geschäftsbereichen. Am 26. März übergab zunächst der Bürgerbeauftragte
Dr. Kurt Herzberg im Rahmen einer Pressekonferenz seinen Bericht für
das Jahr 2018 an die Präsidentin. Im Berichtszeitraum erreichten
insgesamt 852 Anfragen den Bürgerbeauftragten. Im Vergleich zu 2017
entsprachen diese Kontakte einer Steigerung von ca. 15 Prozent (2017:
741). Die meisten Anliegen betrafen, wie in den vergangenen Jahren,
den Bereich Soziales, aber auch Anfragen zum Bereich Kommunales,
Haushalt und Finanzen nahmen zu. Birgit Diezel sagte in diesem
Zusammenhang: "Der direkte Dialog mit den Menschen vor Ort bleibt auch
in Zeiten der zunehmenden Bedeutung von sozialen Medien eine zentrale
kommunikative Aufgabe. Gerade deshalb ist die Arbeit des
Bürgerbeauftragten wichtiger denn je." (Der gesamte Wortlaut des
Jahresberichts ist unter www.buergerbeauftragterthueringen.de
abrufbar.)

In einer weiteren öffentlichen Präsentation übergab der
Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderungen, Joachim Leibiger,
seinen Tätigkeitsbericht für die Jahre 2014 bis 2018 an die
Landtagspräsidentin sowie Ministerpräsident Bodo Ramelow. Laut dem
Bericht leben in Thüringen derzeit rund 213.000 Menschen mit einer
amtlich festgestellten Schwerbehinderung. Für den geleisteten Einsatz
im Interesse dieser Menschen bedankte sich die Präsidentin im Namen
aller Abgeordneten des Landtags beim Landesbeauftragten und seinem
Team. Barrierefreiheit und Inklusion seien nach wie vor wichtige
Themen unseres Zusammenlebens, die man anpacken müsse: "Die Inklusion
und die Realisierung bestmöglicher Teilhabe von Menschen mit
Behinderung ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. In zahlreichen
Bereichen des gesellschaftlichen Lebens sind dabei nennenswerte
Fortschritte erzielt worden. Es ist ein großer Erfolg, dass
Barrierefreiheit und Inklusion bei der Verwirklichung vieler neuer
Projekte von Anfang an mitgedacht werden. Denn die Stärke unserer
Demokratie misst sich auch immer daran, wie wir mit den vermeintlich
Schwächsten der Gesellschaft umgehen", so die Präsidentin.

Seinen Tätigkeitsbericht für die Jahre 2017 und 2018 legte am 4. April
2019 dann auch der Landesbeauftragte zur Aufarbeitung der
SED-Diktatur, Dr. Peter Wurschi, vor. Der Beauftragte wurde am 28.
September 2018 im Thüringer Landtag zum neuen Landesbeauftragten
gewählt und stellte damit zum ersten Mal seinen Tätigkeitsbericht vor.
Er trat die Nachfolge des ehemaligen DDR-Bürgerrechtlers und Pfarrers
Christian Dietrich an, der seit 2013 das Amt inne hatte und dessen
Wirken maßgeblich in den Berichtszeitraum fällt. Über 800 Mal pro Jahr
nahmen Bürgerinnen und Bürger Kontakt zum Beauftragten und seinen
Mitarbeitern auf. In den meisten Fällen, so Dr. Wurschi, gehe es um
Beratung von ehemaligen Opfern der SED-Diktatur, die auf Entschädigung
und Rehabilitierung hoffen. Wurschi betonte, dass sich die Betroffenen
nach wie vor vertrauensvoll an seine Behörde wenden können. Die
Opferberatung müsse aber aufgrund der Vielzahl komplexer Fälle um
weitere Angebote ergänzt werden. Auch dieser Tätigkeitsbericht ist im
Internet unter http://www.thla-thueringen.de/ abrufbar.


Ausstellungen: 50 Skulpturen und die Industrie von morgen


"Figurationen - Handschriften" - unter diesem Thema stellte der
Erfurter Künstler Lutz Hellmuth am 13. März zur Ausstellungseröffnung
im Landtag insgesamt 50 seiner Arbeiten aus den vergangenen 50 Jahren
vor. Zur Vernissage auf zwei Ebenen im Funktionsgebäude des Landtags
konnten Parlamentarier und Gäste verschiedenartige Skulpturen und
Plastiken aus unterschiedlichen Materialien begutachten.
Vizepräsidentin Marx wies auf die besondere Vielfalt der Ausstellung
hin. Sie manifestiere sich vor allem darin, "dass diese Figuren nicht
statisch sind. Die leben, sie bewegen sich eigentlich alle", so Marx.
Nach der Laudatio durch den Direktor der Erfurter Kunstmuseen, Prof.
Dr. Kai-Uwe Schiertz, bedankte sich Lutz Hellmuth bei den vielen
Gästen und lud zu einem kleinen Rundgang durch die Ausstellung. Die
Plastiken stammen zu großen Teilen aus seiner Bildhauerwerkstatt in
Erfurt-Rhoda, wo er noch heute seiner Leidenschaft nachgeht, vorrangig
mit Bronze, Stein, Gips und Terrakotta. Kurz nach der
Wiedervereinigung war Hellmuth für einige Zeit Vorsitzender des
Landesverbandes der Bildenden Künste und gestaltete dessen Geschicke
für die nächsten Jahre mit.

In einer weiteren Ausstellung wurden am 3. April die Fotografien von
Karl-Heinz Rothenberger unter dem Titel "Industriekultur 4.0"
vorgestellt. In seiner Fotoreihe zeigt Rothenberger die vielfältigen
Umstellungen in der Arbeitswelt auf die Bedingungen der so genannten
"Industrie 4.0", in der die nunmehr digitalen Maschinen in den
Unternehmen immer mehr miteinander vernetzt sind. Räumlich hat sich
Rothenberger in Zusammenarbeit mit der Dualen Hochschule Gera-Eisenach
hierbei auf die regionalen Unternehmen in Ost- und Westthüringen
spezialisiert und zeigt, dass trotz der fortschreitenden
Digitalisierung die Arbeitswelt nicht gänzlich ohne den Menschen
auskommt. Nach den einleitenden Worten von Landtagspräsidentin Birgit
Diezel bestätigte auch Prof. Jürgen Müller von der Dualen Hochschule
diesen fotografischen Eindruck. "Trotz der weiteren Entwicklungen in
Arbeit und Digitalisierung beobachten wir, dass Mensch und Technik
nach wie vor nicht gänzlich zu trennen sind", so Müller. Vor allem die
gestiegene Nachfrage nach technischen Studiengängen an der Hochschule
zeige, dass junge Menschen die Automatisierungs- und
Vernetzungstechniken selbst gestalten wollen. Der Koordinator für
Industriekultur der Sächsischen Kulturstiftung, Dr. Dirk Schal, wies
abschließend daraufhin, dass die Ausstellung wunderbar zeige, dass
Industriekultur nicht immer die Industrieromantik alter verlassener
Stahlwerke sein muss, sondern sich vor allem neue Techniken und
Fertigungen kulturell in Szene setzen lassen. Den Beweis hierfür
können Gäste und Besucher der Ausstellung bis zum 12. Mai im
Zwischengang des Thüringer Landtags betrachten.


Landtagsgeschichte: Im April vor 18 Jahren 

Zu jeder größeren Baustelle gehört ein Bauzaun. Nicht schön, aber
notwendig. Anders war dies beim Neubau des Funktionsgebäudes des
Thüringer Landtages vor 18 Jahren. Noch vor der Grundsteinlegung des
neuen Gebäudes in der Jürgen-Fuchs-Straße in Erfurt konnten sich im
Rahmen eines Wettbewerbs junge Graffiti-Künstler aus Thüringen an
grauen Tafeln, die am Bauzaun befestigt wurden, mit der Spraydose
verwirklichen. Insgesamt 38 Tafeln umschlossen schließlich das
Baugelände. Den Hauptpreis, eine Reise zu einem Graffiti-Wettbewerb
nach New York, gewannen Falk Lehmann und Sascha Hagemann. Den Preis
übergab der damalige Finanzminister Andreas Trautvetter. Im Herbst
2001 wurde schließlich die letzte Betondecke des Funktionsgebäudes
fertiggestellt. Die Schlüsselübergabe erfolgte im Jahr 2003.

 * 

Hinweis der Schattenblick-Redaktion: 

 Eine Tabelle mit den aktuellen Gesetzgebungsverfahren 
 in Beratung (Stand: 17.04.2019) wurde nicht in den 
 Schattenblick übernommen.

 Sie ist in der PDF-Ausgabe des Landtagskuriers zu finden unter:
 
 https://www.thueringer-landtag.de/fileadmin/Redaktion/1-Hauptmenue/6-Service_und_Kontakt/6-Landtagskurier/Dokumente/Landtagskurier_4_2019_Inernet.pdf
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Landesfinale "Jugend debattiert" im Plenarsaal

Am 10. April 2019 eröffnete Landtagspräsidentin Birgit Diezel im
Thüringer Landtag das Landesfinale von "Jugend debattiert". Zu den
Gästen des Wettbewerbs gehörten ca. 240 Schülerinnen und Schüler sowie
Lehrkräfte aus ganz Thüringen. Vorab sagte Landtagspräsidentin Diezel
hierzu: "Die Spielregeln einer fairen Debatte sind zugleich die
Voraussetzungen unserer liberalen Demokratie: Die Bereitschaft
zuzuhören und andere Standpunkte oder Mehrheitsmeinungen zu
respektieren. Das gilt hier im Landtag, im Netz oder auf dem Schulhof.
Verleumdungen oder Fake News sind Schwächen, gut recherchierte
Argumente und die freie Rede hingegen große Stärken. Beim Wettbewerb
"Jugend debattiert" zeigen unsere Schülerinnen und Schüler, dass sie
starke und zugleich faire Wortführer für die Themen von morgen sein
können." Zunächst debattierten die Finalisten der Sekundarstufe 1, ob
die künstliche Beschneiung von Skipisten außerhalb von
Sportereignissen verboten werden sollte. Hierauf folgt ein
Podiumsgespräch unter anderem mit dem Thüringer Minister für Bildung,
Jugend und Sport, Helmut Holter und der Landtagspräsidentin a.D.,
Prof. Dr. Dagmar Schipanski.

Im Anschluss debattierten die Finalisten der Sekundarstufe 2, ob bei
Wahlen zum Thüringer Landtag die Parteien verpflichtet werden sollten,
auf den Landeslisten gleich viele Frauen und Männer als Kandidaten
aufzustellen.

Das Landesfinale von "Jugend debattiert" findet seit dem Jahr 2008 im
Thüringer Landtag statt. Folgende Schulen sind in diesem Jahr zum
Landesfinale vertreten: Das Heinrich-Böll-Gymnasium Saalfeld, das
Humboldt-Gymnasium Weimar, das Schiller-Gymnasium Weimar, das
Humboldt-Gymnasium Nordhausen, das Goethegymnasium Weimar, das
Heinrich-Mann-Gymnasium Erfurt, das Herder-Gymnasium Nordhausen, die
Regelschule Altensteiner Oberland, das Osterlandgymnasium Gera, das
Spalatin Gymnasium Altenburg, die Regelschule Gößnitz, das
Heinrich-Hertz-Gymnasium Erfurt, das Ev. Ratsgymnasium Erfurt, das
Friedrich-Gymnasium Altenburg, die IGS Erfurt, das
Marie-Curie-Gymnasium Bad Berka, das SBZ Gotha, die Lobdeburgschule
Jena und das Pestalozzi-Gymnasium Stadtroda.

 * 

Die CDU-Fraktion im Thüringer Landtag

Geschäftsstelle

Tel.: 0361 37 72201

Fax: 0361 37 72414

www.cdu-landtag.de

Tischner: "Eltern sollen mitentscheiden dürfen"

Für die von Rot-Rot-Grün geplante Ausweitung des inklusiven
Unterrichts an Thüringens Schulen gibt es nicht genug Sonderpädagogen.
"Wir stellen laufend Sonderpädagogen ein. Es ist jedoch schwieriger
geworden, Interessenten zu finden", so ein Mitarbeiter des
Bildungsministeriums in der Anhörung zur Novelle des Schulgesetzes im
Petitionsausschuss des Landtags. Zahlen sowohl zur aktuellen
Personalsituation wie auch zum künftigen Bedarf an Sonderpädagogen,
Gebärdendolmetschern und Pädagogen mit Kenntnis der Blindenschrift
blieb der Mitarbeiter gegenüber den Petenten schuldig. "Für den
gemeinsamen Unterricht von behinderten und nichtbehinderten Kindern
gibt es nicht genügend Personal und zu wenig geeignete Klassenräume",
so der bildungspolitische Sprecher der CDU-Fraktion, Christian
Tischner. Er könne daher den Elternwillen nachvollziehen, der sich für
den Erhalt der Förderschulen einsetzt. "Eltern wollen und sollen in
dieser Frage mitentscheiden dürfen", erklärte Tischner.


Ramelow wirbt für eine saftige Steuererhöhung

Die von Ministerpräsident Bodo Ramelow angestrebte Einführung einer
neuen Kultursteuer stößt auf den Widerstand der CDU-Fraktion im
Thüringer Landtag. "Millionen Steuerzahler freuen sich darüber, dass
nach Jahrzehnten endlich der Solidaritätszuschlag abgeschafft wird, da
kommt Bodo Ramelow mit einem neuen Steuerzuschlag um die Ecke, der
nach seinen nebulösen Einlassungen etwa die gleiche Höhe haben
könnte", sagte Maik Kowalleck, haushaltspolitischer Sprecher der
Fraktion. Nach seinen Worten ist der Vorschlag umso befremdlicher,
"weil das ursprüngliche Motiv die Finanzierung von Moscheegemeinden
ist. Dafür eine staatliche Zwangsabgabe einzuführen, alle Bürger zur
Kasse zu bitten und das Kirchensteuersystem zu zerschlagen, ist
aberwitzig."

Anders als die Kirchensteuer, die Kirchenmitglieder freiwillig an die
Kirchen zahlen, wäre die Kultursteuer eine staatliche Abgabe, der sich
niemand entziehen kann. Zwar können die Steuerpflichtigen entscheiden,
wem sie zugutekommt, zahlen müssen sie jedoch in jedem Fall. Der
Finanzpolitiker verdeutlichte, "dass es bei der Kultursteuer nicht um
Peanuts geht". Kowalleck rechnet mit einer Größenordnung von rund 200
Millionen Euro für die Gesamtheit der Thüringer Bürger. "Abseits aller
rechtlichen Unklarheiten, die im Zusammenhang mit dem Vorschlag noch
bestehen, ist das eine saftige Steuererhöhung", so Maik Kowalleck
weiter.


Konzept für Behindertenwerkstätten gefordert

Die CDU-Fraktion im Thüringer Landtag fordert ein landesweites Konzept
zur Zukunft der Behindertenwerkstätten. "Die Landesregierung soll dem
Landtag bis spätestens Ende August ein entsprechendes Papier
vorlegen", sagte die sozialpolitische Sprecherin der
CDU-Landtagsfraktion, Beate Meißner. Dabei müsse beachtet werden, dass
es mittel- bis langfristig zu einer positiven Lohnentwicklung kommt
und mehr Übergänge aus der Werkstatt auf den allgemeinen Arbeitsmarkt,
etwa durch die Gründung von Integrationsfirmen, ermöglicht würden.

Hintergrund ist die Debatte um die von der "LIGA der Selbstvertretung
Thüringen e.V." geforderte Abschaffung der Werkstätten. Dies lehnen
neben verschiedenen Trägern der Behindertenhilfe auch die Thüringer
Christdemokraten als eine Inklusionsforderung ab, die an den
Interessen vieler Betroffener vorbei geht.


Gutachten warnt vor rechtlichen Risiken

Der Plan der rot-rot-grünen Landtagsmehrheit noch vor den Wahlen einen
Haushalt für die kommende Legislatur zu verabschieden, "wäre mit
verfassungsrechtlichen Risiken behaftet".

Das ist das Ergebnis eines Gutachtens des Wissenschaftlichen Dienstes
des Thüringer Landtags. "Diese Risiken ergeben sich aus dem
Budgetrecht und der zeitlichen Begrenzung demokratisch legitimierter
Herrschaft. Es geht um einen nicht statthaften Übergriff auf die
kommende Wahlperiode, die parlamentarische Demokratie würde entkernt",
kommentiert der Vorsitzende der CDU-Fraktion im Thüringer Landtag,
Mike Mohring. Denn ist ein Etat verabschiedet, kann nur die
Landesregierung Änderungen daran im Parlament zur Abstimmung stellen.
Das heißt, eine neue Landtagsmehrheit kann gegen den Willen einer nur
noch geschäftsführenden Regierung ihren eigenen Willen nicht
durchsetzen.


Staatskanzlei in Erklärungsnot

"Neue Zeugenaussagen im Lauinger-Untersuchungsausschuss bringen die
Staatskanzlei in Erklärungsnot", so der zuständige Ausschuss-Sprecher
für die CDU-Fraktion, Volker Emde. Zuvor hatte der Büroleiter von
Staatkanzlei-Minister Benjamin Hoff (Linke) gegenüber dem Ausschuss
eingeräumt, im Vorfeld einer Entscheidung auf Beamtenebene nicht alle
Akten weitergegeben zu haben. An den Grund dafür habe er sich nicht
mehr erinnern können. "Insgesamt verdichtet sich der Verdacht, dass
die Prüfungsbefreiung für den Minister-Sohn ein Gefallen unter
Ministerkollegen war", so Emde. Ungewöhnlich war aus Sicht der
CDU-Fraktion auch, dass die rechtliche Bewertung der Prüfungsbefreiung
des Lauinger-Sohnes dem Justiziar der Staatskanzlei zur Begutachtung
vorgelegt wurde. Hoffs Büroleiter erklärte dazu, es seien ihm "keine
anderen Fälle" bekannt, wo die Staatskanzlei für ein Ministerium eine
juristische Bewertung abgegeben habe.


Strafvollzug vor Katastrophe

Thüringens Strafvollzugsbedienstete üben scharfe Kritik an der
Personalpolitik des Justizministeriums. Der Verband sieht das Land
angesichts der seit Jahren fehlenden Mitarbeiter in den Gefängnissen
in den kommenden Jahren auf eine "Katastrophe" zusteuern, erklärte
sein Vorsitzender, Jörg Bursian. Der Justizvollzug sei ein
"permanentes Sicherheitsrisiko". Es müsse mehr Personal eingestellt
werden. Auch für den justizpolitischen Sprecher der CDU-Fraktion,
Manfred Scherer, ist klar: "Wer personalintensive Regelungen im
Strafvollzug einführt, muss diese auch personell abbilden." Die
CDU-Landtagsfraktion hat die Personalnot in den Gefängnissen im
jüngsten Plenum zum Thema einer aktuellen Stunde gemacht.

 * 
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Zukunftsfest

Von Frank Kuschel, Kommunalpolitiker

Das bereits dritte Gemeindeneugliederungsgesetz ist in den Landtag
eingebracht. Somit hat sich in dieser Legislaturperiode fast die
Hälfte der Gemeinden in Thüringen auf den Weg in zukunftsfeste
Verwaltungsstrukturen gemacht, jede zweite Gemeinde hat die Chancen
der Freiwilligkeit genutzt. Das ist ein eindeutiger Beleg dafür, dass
die Blockadehaltung der CDU komplett ins Leere gelaufen ist.

Für die übrigen Gemeinden stellt sich die Frage, wie sie in den
unveränderten Strukturen die Herausforderungen der nahen Zukunft
bewältigen wollen. Das sind insbesondere die Sicherung des
Berufsnachwuchses und die Bündelung vorhandener finanzieller
Ressourcen im Bereich der notwendigen Investitionen. Zu den aktuellen
Herausforderungen gehören u.a. die Umstellung auf die elektronische
Akte und die Umsetzung der Datenschutzgrundverordnung.

Hinsichtlich des beantragten Beitritts von Katzhütte zur Landgemeinde
Großbreitenbach ist die Entscheidung der zuständigen Rechtsaufsicht
abzuwarten, ob der im Januar durchgeführte Bürgerentscheid rechtmäßig
zustande gekommen ist. In Abhängigkeit davon haben sich die
Koalitionsfraktionen darauf verständigt, im Rahmen des
Gesetzgebungsverfahrens einen Änderungsantrag einzubringen, welcher
noch Bestandteil des Anhörungs- und Auslegungsverfahrens wird.


Weitere Verbesserungen für die Thüringer Kindergärten

Der Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zur Änderung des Thüringer
Kindertagesbetreuungsgesetzes, der für weitere Verbesserungen in den
Kindergärten sorgen wird, wurde jetzt in erster Lesung beraten. "Wir
investieren in gute Betreuung und in eine bessere
Personalausstattung", sagte der Bildungspolitiker der Linksfraktion
Torsten Wolf.

Die vom Bund im Rahmen des Gute-Kita-Gesetzes bereitgestellten Mittel
sollen genutzt werden, um ab 1.8.2020 auch das vorletzte
Kita-Besuchsjahr beitragsfrei anzubieten. Zusätzlich sind ab 2020 ein
verbesserte Personalschlüssel sowie die Einführung einer an die duale
Ausbildung angelehnten praxisintegrierten Ausbildung im
ErzieherInnenbereich vorgesehen. "Das Gesetz ist ein weiterer
wichtiger Baustein zur Stärkung frühkindlicher Bildung als ein
Hauptschwerpunkt rot-rot-grüner Politik in Thüringen", so Torsten
Wolf.

Am 22. März hatte im Landtag eine öffentliche Anhörung zur Petition
"Die Welt spricht Kindergarten" stattgefunden. Die Petentinnen und
Petenten streben an, die Wörter "Kindertagesstätte" und
"Kindertagesbetreuung" durch den Begriff "Kindergarten" zu ersetzen.
Thüringen solle dabei als Vorreiter für eine deutschlandweite
Umwidmung der Wörter im öffentlichen Sprachgebrauch agieren.
Ausdrücklich begrüßte die Abgeordnete der Linksfraktion Anja Müller
die Intention des Fröbelkreises, den Begriff "Kindergarten" wieder
in das Thüringer Bewusstsein zu rücken. In einem ersten Schritt sollte
die Kurzbezeichnung des Thüringer Kindertagesbetreuungsgesetzes in
"Thüringer Kindergartengesetz" zu ändern. Da sich das Gesetz ohnehin
in der parlamentarischen Überarbeitung befinde, könne in diesem Zuge
auch dessen Kurzbezeichnung erneuert werden, so Anja Müller.


Nicht zu Lasten der Pflegebedürftigen und Kommunen

Aktuell erhöhen viele Pflegeheime in Thüringen massiv ihre Heimkosten,
gleichzeitig steigen die Pflegesätze für die ambulante Pflege. Mit der
Heimkosten-Erhöhung sind Mehrkosten von bis 500 Euro zusätzlich im
Monat fällig. Diese zusätzlichen Belastungen für Menschen in
ambulanter Pflege und in den Pflegeheimen hatte die Linksfraktion im
Rahmen einer Aktuellen Stunde zur Landtagssitzung thematisiert.

"Ursachen dafür sind u.a. auch die erstrittenen und notwendigen
höheren Lohnzahlungen für Pflegekräfte, die aber nicht zu Lasten der
Pflegebedürftigen und Kommunen gehen dürfen. Deshalb muss das
momentane System der Pflegeteilversicherung unbedingt verändert
werden", sagte Jörg Kubitzki. Die Erhöhungen werden auf die
Pflegebedürftigen umgelegt, da die Zusatzkosten nicht von den
Pflegekassen übernommen werden. "Durch diese gesetzlich sanktionierte
Verfahrensweise findet quasi eine Enteignung der Pflegebedürftigen
statt. Wir fordern den Umbau der Pflegeversicherung hin zu einer
Bürgerversicherung, in die alle einzahlen, oder ein steuerfinanziertes
System", erklärte der LINKE-Abgeordnete. Die von der Bundesregierung
vorgesehene Obergrenze der Eigenanteile sei "nur eine
Schönheitskorrektur, löst aber die Probleme nicht nachhaltig", so Jörg
Kubitzki.


Petition mit 20.000 Unterschriften gegen Rechtsrockkonzerte


Eine vom Bürgerbündnis gegen Rechtsextremismus, für Demokratie und
Weltoffenheit gestartete Petition gegen Rechtsrockkonzerte mit
inzwischen knapp 20.000 Unterschriften war am Rande der Plenarsitzung
am 28. März an den Petitionsausschuss des Thüringer Landtages
übergeben worden. Die Petentinnen und Petenten sprechen sich dagegen
aus, dass Rechtsrockkonzerte regelmäßig als politische Versammlungen
qualifiziert werden. Damit werde es den Veranstalterinnen und
Veranstaltern finanziell und logistisch einfacher gemacht, solchen
Rechtsrock-Großevents durchzuführen. Versammlungsbehörden und
Ordnungsämter seien machtlos. Zudem müsse die Polizei die
Veranstaltungen absichern.

Anja Müller, Sprecherin für Petitionen und Bürgerbeteiligung der
Linksfraktion, begrüßte die Forderungen der Petentinnen und Petenten.
Es könne nicht sein, dass wesentliche Kosten dieser antidemokratischen
Events auf die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler umgelegt würden. Am
4. April fand eine öffentliche Anhörung zur Petition im Plenarsaal des
Landtags statt.

 * 
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Arbeiten im Landtag?

Der Thüringer Landtag hat im bundesdeutschen Vergleich den höchsten
Anteil an Mandatsträgerinnen. Deshalb ist es nur folgerichtig, dass
sich sowohl Schülerinnen als auch Schüler im Rahmen des "Girls and
Boys Days" über die Arbeit im Landtag informierten. Denn der
landesweite Aktionstag dient dazu, Schülerinnen und Schülern Mut zu
machen, sich beruflich auch für Bereiche zu entscheiden, die von einem
Geschlecht dominiert werden.

So nahmen Regelschüler der Robert-Bosch-Schule Arnstadt auf Einladung
der Abgeordneten Eleonore Mühlbauer an einem bunten Programm in den
Räumen des Thüringer Landtages teil. Nach einer Gesprächsrunde mit
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Fraktion sowie dem
Fraktionsvorsitzenden Matthias Hey besuchten die Mädchen und Jungen
verschiedene Stationen im Landtag.

Ein Besuch im Landtag ist übrigens für alle Interessierten, jeden
Alters über den Besucherdienst möglich: 

www.thueringer-landtag.de/service/besuch-im-landtag.


Starke Kindergärten für Thüringen

Mit einer Novellierung des Thüringer Kindertagesbetreuungsgesetzes
will R2G ein zweites beitragsfreies Kindergarten-Jahr einführen und
das Personal in den Einrichtungen weiter stärken. Der im Landtag in
erster Lesung beratene Gesetzentwurf sieht vor, die für Thüringen vom
Bund im Rahmen des Gute-Kita-Gesetzes zur Verfügung gestellten 136,5
Millionen Euro zu nutzen, um ab 1.8.2020 auch das vorletzte
Kita-Besuchsjahr beitragsfrei anzubieten sowie die Betreuungsqualität
in den Einrichtungen und die Arbeitsbedingungen der Erzieherinnen und
Erzieher weiter zu verbessern. Vorgesehen ab 2020 sind verbesserte
Mindestpersonalschlüssel für alle Kindertageseinrichtungen und
verbesserte Betreuungsschlüssel für die Altersgruppe der 4- bis
5-jährigen Kita-Kinder.


Jeder Zweite profitiert

Insgesamt 70 Gemeinden haben sich gefunden, die die Möglichkeit zum
einvernehmlichen Zusammenschluss mit ihren Nachbargemeinden nutzen
wollen. Mit dem dritten Gemeindeneugliederungsgesetz hat der Thüringer
Landtag über das letzte Gebietsreformgesetz in dieser Wahlperiode
diskutiert. "Dieses und die bereits beschlossenen
Gemeindeneugliederungsgesetze zeigen: Die freiwillige Gebietsreform
der rot-rot-grünen Koalition ist eine Erfolgsgeschichte", stellt die
kommunalpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion Claudia Scheerschmidt
während der Plenardebatte fest. Gleichwohl können die in dieser
Wahlperiode durchgeführten Gemeindeneugliederungen nur ein erster
Schritt hin zu einer leistungsfähigen Struktur der gesamten
Gemeindeebene in Thüringen sein. Die SPD-Fraktion ist entschlossen,
diesen Weg konsequent weiterzugehen. "Wir wollen, dass sich die
Gemeinden in Thüringen zu leistungsfähigen Einheits- und Landgemeinden
entwickeln. Wir setzen dabei weiter auf das Prinzip der
Freiwilligkeit."

Am Ende dieser Wahlperiode werden sich insgesamt 390 Gemeinden
freiwillig zu neuen und zukunftsweisenden Einheitsund Landgemeinden
zusammenschließen. Damit profitieren über 900.000 Thüringerinnen und
Thüringen von den bereitgestellten Hochzeitsprämien und Strukturhilfen
des Landes. Das ist nahezu jeder zweite Mensch in Thüringen.


Quotierte Wahllisten

"100 Jahre nach der Errungenschaft des Frauenwahlrechts ist in ganz
Deutschland noch immer die Mehrzahl der Abgeordneten männlich. Die
Folge ist, dass die Interessen der Frauen unterrepräsentiert sind.
Dieses Ungleichgewicht wollen wir mit einem Paritégesetz für die
Wahlen zum Thüringer Landtag beseitigen", erklärt Dorothea Marx zur
Einführung einer paritätischen Quotierung. Frauen seien in der Politik
nach wie vor strukturell benachteiligt. "Wir Frauen wollen nicht die
Hälfte vom Kuchen, sondern die Hälfte der Bäckerei", schloss Marx.


Reiten und Radeln

Endlich dürfen Radfahrer und Reiter wieder die festen und befestigten
Wege in Thüringens Wäldern für ihren Sport nutzen. So sieht es
zumindest ein Gesetzentwurf der rotrot-grünen Regierungsfraktionen
vor, der im März-Plenum vorgelegt wurde. Die forstpolitische
Sprecherin der SPD-Fraktion Dagmar Becker: "Es ist fast 20 Jahre her,
dass SPD und Linke im Landtag vergeblich gegen das Reitverbot der CDU
kämpften. Die damaligen Versprechen eines gut ausgewiesenen und
nutzerfreundlichen Reitwegenetzes sind bis heute nicht erfüllt!"

Zudem bietet der Gesetzentwurf Rechtssicherheit für viele
Waldgenossenschaften. Nach einem Urteil des Oberlandesgerichts waren
Anteile von Waldgenossenschaften nicht mehr verkäuflich, dazu soll
eine Neuregelung eingeführt werden. Ebenfalls werden im Gesetzentwurf
Vorkehrungen getroffen, um der massenhaften Verbreitung des
Borkenkäfers entgegenzuwirken und betroffene Waldbesitzer von
unnötigen Kosten für Aufforstungen zu entlasten. Besonders wichtig ist
den Fraktionen von R2G, dass ein Kommunalwaldverkauf zum Zweck der
Haushaltskonsolidierung untersagt wird.

 * 

AfD-Fraktion im Thüringer Landtag

Geschäftsstelle

Tel.: 0361 3772452

Fax: 0361 3772453

www.afd-thl.de

Industrialisierungsoffensive für den Osten!

Die Ministerpräsidenten der ostdeutschen Länder trafen sich am 3.
April in Neudietendorf mit Bundeskanzler Merkel zu Beratungen
zusammen. Themen waren unter anderem wie gleichwertige
Lebensverhältnisse in Ost und West geschaffen werden können und die
Angleichung der Renten von DDR-Bürgern.

Björn Höcke analysiert angesichts des Treffens die Fehler der
Vergangenheit: "Noch heute sind die Folgen der falsch bewerkstelligten
Wiedervereinigung spürbar. Die DDR verfügte in ihrer Endphase über
etwa vier Millionen Industriebeschäftigte, heute sind hier weniger als
eine Millionen Menschen im industriellen Sektor beschäftigt. Die
Folgen dieser Deindustrialisierung und der daraus resultierenden
jahrzehntelangen hohen Arbeitslosenraten sind erhebliche Lücken in
Erwerbsbiographien und im Durchschnitt noch immer etwa 20 Prozent
niedrigere Löhne. Beides führt dann zwangsläufig zu deprimierenden
Rentenanwartschaften, dem Ausbluten des ländlichen Raumes und
geringerem Wohlstand."

Er zieht daraus die folgenden Schlussfolgerungen: "Es braucht daher
endlich eine umfassende Industrialisierungsoffensive für den Osten!
Dazu zählt der Ausbau gewerbenaher Infrastruktur, gezielte Ansiedlung
von Behörden, Ausbau von Universitäten und Fachhochschulen außerhalb
der Ballungszentren und eine Priorität des Ausbaus von
Verkehrsinfrastruktur und digitalen Netzen. Aber auch ein Abbau von
Investitionshemmnissen ist notwendig: Das Vergaberecht muss
entschlackt werden und darf nicht, wie Rot-Rot-Grün es vorhat, mit
vergabefremden Kriterien überfrachtet werden. Auch die längst
gescheiterte Energiewende ist - mit den in der Folge auftretenden
höchsten Strompreisen Europas - eine Bürde für die dringend notwendige
Reindustrialisierung der neuen Bundesländer.

Weniger linksgrüne Ideologie und mehr praktische Industriepolitik
würde unserem Land guttun. So entstehen unbefristete und gut bezahlte
Arbeitsplätze. Das müssen wir schaffen und das wollen wir auch
schaffen!"


Landesregierung zeichnet unrealistisches Bild der
Finanzsituation des Freistaates Thüringen

Der Präsident des Thüringer Rechnungshofs, Sebastian Dette, hat die
Finanzplanung des Landes bis zum Jahr 2023 als übertrieben
optimistisch und "reines Wunschdenken" kritisiert. Sie beruhe auf
veralteten Prognosen. Der haushaltspolitische Sprecher der
AfD-Fraktion, Olaf Kießling, stimmt dem zu: "Die Landesregierung hat
von Beginn an den Willen zu seriösem Regierungshandwerk vermissen
lassen. Dies zieht sich wie ein roter Faden durch die
Legislaturperiode. Im Wahlkampf will die Landesregierung den Bürgern
ein unrealistisch positives Bild ihrer Finanzpolitik zeichnen. Doch in
Wahrheit hat Rot-Rot-Grün dem Land viele ideologisch begründete
Aufgaben und Lasten aufgebürdet, während die Investitionsausgaben
mittelfristig sinken und die Substanz angegriffen wird.

Die AfD-Fraktion hat in den Haushaltsanhörungen gemeinsam mit dem
Rechnungshof immer wieder darauf hingewiesen, dass die Daten bezüglich
der Steuerschätzung veraltet sind und so auf der Einnahmenseite nicht
veranschlagt werden dürfen. Laut Landesregierung werden erst im Mai
2019 belastbare Zahlen vorliegen. Die AfD-Fraktion bleibt daher bei
ihrer Position, dass dieser Haushaltsentwurf bewusst zu früh
veröffentlicht wird und die Öffentlichkeit hinter die Fichte führen
soll.

Thüringen leistet sich zwar pro Einwohner mehr Personal als andere
Flächenländer, aber an Lehrern und Polizisten mangelt es. Die
Prioritäten sind falsch gesetzt! Die Zeiten, in denen Geld für
linksgrüne Wunschpolitik ausgegeben werden konnte, sind endgültig
vorbei. Es muss klar priorisiert werden, welche Aufgaben in Zukunft
vom Land geleistet werden sollen. Für uns stehen die Prioritäten fest:
Familien, abhängig Beschäftigte, Rentner sowie kleine und
mittelständische Unternehmer."


Lohndumping stoppen! Wettbewerb stärken!

Nach Kontrollen in mehreren Thüringer Betrieben geht der Zoll dem
Verdacht auf Verstöße gegen das Mindestlohn-Gesetz nach. Wie das
Hauptzollamt Erfurt mitteilte, gibt es in 25 Fällen Hinweise darauf,
dass die Beschäftigten nicht den gesetzlichen Mindestlohn erhielten.
Kontrolliert wurden 80 Unternehmen in Thüringen und Südwestsachsen.
Thomas Rudy warnt davor, deshalb über der gesamten Unternehmerschaft
den Stab zu brechen: "Die weit überwiegende Mehrzahl der Unternehmer
wollen ihren Arbeitern und Angestellten einen angemessenen Lohn
zahlen. Leider finden sich immer auch einige schwarze Schafe, die
bewusst Lohndumping einsetzen, um sich einen Wettbewerbsvorteil zu
verschaffen. Wegen des Fehlverhaltens Einzelner darf jedoch kein
falsches Bild der übrigen Unternehmerschaft gezeichnet werden." Weiter
führt der Abgeordnete aus: "Festgehalten werden müssen drei Fakten.
Erstens: Das Mindestlohngesetz in seiner heutigen Form ist ein
Bürokratiemonster. Die Dokumentationspflichten sind so gestrickt, dass
es fast zwangsläufig zu Fehlern kommen muss. Hier braucht es dringend
praxisnahe Regelungen. Zweitens: Wer sich unlauter Wettbewerbsvorteile
verschafft, muss zeitnah, konsequent und schmerzhaft bestraft werden.
Der Wettbewerb ist eine zentrale Triebkraft für unsere
Wohlstandsentwicklung. Jeder Versuch, den Wettbewerb außer Kraft zu
setzen, ist daher ein Angriff auf die Grundprinzipien der Sozialen
Marktwirtschaft selbst. Drittens: Die Wirtschafts- und Sozialpolitik
der vergangenen 30 Jahren hat zu einer miserablen Lohnentwicklung
geführt. Hier ist anzusetzen, um den Mindestlohn langfristig
überflüssig zu machen. Es braucht eine Entwicklung hin zu
Wohlstandslöhnen!"

 * 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Thüringer Landtag
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Mehr Frauen in die Politik

Im Märzplenum haben die Fraktionen von Rot-Rot-Grün einen
Gesetzentwurf zur Einführung paritätisch besetzter Wahllisten in den
Landtag eingebracht. Dirk Adams, Fraktionsvorsitzender und
demokratiepolitischer Sprecher von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, begrüßt,
dass Thüringen nun einen wichtigen Schritt geht. "Im
Bundesländervergleich hat das Thüringer Parlament mit etwa 41 Prozent
einen recht hohen Frauenanteil. Das liegt aber lediglich an den
quotierten Listen der Parteien von Rot-Rot-Grün", so der
Fraktionsvorsitzende. Die Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN möchte
daher, dass künftig die Wahllisten aller Parteien bei Landtagswahlen
abwechselnd mit Männern und Frauen besetzt werden.

"Frauen sind in unserer Gesellschaft nach wie vor nicht
gleichberechtigt beteiligt. Derzeit gibt es beispielsweise viele
Wissenschaftlerinnen, aber nur 25 der 121 Universitäten in Deutschland
werden von Frauen geleitet. Diese Tatsache hat die Politik lange
ignoriert. Es wurde nicht gehandelt."

Dirk Adams sieht das Problem darin, dass der Blick der Politik ein
männerdominierter Blick ist. "Das wollen wir ändern", so der
Bündnisgrüne weiter. "Außerdem wollen wir in Sachen Gleichstellung
vorangehen. Deshalb wollen wir ein paritätisch besetztes Parlament in
Thüringen." Der Gesetzentwurf wurde nach der ersten Lesung in die
Ausschüsse überwiesen und wird dort nun beraten.

"Vor hundert Jahren war eine Frau im Parlament so ungewöhnlich wie ein
paritätisch besetztes Parlament heute noch ist", erklärt Dirk Adams.
"Demokratie lebt von Entwicklung. Das ist ein erster wichtiger
Schritt, um mehr Frauen ins Parlament zu bringen."


Wahlrechtsausschlüsse abgeschafft

Bislang waren Menschen, die unter Betreuung stehen von Wahlen
ausgeschlossen. Durch einen Beschluss des Landtags, der auf einem
Entwurf der Fraktionen von Rot-Rot-Grün basiert, sind diese
Wahlrechtsausschlüsse nun abgeschafft worden. Für Babett Pfefferlein,
sozial und gleichstellungspolitische Sprecherin in der Fraktion von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, sieht darin einen wichtigen Schritt für mehr
Teilhabe und Mitbestimmung.

"Ich freue mich über diesen Beschluss", so die bündnisgrüne
Abgeordnete. "Durch ihn wird zukünftig der pauschale Wahlausschluss
von unter Betreuung stehenden Menschen abgeschafft." Ein
Wahlrechtsausschluss wird nun nur noch aufgrund einer richterlichen
Entscheidung möglich sein. "Bisher war den Menschen das Wahlrecht
verwehrt worden, obwohl sie durchaus selbstbestimmt wählen können und
ein Recht darauf haben", erklärt Babett Pfefferlein weiter. "Es war an
der Zeit, dass diese Diskriminierung endlich abgeschafft wird."

Ende Januar erst hatte das Bundesverfassungsgericht entschieden, dass
die Ausschlüsse von Wahlen für Menschen mit Behinderung, die unter
gesetzlicher Betreuung stehen, nicht mit dem Grundsatz der
Allgemeinheit der Wahl sowie mit dem Verbot von Benachteiligung
aufgrund einer Behinderung vereinbar sind.

"Damit haben wir in Thüringen ein weiteres Stück zur Durchsetzung
demokratischer Grundrechte und zur Gleichstellung geschafft", urteilt
Babett Pfefferlein abschließend.


Ezra-Statistik zeigt Radikalisierung der rechtsextremen
Szene

Die Opferberatungsstelle ezra hat im März ihre Jahresstatistik für das
Jahr 2018 veröffentlicht. Auch das Innenministerium veröffentlichte
die Statistik zur Politisch motivierten Kriminalität in Thüringen.

Madeleine Henfling, bündnisgrüne Sprecherin für Strategien gegen
Rechtsextremismus, deutet die vorgelegten Zahlen und deren Anstieg als
einen Beweis dafür, dass extrem rechte Gewalt weiterhin ein Problem
der Gesellschaft bleibt. "Das ist nicht hinnehmbar", so Madeleine
Henfling. "Über die Hälfte der Angriffe hatte ein rassistisches
Tatmotiv." Oft seien Menschen mit Migrationsgeschichte und
Postmigrant*innen Ziele von Angriffen.

"Wir müssen die aktuellen Entwicklungen in der rechtsextremen Szenen
in die Bedrohungslage einbeziehen. Grundsätzlich nehmen wir eine
Radikalisierung in der extrem rechten Szene wahr, was auch die
Jahresstatistik von ezra bestätigt. Erfurt, Saalfeld-Rudolstadt und
Eisenach stechen als Orte hervor, wo die meisten Angriffe stattfinden.
Das Problem ist seit geraumer Zeit bekannt. Nun ist Handeln gefragt",
appelliert die bündnisgrüne Abgeordnete. "In Thüringen dürfen keine
Nazi-Zonen oder Orte entstehen, die für manche Gesellschaftsgruppen zu
No-go-Areas werden. Dort wo Menschen zu Opfern werden, bedarf es einer
stärkeren Solidarität der Zivilgesellschaft mit den Opfern. Die Zahlen
der Opferberatungsstelle führen uns vor Augen, dass Opferberatung ein
wichtiges Angebot für Opfer rechter und rassistischer Gewalt ist.
Wichtig ist daher die Opferberatung in Thüringen langfristig
abzusichern und das auch für ganz Deutschland zu fordern", so
Madeleine Henfling. Sie verweist abschließend auch auf die Arbeit der
Enquete-Kommission Rassismus. "Wir werden Handlungsempfehlungen
erarbeiten, damit wir auch Rassismus entgegenwirken können."


Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

- Zum Internationalen Frauentag verteilten Dirk Adams und Astrid
Rothe-Beinlich auf dem Erfurt Anger Blumen an die Frauen, aber - gemäß
des Mottos "Wir wollen keine Blumen, wir wollen das Ende des
Patriachats" - nicht ohne über das aktuelle Paritätsgesetz zu
informieren. Dadurch sollen mehr Frauen in die Parlamente kommen
können.

- Gemeinsam mit dem grünen Bundesverband organisierte Madeleine
Henfling einen zweitägigen Kongress zum Thema 'Rechtsextreme
Netzwerke' in Erfurt. Unter anderem ging es um Rechtsextremismus in
staatlichen Institutionen, im ländlichen Raum sowie um Kampfsport und
Konzerte der Szene. Am Rande des Kongresses setzte man gemeinsam ein
Zeichen gegen Nazis.

 * 

DER BÜRGERBEAUFTRAGTE DES FREISTAATS THÜRINGEN

Tätigkeitsbericht für 2018 an Landtag übergeben

Der Bürgerbeauftragte hat am 26.03.2019 seinen jährlichen
Tätigkeitsbericht an den Thüringer Landtag übergeben. Der Bericht gibt
Auskunft über Fallzahlen und Bearbeitungsergebnisse, stellt
Einzelfälle vor und informiert über die Arbeit des Bürgerbeauftragten.
2018 gingen insgesamt 852 Anliegen ein. Im Vergleich zum Vorjahr
bedeutet dies eine Steigerung von 15 %.

Inhaltlich bilden soziale Angelegenheiten mit 27,3 Prozent den größten
Anteil der Fälle. Dr. Kurt Herzberg wörtlich: "Gerade wenn
Schicksalsschläge, Alter oder Krankheit die eigene Leistungsfähigkeit
einschränken, erwarten die Menschen gesellschaftliche Solidarität. Und
sie sind besonders enttäuscht, wenn Leistungen plötzlich an Bürokratie
oder einer schwer durchschaubaren Regelungsdichte scheitern. Mir ist
es wichtig, hier fachlich kompetent zu unterstützen. Der Blick auf
2018 macht schon anhand der Zahlen deutlich, wie intensiv der
Bürgerbeauftragte in Anspruch genommen wird. Intensiv sind aber auch
die Erfahrungen der Menschen, die sich nicht selten ausgeliefert und
hilflos gegenüber einer oft schwer zu verstehenden Verwaltung erleben.
Gleichzeitig trüben die Eigendynamik und der Arbeitsdruck in den
Verwaltungen den Blick auf die berechtigten Interessen der Bürgerinnen
und Bürger, die diese manchmal nur ungeschickt oder laienhaft in den
Amtsstuben vorbringen. Was bleibt, wenn der Dialog auf Augenhöhe nicht
gelingt, ist die wachsende Entfremdung. Es ist eine Entfremdung
zwischen Bürgern und ihrem Staat, die die parlamentarische Demokratie
in ihrem Innersten betrifft und auch mich als Bürgerbeauftragten nicht
unberührt lässt."




LANDESBEAUFTRAGTER FÜR DEN DATENSCHUTZ UND DIE INFORMATIONSFREIHEIT


"Datenschutz-Grundverordnung - Besser als ihr Ruf!?"

Darf mein Hausarzt mich noch mit meinem Namen ins Behandlungszimmer
rufen? Braucht unser Fußballverein einen Datenschutzbeauftragten? Was
nützt mir der "Papierwust", den ich nun zu jedem Vertrag erhalte?
Müssen bald die Klingelschilder an Wohnblocks abgeschraubt werden? Ist
der Artikel 13-Uploadfilter das unabdingbare Ende der Welt? Seit dem
25. Mai 2018 gilt die Europäische Datenschutz-Grundverordnung
(DS-GVO). Sie soll die entsprechenden Grundsätze und Normen in der
Europäischen Union harmonisieren. Harmonie hat sich indes noch nicht
eingestellt. Für viele Verbraucherinnen und Verbraucher existieren
Unsicherheiten, sind Fragen offen - nicht zuletzt die Kernfrage: Was
nützt mir die DS-GVO? Aktuelle Fälle und Aufreger hierzu diskutierten
die Verbraucherzentrale Thüringen (VZTH) und der Thüringer
Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit
(TLfDI) und ordneten sie rechtlich ein. Die gemeinsame Veranstaltung
"Datenschutz-Grundverordnung - Besser als ihr Ruf!?" fand am 30.
April, von 17 Uhr bis 19 Uhr statt. Die Teilnahme war für die 50
Teilnehmerinnen und Teilnehmer kostenfrei. Veranstaltungsort war das
evangelische Augustinerkloster zu Erfurt. Fortsetzung folgt!



LANDESBEAUFTRAGTER DES FREISTAATS THÜRINGEN ZUR AUFARBEITUNG
DER SED-DIKTATUR

Landesbeauftragter übergibt aktuellen Tätigkeitsbericht der Jahre
2017-2018

Am 4. April hat der Landesbeauftragte, Dr. Peter Wurschi, den
Tätigkeitsbericht der Jahre 2017 und 2018 an die Präsidentin des
Thüringer Landtages, Birgit Diezel übergeben.

Im Besonderen ist der Landesbeauftragte auf den behördlichen
Arbeitsschwerpunkt der Beratungstätigkeit eingegangen und betont: "Der
Bedarf an individueller Schicksalsklärung ist bei den über 1500
Beratungskontakten während des Berichtszeitraums ungebrochen. Umso
wichtiger ist die vorgesehene Entfristung der
SED-Unrechtsbereinigungsgesetze; nur so kann Betroffenen die
notwendige Zeit für deren Rehabilitierungs- und Beratungsprozesse
gegebenen werden", so Dr. Wurschi.

Auch 2017 und 2018 hat sich gezeigt, dass sich viele Menschen erst
nach geraumer Zeit - häufig erst nach Eintritt in die Rente - mit
ihren traumatischen Erlebnissen im Zusammenhang mit der SED-Diktatur
auseinandersetzen.

Von Bedeutung war im Berichtszeitraum auch die Arbeit im Bereich der
politisch-historischen Bildung, der Wissenschaft und
Erinnerungskultur. In über 45 Veranstaltungen hat der
Landesbeauftragte als Veranstalter von Vorträgen, Lesungen und
Podiumsdiskussionen Bürgerinnen und Bürger über die SED-Diktatur
aufgeklärt. Im Rahmen von 42 Quellen-Zeitzeugenprojekten setzten sich
zudem über 1400 Teilnehmende, vornehmlich Schülerinnen und Schüler,
mit der Arbeitsweise der Staatssicherheit und der Machtsicherung durch
die SED auseinander.

Auch auf wissenschaftlicher Ebene konnte der Landesbeauftragte etwa in
Form einer internationalen Tagung zum Thema "Vertreibungen im
kommunistischen Herrschaftsgebiet" wichtige Impulse geben. Der
aktuelle Tätigkeitsbericht ist abrufbar unter www.thla.thueringen.de.

Die Landesbeauftragten

Der Bürgerbeauftragte des Freistaats Thüringen

http://www.buergerbeauftragter-thueringen.de

Mail: post@buergerbeauftragter-thueringen.de

Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz

und die Informationsfreiheit

http://www.tlfdi.de

Mail: poststelle@datenschutz.thueringen.de

Landesbeauftragter des Freistaats Thüringen

zur Aufarbeitung der SED-Diktatur (ThLA)

www.thla-thueringen.de

Mail: info@thla.thueringen.de
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EUROPA/1641: Gute Entscheidungen für die Zukunft des Europarats


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 17. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Gute Entscheidungen für die Zukunft des Europarats



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher:

Die Beschlüsse der Ministerkonferenz des Europarats in Helsinki im
70. Jahr des Bestehens der Organisation bauen eine Brücke für einen
Verbleib Russlands.

"Damit würden mehr als 140 Millionen Menschen auch weiterhin unter dem
Schutz der Europäischen Menschenrechtskonvention stehen. Aber mehr als
das: Der Europarat ist mit einem neuen Sanktionsmechanismus in Zukunft
besser gewappnet für die Mitgliedsstaaten, die die Werte der
Organisation missachten. Jetzt ist es an der Parlamentarischen
Versammlung im Juni, die nächsten Schritte zu tun. Russland muss
seinen Verpflichtungen umgehend vollständig nachkommen, seine Beiträge
zahlen und die Institutionen des Europarats ins Land lassen."
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RECHT/708: Betreuervergütung und Aufhebung des Wahlrechtsausschlusses für Menschen mit Behinderung


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 17. Mai 2019

Eine gute Woche für die Rechte von Menschen mit Behinderung und ihre Betreuer



Angelika Glöckner, Beauftragte für die Belange für Menschen mit
Behinderungen:

Am Donnerstag hat der Deutsche Bundestag gleich zwei wichtige Gesetze
verabschiedet, die die Rechte von Menschen mit Behinderungen und die
finanzielle Situation ihrer Betreuer verbessern.

"Mit dem Gesetz zur Anpassung der Betreuer- und Vormündervergütung hat
der Deutsche Bundestag am Donnerstagabend nach langen Verhandlungen
den Weg frei gemacht für eine Vergütungserhöhung für gesetzliche
Betreuer. Sie übernehmen für Menschen mit körperlichen, geistigen,
psychischen und seelischen Leiden die rechtliche Betreuung ihrer
Angelegenheiten. Gerade für Menschen mit Behinderungen sind sie ein
unerlässlich für die Bewältigung des Alltags.

Wenn die Länder dem Gesetz zustimmen, bedeutet dies eine
Vergütungserhöhung von durchschnittlich 17 Prozent für diese
unerlässliche Arbeit. Seit 2005 hat es keine Anpassung der Vergütung
mehr gegeben. Es ist eine Frage von Gerechtigkeit, diese wichtige
Arbeit an der Gesellschaft anzuerkennen.

Ebenfalls am Donnerstag hat der Bundestag endgültig die Aufhebung des
Wahlrechtsausschlusses für Menschen mit Behinderung und für betreute
Menschen beschlossen. Damit ist das höchste aller demokratischen
Rechte für alle Menschen wieder hergestellt. Bisher waren in
Deutschland rund 80.000 Personen von ihrem Wahlrecht ausgeschlossen
worden. Für alle kommenden Wahlen haben wir diesen Missstand beendet."
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RECHT/707: Zum Internationalen Tag gegen Homophobie


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 17. Mai 2019

Arbeitsgruppen: Menschenrechte und humanitäre Hilfe, Queerpolitischer Sprecher

Zum Internationalen Tag gegen Homophobie



Gabriela Heinrich, stellvertretende menschenrechtspolitische
Sprecherin; Karl-Heinz Brunner, queerpolitischer Sprecher:

Noch immer stehen gleichgeschlechtliche Beziehungen in vielen Staaten
unter Strafe. Menschen werden verhaftet, weil sie einfach sie selbst
sind. Die SPD-Bundestagsfraktion fordert die weltweite
Entkriminalisierung gleichgeschlechtlicher Beziehungen und weist
darauf hin, dass die Menschenrechte unteilbar sind.

"Der Internationale Tag gegen Homophobie am 17. Mai ist ein Aufruf an
die Weltgemeinschaft, bei Homophobie nicht wegzuschauen. Die
Menschenrechte gelten universell und können auch nicht durch den
Hinweis auf Traditionen oder kulturelle Eigenheiten ausgehebelt
werden. Die Menschenrechte gelten für Schwule, Lesben und Transgender
genauso wie für jeden anderen Menschen. Die Strafbarkeit
gleichgeschlechtlicher Beziehungen in vielen Staaten dieser Welt ist
ein gravierender Verstoß gegen die Menschenrechte und muss stets auf
weltweiten Widerstand stoßen. Das Beispiel Brunei zeigt, dass
internationaler Protest nicht ohne Wirkung bleibt - die Todesstrafe
für gleichgeschlechtliche Beziehungen wurde zumindest ausgesetzt.
Allerdings: Die Strafbarkeit und die Hetze gegen LGBTI bleiben.

Es gibt aber auch positive Entwicklungen, wie die Legalisierung der
Homosexualität in Indien im vergangen Jahr - ein Land mit fast
1,5 Milliarden Einwohnerinnen und Einwohnern. Die Bundesregierung muss
weiterhin für die Menschenrechte werben und deren weltweite Achtung
einfordern. Dabei gilt es, positive Entwicklungen zu unterstützen und
sich negativen entgegenzustellen."
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WIRTSCHAFT/2849: Nachhaltige Maritime Wirtschaftspolitik umsetzen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 17. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Nachhaltige Maritime Wirtschaftspolitik umsetzen



Johann Saathoff, zuständiger Berichterstatter:

Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich für eine starke maritime
Industrie in Deutschland ein. Für deren Erfolg müssen wir eine
nachhaltige Antwort auf die vor uns liegenden ökologischen
Herausforderungen finden.

"Die maritime Energiewende muss konsequent fortgeführt werden, denn
alle Wirtschaftszweige müssen einen Beitrag zur Erreichung unserer
Klimaziele leisten. Alternative Technologien, die auf Flüssigerdgas
(LNG) und Wasserstoff basieren sowie Greenshipping Technologien
verdienen in den Forschungs- und Förderprogrammen des Bundes eine
übergeordnete Rolle. Das gilt insbesondere bei der Beschaffung von
Behördenschiffen. Darüber hinaus muss in den Häfen notwendige
Infrastruktur geschaffen werden. Neben guten Anbindungen an das
Hafenhinterland sollte mindestens ein LNG-Terminal errichtet werden.
Außerdem müssen die Rahmenbedingungen geändert werden, um Landstrom in
den Häfen zu ermöglichen. Zur Maritimen Energiewende gehört für uns
auch der Schutz der Meere. Damit Deutschland einen stärkeren Beitrag
leisten kann, soll die Beschaffung eines bundeseigenen Spezialschiffes
zur Sammlung von Plastikmüll in den Weltmeeren geprüft werden.

Der Erfolg der Maritimen Wirtschaft hängt von qualifizierten
Arbeitskräften und einer guten Sozialpartnerschaft ab. Im Hinblick auf
die großen Veränderungsprozesse im Rahmen der Digitalisierung tritt
die SPD-Bundestagsfraktion dafür ein, dass diese Sozialpartnerschaft
weiter gestärkt wird. Das übergeordnete Ziel ist nach wie vor der
Erhalt der Beschäftigung am Standort Deutschland. Es gilt gemeinsam
mit den Sozialpartnern Konzepte und Maßnahmen zu erarbeiten, durch die
gute Arbeit in der maritimen Wirtschaft sichergestellt werden kann."
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WIRTSCHAFT/2848: Wir brauchen dringend eine nationale Tourismusstrategie


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 17. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Tourismus

Wir brauchen dringend eine nationale Tourismusstrategie



Der Tourismus ist ein Schwergewicht der deutschen Wirtschaft. Fast
drei Millionen Arbeitsplätze bietet der Tourismus in Deutschland. Wir
brauchen dringend eine nationale Tourismusstrategie. Dazu luden die
Tourismuspolitikerinnen und Tourismuspolitiker der SPD-Fraktion zu
einem tourismuspolitischen Dialog in den Bundestag ein.

"Um die positiven Entwicklungen des Tourismus zu sichern, müssen wir
uns den Herausforderungen des Klimawandels, der Digitalisierung und
des demographischen Wandels konsequent stellen. Mit der nationalen
Tourismusstrategie wollen wir in Zusammenarbeit mit den Bundesländern
und den Akteuren im Tourismus einen gemeinsamen Ansatz verfolgen, der
die sozialen, ökologischen und wirtschaftlich nachhaltigen Aspekte
berücksichtigt. Die Bekämpfung des Fachkräftemangels, attraktivere
Arbeitsbedingungen, die Stärkung des ländlichen Raums und die
Verbesserung der Infrastruktur - auch der digitalen Infrastruktur -
sind dabei maßgeblich. Darüber hinaus kann nachhaltiger Tourismus als
wichtiger Wirtschaftsfaktor im Ausland einen Beitrag zur
Entwicklungszusammenarbeit und zur Stärkung politisch fragiler
Regionen leisten.

Mit unserem tourismuspolitischen Dialog wollen wir einen Beitrag dazu
leisten, die vielfältigen und oft ehrenamtlichen Akteure der
Tourismusbranche anzuhören. Die vor uns stehenden Herausforderungen
können nur gemeinsam bewältigt werden.

Wir freuen uns, dass so viele Vertreterinnen und Vertreter der
Verbände und Gewerkschaften unserer Einladung gefolgt sind. Mit den
Mitgliedern der Arbeitsgruppe Tourismus haben wir uns über die
Zukunftsfragen des Tourismus ausgetauscht."
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WEITERBILDUNG/161: Vom Recht auf neue Chancen - Digitalisierung verlangt die Neuorganisation von Bildungsphasen (spw)


spw - Ausgabe 2/2019 - Heft 231

Zeitschrift für sozialistische Politik und Wirtschaft

Vom Recht auf neue Chancen - Digitalisierung verlangt die Neuorganisation von Bildungsphasen

von Björn Böhning(1)



Bernd ist Auto-Mechaniker, 46 Jahre alt. Er liebt seinen Beruf. Als
junger Mann hatte er einen Opel-Manta, mit Fuchsschwanz. Sein Auto hat
er selbst repariert. Mit dem Rücken unter dem aufgebockten Wagen
liegend, auch mal in einer Öllache, den Geruch des Öls in der Nase,
und den des Benzins. Er liebt es sogar, sich nach getaner Arbeit das
Öl mit Kernseife von den Händen zu schrubben, manchmal braucht er fast
ein halbes Stück Seife dazu. Sein Hobby hat er zum Beruf gemacht.

Der Opel-Manta wird seit 1988 nicht mehr produziert. Und auch die
Arbeit, die Bernd liebt, wird es so irgendwann vielleicht nicht mehr
geben. Elektro-Autos riechen nicht. Höchstens nach Duftbäumen. Man
macht sich an ihnen auch nicht so die Hände schmutzig. Also hoffen,
dass alles gut geht? Dass die Rente schneller kommt als der
Fortschritt?

Wie geht die Geschichte weiter? Bernd beantragt eine Weiterbildung zum
Mechatroniker. Sie wird ihm genehmigt. Er meistert die Ausbildung mit
Erfolg. Seine Zukunft ist gesichert. Alle sind froh. So geht Zukunft.

Nein.

Andere wollen sich vielleicht die Finger nicht verschmieren. Bernd
schon. Andere wollen keine öligen Stoffe in der Nase riechen. Bernd
schon. Und nun?

Eigentlich müssen es für Bernd ohnehin keine Autos mehr sein. Was
bedeuten schon diese SUVs gegenüber einem Manta (mit Fuchsschwanz)?
Bernd hat seit frühester Jugend gerne Autos gezeichnet. Mit Kohle, auf
Papier. Oder, na klar, mit Ölfarben. Wie wär's also damit, Kunst zu
studieren? Kunst? Vielleicht auch Design. Oder sich selbständig zu
machen, mit einer Werkstatt für Oldtimer. Oder, oder, oder...

Ok, dann mal los! Mit der neuen Bildungsversicherung! Neben der
Kranken-, Renten-, Pflege-, Arbeitslosen- und Unfallversicherung, die
neue Säule im sozialen Sicherungssystem des digitalen Zeitalters. Ist
gar nicht so kompliziert, wie es sich anhört. Du kannst selbst
entscheiden, wie Du Dich weiterbildest. Es steht Dir zu. Ob in
Teilzeit neben Deiner Arbeit. Oder Vollzeit. Ob ein, zwei oder drei
Jahre.

Schon klar, dass dieses Beispiel nicht die gängigen Erwartungen
erfüllt. Schon gar nicht jener, die nur in Kategorien denken wie: "der
kann doch einfach umgesetzt werden" - je nachdem was der Markt gerade
so braucht. Hätte man nicht mit einer Kassiererin beginnen können, die
sich zur Gesundheitskraft umschulen lässt? Und der Bernd, der soll
sich mal nicht so anstellen, oder? Der soll sich zum Informatiker
ausbilden lassen, die brauchen wir doch dringend.

Schließlich geht es um Dramatisches. Um einen Epochenwandel. Drohen
nicht durch die Digitalisierung ganze Berufsgruppen zu verschwinden?
LKW-Fahrerinnen, Lokführer, Kassierer, Maklerinnen? Studien
überschlagen sich damit, wie viele Jobs verloren gehen und wie viele
gleichzeitig neu in anderen Berufsfeldern und Branchen entstehen -
Jobs von denen wir heute vielleicht noch nicht einmal ihre Namen und
Jobbeschreibungen kennen.

Genau das ist es! Niemand weiß, wie sich die Digitalisierung konkret
auf den Arbeitsmarkt auswirken wird. Was wir aber wissen: Selbst wenn
es keine Digitalisierung gäbe und keinen Fortschritt nirgendwo, selbst
dann wäre es doch gut, wenn wir ein Recht auf (Weiter)Bildung hätten.
Und zwar so, wie es jeder einzelne von uns für richtig hält. Erst
recht gilt das für einen gesellschaftlichen Umbruch, wie er uns durch
Digitalisierung und Künstliche Intelligenz bevorsteht. Denn wir sind
mitten in einer dramatischen Transformation, die Millionen
Arbeitsplätze kosten wird - während anderswo neue entstehen. Dieser
ökonomische Prozess und seine gesellschaftlichen Auswirkungen sind
kaum zu überschätzen - mit erheblichen Auswirkungen auf den Einzelnen,
wie unsere kleine Geschichte zeigt.

Ist es aber nicht geradezu ein Menschenrecht, alte Wege neu
beschreiten zu können? Gänzlich neue Wege zu gehen? Uns
auszuprobieren, uns zu entwickeln, zu entfalten. Nicht als
Produktionsfaktor, sondern als Mensch. Denn darum geht es doch
schließlich bei allem, was wir unternehmen: Unser Schicksal in die
eigenen Hände nehmen zu können, um selbstbestimmt ein gutes, unser
Leben zu führen. Und dabei die beste Unterstützung und Rahmensetzung
zu bekommen, die wir als Gesellschaft leisten können.

Ist das etwa der altbekannte sozialdemokratische Groove? Vielleicht
nicht. Es soll hier auch nicht um Erwartbares gehen. Es geht um nicht
weniger als etwas, was es bisher so noch nie gegeben hat. Es geht um
etwas Kühnes, um etwas, was ähnlich verheißungsvoll ist, ja, wie es
zum Beispiel Facebook und Co mal waren. Mit dem großen Unterschied,
dass es nicht um unternehmerisches Interesse geht, um Gewinnstreben,
sondern um das Wohl des Einzelnen, das Wohl der Gesellschaft. Es geht
um ein lebenslanges Recht auf Weiterbildung. Ein Recht. Für jede und
jeden.

Ja, dieses Recht soll es auch deshalb geben, weil die Digitalisierung
dazu führen wird, dass Arbeitsplätze verloren gehen. Ja, auch deshalb,
weil ganze Berufsgruppen verschwinden werden. Ja, um Arbeitslosigkeit
zu verhindern. Ja, um Menschen sozial abzusichern. Ja, um die
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands zu erhalten und zu steigern. Aber
eben auch: Weil es uns Menschen guttut. Und weil wir in dieser hoch
komplexen Welt eben nur durch eine nochmalige Bildungsphase im
Erwachsenenalter die Chance auf sozialen Aufstieg wahren können. Zum
Beispiel für jene, die durch ihre Erstausbildung vor 20 oder 25 Jahren
im hier und heute keine Möglichkeit mehr haben, mit dieser Ausbildung
voranzukommen bzw. noch einmal neu zu beginnen. Das organisieren wir
neu: durch die Kombination aus den Erfahrungen der ersten Ausbildung,
dem alten Job und dem neu erlangten Wissen - state of the art -
abgesichert durch die Bildungsversicherung. Und wenn wir dabei
erreichen, dass wir nicht nur kreativer und besser gelaunt sind,
sondern auch produktiver - und das ist unter dem Strich sehr
wahrscheinlich - dann um so besser.

Eine Bildungsversicherung also. Aber es geht um mehr, als um eine
Versicherung. Eine Sozialversicherung deckte bisher nur gegen Schaden
ab. Wir aber wollen dazu beitragen, dass ein Schaden der "fehlenden
Anschlussverwendung" gar nicht erst eintritt. Nicht durch mahnen oder
drohen. Nicht durch Vorgaben oder Forderungen. Wir wollen Chancen
ermöglichen, wir wollen Autonomie fördern, es dabei aber den Einzelnen
überlassen, wie sie sich entwickeln wollen.

Wir streben keine neue Behörde an, mit neuen Präsidenten und neuen
Abteilungsleitern. Der Staat kann nicht organisieren, wer sich wie am
besten fortbilden sollte. Wir wollen die Emanzipation des Einzelnen
stärken. Und lediglich die Bedingungen dafür schaffen, dass
Weiterbildung frei von zeitlichen und finanziellen Zwängen gelingt.
Denn durch die Marktwirtschaft allein gelingt es nicht.

Die Realität sieht so aus, und das belegen Studien immer wieder: Eine
große Mehrheit der Beschäftigten wünscht sich Fortbildung, wird aber
durch die Arbeitgeber ausgebremst. Und selbst die öffentliche Hand tut
viel zu wenig und sogar immer weniger.

Versicherung nennen wir unser Projekt deshalb, weil es den Einzelnen
einen Anspruch gibt. Und weil es zu einem Verständnis der
Sozialversicherung passt, die niemanden hängen lässt. Und so
organisiert auch bezahlt werden soll. Wir denken an einen Mix aus
Steuergeldern und Beiträgen, letztere eingezahlt zu gleichen Teilen
von Arbeitgebern und Beschäftigten. Am Ende fördern wir damit
Investitionen in die Fähigkeiten des Einzelnen und die
Zukunftsfähigkeit unserer gesamten Gesellschaft - und werden so
wirtschaftlich erfolgreicher sein als Andere. Und das allerbeste: Das
Ganze ist für weniger als zwei Flugzeugträger der Typklasse
Gerald-R.-Ford zu haben!

Jeder zahlt ein. Jeder bekommt etwas heraus. Auch diejenigen, die gut
oder sehr gut verdienen. Es geht eben nicht nur darum, Not zu
verhindern. Sondern auch darum, zum Anstrengen zu ermuntern, dem Leben
eine neue Bahn zu geben, seinen eigenen Weg zu finden. Wir wollen zwar
schützen, aber vor allem unterstützen. Wir versichern die zweite,
dritte und vielleicht auch vierte Chance im Rahmen einer ganzen
Erwerbsbiografie. Und davon profitieren natürlich auch die
Unternehmen, die händeringend gute Leute suchen.

Natürlich sehen wir die Gefahren durch Digitalisierung und Künstliche
Intelligenz. Volkswagen hat gerade verkündet, aufgrund der zunehmenden
Automatisierung 5000 bis 7000 Stellen zu streichen. Im Gegenzug werden
2000 neue Stellen geschaffen für die Bereiche Software und IT. Unter
dem Strich eine schlechte Bilanz. Umso wichtiger ist es, sich für die
neuen Anforderungen zu qualifizieren. Diese Transformation muss
solidarisch gestaltet werden - und nicht auf dem Rücken des Einzelnen.

Unser Modell ist soziales Bürgerrecht: Deshalb sollen alle Bürgerinnen
und Bürger zusätzlich und als Teil der Bildungsversicherung ein
Chancenkonto erhalten. Wer das 18. Lebensjahr erreicht, bekommt im
Sinne eines Sozialerbes ein Startguthaben. Frei verfügbar: für
Weiterbildung, Qualifizierung oder Gründung.

Einst waren Abitur und Studium den sogenannten Eliten vorbehalten.
Inzwischen ist die Zahl der Abiturienten und Studenten so gewaltig
gestiegen, dass schon Stimmen laut werden, es seien zu viele. Das
finden wir nicht. Wir wollen nicht zurück zum alten Elitarismus. Und
wir finden uns nicht damit ab, dass Menschen lebenslang benachteiligt
sind, weil sie keine Ausbildung abgeschlossen haben. Die
Bildungsversicherung gibt daher auch einen Anspruch darauf, einen
Berufsabschluss nachzuholen.

Die Weiterbildung muss hochwertig sein. Sie soll sich aber nicht nur
nach den vermeintlichen Bedürfnissen der Wirtschaft ausrichten. Wir
denken nicht in Kategorien von Geld und Beförderung. Wir wollen nicht
messen, ob sich die Weiterbildung in Euro und Cent gelohnt hat. Wir
wollen gerade in einer Zeit, in der Maschinen fast alles Austauschbare
schneller erledigen als der Mensch, dazu beitragen, dass wir eben
nicht austauschbar sind. Es geht um unsere Würde.

Alle bekommen für die Weiterbildung was sie brauchen, nicht was sie
eingezahlt haben. Sonst wäre es ungerecht. Die Kassiererin einer
Möbelkette, deren Arbeitsplatz durch automatisierte Kassen bedroht
ist, hat ja nicht weniger finanzielle Verpflichtungen als zuvor. Sie
braucht mehr Geld, als ihr aufgrund ihrer Beiträge zustünde. Sonst
würde sie vielleicht auf die Weiterbildung verzichten, ihr Job ist ja
nur bedroht, aber noch nicht weg. Genau das würde die
Chancenungleichheit verschärfen. Weil sich die Gutverdiener leisten
können, sich weiterzubilden, andere aber nicht.

Die Bildungsversicherung ist also solidarisch organisiert. Das klingt
nicht neu, eher vertraut sozialdemokratisch. Und das soll auch so
sein. Denn diese neue sozialstaatliche Säule knüpft an etwas zutiefst
Sozialdemokratisches an: Die stetige Verbesserung der Lebens- und
Arbeitsverhältnisse unter den Bedingungen des ständigen Wandels. Im
Übrigen wird die solidarische Gestaltung der Transformation zur
Überlebensfrage sozialdemokratischer Politik!

Bildungsinvestitionen sind gesamtgesellschaftliche Investitionen,
deren Nutzen jedem klar ist. Erst recht, wenn man die Kosten des
Nichtstuns dagegenhält, wie es die OECD aufzeigt. Der Mismatch an
vorhandenen und benötigten Kompetenzen kann ein Prozent der heutigen
Wirtschaftsleistung kosten, mithin knapp 34 Milliarden Euro 2018 für
Deutschland. Und nicht zu beziffern - weil noch nie dagewesen - ist
der neue wirtschaftliche wie gesellschaftliche Mehrwert, der sich aus
der Kombination von Erstausbildung, Berufs- und Lebenserfahrung sowie
einer zweiten Aus- bzw. Weiterbildungsphase im Erwachsenenalter
ergibt.

Mit der Bildungsversicherung erneuern wir im digitalen Zeitalter
glaubwürdig das Versprechen, Bildungs-, Entfaltungs- und
Beschäftigungschancen zu schaffen. Unsere Zukunft kann mit diesem
Instrument anders gezeichnet werden, als jene, die wir momentan
anbieten. Die Zukunft liegt in der kollektiven Bildung! Wohin das
führt? Wer weiß, wohin das führt. Aber es ist unsere Verantwortung,
dass Bernd dem Wandel nicht alleingelassen begegnen muss.


(1) Björn Böhning ist Staatssekretär im
Arbeitsministerium und plädiert für eine Bildungsversicherung.
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DEMOSKOPIE/811: Interesse an Europawahl deutlich höher als 2014 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 16. Mai 2019

ARD-Vorwahlumfrage Europa: Interesse an Wahl deutlich höher als
2014



In zehn Tagen wird das Europaparlament gewählt - und das Interesse der
Bürgerinnen und Bürger an dieser Wahl ist deutlich größer als vor fünf
Jahren. Das hat eine Umfrage des ARD-DeutschlandTrends im Auftrag der
ARD-Tagesthemen mit 1.001 Befragten von Dienstag bis Mittwoch dieser
Woche ergeben. Demnach geben aktuell 19 Prozent der Befragten an sich
sehr stark bzw. 44 Prozent stark für die Europawahl zu interessieren.
28 Prozent interessieren sich weniger und 8 Prozent gar nicht für die
Europawahl. Vor fünf Jahren waren es zum gleichen Zeitpunkt 9 Prozent,
die sich sehr stark und 32 Prozent, die sich stark für die Wahl
interessierten.

Bei der Sonntagsfrage zur Europawahl ist die Union mit 28 Prozent
stärkste Kraft (-1 im Vgl. zu Anfang Mai; Europawahl 2014: 35,4). Die
SPD kommt auf 17 Prozent (-2 im Vgl. zu Anfang Mai; Europawahl 2014:
27,3). Die Grünen liegen bei 17 Prozent (-2 im Vgl. zu Anfang Mai;
Europawahl 2014: 10,7), die Linke liegt bei 7 Prozent (+/- 0 im Vgl.
zu Anfang Mai; Europawahl 2014: 7,4). Die AfD erreicht 12 Prozent (+2
im Vgl. zu Anfang Mai; Europawahl 2014: 7,1) und die FDP erreicht 7
Prozent (+/- 0 im Vgl. zu Anfang Mai; Europawahl 2014: 3,4). Darüber
hinaus treten 34 weitere Parteien und Vereinigungen zur Europawahl an.
Auf diese Parteien entfallen insgesamt 12 Prozent (2014: 8,7 Prozent),
darunter die Freien Wähler (Europawahl 2014: 1,5) und DIE PARTEI
(Europawahl 2014: 0,6) mit jeweils 3 Prozent. Alle anderen
Einzelparteien liegen momentan jeweils unter 3 Prozent. Wegen der bei
Europawahlen fehlenden Sperrklausel haben auch Parteien mit einem
Stimmenanteil von 1 Prozent und weniger Chancen auf einen Sitz im
Europaparlament. Zur Europawahl 2014 erhielten so die Freien Wähler
(1,5 Prozent), die Piraten (1,4 Prozent), die Tierschutzpartei (1,2
Prozent), die NPD (1,0 Prozent), die Familienpartei (0,7 Prozent), die
ÖDP (0,6 Prozent) sowie Die PARTEI (0,6 Prozent) jeweils einen Sitz.

Bei dieser Umfrage handelt es sich ausdrücklich um keine Prognose,
sondern um die politische Stimmung in der laufenden Woche. Die
Sonntagsfrage misst aktuelle Wahlneigungen und nicht tatsächliches
Wahlverhalten. Sie ermittelt einen Zwischenstand im
Meinungsbildungsprozess der Wahlbevölkerung, der erst am Wahlsonntag
abgeschlossen ist. Rückschlüsse auf den Wahlausgang sind damit nur
bedingt möglich. Viele Wähler legen sich kurzfristig vor einer Wahl
fest. Eine große Bedeutung hat zudem die letzte Phase des Wahlkampfs
mit der gezielten Ansprache von unentschlossenen und taktischen
Wählern.

Im Vergleich zur Wahl 2014 sind für die Befragten andere Themen für
die Wahlentscheidung bedeutender geworden. Aktuell spielt für die
Bürgerinnen und Bürger der Umwelt-und Klimaschutz die größte Rolle für
die Wahlentscheidung (48 Prozent, +28 Punkte). Soziale Sicherheit (43
Prozent, -5) ist das zweitwichtigste Themenfeld vor der
Friedenssicherung (35 Prozent, -7).

Die Zuwanderung ist für 25 Prozent der Deutschen wichtig für die
Wahlentscheidung, ein Plus von 12 Punkten im Vergleich zur letzten
Wahl. Die Befragten durften zwei Themen bei dieser Frage nennen.

Bei der Europawahl bewerben sich Spitzenkandidaten der europäischen
Parteien auch um das Amt des Präsidenten der Europäischen Kommission.
Für die europäischen Christdemokraten tritt der Fraktionschef der
Christdemokraten im Europäischen Parlament, der CSU-Politiker Manfred
Weber, an. Für die europäischen Sozialdemokraten der niederländische
EU-Kommissar Frans Timmermans. Aktuell würden 30 Prozent (+1 im Vgl.
zu Anfang Mai) der Befragten Weber als Kommissionspräsident bevorzugen
und 29 Prozent Timmermanns (+3). 13 Prozent geben an, keinen von
beiden zu bevorzugen (+1) und 23 Prozent kennen einen oder beide
Kandidaten nicht (-3).

Ein Thema des Wahlkampfes ist auch die Zukunft der Europäischen Union.
Eine Mehrheit der Deutschen (55 Prozent) ist dafür, die Zusammenarbeit
zu vertiefen. Das sind drei Prozentpunkte mehr als vor zwei Wochen.
Jeder Vierte (26 Prozent, -1) plädiert dafür, wieder stärker allein zu
handeln. 14 Prozent der Befragten (-2) wollen nichts Wesentliches
ändern. Für eine vertiefte Zusammenarbeit sprechen sich vor allem
Anhänger der Grünen (74 Prozent), der SPD (73 Prozent), der CDU/CSU
(67 Prozent) und der Linken (60 Prozent) aus. Bei der FDP sagen dies
aktuell 40 Prozent der befragten Anhänger, bei der AfD 17 Prozent.
Hier gab eine Mehrheit der Befragten (74 Prozent) an, ein wieder
stärker eigenständiges Handeln zu befürworten.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte zur Europawahl in Deutschland

	Fallzahl: 1.001 Befragte

	Erhebungszeitraum: 14.05.2019 bis 15.05.2019

	Erhebungsverfahren: Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Dual Frame

	Schwankungsbreite: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Fragen im Wortlaut:

Am 26. Mai findet die Wahl zum Europäischen Parlament, die Europawahl
statt.

Wie stark interessieren Sie sich für diese Europawahl?

Im Europaparlament sind neben den Bundestagsparteien auch kleinere
Parteien vertreten, da es keine 5-Prozenthürde gibt. Welche Partei
würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag Europawahl wäre?

Welches Thema spielt für Ihre Wahlentscheidung bei der Europawahl die
größte Rolle? Und was spielt für Ihre Wahlentscheidung bei der
Europawahl die zweitgrößte Rolle?

Stabilität der Währung

Friedenssicherung

Zuwanderung

Umwelt- und Klimaschutz

Verbraucherschutz

Soziale Sicherheit

Wirtschaftswachstum

Bei der Europawahl im Mai bewerben sich Spitzenkandidaten der
europäischen Parteien um das Amt des Präsidenten der europäischen
Kommission. Für die europäischen Christdemokraten tritt der
Fraktionschef der Christdemokraten im Europäischen Parlament, der
CSU-Politiker Manfred Weber, an. Für die europäischen Sozialdemokraten
der niederländische EU-Kommissar Frans Timmermans. Wen würden Sie
persönlich als Kommissionspräsidenten bevorzugen: Manfred Weber oder
Frans Timmermans?

Derzeit wird viel über die Zukunft der Europäischen Union diskutiert.
Wie ist Ihre generelle Haltung: Sollten die europäischen Länder in den
nächsten Jahren ihre Zusammenarbeit vertiefen und weitere
Zuständigkeiten an die EU abgeben?

Oder sollten sie wieder stärker allein handeln und Zuständigkeiten von
der EU zurückholen? Oder sollte sich an der Zusammenarbeit der
europäischen Länder nichts Wesentliches ändern?

 * 
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KRIEG/1741: Europäische Union - Verschleierungszwänge ... (SB)




Wir Europäer tun das, was unsere amerikanischen Freunde viele
Jahre von uns gefordert haben. Unsere Aufgabe ist jetzt, um Vertrauen
zu werben, dass die Nato von den Anstrengungen zur Verteidigungsunion
profitiert.

Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen [1]

In den eingangs zitierten Worten Ursula von der Leyens klingt das
hausgemachte Dilemma der Europäischen Union an, im Zuge ihres
ökonomischen und militärischen Expansionsstrebens gleichzeitig als
Partner und Konkurrent der Vereinigten Staaten zu agieren. Wäre der
globale Raubzug ohne den Schutz der Supermacht nicht möglich, so
reklamieren die führenden europäischen Nationalstaaten doch wachsende
Teile der Beute für sich. Dieses imperialistische Bündnis zur
Schädigung Dritter stößt zwangsläufig an seine Grenzen, da die
Ressourcen weltweit dramatisch schwinden wie auch mit Rußland und
China zwei mächtige Rivalen dem Übergriff Grenzen setzen. Was sich die
EU einverleibt, geht in zunehmendem Maße auch den USA verloren, die
diesen Schwund nicht hinnehmen und auf Konfrontationskurs gehen, um
ihre Juniorpartner an die Kandare zu nehmen.

Die Doppelgleisigkeit der EU, einerseits der NATO Treue zu schwören,
während andererseits militärische Eigenständigkeit gefordert und
aufgebaut wird, führt vor dem Hintergrund begrenzter Kapazitäten
keineswegs zu einer zwangsläufigen Synergie, wie sie die deutsche
Verteidigungsministerin geltend macht. Alles zugleich bleibt ein
militaristischer Traum, den sich selbst die stärkste Volkswirtschaft
des Kontinents nicht erfüllen kann, da dies verheerende Kürzungen in
anderen Sparten des Haushalts mit sich brächte. Der über Jahrzehnte
gezimmerte soziale Frieden als zentrale Voraussetzung des deutschen
Arbeitsregimes stünde zur Disposition. Wenn Ursula von der Leyen daher
gemeinsam mit der französischen Regierung allenthalben für die
verstärkte Kooperation innerhalb der EU wirbt und dabei immer wieder
betont, wie wichtig die Unabhängigkeit der Europäer sei, bedarf es in
wachsendem Maße eines Spagats, um zugleich die unverbrüchliche
transatlantische Partnerschaft hochzuhalten.

Wenn die US-Administration nun sogar Drohbriefe an die EU schreibt,
geschieht dies unter Trump zwar im Tenor brachialen Machtanspruchs.
Dessen ungeachtet handelt es sich um einen Konflikt zweier
militaristischer Projekte, die im Zuge ihrer Kriegsführung mit
wechselnden Mitteln und an diversen Fronten zu klären haben, ob sie
noch im Gleichschritt marschieren oder längst auseinanderdriften. Wie
rauh der Ton geworden ist, belegt ein Schreiben aus Washington an die
EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini, das nach Aussage europäischer
Diplomaten in Tonlage und Inhalt "sehr schlecht angekommen" sei. Für
besondere Verärgerung sorgte ein Anschreiben des EU-Botschafters der
USA in Brüssel, Gordon Sondland, mit dem der Brief an Mogherini
übermittelt wurde. In ihm ist die formale Anrede durchgestrichen und
durch "Federica!" ersetzt. Zudem fordert Sondland ausdrücklich eine
Antwort bis zum 10. Juni. Mit dieser dreisten Form korrespondiert der
übergriffige Inhalt des Briefes, der im Befehlston gehalten ist und
vor Drohungen nicht zurückschreckt. [2]

Von den Staatssekretärinnen Ellen Lord und Andrea Thompson verfaßt,
die für Beschaffung und internationale Sicherheit zuständig sind,
bringt das Schreiben die tiefe Besorgnis der US-Regierung angesichts
der Planungen für den Europäischen Verteidigungsfonds (EDF) und die
neue EU-Verteidigungszusammenarbeit (PESCO) zum Ausdruck. Im Fokus der
Kritik stehen geplante Regelungen des Verteidigungsfonds, der in der
Zeit von 2021 bis 2027 mit 13 Milliarden Euro ausgestattet werden
soll. Zudem mißtraut Washington der Ende 2017 gestarteten verstärkten
EU-Verteidigungszusammenarbeit, die über Rüstungsprojekte
Kapazitätslücken in der europäischen Verteidigung schließen soll.

Wie die Staatssekretärinnen aus dem Verteidigungs- und
Außenministerium monieren, stellten vorgesehene Bestimmungen zu beiden
Vorhaben "eine dramatische Kehrtwende" mit Blick auf die "letzten drei
Jahrzehnte verstärkter Integration im transatlantischen
Verteidigungssektor dar". Demnach würden sie "nicht nur die
konstruktive NATO-EU-Beziehung beschädigen". Es bestehe auch die
Gefahr, in "zuweilen spaltende Diskussionen" zu
EU-Verteidigungsinitiativen aus der Zeit vor 15 Jahren zurückzufallen.

Lord und Thompson sprechen von "Giftpillen" in den Bestimmungen des
Verteidigungsfonds, die "eine Beteiligung von Firmen aus Drittstaaten
ohne EU-Hauptquartier ausschließen" würden, "einschließlich solcher
aus den Vereinigten Staaten". Die US-Vertreterinnen fordern deshalb
Änderungen der Bestimmungen und drohen ansonsten mit Gegenmaßnahmen:
Es sei klar, daß "ähnliche Beschränkungen" von der EU "nicht begrüßt
würden", warnen die Staatssekretärinnen und verweisen darauf, daß das
US-Verteidigungsministerium im Jahr 2017 Güter im Wert von 2,6
Milliarden Dollar (2,3 Milliarden Euro) von insgesamt zwölf
europäischen Firmen beschafft habe.

Man sei besorgt über die restriktiven Formulierungen und Regelungen,
warnt der Brief, in dem Washington konkrete Änderungen verlangt.
"Bevor diese Verträge sich weiterentwickeln, raten wir Ihnen, sie noch
einmal mit einem Augenmerk auf unsere langfristigen Ziele für die
transatlantische Sicherheitspartnerschaft zu überprüfen", schreiben
die beiden Staatssekretärinnen. "Die USA sind überzeugt, dass mit
kleinen Veränderungen an dem Entwurf zur Regelung des europäischen
Verteidigungsfonds die Bedenken ausgeräumt werden können", heißt es in
dem Schreiben, das gar nicht erst vorgibt, mit einer Bitte an Brüssel
heranzutreten, sondern die Änderungen de facto diktiert.

Mogherini widerspricht der Darstellung und dementiert eine Bevorzugung
europäischer Unternehmen. Die EU sei beim Kauf von Waffensystemen oder
Ausrüstung sogar sehr viel offener für die USA als umgekehrt, denn gut
80 Prozent der international ausgeschriebenen Verträge gingen momentan
an US-Firmen. Im übrigen seien die PESCO-Rüstungsprojekte nur ein
zusätzliches Instrument, das bereits laufende Vorhaben nicht betreffe.
Insofern sehe sie "keinen Grund für wirkliche Besorgnis". [3]

Ursula von der Leyen spielt mit ihrer Äußerung darauf an, daß die USA
von den Europäern seit Jahren ein stärkeres Engagement im
Verteidigungsbereich verlangen, nun aber offensichtlich fürchten, daß
zu viel europäische Unabhängigkeit den Interessen der amerikanischen
Rüstungsindustrie schaden könnte. Dabei unterschlägt die Ministerin
geflissentlich, daß sich die Forderungen der US-Regierung und die
Handlungsweise der EU nur bedingt zur Deckung bringen lassen. Bislang
verdienen US-Unternehmen wie etwa der Kampfflugzeughersteller Lockheed
Martin prächtig durch Aufträge aus EU-Staaten. Nach dem Willen
Washingtons soll das auch künftig so bleiben: Die Möglichkeit, daß
eine Beteiligung von US-Unternehmen an Rüstungsprojekten erheblich
erschwert oder sogar ausgeschlossen werden könnte, verstoße gegen die
Selbstverpflichtung der EU, bei Verteidigungsinitiativen in
größtmöglichen Maße eine Beteiligung von NATO-Verbündeten
sicherzustellen.

Wirklich neu sind die US-Forderungen für die Europäer indessen nicht.
Washington hatte bereits Anfang 2018 von der EU eine schriftliche
Garantie verlangt, daß sie keine Doppelstrukturen im Bereich der
Verteidigung aufbaut. Es müsse in EU-Dokumenten festgelegt werden, daß
die gemeinsame Verteidigung "ausschließlich eine NATO-Aufgabe" sei,
sagte der damalige US-Verteidigungsminister James Mattis bei einem
Bündnistreffen. Inzwischen sind die Vorschriften, die die Teilnahme
von Drittstaaten an Projekten des geplanten Verteidigungsfonds und der
Militärkooperation regeln sollen, zwischen den beteiligten EU-Staaten
für den EDF bereits abgestimmt, während sie für PESCO derzeit
verhandelt werden. [4]

Das offizielle Antwortschreiben der EU enthält denn auch keinerlei
Zugeständnisse. EDF und PESCO stellten keinesfalls eine Konkurrenz zur
NATO dar, vielmehr stärkten sie die Investitionen der EU-Staaten in
die gemeinsame Verteidigung, auch damit diese "ihre Verpflichtungen
gegenüber der NATO erfüllen können". An den Bestimmungen für die
Teilnahme an PESCO-Projekten werde die EU nichts ändern, da die
Bedingungen dafür "objektiv" und "transparent" angewendet würden. Die
geplanten Rüstungsprojekte seien offen für amerikanische Unternehmen,
wobei die Regeln berechtigte Sicherheitsinteressen schützen sollten.
Zudem verlangten die USA von EU-Firmen bei der Teilnahme an
Rüstungsprojekten die Erfüllung ähnlicher Bedingungen, was dazu führe,
daß europäische Unternehmen nur in "extrem begrenztem" Umfang an
US-Rüstungsprojekten teilnehmen könnten. Nur 0,17 Prozent der
amerikanischen Forschungs- und Entwicklungsausgaben im
Verteidigungssektor entfielen auf EU-Unternehmen. Es gebe in Europa
auch keinen "Buy European Act", heißt es im Brüsseler Antwortbrief in
Anspielung auf den "Buy American Act", der die US-Regierung seit 1933
verpflichtet, amerikanische Anbieter zu bevorzugen.

In Brüssel fürchtet man, daß der Sinn der neuen Militärprojekte in
Frage gestellt wäre, würde man den Forderungen der USA nachgeben. So
soll der EDF erklärtermaßen die "strategische Autonomie" der EU
stärken, ihr mehr Gewicht auf der internationalen Bühne verleihen
sowie militärisches Know-how in der EU halten. Eine vollständige
Öffnung für Drittstaaten würde dies nach Ansicht diplomatischer Kreise
ad absurdum führen. [5]

Mitte April hatte das Europaparlament die Pläne für einen
EU-Verteidigungsfonds gebilligt, der zunächst mit 13 Milliarden Euro
ausgestattet werden und ab 2021 zur Verfügung stehen soll. Nach
Angaben der EU-Kommission existieren in Europa parallel 178
verschiedene Waffensysteme, in den USA hingegen nur 30. Um größere
Effizienz zu erzielen und international mitzuhalten, sollen daher
Rüstung, Forschung und Truppenausstattung einem Kommando unterstellt
werden. Aus dem Fonds soll die Entwicklung neuer Waffensysteme
gefördert werden, einschließlich des Baus von Prototypen. Dabei will
man grenzüberschreitende Kooperationen kleiner und mittlerer
Unternehmen dank höherer Förderquoten besonders ermutigen. Um
Fördermittel zu erhalten, müssen sich mindestens drei Unternehmen aus
mindestens drei EU-Staaten zusammenschließen.

Wenige Wochen vor der Europawahl hat die EU damit eine Art Dammbruch
herbeigeführt. Künftig sollen Gelder, die bislang ausschließlich für
zivile Projekte vorgesehen waren, in die Rüstungsforschung fließen.
Dies läuft auf ein milliardenschweres Konjunkturprogramm für die
Rüstungsindustrie hinaus, wird die Ausgaben in diesem Sektor weiter
erhöhen und die Entwicklung innovativen Kriegsgeräts vorantreiben.
Für die Europäische Union ist dies allen Krisenszenarien zum Trotz
nach Binnenmarkt und Einheitswährung der nächste Schritt
expansionistischer Machtentfaltung hin zu einer europäischen
Militärunion.


Fußnoten:

[1] www.spiegel.de/politik/ausland/usa-attackieren-eu-plaene-fuer-verteidigungsfonds-a-1267291.html

[2] www.zeit.de/politik/ausland/2019-05/eu-usa-federica-mogherini-verteidigungsfonds-pesco

[3] www.dtoday.de/startseite/politik_artikel,-Washington-warnt-EU-vor-Ausschluss-von-US-Firmen-bei-Verteidigungsprojekten-_arid,665672.html

[4] www.t-online.de/nachrichten/ausland/internationale-politik/id_85753206/plaene-fuer-verteidigungsunion-usa-senden-drohbrief-an-die-eu-.html

[5] www.spiegel.de/politik/ausland/edf-und-pesco-eu-lehnt-forderungen-der-usa-zu-ruestung-ab-a-1267754.html
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LAIRE/1345: KI - der maschinierte Mensch ... (SB)




Ein Zusammenschluß von Unternehmen und Instituten aus Robotik und
KI-Forschung entwickelt ein Headset, mit dem laufend die Gehirnströme
einer Person bei der Arbeit gemessen und an eine Zentrale gesendet
werden. Beworben wird das "Projekt KAMeri" mit dem Motiv, die
Sicherheit am Arbeitsplatz bei der in Zukunft vermehrten Kooperation
von Mensch und Roboter verbessern zu können. [1] Über die
Gehirnströme will man Daten zu Streßlevel, Ermüdung oder umgekehrt
Konzentrationsfähigkeit der Person messen. Dementsprechend würde das
Verhalten des Roboters, mit dem diese zusammenarbeitet, an ihren
mentalen Zustand angepaßt. Gegebenenfalls würde das Gerät sogar
vorschlagen, eine Pause einzulegen, heißt es. Wie zuvorkommend! Und
wenn die betreffende Person gehirnwellenmäßig fit erscheint, wird
dann umgekehrt der Takt erhöht?

Als einer von zehn Preisträgern des von der deutschen Regierung
ausgerufenen Wettbewerbs "Ausgezeichnete Orte im Land der Ideen"
erlangte das Projekt KAMeri bei der feierlichen Preisverleihung am
14. Mai 2019 in Berlin überaus wohlwollende Aufmerksamkeit seitens
Politik, Industrie und Banken. Das Projekt wird von der eemagine
Medical Imaging Solutions GmbH, dem Robotics Innovation Center des
Deutschen Forschungszentrums für Künstliche Intelligenz GmbH, dem
August-Wilhelm Scheer Institut für digitale Produkte und Prozesse
(AWSi) gGmbH und der NEXT. robotics GmbH & Co. KG entwickelt. Das
Bundesministerium für Bildung und Forschung fördert das Vorhaben
finanziell über den Zeitraum 01.08.2018 bis 31.07.2021.

An den Feierlichkeiten zur Preisverleihung nahmen Hubertus Heil
(Bundesarbeitsminister), Dieter Kempf (BDI-Vorstandschef), Karl von
Rohr (Stellvertretender Vorstandsvorsitzender der Deutschen Bank),
Janina Kugel (Vorstandsmitglied bei Siemens), Klaus Hurrelmann
(Bildungsforscher, Hertie School of Governance Berlin), Sandra
Maischberger (Journalistin) und Thomas Bachem (Gründer und Kanzler
der CODE University of Applied Sciences in Berlin) teil. Sponsoren
des Projekts dürften einander spätestens nach dieser Ehrung die Klinke in
die Hand geben - sofern sie es nicht schon längst tun.

Die Cyborgisierung des Menschen setzt sicherlich nicht erst an der
Stelle an, an der Arbeitskräfte so eng in die robotorisierte
Arbeitswelt eingepaßt werden, daß sie als zur Zeit noch
unverzichtbarer Bioorganismus für bestimmte Tätigkeiten über ein
solches Headset mit ihrer Umgebung vernetzt werden. Vielleicht
glauben diejenigen, die diese Mensch-Maschine-Schnittstelle
entwickeln, tatsächlich daran, daß sie den Arbeitenden der Zukunft
helfen, nicht verletzt zu werden.

Allerdings läßt es sich schwer begründen, warum aus
Arbeitsschutzgründen eine Verbesserung der robotischen Tätigkeiten
ausgerechnet mittels der Dauerüberwachung menschlicher Gehirnwellen
vorgenommen werden soll, wo doch der Industrie dafür bereits diverse
Möglichkeiten der Sensorik zur Verfügung stehen. Fast jedes moderne
Auto bewertet die Müdigkeit des oder der Fahrenden nach bestimmten
Kriterien und signalisiert gegebenenfalls Alarm. Die Zeiten, in denen
Menschen schwenkenden Roboterarmen nicht in die Quere kommen durften,
weil sie ansonsten k.o. gehauen würden, da die tumben Maschinen auf
bestimmte Abläufe und nicht auf mutmaßlich "abnormes" Verhalten eines
Menschen programmiert wurden, sollten in einer nicht mehr fernen
Welt automatisch fahrender Autos, Lufttaxis und Drohnen für die
Paketzustellung vorbei sein. Nicht der Mensch braucht ein Headset,
sondern der Roboter, und das muß nicht mehr erfunden werden.

Wenn das Projekt dennoch in höchsten Tönen gelobt wird, dann
vermutlich auch wegen dem, was in den offiziellen Verlautbarungen
nicht dazu gesagt wird. So wie der Hai das Blut eines verletzten
Tiers und der Wolf die Spur seiner Beute wittert, hat auch die
Industrie ein ziemlich feines Gespür dafür, welche Möglichkeiten in
der Innovation stecken, Menschen auf die hier vorgestellte Weise zu
Cyborgs zu machen. Schon lange nicht mehr stellt sich die Frage, ob
der Mensch die Maschine kontrolliert oder umgekehrt die Maschine den
Menschen. Beide sind Produktionsmittel. So heißt es über dieses
Projekt auf der Website "Deutschland - Land der Ideen":
"Arbeitsunfälle können nicht nur für die Betroffenen schlimme Folgen
haben, sondern auch für die Unternehmen." [2] Jeder Ausfall eines
Produktionsmittels zählt ...

Das Headset steht beispielhaft für eine gesamtgesellschaftliche
Zugriffsverdichtung. In der Welt von morgen, in der alle
Lebensbereiche digitalisiert sind, alle Bewegungen von Menschen in
Städten über 5G, die nächste Stufe des Funkstandards, erkannt,
verfolgt und ausgewertet werden, kann mit so einem "intelligenten"
Headset die Leistungsanforderung enorm gesteigert werden. Der
maschinierte Mensch würde dazu gebracht, sich immer an der Grenze zum
maximal Leistbaren zu bewegen. Mehr noch, es täten sich weitere
Optionen auf, sollte es gelingen, aus dem neuronalen Gewitter
verläßliche Daten zu generieren, anhand derer sich bestimmte Aspekte
der Leistungsfähigkeit eines Menschen ableiten lassen. Zugleich würde
eine Vergleichbarkeit geschaffen, die bereits bei der Bewerbung eines
Menschen für einen Arbeitsplatz eingesetzt werden könnte und womöglich
viel unbestechlicher Zeugnis seiner Belastbarkeit ablegt, als es eine
schriftliche Bewertung je zu leisten im Stande ist.

Zugleich wird hier im Kontext von Technologien geforscht, die dazu
beitragen sollen, Menschen nicht allein aus Gründen des
Arbeitsschutzes und der maximalen Leistungsausbeutung neuronal zu
überwachen, sondern die allgemein die gesellschaftliche
Verfügungsgewalt qualifizieren. Wobei der tiefe Staat als Nutznießer
der Innovationen nicht mehr an der Haustür klingelt, er hat sie schon
vor langem überwunden und implementiert demnächst seine Trojaner ins
Internet der Dinge. Der tiefe Staat von morgen hingegen rückt dem
Menschen nicht nur dicht auf den Leib, sondern greift in dessen
bislang unauslotbare Tiefen, indem er den neuronalen Signalen
lauscht, die ein Mensch trotz der faltenreichen Lappen seines Gehirn
nicht mehr vor ihm verbergen kann. Max Headroom war gestern.


Fußnoten:

[1] https://www.aws-institut.de/forschungsprojekte/kameri-kognitiver-arbeitsschutz-fuer-die-mensch-maschinen-interaktion/

[2] https://land-der-ideen.de/projekt/sicherheitssystem-fuer-mensch-maschine-ablaeufe-3904
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STANDPUNKT/862: Un-Politik der Bundesregierung gegenüber Venezuela (Netzwerk Cuba)


Netzwerk Cuba - Pressemitteilung vom 16. Mai 2019

Un-Politik der Bundesregierung gegenüber Venezuela



In einem Brief an die Bundeskanzlerin und wichtige MinisterInnen hat der
Vorstand des NETZWERK CUBA e.V. mit harter Kritik und harten Fakten gegen
deren Venezuela-Politik Stellung bezogen. Die von der US-Regierung in den
letzten Jahren hergestellte geostrategische Konfliktsituation (gegen Iran,
Russland, Syrien, Kuba, Nicaragua und Venezuela sowie die ausufernde
"Sanktionspolitik" auch gegen China und weitere Staaten) verletzt das
Völkerrecht, die Menschenrechte, die Wiener Konvention und zerstört das
friedliche Miteinander der Völker.

Dieses rücksichtslose imperiale Vorgehen darf von der deutschen Regierung
nicht weiter toleriert werden. Der Sitz Deutschlands im VN-Sicherheitsrat
muss dringend für eine sachliche und klare Kritik und für angemessene
Maßnahmen gegen die friedensgefährdenden Aktivitäten der
Trump-Administration genutzt werden.

In dem Brief an Merkel wird auf die - verschwiegenen - menschlichen Opfer
der US-Aggressionen gegen Venezuela hingewiesen. Der neue Bericht des
Washingtoner Centre for Economic and Policy Research (CEPR), an dem auch
der berühmte Ökonom Jeffrey Sachs beteiligt war, schätzt, dass die
US-Sanktionen gegen Venezuela 2017/2018 mindestens 40.000 Menschen das
Leben gekostet hätten (insbesondere Kranken mangelt es an lebenswichtigen
Medikamenten). Und nun vergießen Trump & Co. "Krokodilstränen". In
zahlreichen Äußerungen und Taten (inkl. Terroranschläge und
Kriegsdrohungen) der USA sei deutlich, dass es ihnen wieder einmal nicht um
Demokratie und Menschenrechte, sondern um Dominanz und Öl und andere
wertvolle Rohstoffe geht. Des Weiteren zitiert das NETZWERK CUBA eine Rede
des vom UN-Menschen·rechtsrat eingesetzten Experten Jazairy. Der äußerte
seine "tiefe Besorgnis" angesichts der Zwangsmaßnahmen der US-Regierung
gegen Kuba, Venezuela und den Iran. Die Verhängung von Sanktionen für
politische Zwecke verletze die Menschenrechte und Normen des
internationalen Verhaltens. "Regime change durch Wirtschaftsmaßnahmen, die
zur Beschneidung der grundlegenden Menschenrechte und zu Hungersnot führen
können, ist nie eine akzeptierte Praxis in den internationalen Beziehungen
gewesen." Und der UN-Experte moniert weiter: "Es ist schwer zu erkennen,
wie Maßnahmen, die die Wirtschaft Venezuelas zerstören und verhindern, dass
Venezolaner Geld nach Hause schicken, darauf abzielen können, 'dem
venezolanischen Volk zu helfen', wie dies das US-Finanzministerium
behauptet."

Demgegenüber fordert das NETZWERK CUBA, ähnlich wie unzählige weitere
Solidaritätsorganisationen, die Bundesregierung auf, sich im
UN-Sicherheitsrat gemeinsam mit anderen Staaten gegen die Aggressionen der
US-Administration zu wenden, die seit Jahren und nun in verschärfter Form
gegen Venezuela sowie Kuba praktiziert werden und dort immense Opfer kosten
und Angst verbreiten, und darüber hinaus ausländische Investoren
abschrecken.

In dem Schreiben wird die Bundesregierung aufgefordert, dem Grundgesetz
Folge zu leisten ("dem Frieden der Welt zu dienen"), das Völkerrecht und
diplomatische Prinzipien zu achten.

Schließlich wird darauf hingewiesen, dass Außenminister Heiko Maas
angekündigt hatte, im UN- Sicherheitsrat für Kooperation und friedliche
Konfliktlösungen eintreten zu wollen: "Er muss dies allerdings auch
dringend im Fall USA vs. Venezuela und Kuba praktizieren." Also: UN-Politik
statt Un-Politik!!

 * 

Quelle:

Netzwerk Cuba - informationsbüro - e.V.

Weydingerstr. 14-16, 10178 Berlin

E-Mail: info@netzwerk-cuba.de

Internet: www.netzwerk-cuba.de
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ASIEN/931: Afghanistan - enttarnte Scheindiplomatie der USA ... (SB)


Afghanistan - enttarnte Scheindiplomatie der USA ...



Ungeachtet der jüngsten Friedensdschirga in Kabul, an der Ende April,
Anfang Mai 2500 Vertreter diverser gesellschaftlichen Gruppen und
politischen Parteien - nur nicht der Taliban - teilnahmen, ist kein
Ende des Konflikts am Hindukusch in Sicht. Auch die sechste
Verhandlungsrunde zwischen dem Sondergesandten von US-Präsident Donald
Trump, Zalmay Khalilzad, und den Taliban in Doha hat keinen
Fortschritt gebracht. Im Gegenteil, gingen doch die jüngsten
Friedensgespräche in der Hauptstadt Katars nach nur acht Tagen
ergebnislos zu Ende; alle früheren hatten um die drei Wochen gedauert.

Im April haben die Taliban ihre diesjährige Frühjahrsoffensive
begonnen und seitdem zahlreiche Anschläge und Überfälle durchgeführt.
Das Angebot von Präsident Ashraf Ghani für eine Feuerpause zwischen
Taliban und den afghanischen Streitkräften während des Fastenmonats
Ramadan von Anfang Mai bis Anfang Juni haben die früheren
Koran-Schüler um Mullah Mohammed Omar ausgeschlagen. Für die
Entscheidung gibt es zwei wesentliche Gründe. Erstens sind die Taliban
auf dem Vormarsch. Bei den winterlichen Kämpfen zur Jahreswende
2018/2019 lag die Zahl der monatlichen Taliban-Angriffe 20 Prozent
höher als im gleichen Zeitraum ein Jahr zuvor, die der Verluste bei
den afghanischen Streitkräften um 30 Prozent höher. Nicht umsonst hat
Ende letzten Jahres das US-Militär die Bekanntgabe der Verluste bei
der afghanischen Armee und Polizei eingestellt und vor wenigen Wochen
alle Angaben darüber, wie viele Bezirke unter der Kontrolle der
Regierungstruppen stehen, zur Verschlußsache erklärt. Zuletzt hieß es,
die afghanischen Streitkräfte hätten seit 2014 40.000 Mann verloren.
Seit Monaten nehmen die Berichte über schlechte Kampfmoral und
Desertationen bei der afghanischen Armee zu. Angeblich kontrolliert
sie nur noch 54 Prozent des staatlichen Territoriums - Tendenz
abnehmend.

Zum zweiten bestehen erhebliche Zweifel ob der Ernsthaftigkeit von
Khalilzads in Doha wiederholt bekundetem Willen, Washington zum Abzug
aller 14.000 US-Soldaten aus Afghanistan zu bewegen. Zwar möchte
Präsident Trump lieber früher als später den Militäreinsatz in
Afghanistan beenden, der seit 2001 dem amerikanischen Steuerzahler
rund eine Milliarde Dollar gekostet hat und statt eines
funktionierenden Staates im herkömmlichen Sinne lediglich ein
Marionettenregime in Kabul installieren konnte. Doch gegen die
Abzugsabsichten des Isolationisten Trump setzt sich der mächtige
Sicherheitsapparat der USA, den spätestens seit 1963 kein
US-Präsident mehr hat bändigen können, zur Wehr.

Hätten Pentagon und CIA nach dem 11. September 2001 wirklich das
Al-Kaida-"Netzwerk" ausschalten wollen, wie stets von offizieller
Seite behauptet wird, hätte die damalige Regierung von George W. Bush
das Angebot der Taliban - Aushändigung Osama Bin Ladens an ein
unabhängiges Gericht bei Vorlage juristisch verwertbarer Hinweise für
eine Verwicklung des saudischen Exilanten und Schwagers Mullah Omars
in die schrecklichen Flugzeuganschläge von New York und Arlington -
angenommen. Tatsächlich aber ging es darum, das strategisch wichtige
Land Afghanistan im Herzen Zentralasiens an der Westgrenze des Irans
und der Nordgrenze Pakistans sowie in Reichweite von Rußland und China
zu besetzen und dort eine Reihe größerer Militärstützpunkte samt
Start- und Landesbahnen einzurichten.

An diesem geopolitischen Interesse hat sich bis heute nichts
verändert. Deswegen meinte Amerikas ranghöchster Militär, General
Joseph Dunford, sich einen Akt indirekter Insubordination leisten zu
können, als er am 8. Mai bei einer Anhörung des
Verteidigungsausschusses des Senats in Washington sämtlichen
Abzugsüberlegungen für Afghanistan und damit der erklärten Politik des
eigenen Vorgesetzten, Präsident Trump, der laut US-Verfassung
Oberbefehlshaber der Streitkräfte ist, praktisch eine Absage erteilte.
Einerseits erklärte der Vorsitzende der Vereinigten Stabschefs,
"niemand" würde lieber "die US-Streitkräfte aus Afghanistan und dem
erweiterten Mittleren Osten abziehen" als er. Andererseits stellte er
unmißverständlich fest, die USA würden Bodentruppen in Afghanistan
behalten müssen, "solange der Aufstand anhält". Um die Begründung
für den Verbleib am Hindukusch zu unterstreichen, behauptete Dunford,
in Afghanistan wären neben den Taliban weitere 19 "extremistische
Gruppen" tätig.

Am selben Tag erhielt Dunford für diese Position starke Rückendeckung
von Herbert McMaster, der von Februar 2017 bis April 2018 im Weißen
Haus Nationaler Sicherheitsberater Trumps gewesen ist. McMaster, ein
Veteran des ersten Golfkriegs 1991, der auch Ende der Nullerjahre als
Berater von General David Petraeus im Irak tätig gewesen ist und
wesentlich zum Erfolg von dessen Aufstockungsstrategie beigetragen
haben soll, gilt als intellektuelle Lichtgestalt in den höheren
Militärkreisen der USA. Seine Doktorarbeit in Geschichtswissenschaft,
die 1997 als Buch unter dem Titel "Dereliction of Duty" erschien,
besteht im wesentlichen aus der Dolchstoßlegende, wonach Amerikas
heldenhafte Soldaten im Felde den Vietnamkrieg gewonnen hätten, wären
die Generäle damals mutig genug gewesen, sich gegen die wankelmütige
politische Führung in Washington durchzusetzen. In der Schrift beklagt
der mehrfach ausgezeichnete Generalleutnant a. D. "die Lügen", die
zur Niederlage der USA im Vietnamkrieg geführt haben sollen. Wenig
überraschend steht "Dereliction of Duty" seit einigen Jahren auf dem
Lehrplan in West Point sowie an den meisten anderen Offiziersschmieden
in den USA.

Heute ist McMaster Gastdozent für politische Wissenschaft an der
Stanford Universität in Kalifornien und Vorsitzender des Center on
Military and Political Power bei der Foundation for Defense
of Democracies (FDD) in Washington, die dort neben dem American
Enterprise Institute (AEI) zu den einflußreichsten neokonservativen
Denkfabriken der USA zählt. Bei seiner aufschlußreichen und
martialischen FDD-Rede zum Thema Afghanistan prangerte McMaster die
negative Berichterstattung über die Lage am Hindukusch als
"defätistisch" und "ungenau" an. Die Lage in Afghanistan sei zwar
nicht fabelhaft, aber auch nicht so schlimm, wie in den Medien
kolportiert, behauptete er. Die Kosten der US-Militärbesatzung hätten
sich von jährlich 100 Millionen Dollar in 2010 auf 45 Millionen Dollar
2018 mehr als halbiert, lobte McMaster.

Die USA müßten ihre Truppen in Afghanistan als eine Art
"Versicherungspolice" behalten, damit dort die "Terroristen" kein
neues "Emirat" einrichten könnten, das später mit anderen solchen
Gebilden in der Region zu einem regelrechten "Kalifat" zusammengelegt
werden könnte, argumentierte er. Amerika dürfe wegen der neuen
strategischen Ausrichtung des Pentagons auf die Großmachtsrivalität
mit Rußland und China die Aufstandsbekämpfung nicht vernachlässigen,
erklärte er zudem. Als Teil des Kampfes gegen den globalen
"Terrorismus" müßten die USA in Afghanistan ihre "Gewinne
konsolidieren", denn die Kosten des Einsatzes, auch an gefallenen
Soldaten, wären tragbar, so McMaster. Bei dieser Rechnung sind die
Kosten des Endloskrieges für die afghanische Zivilbevölkerung
offenbar zweitrangig.
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GEWERKSCHAFT/313: "Tag der Selbstverwaltung" - ver.di bekräftigt Forderung nach Grundrente (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
17. Mai 2019

"Tag der Selbstverwaltung": ver.di bekräftigt Forderung nach
Grundrente - Keine Eingriffe in die Selbstverwaltung



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) bekräftigt die
Forderung nach Einführung einer Grundrente ohne
Bedürftigkeitsprüfung. "Wer jahrzehntelang in die Rentenkasse
eingezahlt hat, muss eine menschenwürdige Rente erhalten", betonte
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Dagmar König auf der zentralen
Veranstaltung zum "Tag der Selbstverwaltung" am Freitag in Berlin.
"Die Grundrente muss kommen, vorzugsweise aus Steuermitteln
finanziert. Aber ich sage auch: besser gemischt finanziert als gar
nicht", stellte König klar, die als alternierende
Vorstandsvorsitzende der Deutschen Rentenversicherung Bund zudem eine
führende Position in der sozialen Selbstverwaltung einnimmt.

Deren Stärkung und Weiterentwicklung steht traditionell im
Mittelpunkt des "Tags der Selbstverwaltung". In jüngster Zeit gerät
dieses Modell der Mitsprache der Beitragszahlenden allerdings immer
stärker in Bedrängnis. "Wir wehren uns entschieden gegen jegliche
Versuche, die Entscheidungsspielräume der Selbstverwaltung
einzuschränken, so wie dies aktuell durch Gesetzesvorhaben im Bereich
von Bundesgesundheitsminister Jens Spahn der Fall ist. Hände weg von
der Selbstverwaltung", appellierte König.

Der "Tag der Selbstverwaltung" findet seit 2012 auf Initiative von
ver.di statt. Ziel des Veranstaltungstages ist es, über die alle
sechs Jahre stattfindenden Sozialwahlen hinaus über die
Selbstverwaltung, ihre Funktionsweise und die
Gestaltungsmöglichkeiten zu informieren und zu mehr Akzeptanz,
Transparenz und Engagement für die soziale Selbstverwaltung
beizutragen.

In diesem Jahr stehen Beiträge des ver.di-Vorsitzenden Frank Bsirske,
von Dr. Rolf Schmachtenberg, Staatssekretär im
Bundesarbeitsministerium, DGB-Vorstandsmitglied Annelie Buntenbach
sowie Prof. Dr. Joachim Breuer, Hauptgeschäftsführer der Deutschen
Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV), auf dem Tagungsprogramm.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17.05.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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VORTRAG/2331: Nienburg - Ist die Ausgrenzung der hier lebenden Kurden verfassungsgemäß?, 20.05.2019


Die Linke, KV Nienburg/Weser

Dialog statt Kriminalisierung

Ist die Ausgrenzung der hier lebenden Kurden verfassungsgemäß?

Plädoyer für einen Wandel.

Vortrag von Dr. Rolf Gössner

Montag 20. Mai 2019 | 19:30 Uhr

Nienburger Kulturwerk e.V.

Mindener Landstraße 20, 31582 Nienburg



Dr. Rolf Gössner (Internationale Liga für Menschenrechte) hält einen
Vortrag zur politischen Situation der hier lebenden Kurd*innen und die
Repression gegen sie. Er wird ein Plädoyer für einen offenen Dialog mit der
kurdischen Seite sowie für einen grundlegenden Wandel der Türkei- und
Kurdenpolitik abgeben - mit anschließender Disskussion.

Anlässlich des 70. Jahrestages des Grundgesetzes soll in dieser
Veranstaltung die Frage erörtert werden, ob die Kriminalisierung und
Ausgrenzung der hier lebenden Kurdinnen und Kurden verfassungsgemäß ist.
Denn auf Grundlage des europaweit einmaligen PKK-Betätigungsverbots werden
die Grundrechte der Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit, der Meinungs-
und Pressefreiheit und damit die freie politische Betätigung von Kurdinnen
und Kurden massiv beschränkt. Demonstrationsverbote und Razzien,
Durchsuchungen von Privatwohnungen, Vereinen, Druckereien, Redaktionen und
Verlagen, Beschlagnahmen und Inhaftierungen sind immer wieder an der
Tagesordnung.

Rolf Gössner (Bremen) plädiert angesichts dieser Politik der
Kriminalisierung und Ausgrenzung für einen offenen Dialog mit der
kurdischen Seite.

Angesichts des anhaltenden Kriegs der türkischen Regierung gegen die
kurdische Bevölkerung, angesichts der neuen Rolle der Kurd*innen im Nahen
und Mittleren Osten und im Abwehrkampf gegen den IS-Terror kommen der EU
und der Bundesrepublik eine gesteigerte Verantwortung zur Aussöhnung und
Lösung des türkisch-kurdischen Konflikts zu. Um dieser Verantwortung
gerecht zu werden, bedarf es eines radikalen Wandels der europäischen
Türkei- und Kurdenpolitik sowie einer Minimierung der deutsch-türkischen
"Sicherheitskooperation", die schon viel Unheil angerichtet hat. (rg)

 * 

Quelle:

Die Linke, KV Nienburg/Weser

E-Mail: kontakt@dielinke-ni.de

Internet: http://www.dielinke-ni.de/
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VORTRAG/2330: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 20.05. bis 22.05.2019


Helle Panke

Veranstaltungen in der 21. Kalenderwoche 2019



Liebe Leserinnen und Leser,

die Vereinsmitglieder unter Ihnen möchten wir gern noch einmal an unsere
Mitgliederversammlung am Montag um 18 Uhr erinnern. Wir möchten über das
vergangene Jahr Bilanz ziehen und die Planungen für 2019 diskutieren.
Im Anschluss wird es einen öffentlichen Vortrag von Stefan Liebich zum
Thema "Der Ausstieg aus dem INF-Vertrag: Ist der Frieden nun zu Ende"
geben. Hierzu sind alle Interessierten eingeladen, der Eintritt ist frei,
Beginn gegen 19:30 Uhr.


Montag, 20. Mai 2019, 19:30 bis 21:00 Uhr

Internationale Politik

Der Ausstieg aus dem INF-Vertrag: Ist der Frieden nun zu Ende?

Referent: Stefan Liebich (Außenpolitischer Sprecher der LINKEN im
Bundestag)

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9,10437 Berlin


Dienstag, 21. Mai 2019, 10:00 bis 12:00 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Was tun gegen den Rechtsruck?

Referentin: Katja Kipping (MdB, Vorsitzende der Partei DIE LINKE)

Moderation: Dr. Siegfried Wein

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin

Dienstag, 21. Mai 2019, 20:00 bis 23:00 Uhr

Junge Panke

Ein Abend zu 40 Jahre "Die feinen Unterschiede" von Pierre Bourdieu -
Vortrag und Film

Referentin: Barbara Rothmüller (Uni Wien)

Anschließend zeigen wir Ausschnitte aus der Dokumentation "Soziologie ist
ein Kampfsport - Pierre Bourdieu im Porträt" (2002) von Pierre
Carles.

Moderation: Fabian Kunow

Bei schönen Wetter im Garten/bei schlechtem überdacht. Einlass zur
Veranstaltung ist 19:30, wir beginnen um 20 Uhr.

Kosten: 2,00 Euro; ermässigt 1,00 Euro

Ort: //:about blank, Markgrafendamm 24c, 10245 Berlin


Mittwoch, 22. Mai 2019, 18:00 bis 20:00 Uhr

Vernissage in der Galerie

Im Wald und auf der Heide

Ausstellung der Künstlerinnen Gerhild Grolitsch und Dorothea Beckmann aus
der Prignitz

Rede: Horst Kontak, Vorsitzender der Kunstfreunde Pritzwalk e.V.

Musik: Ulrich Gumpert (piano)

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin

*

PUBLIKATIONEN

Philosophische Gespräche

Heft 57: Was kommt nach dem Kapitalismus?

Von: Meinhard Creydt, 54 Seiten, 2019, 3 Euro

INHALT

1. Das Leitbild der nachkapitalistischen Gesellschaft

2. Zentrale Aufgaben der nachkapitalistischen Gesellschaft 

3. Soziale Auseinandersetzungen, die Veränderung des Verständnisses vom
guten Leben und die gesellschaftliche Transformation

4. Welche Rolle spielen Märkte in der nachkapitalistischen Gesellschaft?

hefte zur ddr-geschichte

#151: "Sich treu bleiben?". In memoriam Annelies Laschitza (1934 -
2018) 

Mit Beiträgen von Günter Benser, Michael Brie, Holger Czitrich-Stahl,
Gerhard Engel, Klaus Gietinger, Sonja Goldmann, Ursula Herrmann, Jürgen
Hofmann, Rainer Holze, Volker Külow, Eckhard Müller, Manfred Neuhaus,
Siegfried Prokop, Bärbel Schindler-Saefkow, Jörn Schütrumpf, Karlen Vesper,
Marlene Vesper, Marga Voigt, Jörg Wollenberg,

67 Seiten, 2019, 3 Euro

Pankower Vorträge

#222: 68 in Westeuropa

mit Konferenzbeiträgen von Alexander Amberger und Frank Engster, Stefan
Bollinger, Alexander Neupert-Doppler, Giorgio Del Vecchio und Stefania
Animento, 40 Seiten, 2019, 3 Euro

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus
Versand) über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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GEWERKSCHAFT/1824: Bundestagsbeschluss zur 11. Nationalen Maritimen Konferenz - Schritt in die richtige Richtung (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
17. Mai 2019

ver.di zum Beschluss des Bundestages zum Antrag der
Regierungsfraktionen zur 11. Nationalen Maritimen Konferenz: Schritt
in die richtige Richtung



Berlin - Der Deutsche Bundestag hat am heutigen Freitag (17. Mai 2019) den
Antrag "Nachhaltige maritime Wirtschaftspolitik umsetzen" der
Regierungsfraktionen von CDU/CSU und SPD zur 11. Nationalen Maritimen
Konferenz in Friedrichshafen beschlossen.

Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßt einige für
die Beschäftigten in der Schifffahrt wichtige Vorhaben, die durch den
Beschluss auf den Weg gebracht werden. Dazu gehört unter anderem die
Aufforderung an die Bundesregierung dafür zu sorgen, dass die hohen
deutschen Standards in der Schleppschifffahrt in deutschen Gewässern
von allen Marktteilnehmern eingehalten werden. Nach Auffassung von
ver.di ist dies durch das Vorschreiben der deutschen Flagge nach
EU-Hafenverordnung am besten zu gewährleisten.

Des Weiteren begrüßt ver.di die Aufforderung an die Bundesregierung,
im Zuge des digitalen Wandels Mittel zur Ausbildungsförderung und
Qualifikation der Beschäftigten zur Verfügung zu stellen, um dem
Fachkräftemangel vorzubeugen und Beschäftigung und Einkommen zu
sichern. Die damit verbundene Aufforderung, den Wandel der
Arbeitswelt in der maritimen Wirtschaft sozialverträglich zu
gestalten, begrüßt ver.di ausdrücklich.

Die Forderung nach einer Erweiterung des Fördervolumens im Rahmen des
IHATEC-Programms (Innovative Hafentechnologien) beurteilt ver.di
positiv, wenn die Aufstockung der Mittel auch dazu dient,
Forschungsprojekte zum Change-Management im Rahmen des digitalen
Wandels zu fördern.

Die Forderung nach Überprüfung der Ladungssicherungskonzepte auf
Seeschiffen, die in deutschen Gewässern verkehren, ist ein Schritt in
die richtige Richtung, greift aber zu kurz, da nach Auffassung von
ver.di Ladungssicherungsarbeiten den Hafenarbeiterinnen und
Hafenarbeitern vorbehalten sind, was per Verordnung vorgeschrieben
werden sollte. ver.di fordert hier deutliche Nachbesserungen, damit
dieses Thema im Sinne der Sicherheit der Seeleute und Beschäftigung
in den Häfen verpflichtend geregelt wird.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17.05.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/1823: Streiks im Handel - kraftvolles Signal für höhere Löhne (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
17. Mai 2019

Streiks im Handel - kraftvolles Signal von 10.000 Beschäftigten für
höhere Löhne



Berlin - In mehreren Bundesländern haben Beschäftigte des Einzel- und
Versandhandels sowie des Groß- und Außenhandels heute erneut die
Arbeit niedergelegt. "Das ist ein deutliches Signal an die
Arbeitgeber, dass sich die Beschäftigten mit niedrigen Angeboten, die
faktisch einen Reallohnverlust bedeuten, nicht abspeisen lassen. Sie
leisten jeden Tag gute und harte Arbeit und fordern deutliche
Reallohnerhöhungen. Die Beschäftigten brauchen existenzsichernde
Entgelte, um Armut jetzt und im Alter zu vermeiden", sagte
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Stefanie Nutzenberger.

Gestreikt wird heute in Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, NRW und
Rheinland-Pfalz. Die Streiks werden dort auch morgen fortgesetzt.
Bestreikt werden auch tariflose Unternehmen, unter anderem Kaufhof,
Karstadt Sports, Amazon, OBI und dm. Auch bei Karstadt Warenhaus
legen Beschäftigte die Arbeit nieder. Sie fordern eine schnellere
Anhebung der Entgelte und dass spätestens 2021 wieder zu 100 Prozent
der Flächentarifvertrag gilt.

Zu den heutigen Streiks werden im Tagesverlauf rund 10.000
Beschäftigte erwartet. Bereits in den vergangenen Wochen ist es in
verschiedenen Bundesländern zu jeweils eintägigen Warnstreiks mit
hoher Beteiligung gekommen.

ver.di fordert für den Einzelhandel unter anderem 6,5 Prozent mehr
Lohn, mindestens aber 163 Euro bzw. einen Euro mehr pro Stunde.
Weitere Informationen unter: https://tinyurl.com/yxm4c5sa .

Für den Groß- und Außenhandel werden ebenfalls 6,5 Prozent gefordert,
sowie länderspezifisch z.T. Mindestbeträge, die sich je nach Land
zwischen 150 und 200 Euro monatlich bewegen. Weitere Informationen unter:
https://tinyurl.com/yyrvb8vs .

Sowohl für den Einzel- und Versandhandel wie auch für den Groß- und
Außenhandel sollen zudem die Tarifverträge für alle Unternehmen der
Branche wieder für allgemeinverbindlich erklärt werden.

Die Arbeitgeber haben in einem Teil der Bundesländer Angebote
vorgelegt. Im Einzelhandel boten sie 1,5 Prozent in 2019 und 1,0
Prozent in 2020. Im Groß- und Außenhandel 2,0 Prozent in 2019 und 0,5
Prozent in 2020.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17.05.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin
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GEWERKSCHAFT/1822: Lufthansa Service Gesellschaft (LSG) - ver.di kritisiert Verkaufspläne (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
17. Mai 2019

Lufthansa Service Gesellschaft (LSG): ver.di kritisiert Verkaufspläne
der Lufthansa



Der von der Lufthansa angekündigte Verkauf der Cateringtochter
Lufthansa Service Gesellschaft (LSG) stößt bei der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) auf Kritik. "Wir lehnen einen
solchen Verkauf ab", betont ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christine
Behle. "Die LSG beschert dem Lufthansa-Konzern Stabilität und
Millionengewinne und stärkt die Premium Marke Lufthansa. Die allein
in Deutschland rund 7.000 Beschäftigten garantieren mit höchster
Qualität und verlässlich die Versorgung von Passagieren mit Speisen
und Getränken. Dieses Unternehmen zu verkaufen und die Arbeitsplätze
zu gefährden, ist wirtschaftlich fragwürdig und sozial
verantwortungslos." ver.di fordere stattdessen den Verbleib der
Catering Tochter in der Lufthansa-Familie sowie den Erhalt aller
Arbeitsplätze und Sozialstandards.

Die bundesweite ver.di-Tarifkommission bei der LSG hat in dieser
Woche die aktuelle Situation beraten und den Lufthansavorstand zu
zeitnahen Gesprächen aufgefordert, bevor weitere Fakten geschaffen
würden.

"Die Beschäftigten sind verunsichert und fühlen sich durch das
Verhalten der Lufthansa getäuscht", erklärt Behle. Es sei klar, dass
sie eine solche Entscheidung nicht widerstandslos hinnehmen würden.
Zurzeit werde über Aktionen beraten.

Die insgesamt über 35.500 Beschäftigten des zweitgrößten Caterers der
Welt produzieren etwa 700 Millionen Essen für 300 Fluggesellschaften.
In Deutschland konzentriert sich die Produktion vor allem auf die
Flughäfen Frankfurt und München, neben Düsseldorf, Köln, Alzey,
Stuttgart, Hannover und Berlin sowie die Lufthansa Lounges.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17.05.2019
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INTERNATIONAL/370: Deutschland im Wirtschaftskrieg (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 17. Mai 2019

german-foreign-policy.com

Deutschland im Wirtschaftskrieg



WASHINGTON/BERLIN/BEIJING - Im Wirtschaftskrieg der Vereinigten Staaten
gegen China warnen Experten vor der Verhängung "sekundärer", auch
Deutschland und die EU treffender US-Sanktionen gegen den chinesischen
Konzern Huawei. Die Trump-Administration hat am Mittwoch den "nationalen
Notstand" ausgerufen, um die Nutzung von Huawei-Technologie durch
US-Unternehmen zu verbieten und auch den Verkauf von US-Produkten an den
chinesischen Konzern zu untersagen. Ziel ist es, das Vorzeigeunternehmen,
das eine wichtige Rolle bei Chinas technologischem Aufstieg spielt,
irreparabel zu schädigen. "Sekundäre Sanktionen" würden allen Unternehmen
weltweit Repressalien androhen, sollten sie sich dem Huawei-Boykott
verweigern. Bereits jetzt schwächt der US-Wirtschaftskrieg gegen die
Volksrepublik auch die deutsche Industrie. Zusätzlich will US-Präsident
Donald Trump seine Strafzolldrohung gegen Kfz-Importe aus der EU nicht
aufheben, sondern sie nur vertagen; die EU soll gezwungen werden, ihre
Auto-Exporte binnen sechs Monaten freiwillig zu reduzieren. Eine weitere
Eskalation des Wirtschaftskriegs droht.

Die "nationale Sicherheit" der USA

US-Präsident Donald Trump hat Berichten zufolge die Entscheidung
aufgeschoben, ob er Strafzölle auf die Einfuhr von Autos sowie Autoteilen
aus der EU in die Vereinigten Staaten erheben will. Wie es heißt, kommt
eine Untersuchung der US-Regierung zu dem Schluss, der Import von Pkw aus
der Union, aber auch aus Japan sei eine Bedrohung für die "nationale
Sicherheit" der Vereinigten Staaten. Demnach könnten Strafzölle in Höhe von
25 Prozent auf entsprechende Lieferungen erhoben werden. Angeblich will
Trump am heutigen Freitag offiziell bekanntgeben, dass er die
Entscheidungsfrist um ein halbes Jahr verlängert; damit ist der Export vor
allem der deutschen Autoindustrie, die fast die Hälfte der Kfz-Ausfuhr aus
der EU in die USA stellt, vorerst noch ungehindert möglich. Erste
Reaktionen aus der Industrie und aus Wirtschaftsmedien fielen entsprechend
positiv aus.[1] Kommentatoren urteilten, Trump wolle sich, während er den
Wirtschaftskrieg gegen China eskaliere, nicht auch noch mit der EU anlegen.

Trumps Dauerdrohung

Tatsächlich kann von - vorläufiger - Entspannung keine Rede sein. Sollte
Trump seine lange angekündigte Entscheidung vertagen, dann stünde die EU
weiterhin - und auf ungewisse Zeit - unter Druck, US-Forderungen Folge zu
leisten, um die Verhängung der Strafzölle nicht zu provozieren. Die Drohung
mit den Strafmaßnahmen entfaltete dann noch bis zu einem halben Jahr ihre
Wirkung. Entsprechend heißt es jetzt aus EU-Kreisen, falls der US-Präsident
seine Strafzölle nicht offiziell fallenlasse, sondern sich die Option
weiterhin offenhalte, werde Brüssel die Verhandlungen "wohl abbrechen".[2]
"Der Bogen ist sehr gespannt", äußert der Vorsitzende des
Handelsausschusses im Europaparlament, Bernd Lange (SPD): "Wenn noch einmal
jemand daran zieht, dann reißt er". Hinzu kommt nun laut jüngsten
Berichten, dass der US-Präsident von der EU und Japan verlangt, innerhalb
des nächsten Halbjahres freiwillig die Ausfuhr von Autos in die Vereinigten
Staaten zu reduzieren, also den Lieferrückgang, mit dem bei der Verhängung
von Strafzöllen zu rechnen wäre, selbst zu vollziehen.[3] Dass die
Bundesrepublik, die hauptsächlich betroffen wäre, sich darauf einlassen
würde, gilt als kaum wahrscheinlich. Die EU hat Gegenzölle auf Importe aus
den USA im Wert von mehr als 20 Milliarden Euro vorbereitet.

Die Strafzolleskalation

Zu den Ungewissheiten in Sachen Kfz-Strafzölle kommen Risiken aus der
Eskalation des Wirtschaftskriegs der Vereinigten Staaten gegen China hinzu.
Nach der - mit kürzester Frist erfolgten - Ankündigung des US-Präsidenten,
die Strafzölle auf Einfuhren aus China im Wert von 200 Milliarden US-Dollar
von zehn auf 25 Prozent zu erhöhen, hat die Volksrepublik ihrerseits
25-Prozent-Gegenzölle auf US-Ausfuhren im Wert von 60 Milliarden US-Dollar
verhängt. Washington bereitet die Einführung von 25-Prozent-Strafzöllen auf
alle restlichen Importe aus China vor. Für diesen Fall ist mit erneuten
Reaktionen Beijings zu rechnen. Für deutsche Konzerne ist dies in
mehrfacher Hinsicht hochriskant. So werden von den Zöllen auch deutsche
Standorte in beiden Ländern getroffen, insoweit sie in das jeweils andere
Land liefern. Hinzu kommt, dass jedes Schwächeln der Wirtschaft sowohl der
Vereinigten Staaten wie auch der Volksrepublik deutsche Exporte gefährdete;
die USA waren 2018 der größte, China der drittgrößte Abnehmer deutscher
Ausfuhren. Wirtschaftskriegsbedingte Einbrüche in der globalen Ökonomie
könnten die exportfixierte deutsche Industrie schließlich noch weiter ins
Wanken bringen.

Technologiekrieg gegen China

Zusätzliche Risiken ergeben sich nun auch noch aus den Repressalien gegen
den chinesischen Konzern Huawei, die die Trump-Administration am Mittwoch
verkündet hat. Einerseits hat der Präsident den "nationalen Notstand" in
puncto Telekommunikation ausgerufen: Um das Land vor "ausländischen
Feinden" zu schützen, dürften US-Unternehmen keine Produkte von
Telekomausrüstern mehr kaufen, die die "nationale Sicherheit" der USA
gefährdeten, erklärt das Weiße Haus.[4] Huawei wird nicht namentlich
genannt, ist aber gemeint. Andererseits hat das US-Handelsministerium
Huawei auf die "Entity List" gesetzt, die gewöhnlich Firmen umfasst, die
Massenvernichtungswaffen verbreiten; US-Unternehmen dürfen Huawei jetzt nur
noch mit Sondergenehmigung beliefern. Das soll den chinesischen Konzern,
der als einer der bedeutendsten der Volksrepublik gilt und deren
technologische Entwicklung in einer zentralen Zukunftsbranche vorantreibt,
ins Wanken bringen. "Die USA haben offen erklärt, dass sie bereit sind,
sich einen ausgewachsenen Technologiekrieg mit China zu liefern", wird ein
Experte des Think-Tanks Eurasia Group zitiert.[5] Beijing bezichtigt
Washington der Industriesabotage und hat Gegenmaßnahmen angekündigt.

"Sekundäre Sanktionen"

Experten warnen nun, deutsche Unternehmen könnten nicht nur durch weitere
wirtschaftliche Erschütterungen in den USA und in China in Mitleidenschaft
gezogen werden. Denkbar sei, dass die Trump-Administration ihre
eskalierenden Angriffe auf Huawei durch "sekundäre Sanktionen" ergänze,
äußert etwa der Ökonom Wolfgang Münchau.[6] Das würde bedeuten, dass
Washington sämtlichen Firmen weltweit Repressalien androhte, die weiterhin
Geschäfte mit Huawei machen - ganz so, wie es die Vereinigten Staaten mit
ihren Iran-Sanktionen handhaben. Die Trump-Administration hat in den
vergangenen Monaten vergeblich versucht, die EU-Staaten zum Ausschluss von
Huawei beim Aufbau ihrer 5G-Netze zu nötigen (german-foreign-policy.com
berichtete [7]). Erst vor wenigen Tagen hat Vodafone angekündigt, am 3.
Juli in sieben britischen Großstädten die ersten 5G-Dienste zu starten -
unter Nutzung von Huawei-Produkten.[8] Auch in Deutschland wollen die
Netzbetreiber Huawei-Technologie nutzen; andernfalls sei wegen des
technologischen Vorsprungs, den der chinesische Konzern erlangt habe, mit
erheblichem Rückstand beim Aufbau der 5G-Netze zu rechnen, urteilen
Experten einhellig.[9] "Sekundäre Sanktionen" der Trump-Administration
gegen Huawei könnten die Staaten der EU nun zum Verzicht auf chinesische
Technologie zwingen.


Anmerkungen: 

[1] Till Hoppe, Annett Meiritz: Trump deeskaliert im Handelsstreit mit der
EU - für den Moment. handelsblatt.com 15.05.2019.

[2], [3] Annett Meiritz, Till Hoppe: Trump will der EU offenbar
Autozölle-Ultimatum setzen. handelsblatt.com 16.05.2019.

[4] USA gehen gegen Chinas Telekom-Riesen Huawei vor. faz.net 16.05.2019.

[5] Demetri Sevastopulo, Kiran Stacey, James Politi, Nian Liu, Kathrin
Hille: US chipmakers hit after Trump blacklists Huawei. ft.com 16.05.2019.

[6] twitter.com/EuroBriefing.

[7] S. dazu Die Schlacht um Huawei (III)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7892/

und Partner und Rivale.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7897/

[8] Vodafone's 5G UK service to launch in July. bbc.co.uk 14.05.2019.

[9] Matthew Field: Ban on Huawei will leave Europe trailing behind the US
in 5G, says Qualcomm boss. telegraph.co.uk 20.04.2019.
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MELDUNG/862: Bundesnetzagentur stellt Jahresbericht 2018 vor (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 16.05.2019

Bundesnetzagentur stellt Jahresbericht 2018 vor


Präsident Homann: "Ausbau des Stromnetzes bleibt zentrale
Herausforderung der Energiewende"



Die Bundesnetzagentur hat am 16. Mai 2019 ihren Jahresbericht für das Jahr
2018 vorgestellt.

"Wir sind bei der Planung neuer Stromleitungen gut
vorangekommen. Dennoch kommt der Ausbau nicht so schnell voran wie es
nötig wäre, was sich in hohen Kosten für den Erhalt der
Systemsicherheit niederschlägt", erläutert Jochen Homann, Präsident
der Bundesnetzagentur.

Marktentwicklung Telekommunikation

Erstmals wurde mehr mobil telefoniert als im Festnetz. Rund 119
Milliarden abgehende Gesprächsminuten mobil standen nur noch 107
Milliarden Gesprächsminuten im Festnetz gegenüber.

Die Digitalisierung hat zur Folge, dass das Datenvolumen in Fest- und
Mobilfunknetzen erneut rasant gestiegen ist.

Bis Ende 2017 betrug das im Festnetz erzeugte Datenvolumen rund 39.000
Mio. GB. Vorläufige Berechnungen prognostizieren bis Ende 2018 ein
Gesamtvolumen von etwa 45.000 Mio. GB.

Über die Mobilfunknetze wurden 2018 rund 1.993 Mio. GB Daten
übertragen. Im Vorjahr waren es noch 1.388 Mio. GB. Das entspricht
einer Steigerung um 44 Prozent.

Seit Verbraucher ihren inländischen Tarif zu gleichen Konditionen auch
im EU-Ausland nutzen können, hat die Nutzung mobiler Dienste im
Ausland deutlich zugenommen. Der im Ausland generierte Datenverkehr
hat sich im letzten Jahr annähernd verdoppelt von 33,8 Mio. GB im Jahr
2017 auf 66,4 Mio. GB im Jahr 2018.

Verbraucheranfragen Telekommunikation

Die Zahl der Verbraucheranfragen und -beschwerden bei der
Bundesnetzagentur zum Telekommunikationsbereich war im Jahr 2018 mit
250.000 weiter sehr hoch (2017: 290.000; 2016: 220.000).

Mit 62.000 erreichte die Zahl der Beschwerden zu unerlaubter
Telefonwerbung einen neuen Höchststand. 2017 waren es 57.000. Die
Bundesnetzagentur hat daher ihr Hauptaugenmerk 2018 auf die Verfolgung
von Intensivtätern gelegt, die entweder durch ein besonders
belästigendes Verhalten oder eine besonders hohe Zahl an geschädigten
Verbrauchern auffielen. Insgesamt haben wir in diesem Bereich
Bußgelder von 1,1 Mio ? Euro verhängt, in zwei Großverfahren wurde das
höchstmögliche Bußgeld von 300.000 Euro verhängt.

Auch das Beschwerdeaufkommen im Bereich Rufnummernmissbrauch steigt
kontinuierlich weiter an. Im Bereich der sog. Ping-Anrufe zeigt die
Arbeit der Bundesnetzagentur Wirkung. Hier war angeordnet worden, dass
für bestimmte internationale Vorwahlen im Mobilfunk kostenlose
Preisansagen geschaltet werden müssen, um Verbraucher vor teuren
Rückrufen zu schützen. In der Folge ist das Beschwerdeaufkommen
deutlich gesunken.

Fortschritte beim Stromnetzausbau

2018 gab es beim Ausbau des Stromnetzes deutliche Fortschritte in den
Genehmigungsverfahren. Die Bundesfachplanung, das Verfahren zur
Festlegung eines Trassenkorridors, konnte in vielen Projekten
vorangetrieben werden. Insbesondere in den Planungsverfahren für die
großen HGÜ-Leitungen Ultranet, SuedLink und SuedOstLink ist die
Budnesnetzagentur im letzten Jahr substanziell vorangekommen.

Aktuell sind rund 7.700 km Ausbau im deutschen Stromnetz geplant
(BBPlG und EnLAG). Mit rund 4.600 km befindet sich der Großteil davon
in unterschiedlichen Phasen der Planungsverfahren. Weitere 1.800 km
sind genehmigt oder realisiert.

Gleichwohl bleibt festzustellen: Der Netzausbau kommt nicht so schnell
voran wie es nötig wäre. Dies schlägt sich in hohen Kosten für den
Erhalt der Systemsicherheit nieder. Diese sind zwar im Vergleich zum
Vorjahr (1,5 Mrd. Euro) gesunken, befinden sich mit 1,4 Mrd. Euro aber
weiterhin auf hohem Niveau.

Bedarfsermittlung für Netzausbau

Parallel prüft die Bundesnetzagentur regelmäßig, welcher zusätzliche
Ausbau im Stromnetz für die Energiewende erforderlich sein wird.

Die Übertragungsnetzbetreiber haben im April einen zweiten Entwurf des
Netzentwicklungsplans 2019-2030 vorgelegt. Sie schlagen neben anderen
Ausbaumaßnahmen auch einen vierten HGÜ-Korridor von Schleswig-Holstein
über Wilhelmshaven mit Zwischenpunkten in NRW (Polsum und Üntrop) nach
Baden-Württemberg (Großraum Stuttgart) vor.

Die Bundesnetzagentur prüft die Vorschläge der
Übertragungsnetzbetreiber derzeit. Erst nach Abschluss dieser
Prüfungen können die einzelnen Projekte beurteilt werden. Klar ist
aber schon heute, dass selbst bei optimaler Ausnutzung des
Bestandsnetzes und Einsatz innovativer Technologien zusätzlicher
Netzausbau erforderlich sein wird.

Marktentwicklung Post

Wesentlicher Treiber für die wirtschaftliche Entwicklung der
Postmärkte ist weiterhin der Online-Handel. Obwohl die Digitalisierung
zu vermehrter Nutzung von elektronischer Kommunikation im Privat- und
Geschäftsleben führt, blieb der Briefmarkt in Deutschland weitgehend
stabil. Die Sendungsmengen und Umsätze in diesem Bereich sanken nur
leicht. Bei den Kurier-, Express- und Paketdienstleistungen hingegen
sind steigende Sendungsmengen und Umsätze zu verzeichnen.

Verbraucherservice Post

Im Jahr 2018 erreichte die Zahl der Beschwerden zum Postbereich einen
neuen Höchststand. Es gingen 12.615 Beschwerden ein, was im Vergleich
zum Vorjahr mehr als einer Verdopplung entspricht. Das
Beschwerdeaufkommen ist auch Anfang 2019 weiter hoch. Bis Ende April
gingen rund 4.750 Beschwerden ein.

Die Beschwerden richteten sich in den meisten Fällen gegen
wiederkehrende, spürbare regional auftretende Zustellmängel. Die
Postdienstleister, insbesondere die Deutsche Post AG, schienen nicht
in der Lage zu sein, versprochene Leistungen kontinuierlich
sicherzustellen. Hier erwartet die Bundesnetzagentur nach den
Ankündigungen der Deutschen Post AG nun deutliche Verbesserungen.

Marktentwicklung Eisenbahn

Der Wettbewerb im Eisenbahnbereich entwickelt sich weiter langsam.

Am besten sieht das Bild im Schienengüterverkehr aus: 2013 wurden 67
Prozent der Verkehrsleistung durch die bundeseigenen
Eisenbahnverkehrsunternehmen erbracht. Ihr Anteil ist im Jahr 2017 auf
rund 53 Prozent gefallen.

Im Schienenpersonennahverkehr wurden im Jahr 2013 etwa 81 Prozent der
Verkehrsleistung durch die Unternehmen der Deutsche Bahn AG erbracht.
2017 waren es rund 74 Prozent.

Im Schienenpersonenfernverkehr steigt die Verkehrsleistung seit 2014
kontinuierlich an. Im Jahr 2017 wurde mit 41 Mrd. Personenkilometern
ein neuer Höchstwert erreicht. Die Verkehrsleistung wurde mit mehr als
99 Prozent Marktanteil allerdings erneut fast ausschließlich durch die
Unternehmen der Deutschen Bahn AG erbracht.


Der Jahresbericht der Bundesnetzagentur ist veröffentlicht unter

http://www.bundesnetzagentur.de/berichte 

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16.05.2019

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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FRAGEN/021: "Die Würde des Menschen ist unantastbar" - 70 Jahre Grundgesetz (idw)


Universität Paderborn - 16.05.2019

"Die Würde des Menschen ist unantastbar" - 70 Jahre Grundgesetz

Interview mit Prof. Dr. Birgitt Riegraf und Prof. Dr. Dieter
Krimphove von Nina Reckendorf



Am 23. Mai 1949 wurde das Grundgesetz verkündet. Wie aber steht es heute
- 70 Jahre später - um die im Grundgesetz verankerten Werte? Im Interview
sprechen Uni-Präsidentin Prof. Dr. Birgitt Riegraf und Prof. Dr. Dieter
Krimphove, Experte für Europäisches Wirtschaftsrecht, über
Gleichberechtigung, Glaubensfreiheit und das Verhältnis zwischen deutscher
und europäischer Rechtsprechung.


Gleichberechtigung sollte heutzutage längst gelebte Realität sein. Nach
wie vor variieren aber die Gehälter von Männern und Frauen und auch bei
Führungspositionen gibt es teilweise eklatante Unterschiede. Wo stehen wir
heute in Sachen Gleichberechtigung und was sagt das über Artikel 3 aus?

Prof. Birgitt Riegraf: Der Artikel 3 des Grundgesetzes gehört zu den
elementaren Verfassungsprinzipien. Der Artikel sagt schlicht und einfach,
dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind und niemand aufgrund seiner
sozialen Herkunft, seiner Religionszugehörigkeit etc. benachteiligt werden
darf. Der Artikel sagt auch, dass sich jeder deutsche Staatsbürger und
jede deutsche Staatsbürgerin auf politische Ämter bewerben kann. Der
ursprüngliche Wortlaut des Absatz 2 des Artikels 3 "Männer und Frauen sind
gleichberechtigt" wurde am 27. Oktober 1994 um den Satz ergänzt "Der Staat
fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen
und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin". In
dem Artikel bekennt sich das Grundgesetz zur aktiven Herstellung der
Gleichberechtigung von Männern und Frauen und übernimmt zugleich die
Verantwortung für die Geschichte der Verfolgung und Ermordung von
Minderheiten in der Vergangenheit.

Vieles an Gleichberechtigung konnte in den letzten 70 Jahren auf Grundlage
des Artikels 3 erreicht werden! Sehen wir uns einmal die Entwicklungen in
den Geschlechterbeziehungen genauer an: Bis 1977 brauchten Ehefrauen die
Erlaubnis ihrer Ehemänner, wenn sie einer Erwerbsarbeit nachgehen wollten.
Der Ehemann konnte die Arbeitsstelle seiner Frau ohne ihre Zustimmung
einfach aufkündigen, wenn sie seiner Ansicht nach die "Führung des
Haushalts" vernachlässigte. Und erst seit 1997 ist Vergewaltigung in der
Ehe strafbar. Also erst seit 1997 fanden Ehefrauen vor den Übergriffen von
Ehemännern rechtlichen Schutz: Ihre Rechte als Staatsbürgerinnen, ihr
Recht auf Selbstbestimmung und Unversehrtheit haben sie bis dahin mit dem
Eintritt in die Ehe faktisch abgegeben. Diese aus heutiger Sicht
unglaubliche Situation ist erst 32 Jahre her. Den jüngeren Generationen
sind diese Formen der Ungleichbehandlung zwischen den Geschlechtern
unvorstellbar, sie sind zum Glück mit einem ganz anderen Selbstverständnis
aufgewachsen. Der Auftrag des Grundgesetzes in Fragen der
Gleichberechtigung konnte in den letzten Jahrzehnten also teilweise
umgesetzt werden. Wir sollten uns aber im Klaren darüber sein, dass der
Auftrag keinesfalls selbstverständlich umgesetzt wurde, sondern die
politischen Auseinandersetzungen darum mühselig waren und die Grundrechte
gegen eine Reihe von Widerständigkeiten durchgesetzt werden mussten.

Ungeachtet all dieser Fortschritte in der Gleichberechtigung, gibt es aber
immer noch einen eklatanten Widerspruch zwischen formaler
Gleichberechtigung und ihrer vollständigen Umsetzung: Am deutlichsten
zeigt sich dies gegenwärtig an den Entgeldungleichheiten zwischen den
Geschlechtern und der Unterrepräsentanz von Frauen in Führungspositionen.
Trotz besserer Schulabschlüsse liegt der Gender Pay Gap in Deutschland bei
21%, d. h. der Bruttostundenlohn von Frauen liegt um diesen Prozentsatz
unter dem der Männer. Der Gender Pay Gap in Deutschland ist einer der
höchsten unter den Industrieländern. Aber ich bin zuversichtlich, dass wir
auch in Zukunft den Auftrag des Grundgesetzes für Gleichberechtigung ernst
nehmen und für die Umsetzung dieses Rechtes in der Gesellschaft einstehen
werden. In wenigen Jahren werden wir vermutlich kopfschüttelnd und
ungläubig auf die jetzige ungleiche Situation zurückblicken.

Was sind die Gefahren und wo sind die Grenzen der Verfassungsgrundsätze
von Glaubensfreiheit und Meinungsäußerung?

Prof. Birgitt Riegraf: Im Grundgesetz werden die Formen des
alltäglichen Umgangs der Gesellschaftsmitglieder miteinander geregelt, diese
Regeln haben wir uns selbst gegeben. Meinungs- und Glaubensfreiheit sind
dabei ein hohes Gut in unserer Gesellschaft, das es gerade dann zu
verteidigen gilt, wenn uns die vertretenen Ansichten nicht gefallen. Neben
der Gleichberechtigung ist das Recht auf körperliche Unversehrtheit und die
Unantastbarkeit der Würde des Menschen eines der grundlegenden
Verfassungsprinzipien. Formen der Verletzungen dieser Prinzipien sind
nicht durch die Prinzipien der Glaubensfreiheit und Meinungsäußerung
gedeckt. Dabei sind die Grenzen der Meinungsfreiheit nicht einfach zu
bestimmen. Denn es sind gerade die provokanten und zugespitzten, die
kontroversen und unbequemen Positionen, die über das Recht auf
Meinungsfreiheit geschützt werden müssen. Die Grenzen des Rechts auf
Meinungsfreiheit sind aber in solchen Fällen eindeutig überschritten, wenn
einzelne Personen und ganze Gesellschaftsgruppen angegriffen und
herabgewürdigt werden, wenn menschenverachtende und gewaltverherrlichende
Positionen vertreten werden. Ein Aufruf zu Mord oder die Verherrlichung
jeder Form der Gewaltanwendung gegenüber Personen und ganzen
gesellschaftlichen Gruppen überschreiten die Grenzen des Rechts auf
Meinungsfreiheit, da die Grundlagen der Verfassung eindeutig verletzt
werden. Das Recht auf Glaubensfreiheit stößt dann an seine Grenzen, wenn
die Glaubensgrundsätze die Freiheit der anderen Gesellschaftsmitglieder,
diesem Recht nachzugehen oder das Recht keiner Glaubensgemeinschaften
anzugehören, einschränken will.

Radikalisierung und Terror: Wie können Menschen, die sich von den
Grundpfeilern der Demokratie entfernet haben, wieder für das Teilen
gemeinsamer Werte zurückgewonnen werden?

Prof. Birgitt Riegraf: Tatsächlich beobachten Soziologen und
Soziologinnen derzeit mit großer Sorge einen zunehmenden Verlust der
Bereitschaft, sich mit anderen Lebensentwürfen und Positionen
auseinanderzusetzen und diese auszuhalten. Erodiert diese Bereitschaft,
dann sind wichtige Grundlagen der Demokratie bedroht und die Gefahr der
Radikalisierung wächst. Das Internet befördert die Tendenz der
Radikalisierung: Das Netz erleichtert es, sich in "Echokammern"
zurückzuziehen, sich also lediglich mit den Gleichgesinnten zu vernetzen,
die einen immer wieder in den eigenen Positionen bestärken.
Infragestellungen der eigenen Positionen finden dann kaum noch statt und
dies befördert Radikalisierungen. Als Gesellschaft müssen wir hier hoch
sensibel sein und erst Umgangsregeln damit entwickeln und deutliche
Grenzen ziehen. Gerade die Universitäten haben die Aufgabe,
Radikalisierungen durch Aufklärung vorzubeugen, ihnen in ihrer Arbeit in
Forschung, Studium und Lehre sowie beim Wissenstransfer eindeutig
entgegenzutreten.

Herr Krimphove, Artikel 23 zielt auf ein vereintes Europa ab. Die
Rechtsordnung der EU gilt auch in deren Mitgliedsstaaten und hat Vorrang
gegenüber nationalem Recht. Steht EU-Recht damit über dem Grundgesetz?

Prof. Dieter Krimphove: Das Europarecht steht in der Tat - wie Sie
sagen -über dem Grundgesetz und damit auch über seinen Grundrechten und -
werten. Diese politisch wie rechtlich bedeutende Aussage hat das
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) in seiner umfangreichen
"Solange"-Rechtsprechung eingesehen. "Solange" heißen die Entscheidungen,
weil in ihnen das BVerfG festgestellt hat, dass die deutschen Grundrechte
"solange", trotz des Vorranges des Europäischen Rechts, gelten, bis die
Europäische Union eine eigene Verfassung mit eigenen Grundrechten hat. Zu
einer europäischen Verfassung ist es nicht gekommen, dennoch verfügt die
Europäische Union seit dem 12.12.2007 über eine eigene Grundrechtsordnung,
nämlich der Charta der Grundrechte der Europäischen Union. Deren
Grundrechtekatalog hat große Ähnlichkeit mit dem des deutschen
Grundgesetzes. Allerdings sind die Normen der EU Grundrechtscharta ähnlich
weit und offen formuliert wie die deutschen Grundrechte. Gleich zwei
europäische Gerichte, der Europäische Menschenrechtsgerichtshof in
Straßburg und seit dem Lissabonner Vertrag auch der EuGH in Luxemburg,
legen die europäischen Grundrechte aus. Dabei kommt es zu geringfügigen
inhaltlichen Unterschieden zu den deutschen Grundrechten. Dies wird im
Rahmen des Rechts der Gleichbehandlung von Frauen und Männern gelegentlich
besonders deutlich.

Inwiefern spielt Globalisierung eine Rolle für das Grundgesetz?

Prof. Dieter Krimphove: Dies ist eine wunderbare
rechtsphilosophische Frage. Natürlich ist der Gedanke der Globalisierung -
mehr oder weniger deutlich - seit der Neuzeit bekannt. In anderen
Verfassungen -insbesondere in jenen, die intensiven Kolonialismus
betrieben haben - gibt es greifbare Ansätze der Globalisierung. Die Väter
des Grundgesetzes haben allerdings bei seiner Schaffung andere Sorgen und
Fragestellungen bearbeitet als die der Globalisierung. Ihnen ging es
insbesondere darum -in Abkehr von einem totalitaristischen Zentralstaat -
ein Machtgleichgewicht zwischen dem Bund und den Bundesländern zu
schaffen. An eine Globalisierung - und schon gar nicht in der Weise wie
wir sie heute verstehen - wurde dabei wirklich nicht gedacht. Dennoch
enthält unser Grundgesetz vereinzelt Normen, die sich etwa mit der
Außenvertretung Deutschlands und seiner Mitgliedschaft in internationalen
Organisationen befassen. Diese lassen sich, wenn Sie so wollen, als ein
bescheidener Globalisierungsansatz unseres Grundgesetzes interpretieren.
Globalisierung, wenn ich so sagen darf, erfolgt also nicht durch das
Grundgesetz selbst, sondern durch das Engagement Deutschlands in
internationalen Organisationen wie etwa EU oder UNO, was dieses
Grundgesetz zulässt.


Die Fragen stellte Nina Reckendorf von der Stabsstelle Presse und
Kommunikation der Universität.


Weitere Informationen unter:

http://www.upb.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution98

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Paderborn, 16.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/610: Anwaltstag 2019 - Legal Tech, neue Chancen, aber nicht ohne Anwalt (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 16. Mai 2019

70. Anwaltstag vom 15. bis 17. Mai 2019 in Leipzig

Legal Tech: neue Chancen - aber nicht ohne meinen Anwalt!



Leipzig/Berlin (DAV). Der DAV steht dem Einsatz von Legal-Tech positiv
gegenüber: Digitale Systeme können durch Standardisierung und
Automatisierung Arbeitsabläufe verbessern - die Anwaltschaft hat mehr
Zeit für ihr Kerngeschäft: individuelle Interessen, Taktik, kreative
Lösungen und Mandantenbetreuung. Aus Gründen der Qualitätssicherung
und des Verbraucherschutzes sollten automatisierte
Rechtsdienstleistungen jedoch weiterhin nur durch Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälte erbracht werden dürfen.

Legal Tech als Chance

Kanzleisoftware, Prozesskostenrechner oder
Online-Rechtsprechungs-Datenbanken sind meist aus dem anwaltlichen
Alltag nicht mehr wegzudenken - und werden oft auch gar nicht mehr als
"Legal Tech" wahrgenommen. Intelligente Technik schafft Anwälten neue
Freiräume. Rechtsdienstleistung wird durch die Digitalisierung von
wiederkehrenden Abläufen standardisiert und automatisiert. Davon
profitiert auch die Mandantschaft, weil sich Anwältinnen und Anwälte
auf ihr Kerngeschäft, auf ihr inhaltliches Handwerk konzentrieren
können. Rechtliche Detailfragen und taktische Erwägungen sind
naturgemäß dem persönlichen Kontakt vorbehalten.

Die Möglichkeit einer standardmäßigen Sammlung, Prüfung und
Aufbereitung großer Datenmengen durch Algorithmen macht auch
Einzelkanzleien plötzlich wettbewerbsfähig gegenüber großen Law Firms.
Auf Seiten der Rechtssuchenden ist den Zugang zum Recht über
Legal-Tech-Angebote gerade bei geringen Streitwerten reizvoll, weil
sie es auf anderem Weg überhaupt nicht probieren würden. Es stecken
daher viele Chancen in der Digitalisierung rechtlicher Abläufe.

Rechtsdienstleistung? Rechtsanwalt!

Rechtsberatung ist grundsätzlich Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten
vorbehalten. Es gibt keinen Anlass, für Legal-Tech-Angebote eine
Ausnahme im Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG) zu schaffen. Durch das
Verbot nichtanwaltlicher Rechtsberatung sollen Verbraucher vor
fehlerhafter Beratung geschützt werden. Dieses Schutzbedürfnis besteht
aber in gleicher Weise, wenn die Rechtsdienstleistung unter Einsatz
von digitalen Systemen erfolgt.

Die Kostenvorteile durch Legal-Tech-Angebote, die argumentativ dagegen
angeführt werden könnten, kommen auch dann zum Tragen, wenn digitale
Hilfsmittel von Anwältinnen und Anwälten eingesetzt werden - zumal es
auch für außergerichtliche anwaltliche Tätigkeit keine Mindestgebühren
mehr gibt und der Preis auch hier durch den Markt bestimmt wird. Die
Vorteile der Anwaltschaft liegen jedoch klar auf der Hand: Nur sie
sind an die gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht, nur sie müssen
unabhängig von Fremdinteressen beraten und nur ihnen ist es verboten,
zugleich den künftigen Prozessgegner zu beraten.

Einer Regulierung von gewerblichen Legal Tech-Unternehmen im RDG, die
sich im Ergebnis als erstmalige Zulassung von Nichtanwälten zu
allgemeiner Rechtsberatung darstellen würde, ist aus Sicht des DAV
daher energisch entgegenzutreten.

DAT-Veranstaltungen zum Thema Legal Tech:

Donnerstag, 15.45 - 17.45 (Ausschuss Berufsrecht)

Zwischen Anwaltsfabrik und Legal Tech - Wo bleibt der unabhängige Anwalt?

Freitag, 13.45 - 15.15 Uhr (Arbeitsgemeinschaft Kanzleimanagement)

Neuer Zugang zum Recht durch Legal-Tech?

Alle Informationen mit dem aktuellen Programm gibt es unter 

www.anwaltstag.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung DAT 6/19 vom 16. Mai 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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MELDUNG/609: Anwaltstag 2019 - Warnung vor weiterer Aushöhlung der Beschuldigtenrechte (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 16. Mai 2019

70. Anwaltstag vom 15. bis 17. Mai 2019 in Leipzig

StPO-Reform: DAV warnt vor weiterer Aushöhlung der Beschuldigtenrechte



Leipzig/Berlin (DAV). Die Eckpunkte der Bundesregierung zur Reform der
Strafprozessordnung (StPO) sehen weitreichende Maßnahmen vor, die
erneut die Argumentationslinie der angeblich prozessbehindernden
Strafverteidigung bedienen. Der Deutsche Anwaltverein (DAV) tritt der
weiteren Einschränkung von Verfahrensrechten entschieden entgegen.
Dass sich Politik und Justiz zugleich bei der Dokumentation der
Hauptverhandlung derart sträuben, bleibt unverständlich.

Nach derzeitigem Stand bietet die StPO bereits ausreichend
Möglichkeiten zur Ablehnung missbräuchlicher Befangenheits- und
Beweisanträge. Erst im Sommer 2017 wurde zudem eine Einschränkung des
Beweisantragsrechts durch die Möglichkeit der Fristsetzung für
Beweisanträge eingeführt. Die nun vorgesehene Abkehr vom Erfordernis
einer "wesentlichen" Verfahrensverzögerung birgt das Risiko einer
vorschnellen Ablehnung, da jeder Beweisantrag das Verfahren zumindest
minimal verzögern kann. Bevor keine Evaluation der letzten Maßnahmen
erfolgt ist, entbehren weitere Einschränkungen ohnehin jeglicher
Grundlage.

"Beweisantragsrechte sind das verfassungsrechtlich verbürgte Recht des
Angeklagten auf sachliche Teilhabe am Beweisstoff", mahnt
Rechtsanwältin und Notarin Edith Kindermann, Präsidentin des Deutschen
Anwaltvereins. "Sie dienen nicht der Verfahrensbehinderung, sondern
sind oft die einzige Möglichkeit des Angeklagten, auf die
Beweiserhebung in der Hauptverhandlung Einfluss nehmen zu können." Da
es im Strafverfahren keinen Anspruch auf ein Rechtsgespräch gebe,
würden Beweisanträge oft gestellt, um das Meinungsbild des Gerichts zu
eruieren - das sei Teil eines fairen Verfahrens.

Der Möglichkeit zur Bündelung der Nebenklage ist der DAV gegenüber
offen. "Wir haben keine generellen Vorbehalte gegen Maßnahmen zur
Prozessökonomie von Strafverfahren", so Kindermann, "nur gegen solche
Vorhaben, durch die Beschuldigtenrechte verkürzt werden."

Die Einführung einer audiovisuellen Dokumentation der Hauptverhandlung
ist hingegen von übergeordneter Bedeutung - gerade auch aus
prozessökonomischen Gesichtspunkten. Das Ergebnis wären nicht nur
weniger Fehler bzw. eine bessere Beweisbarkeit von Rechtsfehlern,
sondern gerade auch die Vermeidung zeitraubender Rekonstruktionen von
Zeugenaussagen oder gar von Doppelprozessen bei Richterwechseln. Im
EU-Vergleich liegt der deutsche Strafprozess, in dem es grundsätzlich
keine Wortprotokolle gibt, in Sachen Dokumentation auf den hintersten
Plätzen.

Der DAV wird sich weiter dafür einsetzen, dass durch den Pakt für den
Rechtsstaat der Zugang zum Recht nicht eingeschränkt, Bürgerrechte
nicht beschnitten und Rechtsdurchsetzung nicht erschwert wird. Die
DAV-Präsidentin betont: "Die Geltendmachung von Rechten, die der Staat
aus wohl erwogenen Gründen eingeräumt hat, darf nicht als
rechtsmissbräuchlich gebrandmarkt werden."

DAT-Veranstaltungen zum Thema Strafrecht/Strafprozessrecht:

Donnerstag, 11.00 - 12.30 Uhr (Ausschüsse IT-Recht & Strafrecht)

Rechtsstaat in der Cloud - e-Evidence in der EU

Donnerstag, 13.45 - 15.15 Uhr (Arbeitsgemeinschaft Strafrecht)

Notwendige Verteidigung - gelebter Rechtsstaat!

Donnerstag, 15.45 - 17.45 Uhr (Ausschuss Strafrecht)

Textuelle Daten im Strafprozess - Was alles geht!

Alle Informationen mit dem aktuellen Programm gibt es unter

www.anwaltstag.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung DAT 5/19 vom 16. Mai 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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MELDUNG/608: Anwaltstag 2019 - Rechtsanwaltsvergütungsgesetz an Tariflohnentwicklung anpassen (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 16. Mai 2019

70. Anwaltstag vom 15. bis 17. Mai 2019 in Leipzig

DAV fordert, RVG an Tariflohnentwicklung anzupassen



Leipzig/Berlin (DAV). Zugang zum Recht bedeutet auch Zugang zur
anwaltlichen Dienstleistung. Damit dieser weiterhin für alle Menschen
gewährleistet ist, müssen Anwältinnen und Anwälte angemessen vergütet
werden. Anlässlich des 140. Jubiläums der ersten anwaltlichen
Gebührenordnung fordert der Deutsche Anwaltverein (DAV), das
Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG) zügig zu reformieren.

Das RVG und die Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) regeln die
anwaltliche Dienstleistung und Vergütung in Deutschland. Sie gehören
damit zu den Eckpfeilern des Rechtsstaats. Ihre Vorgängerwerke, die
Reichsrechtsanwaltsordnung und die Gebührenordnung für Rechtsanwälte,
traten 1879 in Kraft.

"Das Motto des 70. Deutschen Anwaltstags, 'Rechtsstaat leben', schlägt
eine Brücke zu anderen wichtigen Jubiläen", sagt Rechtsanwältin und
Notarin Edith Kindermann, Präsidentin des Deutschen Anwaltvereins
(DAV). Das Grundgesetz trat vor 70 Jahren in Kraft, die friedliche
Revolution jährt sich zum 30. Mal - und bereits seit 140 Jahren
existiert das anwaltliche Berufs- und Vergütungsrecht mit dem fairen
System der Kostenerstattung.

"Ein freiheitlich-demokratischer Rechtsstaat muss jeder und jedem
Einzelnen die Mittel an die Hand geben, die notwendig sind, um seine
beziehungsweise ihre Rechte wahrzunehmen", fügt die DAV-Präsidentin
hinzu. Die Politik müsse diese Rahmenbedingungen aufrechterhalten und
dürfe den einzelnen Menschen bei der Durchsetzung seiner Rechte nicht
allein lassen. Jeder müsse bei Bedarf einen Rechtsanwalt konsultieren
können. In der Fläche sei das aber zunehmend schwierig. "Auf dem Land
zeichnet sich bei Allgemeinanwälten ein ähnlicher Mangel ab wie bei
Allgemeinmedizinern", warnt Kindermann.

Damit der Zugang zum Recht auch in der Fläche weiterhin gewährleistet
werden kann, fordert der DAV von der Politik eine Reform des RVG. Die
gesetzlich geregelte Anwaltsvergütung muss dringend angepasst werden
und sich an der Tariflohnentwicklung orientieren. Die
Rechtsanwaltsvergütung ist zuletzt 2013 an die wirtschaftliche
Entwicklung angepasst worden. Die Tariflöhne sind seitdem jedoch um 16
Prozent gestiegen. Daneben haben sich auch die Gehälter der
nichtanwaltlichen Mitarbeiter und die Mieten erhöht.

Die Vergütung müsse zudem regelmäßig erhöht werden, fordert der DAV
weiter. Das muss allerdings in kürzeren Abständen als bislang
geschehen, um die Verbraucher nicht unangemessen zu belasten. Die
Gerichtsgebühren dürfen nicht wieder gleichzeitig angehoben werden.
Andernfalls würden die Kosten für die Rechtsverfolgung so hoch, dass
sie den Zugang zum Recht für den rechtsuchenden Bürgerinnen und
Bürgern stark gefährden.

Der DAV und die BRAK haben der Bundesjustizministerin Dr. Katarina
Barley bereits im April 2018 einen Forderungskatalog überreicht, der
die Anpassung der Rechtsanwaltsvergütung beinhaltet.

DAT-Veranstaltung zum RVG:

Freitag, 13.45 - 15.15 Uhr (Ausschuss RVG und Gerichtskosten)

RVG-Workshop Kompakt

Alle Informationen mit dem aktuellen Programm gibt es unter

www.anwaltstag.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung DAT 4/19 vom 16. Mai 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06930: Keine Regel ohne Ausnahmen (SB)


Es herrscht die Meinung vor, daß Erfolg im Schach eng gepaart sein
müsse mit einem frühen Beginnen. Wer also erst in späteren Jahren den
Weg zum Schachspiel findet, aus dem könne nichts Rechtes mehr werden.
Mutlos machen solche Behauptungen. Dabei gibt es durchaus
Ausnahmeerscheinungen von diesem zur Regel stilisierten Gerücht. Man
erinnere sich beispielsweise an die deutsche Spitzenspielerin Anni
Laakmann, die bereits 29 Jahre alt war, als sie überhaupt die
Schachregeln lernte. Dann jedoch, als sie einmal Feuer gefangen hatte,
begann für sie eine erstaunliche Karriere. Mehrmals vertrat sie die
deutschen Farben bei den Schacholympiaden in der Damen-
Nationalmannschaft. Dabei war das Spiel der 1937 in Ossenburg im
Rheinland geborenen Laakmann alles anderes als lahm und
positionslastig. Zu ihren besten Zeiten bevorzugte sie einen wilden
Kombinationsstil. Bei ihr mußte es auf dem Brett immer turbulent
zugehen wie im heutigen Rätsel der Sphinx, wo sie mit den weißen
Steinen aus einer Gambitvariante heraus einen Angriff auf den
schwarzen König startete, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06930: Keine Regel ohne Ausnahmen (SB)]



Laakmann - Bürgin

Bad Kissingen 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Knochenhart wäre 1...Ta8-d8? gewesen, weil Weiß darauf mit 2.Ta1-e1+
Ke8-f8 3.Dc3-c5+ Kf8-g8 4.Dc5xd4! Td8xd4 5.Te1-e8# ein wundervolles
Grundreihenmatt geschenkt bekommen hätte. Ribli spielte daher 1...Sd4-
e6! und verzehrte genußvoll seine Frikadelle: 2.Ta1-e1 Tg7-g8 3.a2-a4
b5xa4 4.Dc3-c4 - es droht 5.Te1xe6+! - 4...Tg8-g6 5.Dc4-d4 Db7-a7!
6.Dd4xa4+ Ke8-f8 7.Te1-f1 Tg6-g7 8.Da4-c6 Kf8-g8 9.Tf2-d2 Ta8-f8 und
Weiß gab auf, da er für den Materialnachteil nicht den geringsten
Ersatz hatte.



Erstveröffentlichung am 18. Mai 2006

17. Mai 2019
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2337: Leichtgewicht - Ausflug an die Themse ... (SB)




Wassyl Lomatschenko in London gegen Luke Campbell

Sein Promoter Bob Arum lobte ihn in den höchsten Tönen. Wie der
inzwischen 87jährige Chef von Top Rank versicherte, sei er seit mehr
als 50 Jahren im Geschäft, doch habe er nie zuvor einen Boxer des
Leichtgewichts auf einem derart hohen Niveau kämpfen sehen. Der
frühere Meistertrainer und Kommentator bei ESPN Teddy Atlas würdigte
ihn nicht nur als besten Akteur der gesamten Branche, sondern zugleich
als herausragenden Entertainer im Ring, der sein Publikum auf
außergewöhnliche Weise unterhalte. Dem schloß sich der unterlegene
britische Herausforderer Anthony Crolla mit den Worten an, dieser
Champion sei eine Klasse für sich und noch besser als erwartet.
Balance und Beinarbeit seien überragend, die Fäuste kämen aus den
verrücktesten Richtungen. Dieser Gegner verschwende keinen einzigen
Schlag, sondern dominiere unentwegt. Da helfe auch die allerbeste
Vorbereitung nichts. So schnell zu verlieren sei schon bitter, doch
sei er auch noch nie von einem Treffer derart von den Beinen geholt
und bewußtlos geschlagen worden.

Wassyl Lomatschenko, Weltmeister der Verbände WBA und WBO im
Leichtgewicht, gilt als einer der besten, wenn nicht gar der
allerbeste Boxer, der gegenwärtig in den Ring steigt. Der Ukrainer
gehörte mit einer Bilanz von 396 Siegen und einer Niederlage zu den
herausragendsten Amateurboxern aller Zeiten und wurde 2008 und 2012
Olympiasieger für die ukrainische Mannschaft. Bereits in seinem
dritten Profikampf entthronte er Gary Russell als Weltmeister im
Federgewicht und bei seinem siebten Auftritt nahm er Roman Martinez
den Gürtel im Superfedergewicht ab. Diesen beiden Rekorden fügte er
einen weiteren hinzu, als er im Mai 2018 vor mehr als 10.000
Zuschauern im Madison Square Garden abermals Boxgeschichte schrieb und
in seinem zwölften Profikampf durch einen Sieg über Jorge Linares, den
er als WBA-Champion im Leichtgewicht ablöste, Weltmeister in der
dritten Gewichtsklasse wurde.

Die dank der technischen Überlegenheit des 31 Jahre alten Ukrainers
unangefochtenen, aber nicht allzu aufregenden Siege gegen Jose Pedraza
und Jorge Linares hatte das Publikum eher mit gemischten Gefühlen
verfolgt. Während eine Minderheit boxerische Brillanz, den Gegner auf
ganzer Linie auszumanövrieren, durchaus zu schätzen weiß, zieht die
Mehrheit einen offenen Schlagabtausch und spektakuläre Niederschläge
vor. Um so begeisterter waren die Zuschauer, als Lomatschenko am 12.
April den Pflichtherausforderer Anthony Crolla von Beginn an offensiv
attackierte und bereits in der vierten Runde geschlagen auf die
Bretter schickte.

Der in Rechtsauslage boxende Ukrainer setzte sofort auf
Wirkungstreffer, wobei er wie immer methodisch zu Werke ging, den
Gegner unablässig verfolgte und ständig nach einer Lücke suchte. Mit
seinem Jab, Schlägen zum Körper und flüssigen Kombinationen trieb er
den Kontrahenten in die Defensive, so daß Crolla wenig Gelegenheit
fand, seinerseits zu schlagen. Für seine robuste Konstitution bekannt,
mußte der Brite doch in kurzer Zeit mehr einstecken, als er verkraften
konnte, und so fiel er in der dritten Runde nach einem Treffer in die
Seile, was der erfahrene Ringrichter Jack Reiss zu Recht als
Niederschlag wertete, da der Brite andernfalls zu Boden gegangen wäre.
Crolla rettete sich zwar in die Pause, wurde aber im folgenden
Durchgang fast ohne Gegenwehr immer wieder getroffen und nach einem
weiteren Niederschlag aus dem Kampf genommen.

Anthony Crolla stand nicht zum ersten Mal mit einem Gegner im Ring,
der eine enorme Schlagwirkung aufbieten kann, doch keiner war mit ihm
umgesprungen, wie dies dem Ukrainer zu Gebote stand. Dabei entfaltet
Lomatschenko keine größere Wucht als andere gefährliche Kandidaten,
die gewaltig zuschlagen können. Doch seine unablässigen Angriffe, das
Timing und die präzise Plazierung seiner Treffer machen den
Unterschied, da Crolla die Schläge nicht kommen sah. Dies beraubte ihn
der Möglichkeit, ihnen auszuweichen oder durch Pendeln ihre Wirkung
abzuschwächen, so daß die beiderseitigen Schwünge einander im
Zusammenprall verstärkten. Um es landläufig auszudrücken, lief er in
die Fäuste des Ukrainers oder bot ihnen ein statisches Ziel.

Damit hatte Lomatschenko vor großer Kulisse im Staples Center in Los
Angeles die beiden Titel erfolgreich verteidigt und seine Bilanz auf
13 Siege und eine Niederlage ausgebaut. Daß er für seine Verhältnisse
ungewöhnlich heftig zu Werke gegangen war, wurde nicht zuletzt als
Replik auf eine verbale Kampfansage des aufstrebenden Teofimo Lopez
interpretiert. Der 21jährige gilt als talentiert, steht ebenfalls bei
Top Rank unter Vertrag und ist in zwölf Auftritten ungeschlagen. Lopez
provozierte Lomatschenko im Vorfeld mit der Aussage, der Ukrainer
komme in die Jahre und werde von Verletzungen heimgesucht, weshalb
seine letzte Stunde als Champion geschlagen habe: Der "alte Löwe"
fürchte die "jungen Löwen" wie ihn. Die Antwort des Ukrainers im Ring
fiel daraufhin so eindrucksvoll aus, daß sie die eingangs zitierten
Lobeshymnen zur Folge hatte.

Im nächsten Schritt soll Wassyl Lomatschenko auf Luke Campbell
treffen, dessen britischer Promoter Eddie Hearn für den 31. August
einen Kampf in London plant. Neben den Gürteln der WBA und WBO, die
der Ukrainer mitbringt, geht es dabei auch um den vakanten Titel des
Verbands WBC im Leichtgewicht, den Mikey Garcia kürzlich niedergelegt
hat. Der Kalifornier hatte nach 39 Siegen am 16. März gegen
den IBF-Weltmeister im Weltergewicht, Errol Spence, die erste
Niederlage seiner Karriere bezogen. Dabei machte der 31jährige keine
gute Figur, da er Spence nicht nur körperlich unterlegen war, sondern
auch boxerisch nicht zum Zuge kam. Wenngleich Garcia im Grunde zu
klein für das Weltergewicht ist, könnte er dort gegen Manny Pacquiao,
Keith Thurman oder Danny Garcia die bedeutendsten Kämpfe bestreiten
und mit Abstand das meiste Geld verdienen. Im Leichtgewicht wäre
Lomatschenko der einzige hochkarätige Rivale gewesen, doch hätte Mikey
Garcia dafür die Muskelmasse wieder abbauen müssen, die er sich für
Spence antrainiert hatte.

Wenngleich mit Wassyl Lomatschenko und Luke Campbell zwei ehemalige
Olympiasieger aufeinandertreffen, gilt der Herausforderer, für den 20
Siege und zwei Niederlagen zu Buche stehen, doch als Außenseiter.
Hearn hatte zunächst Hull als Austragungsort ins Auge gefaßt, wo
Campbell vor heimischem Publikum antreten und die Ränge bis auf den
letzten Platz füllen würde. Da sich diese Pläne jedoch zerschlagen
haben, scheint die Wahl des britischen Promoters auf die Hauptstadt
gefallen zu sein. Die begeisterungsfähige Fangemeinde wird sicher auch
dort zur Stelle sein, um ihrem Landsmann den Rücken zu stärken. Der
Kampf wird auf der Insel bei Sky Box Office und in den USA wohl bei
ESPN+ zu sehen sein, wofür Bob Arum die Werbetrommel rührt.

Eddie Hearn strebte eigentlich einen Kampf des ebenfalls bei Matchroom
Boxing unter Vertrag stehenden und an Nummer drei der WBC-Rangliste
plazierten Devin Hane gegen den Ranglistenersten Luke Campbell an. Bob
Arum war jedoch schnell zur Stelle und ließ seine Verbindungen zum
World Boxing Council spielen, um Lomatschenko ins Spiel zu bringen.
Diese Intervention war von Erfolg gekrönt, wobei Arum nun dazu
anmerkt, daß auch im Falle einer Absage des WBC nicht Devin Hane,
sondern der zweitplazierte Zaur Abdullajew zum Zuge gekommen wäre. Für
Campbell ist die Anforderung, sich womöglich den vakanten Titel zu
sichern, regelrecht in den Himmel geschossen, da er sich nun mit dem
denkbar gefährlichsten Gegner auseinandersetzen muß. [1]

Sollte es Lomatschenko gelingen, im Kampf gegen Campbell auch den
dritten Titel in seinen Besitz zu bringen, will er die Sammlung
komplettieren und alle vier Gürtel im Leichtgewicht in seinen Händen
zusammenführen. Bob Arums Pläne sehen vor, Teofimo Lopez im Herbst
gegen den IBF-Weltmeister Richard Commey antreten zu lassen und diese
Trophäe in die eigenen Reihen zu holen. Anfang 2020 könnten dann Lopez
und Lomatschenko nach dem Super Bowl untereinander ausmachen, wer von
beiden der unangefochtene König des Leichtgewicht ist. Das wäre
jedenfalls ein Verlauf ganz nach dem Geschmack des in Las Vegas
residierenden US-Promoters, der wie immer am liebsten alles unter
Kontrolle behält, indem er vorzugsweise seine eigenen Boxer
gegeneinander antreten läßt.


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2019/05/vasily-lomachenko-vs-luke-campbell-planned-for-august-31-in-london-uk/
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INFOPOOL / SPORT / FAKTEN





MELDUNG/363: Homophobie und Transphobie im Sport (idw)


Deutsche Sporthochschule Köln - 16.05.2019

Homophobie und Transphobie im Sport

Ergebnisse der ersten EU-weiten Befragung zu den Erfahrungen von
LGBTI*-Personen im Sport wurden heute veröffentlich



Über 5.500 Lesben, Schwule, Bisexuelle, Transgender und/oder intersexuelle
Personen (LGBTI*) aus allen 28 EU-Ländern haben an der Online-Befragung
des Instituts für Soziologie und Genderforschung der Deutschen
Sporthochschule Köln im Rahmen des Erasmus+ Projekts Outsport
teilgenommen. Das Alter der Teilnehmer*innen liegt zwischen 16 und 78
Jahren und im Schnitt bei 27 Jahren.

Der vollständige Bericht - der auf der Website www.out-sport.eu abgerufen
werden kann - enthält ausgewählte Ergebnisse auf EU-Ebene und geht auf
Unterschiede in Bezug auf die sexuelle Orientierung und
Geschlechtsidentität sowie zwischen den fünf Projektländern Italien,
Deutschland, Schottland, Ungarn und Österreich ein. Der Report bietet
einen Überblick über die vielfältigen Erfahrungen von LGBTI*-Personen in
verschiedenen Sportdisziplinen und -umgebungen.

"Wir sind stolz auf diese Arbeit und wir sind sicher, dass die Ergebnisse
von grundlegender Bedeutung für die Politik zur Bekämpfung von
Anti-LGBTI*-Einstellungen im Sport auf europäischer sowie auf nationaler
Ebene sind", sagt Rosario Coco, Koordinator von Outsport.

Einige der wichtigsten Ergebnisse der Studie sind:

• Fast 90% betrachten Homophobie und insbesondere Transphobie im Sport als
aktuelles Problem.

• 20% verzichten aufgrund ihrer sexuellen Orientierung und/oder
Geschlechtsidentität auf die Teilnahme an einem Sport von Interesse. Dies
ist am häufigsten bei Trans Personen der Fall (54%) und bezieht sich
hauptsächlich auf Fußball, Tanzen, Schwimmen und Boxen.

• Ungefähr ein Drittel der Befragten, die im Sport aktiv sind, haben ihre
sexuelle Orientierung oder Geschlechtsidentität gegenüber niemandem in
ihrem Sportumfeld offengelegt. Dieser Prozentsatz ist in Italien (41%) und
Ungarn (45%) höher.

• 16% der Befragten, die derzeit sportlich aktiv sind, haben in den
letzten 12 Monaten mindestens eine negative persönliche Erfahrung gemacht,
die mit ihrer sexuellen Orientierung oder Geschlechtsidentität
zusammenhängt. Bei Trans Personen ist dieser Anteil höher - insbesondere
bei Transfrauen (46%).

• Von denjenigen mit negativen Erfahrungen sind verbale Beleidigungen
(82%) und strukturelle Diskriminierungen (z.B. ungleiche Chancen) (75%)
die häufigsten Formen homo-/ transphober Vorfälle. Verbale Drohungen
(44%), E-Mobbing (40%), körperliche Grenzüberschreitungen (z.B. Schubsen)
(36%) und körperliche Gewalt (20%) sind ebenfalls häufige Erfahrungen.

• Mehr als ein Drittel der Befragten kennt keine Organisation oder Person,
an die sie sich wenden können, wenn sie im sportlichen Kontext
diskriminiert werden.

• Die drei Maßnahmen, die aus Sicht der Befragten am hilfreichsten bei der
Bekämpfung von homo-/transphober Diskriminierung im Sport sind, sind (a)
das 'Coming Out' von bekannte Sportstars, (b) Anspruchsvolle 
Anti-Homophobie/Transphobie Kampagnen und (c) Diversity-Schulungen.



Basierend auf den Ergebnissen dieser Studie werden derzeit Sportverbände
und Dachorganisationen zu ihren Strategien zur Bekämpfung von homo-/
transphober Diskriminierung im Sport befragt. Die Ergebnisse dieser
Teilstudie werden am 8. November 2019 auf der abschließenden
Outsport-Konferenz in Budapest veröffentlicht.


Weitere Informationen unter:

http://www.out-sport.eu

http://www.dshs-koeln.de/medienservice

http://www.dshs-koeln.de/forschungaktuell

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution532

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Sporthochschule Köln, 16.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





FESTIVAL/162: Theater Bremen - OUTNOW! 2019. Internationales Performing Arts Festival, 7.-10. Juni 2019


THEATER BREMEN

OUTNOW! 2019

Internationales Performing Arts Festival

Vom 7. bis 10. Juni 2019
Eine Kooperation der Schwankhalle und des Theater Bremen



OUTNOW! ist eine Momentaufnahme dessen, was junge, internationale
Künstler*innen auf und jenseits der Bühne bewegt. Ihre Arbeiten
handeln von der Kraft ineffizienter Körper, von Spinat zwischen den
Zähnen und sexuellen Frustrationen, von den bröckelnden Mauern des
Patriarchats und Mauern, die sprechen können, von der Unmöglichkeit
"Ich liebe dich" zu sagen und von der Stille kurz vor dem Applaus. Die
über 60 Künstler*innen kommen aus Bulgarien, Deutschland, Estland und
Österreich, dem Libanon und Tunesien. Sie sind leidenschaftliche
Grenzgänger*innen zwischen Tanz, Performance und Sprechtheater,
zwischen darstellender und bildender Kunst. Zwischen Theater Bremen
und der Schwankhalle liegt der Stadtwerder mit seinen Schrebergärten,
Wiesen und Villen. In der bremischen Mythologie spaltet dieser
Zwischenraum die Stadt in eine richtige und eine falsche Seite. In
einer Kooperation mit der HfK Bremen setzt sich diese mit dem
übergeordneten Thema Zwischenräume auseinander.


Das Programm im Überblick


Freitag 7. Juni

18:30 Uhr: Festivaleröffnung, noon / Foyer Kleines Haus

19:00 Uhr: "I listen, (you) see" (Hamdi Dridi, Tanz, TU & FR), Kleines
Haus Theater Bremen

20:00 Uhr: Eröffnung Utopia, Stadtrauminterventionen Stadtwerder

22:00 Uhr: "Oops I did it again? (Meera Theunert, Performance, DE),
Alter Saal Schwankhalle

Ab 22:30 Uhr: Party, Alter Saal Schwankhalle


Samstag 8. Juni

17:00 Uhr: "Correspondence #1 on the Importance of Time and Place, the
Territory" (Li Lorian, Marc Villanueva Mir, Lecture Performance, DE),
Städtische Galerie

18:30 Uhr: "The inefficient Body? (Deborah Hazler, Lecture
Performance, AT), Brauhaus Theater Bremen

19:00 Uhr: "Leck mir die Wunden" (Schlechte Gesellschaft, Schauspiel,
DE), Kleines Haus Theater Bremen

21:00 Uhr: "Thank you. You?re welcome. THANK YOU. You?re welcome.
Thank you.? (Karolin Poska, Performance, EST), Neuer Saal Schwankhalle

22:00 Uhr: "Bloom? (Clarissa Rêgo, Performance, AT), Alter Saal
Schwankhalle


Sonntag 9. Juni

17:00 Uhr: "Faust. Montagearbeit am deutschen Klassiker" (Max
Schaufuss, Schauspiel, DE), Kleines Haus Theater Bremen

19:00 Uhr: "Under the Flesh" (Bassam Abou Diab, Tanz, LB), Brauhaus
Theater Bremen

20:30 Uhr: "Wann hast du das letzte Mal auf der Spitze eines Berges
Sex gehabt?" (nomerMaids, Performance, DE), Neuer Saal Schwankhalle

21:30 Uhr: "Falla" (Julia B. Laperrière, Choreografie & Performance,
DE/CA), Alter Saal Schwankhalle


Montag 10. Juni

15:00 Uhr: "Dazwischen" (Studierende der HKS Ottersberg), auf dem
Weserdeich hinter der Schwankhalle

17:00 Uhr: "Finnish" (Jaqueline Reddington, Schauspiel, DE), Brauhaus
Theater Bremen

18:00 Uhr: "Borgestriptych" (Yasen Vasilev and Petko Tanchev,
Schauspiel, BG), Kleines Haus Theater Bremen

20:00 Uhr: "Mauerschau" (Nele Stuhler, Performance, DE), Neuer Saal
Schwankhalle

21:30 Uhr: "Hard Cores in Soft Shells? (Gloria Höckner, Tanz, DE),
Alter Saal Schwankhalle

Ab 22 Uhr: Party, Alter Saal Schwankhalle

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INFOPOOL / UMWELT / ABFALL





MASSNAHMEN/047: Deutsche Umwelthilfe fordert konsequente Abfallvermeidungspolitik für den Schutz der Meere (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 17. Mai 2019

Europäischer Tag der Meere: 

Deutsche Umwelthilfe fordert konsequente Abfallvermeidungspolitik für
den Schutz der Meere

Umweltministerin Svenja Schulze muss Maßnahmen- und Zeitplan gegen
Meeresvermüllung vorlegen - In Deutschland gelangen jährlich 330.000
Tonnen primäres Mikroplastik und 116.000 Tonnen Makroplastik in die
Umwelt - Deutsche verursachen besonders viel Verpackungsabfälle im
europäischen Vergleich - Deutsche Umwelthilfe fordert
Abfallvermeidungsziel, Mehrwegquoten für Verpackungen, Ausweitung des
Einwegpfands und Abgaben auf Einwegartikel, die besonders häufig in
der Umwelt landen - Für den Gewässer-, Meeres- und Gesundheitsschutz
ist ein Verbot von Produkten mit zugesetztem Mikroplastik nötig



Berlin, 17.5.2019: Plastikmüll ist inzwischen eine der größten
Bedrohungen für die Meeresumwelt. Zum Europäischen Tag der Meere am
20. Mai fordert die Deutsche Umwelthilfe (DUH) von
Bundesumweltministerin Svenja Schulze daher eine konsequente
Abfallvermeidungspolitik als wirksamen Beitrag gegen die
Meeresvermüllung.

Allein in Deutschland gelangen jährlich 330.000 Tonnen primäres
Mikroplastik und 116.000 Tonnen Makroplastik in die Umwelt. Durch
Verwehung, Auswaschung und über Flüsse gelangt der Plastikmüll in die
Nord- und Ostsee. Um die Meere zu schützen, fordert die DUH die
Einführung eines verbindlichen Abfallvermeidungsziels, Mehrwegquoten
für Verpackungen, die Ausweitung des Einwegpfandes und Abgaben auf
Einwegartikel, die besonders häufig in der Umwelt entsorgt werden. Der
Zusatz von Mikroplastik zu Produkten sollte gesetzlich untersagt
werden.

Das Pro-Kopf-Aufkommen an Verpackungsabfall in Deutschland gehört mit
226 Kilogramm zu den höchsten in Europa. Seit 1997 ist es von 13,7
Millionen Tonnen auf insgesamt 18,2 Millionen Tonnen im Jahr 2018
angestiegen. "Es wird immer mehr Verpackungsabfall produziert und
immer mehr davon landet auch in der Umwelt und den Meeren. Von der
Müllflut sind mehr als 663 Tierarten direkt betroffen. Jedes Jahr
sterben etwa eine Million Seevögel und hunderttausend Meeressäuger
durch Plastikmüll im Meer. Bundesumweltministerin Schulze muss
Verantwortung übernehmen und in einen Maßnahmenkatalog vorlegen, wie
sie diese Gefahr für Tiere und Umwelt eindämmen möchte.
Abfallvermeidung muss mit konkreten Zielen hinterlegt werden und
oberste Priorität haben. Nur so erreichen wir einen Richtungswechsel
und eine Verbindlichkeit für weniger Verpackungsmüll", sagt die
Stellvertretende DUH-Bundesgeschäftsführerin Barbara Metz. Für
Verpackungsabfälle sollte das Ziel von maximal 90 Kilogramm ab 2030
pro Kopf und Jahr festgelegt werden.

Bereits mehr als eine halbe Million Menschen haben sich den
Forderungen der DUH angeschlossen und einen Protestbrief an
Bundeskanzlerin Merkel geschrieben, in dem Sie die Regierung
auffordern, die Plastikflut endlich einzudämmen, um die Meere wirksam
zu schützen.

Einwegflaschen und -tüten aus Plastik, Essensverpackungen, Strohhalme
sowie Plastikbesteck werden mit am häufigsten im Meer und an Stränden
gefundenen. Die EU-Kommission hat inzwischen für einige dieser
Einwegprodukte ein Verbot beschlossen. Dies gilt jedoch nicht für
Plastiktüten, Einwegplastikflaschen oder plastikbeschichtete
Coffee-to-go-Becher. "Noch immer werden in Deutschland pro Minute
4.500 Plastiktüten verbraucht. Die Nutzung von Einwegbechern für
Getränke stieg von 1994 bis 2017 um 102 Prozent. Um den Verbrauch von
Einweg-Plastiktüten, Getränkeflaschen und to-go-Bechern schnell und
dauerhaft zu reduzieren, ist die Einführung einer Abgabe von
mindestens 20 Cent für diese Produkte notwendig", sagt der DUH-Leiter
für Kreislaufwirtschaft Thomas Fischer.

Bei Einweg-Plastikflaschen sollten sich die negativen
Umweltauswirkungen nicht nur im Preis widerspiegeln, sondern sie
sollten auch grundsätzlich und unabhängig vom Füllgut einer
Pfandpflicht unterliegen. Ausnahmen, wie zum Beispiel für Säfte und
Nektare, müssen zügig gestrichen werden, denn Plastikflaschen ohne
Pfand landen besonders häufig in der Umwelt.

Mehrwegverpackungen tragen in besonderem Maße zur Abfallvermeidung bei
und haben sich in der Praxis bewährt. Wird eine Verpackung
wiederverwendet, muss keine neue hergestellt werden. "Umweltministerin
Schulze sollte daher nicht nur die gesetzliche Mehrwegquote von 70
Prozent, notfalls auch mit Sanktionsmaßnahmen, durchsetzen, sondern
auch Wiederverwendungsquoten für Lebensmittel-, Versand- und
Transportverpackungen festlegen", so Fischer weiter.

Mikroplastik ist besonders gefährlich für die Umwelt. Die kleinen
Plastikpartikel geben gefährliche Chemikalien ab und rufen bei
Meerestieren, wie z. B. Muscheln, Entzündungsreaktionen hervor.
Plastikpartikel, die im Wasser treiben, binden zudem weitere
Schadstoffe an sich, beispielsweise Antibiotika und Rückstände längst
verbotener Umweltgifte wie DDT. ?Angesichts des bestehenden Ausmaßes
der Verbreitung von Mikroplastik in der aquatischen und marinen Umwelt
muss Umweltministerin Svenja Schulze das Problem endlich in Angriff
nehmen. Freiwillige Selbstverpflichtungen der Wirtschaft, die zudem
nicht kontrolliert werden, reichen nicht aus. Wir brauchen ein
schnelles nationales Verbot von Mikroplastik. Nicht nur in
Kosmetikartikeln, sondern überall da, wo es Produkten absichtlich
zugesetzt wird?, fordert Metz.




Links:

Maßnahmenplan der DUH zum Schutz der Meere vor Plastikmüll: 

l.duh.de/p190517

http://l.duh.de/p190517?_ga=2.257282764.637623571.1558094423-562641642.1506517018

Petition der DUH gegen die Meeresvermüllung: 

https://www.duh.de/projekte/e-mail-aktion-fuer-meeresschutz/

Informationen zu Plastik im Meer:

https://www.duh.de/plastik-im-meer/

DUH-Positionspapier Meeresvermüllung 2019 1 MB

https://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinformation/Kreislaufwirtschaft/Mehrweg/190517_DUH_Positionspapier_Meeresverm%C3%BCllung_Final.pdf
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AMPHIBIEN/145: Alarmierende Zahlen bei Bayerns Amphibien (BN)


BUND Naturschutz in Bayern e.V. - München, 16. Mai 2019

Alarmierende Zahlen bei Bayerns Amphibien



Eine erste Auswertung der diesjährigen Amphibienwanderung in Bayern
zeigt einen gravierenden Einbruch im Vergleich zu den Vorjahren. An
vielen Amphibienzäunen wurden von den Amphibienhelferinnen und
-helfern des BUND Naturschutz in Bayern e.V. (BN) 40 bis 60 Prozent
weniger wandernde Tiere gezählt. Neben der intensiven Landnutzung
scheint das trockene Jahr 2018 vielen Amphibienpopulationen schwer
zugesetzt zu haben.

"Die Zahlen sind ein überdeutliches Alarmzeichen", sagt der
BN-Vorsitzende Richard Mergner und mahnt ein Umdenken in der
Landnutzung an: "Unsere rund 6.000 freiwilligen Helferinnen und Helfer
leisten seit Jahrzehnten bei den Amphibienwanderungen gerne und
leidenschaftlich ihren Beitrag für die Erhaltung der Amphibien in
Bayern. Doch nur wenn Feuchtlebensräume erhalten und neu geschaffen
werden, können wir verhindern, dass der Klimawandel die Erfolge dieses
Engagements zunichte macht."

Eine Umfrage bei ausgewählten BN-Kreisgruppen zeigt bayernweit das
gleiche Bild: Die Anzahl der Amphibien, die von den
BN-Amphibienzaunbetreuerinnen und -betreuern gesammelt und sicher über
die Straße gebracht wurde, ging an den meisten Übergängen stark
zurück. 50 Prozent weniger Tiere waren in fast allen Landkreisen an
einem oder mehreren Übergängen zu beobachten. Auch Einbrüche um 90
Prozent sind erschreckenderweise keine Seltenheit. Befragt wurden die
Kreisgruppen Amberg-Sulzbach, Ansbach, Bad Kissingen, Erding,
Fürth-Land, Kulmbach, Neu-Ulm, Rosenheim, Schweinfurt, Straubing-Bogen
und Unterallgäu.

Trockenheit setzt Amphibien zu

"Diese Zahlen machen uns große Sorgen. Wir vermuten, dass vor allem
die Trockenheit 2018 und die Frühjahrstrockenheit 2019 den Amphibien
zugesetzt haben und für die geringe Anzahl bei der diesjährigen
Laichwanderung verantwortlich sind. Ob und wie sich die Zahlen wieder
erhöhen, falls es wieder feuchtere Jahre gibt, ist nicht
vorherzusehen. Es könnte für Bayerns Amphibien bereits fünf vor zwölf
sein, insbesondere weil wir nicht wissen, wie sich die Niederschläge
angesichts des Klimawandels entwickeln werden", erklärt der
BN-Artenschutzreferent Prof. Kai Frobel.

Amphibien wandern in regnerischen Frühjahrsnächten. 2019 gab es die
praktisch kaum. Hinzu kommt der aktuelle Wassermangel in Teichen,
Mooren und Feuchtgebieten aufgrund des Trockenjahres 2018 und des in
vielen Teilen Bayerns niederschlagsarmen Winters 2018/19. Hoffnung
dagegen macht die Erfahrung, dass die Einbrüche dort deutlich geringer
waren, wo die Amphibien günstige Lebensbedingungen vorfinden. Überall,
wo Feuchtwiesen und -weiden und Tümpel nicht ausgetrocknet sind und
Kleingewässer, Brachflächen und Saumstrukturen ausreichend vorhanden
waren, setzte der trockene Sommer 2018 den Beständen offenbar deutlich
weniger zu.

Volksbegehren Artenvielfalt hilft auch den Amphibien

Auch für die Amphibien kommt das Volksbegehren Artenvielfalt gerade
zur rechten Zeit. Reduzierung des Pestizideinsatzes, Erhöhung der
Nahrungsverfügbarkeit (Insekten), Erhalt von Lebensräumen
(Feuchtgrünland), Erhöhung der Anbaufläche in ökologischer
Landwirtschaft, das Belassen von Uferrandstreifen und die Verbesserung
des Biotopverbundes u.a. können dazu beitragen, dass Bayerns
Amphibienbestände für eine Zukunft fit gemacht werden, in der
zunehmend trockene Frühjahre und Sommer zu erwarten sind. Aber auch
von der Wiederherstellung der natürlichen Auendynamik an bayerischen
Flüssen in Verbindung mit natürlichem Hochwasserschutz würden die
Amphibien stark profitieren.

"Die vor zehn Tagen vom Weltbiodiversitätsrat vorgestellte Studie über
das Artensterben ergab, dass weltweit zwei von fünf Amphibienarten vom
Aussterben bedroht sind. Auch in Bayern sieht es nicht gut aus: nur
acht von 19 heimischen Amphibienarten stehen nicht auf der Roten Liste
der gefährdeten Tierarten. Aber wenn wir jetzt handeln, können wir
noch verhindern, dass eines Tages das Quaken der Frösche so selten zu
hören sein wird wie der Gesang von Braunkehlchen oder des Kiebitzes.",
sagt Kai Frobel.
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INSEKTEN/304: Wildbiene im Sturzflug (WWF)


WWF Pressemitteilung - 17. Mai 2019

Wildbiene im Sturzflug

Weltbienentag am 20. Mai: WWF fordert weniger Pestizide auf
Deutschlands Äckern und Komplettverbot in Naturschutzgebieten



Angesichts des Weltbienentags am 20. Mai fordert der WWF von der
Bundesregierung ein wirkungsvolles Programm zur Reduzierung des
Einsatzes von chemisch-synthetischen Pflanzenschutzmitteln in der
Landwirtschaft, deren Komplettverbot in Naturschutzgebieten und mehr
Transparenz über deren tatsächlichen Einsatz auf Deutschlands Äckern.
"Ohne wirksame Maßnahmen zur Pestizidreduktion kein wirksamer
Bienenschutz", so Diana Pretzell, Direktorin Biodiversitäts-Politik
vom WWF Deutschland. Mehr als die Hälfte der über 560 Wildbienenarten
stehen in Deutschland auf der Roten Liste des Bundesamtes für
Naturschutz (BfN). Sie gelten damit als in ihrem Bestand gefährdet.

Als besonders problematisch bezeichnet der WWF den Einsatz von
Pestiziden in Naturschutzgebieten. Vielen Landwirten wird er über die
Hintertür der sogenannten guten fachlichen Praxis erlaubt. Diana
Pretzell: "In Naturschutzgebieten haben diese Gifte absolut nichts
verloren, die Bundesregierung muss das per Gesetz komplett verbieten."

Der WWF Deutschland kritisiert zudem die Ende Februar erfolgte
verlängerte Zulassung für 18 Pestizide durch das Bundesamt für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) als falsches Signal
für den Schutz biologischer Vielfalt in Deutschland. "Die Entscheidung
ist umso abstruser, da selbst das BVL einige der Pestizide als
bienenschädlich einstuft", so Pretzell.

Bisher müssen auch keine genauen Angaben über die summierte Verwendung
von chemisch-synthetischen Pflanzenschutzmitteln auf
landwirtschaftlichen Flächen gemacht werden. "Unbekannt ist, welche
unterschiedlichen Wirkstoffe auf einem Acker über die Zeit
zusammenkommen. Sie können im Einzelnen in Menge und Wirkstoff
vermeintlich unproblematisch sein, aber die Summe der Einträge und
deren Wirkung auf das Ökosystem sind verheerend", betont Pretzell.

Die Bestände der Wildbienen befinden sich im Sturzflug. Auch bei
vielen anderen Insekten nimmt in Deutschland sowohl die Gesamtzahl als
auch die Vielfalt der Arten ab. Ein entscheidender Grund für das
dramatische Insektensterben in Deutschland ist die ständige
Intensivierung der Landwirtschaft. Falls Insekten nicht direkt durch
Insektizide sterben, fehlen ihnen Lebensraum und Nahrungsgrundlagen.
Unkrautvernichter töten Wildkräuter, Gräser und vernichten
Grünstreifen. Enge Fruchtfolgen auf den Äckern führen zur
Fehlernährung der Insekten. Da Insekten wichtige Nahrungsgrundlage für
viele Vögel und Amphibien sind, verschwinden auch diese zunehmend aus
unseren Landschaften.

Viele fliegende Insekten sind wichtige Bestäuber unserer Kultur- und
Wildpflanzen. Ungefähr 80 Prozent aller Nutz- und Wildpflanzen werden
von der Honigbiene bestäubt. 20 Prozent geht auf das Konto von
Wildbienen, von Schmetterlingen, Schwebfliegen und anderen Insekten.

WWF-Empfehlungen, was Jede/r für Bienen (und andere Insekten) tun kann

Bio kaufen

Verbraucher sollten möglichst Bio-Lebensmittel kaufen, denn da wird
auf Pestizide verzichtet. Vor allem kleinere Bio-Höfe schaffen zudem
durch Fruchtwechsel, Brachflächen, Hecken, Magerwiesen und andere
Strukturen einen vielfältigeren Lebensraum für Insekten.

Garten bitte unordentlich

Insekten brauchen Vielfalt: Wildblumenwiesen, Stauden, Sträucher und
Hecken. Gärten mit sauber gemähtem Rasen, akkurat gestutzten
Buchshecken und Geranien in Kübeln bieten Insekten und Vögeln kaum
etwas. Solche Gärten tragen zum Insektensterben bei. Am besten ist der
Garten wild und unordentlich. Wildblumenmischungen mit heimischen
Arten sehen auch ganz wunderbar auf dem Balkon aus. Alle bunten,
einheimischen Pflanzen sind toll für Bienen und andere Bestäuber.

Wildblumen bevorzugt

Gezüchteten Sorten fehlt es häufig an Pollen oder Nektar. Gefüllte
Blumensorten wie zum Beispiel Garten-Chrysanthemen bringen den Bienen
kaum oder gar keine Nahrung. Alle bunten, einheimischen Pflanzen sind
toll für Bienen und andere Bestäuber.

Heimische Pflanzen nutzen

Durch die gemeinsame Evolution besteht ein komplexes
Beziehungsgeflecht zwischen den Bienen und Pflanzen einer Region. Die
Pflanzenauswahl sollte daher so getroffen werden, dass den
Bedürfnissen möglichst vieler Bienenarten aus der jeweiligen Gegend
entsprochen wird. Nur dann kann aus einem Garten ein echtes
Bienenparadies werden.

Bienentränke anlegen

Auch Bienen haben Durst. Besonders im Frühjahr und bei großer Hitze
reicht der Nektar als Wasserquelle nicht aus. Bienen sammeln Wasser an
Ufern von Teichen, am Rand von Pfützen oder in Form von Morgentau auf
Pflanzen. Wenn keine natürliche Wasserquelle in der Nähe ist, kann man
den Bienen auch ganz einfach eine sogenannte Bienentränke selber
bauen. Wichtig ist ein flacher Zugang oder Steinchen, Moos etc., damit
die Bienen nicht ertrinken und wieder herauskrabbeln können. Am besten
stellt man die Tränke an warmen, windstillen Orten auf. Wichtig ist
auch, das Wasser regelmäßig zu erneuern.

 * 
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AKTION/669: Klimaschutz statt gekauftem Wachstum - keine Subventionen für mehr Flugbewegungen (BN)


BUND Naturschutz in Bayern e.V. - München, 17. Mai 2019

Klimaschutz statt gekauftem Wachstum - keine weiteren Subventionen
für mehr Flugbewegungen am Flughafen München

BUND Naturschutz und das Aktionsbündnis "aufgeMUCkt" starten
Massenpetition an den Bayerischen Landtag



Die Flughafen München GmbH (FMG) hat unter verschiedenen Bezeichnungen
seit 1994 nachweislich mindestens 384 Mio. Euro an Subventionen an
Fluggesellschaften bezahlt. Von 1994 bis Ende 2008 wurden zur
Förderung des Langstreckenverkehrs (Long haul support) 89 Mio. Euro
als Kerosinzuschuss an die Fluggesellschaften bezahlt. Seit 2005 läuft
ein Förderprogramm in dessen Rahmen viele Fluggesellschaften in den
Genuss einer reichlichen Subventionierung kamen. Bis Ende 2018 wurden
295 Mio. Euro Förderung ausgezahlt (1). Ziel war und ist die Förderung
des Luftverkehrswachstums am Flughafen München.

"Fliegen ist die klimaschädlichste Form der Fortbewegung. Wer
Klimaschutz ernst nimmt, muss die Subventionierung von Flugverkehr und
die Extra-Subventionierung am Flughafen München schleunigst beenden."
fordert Dr. Christine Margraf, stellv. Landesbeauftragte des BUND
Naturschutz in Bayern e.V. (BN). "Mit dem Koalitionsvertrag ist die
bayerische Staatsregierung weit davon entfernt, die nötigen und bei
der Pariser Klimakonferenz beschlossenen Klimaziele zu erreichen."
Umwelt- und Klimaschutz ist bei den Wählerinnen und Wählern in
Deutschland für die Europawahl das wichtigste Thema und wird
angesichts der jetzt schon sichtbaren Folgen immer drängender.
"Klimaschutz muss endlich auch für den Flugverkehr gelten." fordert
Dr. Christian Magerl, Sprecher des Aktionsbündnisses "aufgeMUCkt".
"Der Bayerische Landtag und die Staatsregierung können jetzt zeigen,
wie ernst es ihnen mit dem Klimaschutz und dem Schutz der Bevölkerung
in der Flughafen-Region ist. Die Subventionen stehen in klarem
Widerspruch zum Pariser Klimaschutzabkommen. Durch die Zahlungen
konnten und können Billigfluglinien Flugtickets zu Dumpingpreisen
anbieten. Sie wurden damit an den Flughafen München gelockt, während
die FMG gleichzeitig einen vermeintlichen Bedarf für eine dritte
Startbahn beschwor." so Magerl weiter. Mit der Streichung dieser
Subventionen am Flughafen München könnte nicht nur das klimaschädliche
Wachstum reduziert werden. "Das eingesparte Geld würde zudem in
die Haushalte der Gesellschafter fließen und könnte für
Klimaschutzmaßnahmen verwendet werden." Die Entscheidung liegt
ausschließlich bei den drei Gesellschaftern.

Deshalb starten das Aktionsbündnis "AufgeMUCkt" und der BN eine
Massenpetition an den Bayerischen Landtag mit dem Ziel, der sofortigen
Einstellung des Förderprogramms der Flughafen München (GmbH) für
Flugverbindungen. Der bayerische Landtag wird in dieser Petition
gebeten, zu beschließen, dass die Staatsregierung aufgefordert wird,
über ihre Mehrheitsbeteiligung an der Flughafen München GmbH (FMG)
dafür zu sorgen, dass die FMG ihr so genanntes Förderprogramm von
Flugverbindungen umgehend einstellt. "Wir hoffen auf eine breite
Unterstützung dieser Petition, um im Landtag ein machtvolles Zeichen
zu setzen, dass der Bayerischen Bevölkerung Klimaschutz wichtiger ist
als das Wachstum am Flughafen München." appellieren Margraf und
Magerl.

Die Subventionierung des Luftverkehrs führt in der Umgebung des
Flughafens München zusätzlich zu einem verstärkten Ausstoß an
Schadstoffen, wie ultra-feine Partikel oder Stickoxide und einer
erhöhten Belastung der Bevölkerung mit Lärm. Es kann nicht sein, dass
die höhere Belastung der Bevölkerung von einer staatlichen
Gesellschaft subventioniert wird. "Die Belastungsgrenzen - Lärm,
Feinstaub, Stickoxide - in der Flughafenregion und der gesamten Region
München sind längst erreicht. Ein weiteres Wachstum des Klimakillers
und Stickoxidproduzenten Flugverkehr mit gekauften Bewegungen
verschärft die Lage weiter und widerspricht sämtlichen Umweltzielen
der Bayerischen Staatsregierung. Diese Subvention müssen
schnellstmöglich gestrichen werden." so Magerl.

Die Streichung der Subventionen ist Teil eines größeren Paketes an
Forderungen, die BUND Naturschutz und aufgeMUCkt seit langem an den
Flugverkehr stellen, um den Flugverkehr zu reduzieren. Dazu gehören
auch die Verlagerung von Kurzstreckenflügen auf die Bahn, ein striktes
Nachtflugverbot und die Streichung sämtlicher Subventionen,
insbesondere der Befreiung von der Kerosinsteuer. Hierzu ist vor
wenigen Tagen am 10.05.19 eine europäische Bürgerinitiative gestartet:

"Ending the aviation fueltax exemption in Europe"

"We call the European Commission to propose to member states the
introduction of a tax on aviation fuel (kerosene). The aviation sector
enjoys tax advantages despite being one of the fastest growing sources
of greenhouse gas emissions."

Wir werben auch für diese Europaweite Initiative und appellieren an
alle, auch diese zu unterzeichnen: 

https://eci.ec.europa.eu/008/public/#/initiative.



(1)Quelle: Antworten auf schriftliche Anfragen im Bayerischen
Landtag.

www.keine-startbahn3.de/

Downloads

PM Massenpetition Subventionen

https://www.bund-naturschutz.de/fileadmin/Bilder_und_Dokumente/Presse_und_Aktuelles/Pressemitteilungen/2019/Verkehr/PM_LFGM_15_19_Massen-
Petition_Subventionen_MUC_170519.pdf

PM _Anlage Massenpetition Subventionen

https://www.bund-naturschutz.de/fileadmin/Bilder_und_Dokumente/Presse_und_Aktuelles/Pressemitteilungen/2019/Verkehr/PM_LFGM_15_19_Anlage_Massenpetition_Subventionen_MUC.pdf
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EUROPA/563: Unterschriften sammeln für Klimaschutz, Steuer auf Flugbenzin und Rettet die Bienen! (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 16.05.2019 / Politik & Recht

Unterschriften sammeln für Klimaschutz, Steuer auf Flugbenzin und
Rettet die Bienen!



Die EU-Kommission hat drei Europäische Bürgerinitiativen (EBI)
zugelassen: zur Rettung der Bienen und anderer Insekten, zur
Bekämpfung des Klimawandels sowie zur Besteuerung von Flugbenzin.

Die EBI "Rettet die Bienen" ließ die EU-Kommission am Mittwoch zu. Die
Initiator*innen fordern die Kommission dazu auf, "Rechtsvorschriften
zu erlassen, um Lebensräume für Insekten als Indikatoren einer
intakten Umwelt zu erhalten und zu verbessern". Außerdem soll die EU
verbindliche Ziele vereinbaren, "um die Förderung der Biodiversität
übergeordnetes Ziel der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) werden zu
lassen; um den Pestizideinsatz drastisch zu reduzieren, gefährliche
Pestizide ausnahmslos zu verbieten und Zulassungskriterien zu
reformieren; um die Strukturvielfalt in Agrarlandschaften zu fördern;
um die Nährstoffeinträge wirksam zu reduzieren; um Schutzgebiete
wirksam zu etablieren; um Forschung und Monitoring zu intensivieren
sowie die Bildung zu verbessern." Am Montag, den 27. Mai beginnt die
Unterschriftensammlung.

Die EBI "Schnelle, gerechte und wirksame Lösung zur Bekämpfung des
Klimawandels" zielt darauf ab, "einen stetig steigenden Preis für
fossile Brennstoffe" einzuführen, der es ermöglicht, die
Umweltverschmutzung zu verringern und die Einnahmen "monatlich als
Dividende an die Bürger" weiterzugeben. Seit dem 6. Mai sammeln die
Organisator*innen Unterschriften zur Unterstützung.

Die dritte EBI "Aufhebung der Steuerbefreiung für Flugtreibstoff in
Europa" fordert die Kommission auf, "den Mitgliedstaaten die
Einführung einer Steuer auf Flugtreibstoff (Kerosin) vorzuschlagen".
Denn "der Luftverkehrssektor genießt Steuervorteile, obwohl er eine
der am schnellsten wachsenden Quellen von Treibhausgasemissionen ist."
Am 10. Mai wurde diese EBI registriert.

Außerdem läuft derzeit die EBI "End the Cage Age". Sie zielt darauf
ab, die Käfighaltung für Nutztiere in der gesamten EU zu beenden.
Landwirtschaftlich gehaltene Tiere in Käfigen erfahren unendliches
Leid, da ihre Bewegungsfreiheit massiv eingeschränkt ist und beinahe
alle natürlichen Verhaltensweisen unterdrückt werden. Mehr als 920.000
Personen unterstützen die Initiative bereits. Sie läuft noch bis zum
11. September dieses Jahres. [aw]



Bienen-EBI 

https://ec.europa.eu/germany/news/20190515-bienen-buergerinitiative_de

EBI Klimaschutz

https://citizensclimateinitiative.eu/de

EBI Flugbenzin besteuern

https://endingaviationfueltaxexemption.eu/

EBI End the Cage Age - für ein Ende der Käfighaltung

https://ciwf-int.endthecageage.eu/de-DE/live

 * 
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PROTEST/150: Bürgerinitiativen fordern sofortige Stilllegung der Atomanlagen in Lingen (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Bündnis AtomkraftgegnerInnen im Emsland (AgiEL)

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg

Elternverein Restrisiko Emsland

Gemeinsame Pressemitteilung - Lingen, Hannover, 17.05.2019

Bürgerinitiativen fordern von Umweltminister Olaf Lies sofortige
Stilllegung der Atomanlagen in Lingen 

- weitere Proteste angekündigt



Mitglieder mehrerer Anti-Atomkraft-Initiativen aus Niedersachsen und
Nordrhein-Westfalen und ein Vorstandsmitglied des Bundesverbandes
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) forderten am Donnerstag (16. Mai
2019) bei einem Gespräch in Hannover mit Niedersachsens Umweltminister
Olaf Lies mit Nachdruck die sofortige Stilllegung der
Brennelementefabrik in Lingen und des Atomkraftwerkes Lingen 2 (AKW
Emsland). Die Initiativen überreichten dem Minister ein Exemplar der
"Lingen-Resolution", in der die sofortige Stilllegung der beiden
umstrittenen Anlagen gefordert und begründet wird. Gleichzeitig wurde
dem Minister eine Liste mit den Namen der inzwischen mehr als 350
Initiativen und Organisationen ausgehändigt, die die Lingen-Resolution
und somit die Stilllegung der Atomanlagen im Emsland fordern. Nach dem
Gespräch mit Minister Lies kündigten die Bürgerinitiativen und der BBU
in einer Pressemitteilung weitere Protestaktionen gegen die
Brennelementefabrik und das AKW Emsland an.

Anlass des Gesprächstermins war der Brand in der bundesweit letzten
Brennelementefabrik in Lingen im Dezember 2018. Der gesamte
Anlagenbetrieb wurde im Anschluss daran für rund zwei Monate
stillgelegt. Bürgerinitiativen hatten umfangreiche Fragen zu dem
Störfall bei Umweltminister Lies eingereicht und die Antworten wurden
jetzt gemeinsam erörtert. Die Bürgerinitiativen kritisierten, dass es
in der Vergangenheit immer wieder zu meldepflichtigen Vorkommnissen in
der Anlage gekommen ist, dass es bei der Feuerwehr in Lingen sowie im
ganzen Landkreis Emsland keinen ABC-Zug gibt, der im Ernstfall zum
Beispiel eigene Messungen vornehmen kann, und dass die Feuerwehrleute
immer wieder unnötigen Gefahren ausgesetzt werden könnten, solange die
Atomanlagen in Lingen am Netz sind und solange hochgefährliche
Atomtransporte unterschiedlichster Art durch den Weser-Ems-Bereich
fahren.

Brennelementeexporte von Lingen aus nicht hinnehmbar

Minister Lies betonte, dass der Betrieb des AKW Emsland wie
beschlossen Ende 2022 beendet werden wird. Eine Laufzeitbegrenzung für
die Brennelementefabrik konnte er nicht in Aussicht stellen. Der
Minister erklärte aber, dass er die Stilllegungsforderung der
Bürgerinitiativen erkenne und er verwies darauf, dass das Land
Niedersachsen Brennelementeexporte von Lingen in grenznahe
Atomkraftwerke in Frankreich und Belgien ablehnt. Konkrete Aktivitäten
der Landesregierung gegen diese Exporte kündigte der Minister jedoch
nicht an. Aus Sicht der Bürgerinitiativen ist es nicht hinnehmbar,
dass mit Brennelementen, die in Niedersachsen gefertigt werden,
Atomkraftwerke in Belgien, Frankreich und anderswo betrieben werden.
Die Initiativen werden weiter darauf drängen, dass sich das Land
Niedersachsen aktiv für die Verhinderung der Brennelementeexporte
einsetzt.

Zu den Kunden der Lingener Brennelementefabrik, die von der 
Framatome-Tochter Advanced Nuclear Fuels GmbH (ANF) betrieben wird, 
gehören auch
die belgischen Pannenreaktoren. In Gutachten, die von der ehemaligen
Bundesumweltministerin Barbara Hendricks in Auftrag gegeben wurden,
wird belegt, dass die Brennelementefabrik rechtsicher stillgelegt
werden kann.

Die Bürgerinitiativen zeigten sich mit dem ersten Treffen mit
Umweltminister Lies weitgehend zufrieden. "Das Gespräch mit dem
Minister und seinen Mitarbeitern erfolgte auf Augenhöhe und es war ein
offener, wenn auch kontroverser, Dialog. Eine sofortige
Stilllegungsverfügung für die Atomanlagen in Lingen war nicht zu
erwarten, aber die Forderungen der besorgten Bevölkerung konnten
verdeutlicht werden. Es liegt jetzt in der Hand des Ministers,
Konsequenzen aus dem Gespräch zu ziehen und sich zum Beispiel mit mehr
Nachdruck als bisher für ein Exportverbot der Lingener Brennelemente
einzusetzen", so Christina Burchert vom Arbeitskreis Umwelt (AKU)
Schüttorf.

Demnächst weitere Proteste in Lingen

Da Umweltminister Lies bisher nicht beabsichtigt, für die
Brennelementefabrik in Lingen in absehbarer Zeit wenigstens einen
Stilllegungs-Fahrplan vorzulegen und weil er die weitere
Atommüllproduktion im AKW Emsland bis Ende 2022 weiterlaufen lassen
und die Menge des Atommülls nicht begrenzen will, werden die
Bürgerinitiativen weiterhin mit Protestaktionen, Demonstrationen,
Infoveranstaltungen und mit zivilem Ungehorsam für die Stilllegung des
AKW Emsland streiten und die Schließung der bisher vom Atomausstieg
ausgeklammerten Brennelementefabrik selbst beschleunigen.

Zunächst finden weiterhin in Lingen öffentliche Informationstreffen
des Bündnis' "AtomkraftgegnerInnen im Emsland" (AgiEL) statt (jeden
ersten Montag im Monat im Waldhotel mit externen ReferentInnen zu
unterschiedlichen Themenschwerpunkten). Im Herbst wird eine weitere
Demonstration in Lingen stattfinden.

Text der Lingen-Resolution und die unterstützenden Organisationen:


https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Lingen-Resolution%202019.pdf

Weitere Informationen:

https://atomstadt-lingen.de

https://www.lingen-demo.de

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

https://sofa-ms.de

http://www.bi-luechow-dannenberg.de

https://bbu-online.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 17.05.2019

c/o Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn
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ABFALL/052: Basler Übereinkommen - UNO will globalen Plastikmüll kontrollieren (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 13.05.2019 / Abfall

Basler Übereinkommen: UNO will globalen Plastikmüll kontrollieren



Am 10. Mai in Genf haben die 187 Vertragsstaaten des Basler
Übereinkommens über die Kontrolle der grenzüberschreitenden
Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung wichtige
Änderungen der Konvention beschlossen. Demnach gehören kontaminierte,
gemischte oder nicht recyclingfähige Kunststoffabfälle nun auch zu den
vorher genehmigungspflichtigen Exporten. Die Entscheidung fiel während
eines Dreifach-Gipfeltreffens zu Basler, Rotterdamer und Stockholm
Konvention.

Norwegen hatte die Änderung des Basler Übereinkommens vorgeschlagen,
damit alle Staaten das Recht bekommen, den Empfang unerwünschten oder
unkontrollierbaren Plastikmülls zu verweigern. Nachdem China die
Einfuhr der meisten Plastikabfälle im Jahr 2018 verboten hatte,
mussten andere Länder, insbesondere in Südostasien, mit einem enormen
Zustrom von kontaminierten und gemischten Plastikmüll umgehen, der
schwer oder gar nicht wiederverwertbar ist.

Auch über eine Million Unterschriften der Zivilgesellschaft gegen den
Export von potenziell giftigen Plastikabfällen - gesammelt in
Petitionen von Avaaz und SumOfUs - zeigten, wie sehr das Bewusstsein
über die grenzüberschreitende Verbringung von Kunststoffmüll
inzwischen angewachsen ist, kommentierte Zero Waste Europe die
Entscheidung.

Beim Treffen wurde außerdem eine neue Partnerschaft zu Plastikmüll ins
Leben gerufen, um Ressourcen, Interessen und Expertise aus Wirtschaft,
Regierung, Wissenschaft und Zivilgesellschaft zu mobilisieren, bei der
Umsetzung der neuen Maßnahmen zu helfen. Es geht dabei um eine Reihe
gegenseitiger praktischer Unterstützung wie bereits bewährte Verfahren
und Maßnahmen sowie technische und finanzielle Hilfe.

Die EU-Kommission, die die Neuerungen im Übereinkommen unterstützt,
hatte kürzlich ihre Plastikstrategie vorgelegt (EU-News 18.02.2019
[1]). Demnach sollen bis 2030 alle Plastikverpackungen, die zwei
Drittel des gesamten Plastikmülls ausmachen, in der EU recycelbar
sein. Die strengeren Exportbestimmungen könnten den Druck, die
Recyclingraten in Europa schnell zu erhöhen, verstärken.

Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) begrüßte die Überarbeitung des Basler
Übereinkommens, um Plastikmüllexporte einzuschränken. Erfolgreich
könnten entsprechende Verbote und Reglementierungen aber nur sein,
wenn konsequente Kontrollen erfolgten. Zudem sei man damit dem
wichtigsten Ziel, Plastikmüll zu vermeiden, nicht näher gekommen.

Deutschland gehört laut DUH zu den Industrieländern, in denen
besonders viele Kunststoffabfälle anfallen und die bislang besonders
viel Plastikmüll exportiert haben. Allein 2018 seien 132.000 Tonnen
Plastikabfall nach Malaysia, 68.000 Tonnen nach Indien und 64.000
Tonnen nach Indonesien verfrachtet worden. In vielen Schwellen- und
Entwicklungsländern werde nicht sorgsam genug mit Kunststoffabfällen
umgegangen, sodass viel davon in der Umwelt lande. [jg]




Seite zum Basler Übereinkommen

http://www.basel.int/

Reaktion Zero Waste Europe 

https://zerowasteeurope.eu/2019/05/un-decides-to-control-global-plastic-waste-dumping/

Reaktion DUH

https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/basler-uebereinkommen-zu-plastikmuell-verschaerfte-exportregeln-allein-reichen-nicht-abfall-in-verurs/

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-abfall/eu-kommission-will-plastik-an-den-kragen/
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ENERGIE/097: Zwischen Erdöl-Rückwärtsgang und Öko-Strom - Energiepolitik in Mexiko (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko Fokus: SDGs (Nachhaltigkeitsziele)

Zwischen Erdöl-Rückwärtsgang und Öko-Strom - Energiepolitik in 
Mexiko

Von Markus Plate



(Mexiko-Stadt, 17. Mai 2019, npl) - Auch in Lateinamerika hat sich
längst die Erkenntnis durchgesetzt, dass es den Klimawandel gibt, dass
er menschengemacht ist und dass dringend umgesteuert werden muss.
Mexiko ist heute weltweit der zehntgrößte Treibhausgasproduzent und
nach Brasilien der zweitgrößte in Lateinamerika. Das Land hat viel
Potenzial für erneuerbare Energien, doch so richtig will die
Energiewende nicht vorankommen - stattdessen will Mexikos Präsident
den Erdöl-Sektor wiederbeleben.


Das Erdöl war immer auch ein Fluch

In Mexiko ist Energie seit Jahrzehnten ein zentraler Teil des
nationalen Selbstverständnisses, vor allem das Erdöl. Vor über 80
Jahren ließ der damalige Präsident Lázaro Cárdenas die Erdölindustrie
verstaatlichen, über Jahrzehnte war das schwarze Gold der Motor des
mexikanischen Wachstums. Aber das Erdöl war immer auch ein Fluch. Der
Historiker Lorenzo Meyer erläutert, dass schon Ende der 1970er Jahre
der damalige Präsident López Portillo angesichts großer
Finanzierungslücken im Staatshaushalt entschieden hatte, Erdöl in
großem Umfang zu exportieren, statt die Staatsfinanzen vor allem durch
eine Besteuerung höherer Einkommen in Ordnung zu bringen: "In Zeiten
hoher Erdölpreise nahm die Regierung wie verrückt Kredite im Ausland
auf, die Mexiko dann, mit dem Einbruch des Ölpreises, nicht mehr
zurückzahlen konnte. Die Staatsfinanzen brachen endgültig zusammen und
das spüren wir bis heute."

Liberalisierungen im Energiesektor haben in den letzten Jahren dazu
geführt, dass internationale Mineralölunternehmen bei der Förderung
von Erdgas und Erdöl sowie beim Verkauf von Treibstoff wieder kräftig
mitmischen dürfen. Ähnlich sieht es bei der Stromproduktion aus. Das
Monopol des staatlichen Stromversorgers CFE ist längst gebrochen,
Multis dürfen heute selbst Strom erzeugen und verkaufen.


"Wir werden die nationale Erdölindustrie retten"

Als Reaktion auf die verheerenden Folgen der neoliberalen Konzepte der
vergangenen Jahrzehnte - die Millionen Mexikanerinnen und Mexikaner in
die Armut stürzten - die exorbitante Korruption und die Explosion der
Gewalt im Land sorgten die Mexikanerinnen und Mexikaner im vergangenen
Jahr für einen historischen Wahlsieg der linken Morena-Partei. Der
neue Präsident, Andres Manuel López Obrador, kurz AMLO, will zurück zu
einem starken, paternalistischen Staat, auch im Energiesektor [1].
"Wir werden die nationale Erdölindustrie retten", war eines seiner
Wahlversprechen. Bei der Vorstellung seines Energieprogramms kündigte
der neue Präsident unter anderem den Bau einer neuen Raffinerie in
seinem Heimatbundesstaat Tabasco an. Acht Milliarden US-Dollar soll
alleine dieses Projekt kosten. Wie ebenfalls von AMLO versprochen soll
Mexiko nach vielen Jahren wieder zum Erdölselbstversorger werden. Um
die staatliche und hochverschuldete Erdölgesellschaft PEMEX wieder auf
Kurs zu bringen sind zusätzlich mindestens 20 Milliarden Dollar von
Nöten. Geld, das für einen Ausbau der erneuerbaren Energien fehlen
wird. Ähnlich sieht es im Elektrizitätssektor [2] aus. Früher sei
Mexiko auch beim Strom Selbstversorger gewesen, so der Präsident,
heute müsse Mexiko die Hälfte des Stroms zu stark erhöhten Preisen von
außen hinzukaufen. Das müsse dringend geändert werden. Auch hier will
AMLO in den Rückwärtsgang schalten.


Kohle und Gas statt erneuerbare Energie

Im Bundesstaat Coahuila, in dem fast sämtliche Kohlereserven Mexikos
liegen, sollte eigentlich im Jahr 2026 Schluss sein mit der
Kohleförderung. Dann sollte nach einer Entscheidung von AMLOs
Amtsvorgänger Enrique Peña Nieto das letzte Kohlekraftwerk im Land
schließen. Peña Nietos hoch umstrittene Energiereform hatte als einen
der wenigen Pluspunkte den Ausbau erneuerbarer Energien zum Ziel. Doch
der erste Budgetentwurf der neuen Regierung sieht vor, fast 400
Millionen Dollar in die Modernisierung der drei Kohlekraftwerke zu
stecken. Bei einer anderen Investition hat AMLO eine 180 Grad Wende
vollzogen: Im Bundesstaat Morelos wird seit Jahren am Gaskraftwerk
Huexca gebaut, gegen den teils erbitterten Widerstand der Bevölkerung
[3]. Denn um das Kraftwerk mit Gas zu versorgen, muss eine 170
Kilometer lange Pipeline gebaut werden, mitten durch ein vulkanisch
aktives und stark erdbebengefährdetes Gebiet. Um die Turbinen zu
kühlen, werden 2.500 Liter Wasser pro Sekunde benötigt, das der
Landwirtschaft und den Haushalten der Region fehlen wird. Noch vor
fünf Jahren hatte sich López Obrador auf die Seite des Protests
geschlagen. Heute will er das Projekt zu Ende bauen lassen, auch nach
der Ermordung des indigenen Bauernaktivisten Samir Flores [4] im
Februar dieses Jahres.

Und so richtig weg von privatwirtschaftlichen Großinvestitionen in den
Energiebereich will López Obrador trotz gegenteiliger Ankündigungen
offensichtlich auch nicht. Erst im Mai kündigte der spanische Multi
Iberdrola an, fünf Milliarden Dollar in zwei konventionelle Kraftwerke
und immerhin einen Photovoltaikpark zu investieren.


"Wenn wir einigermaßen gut weiterleben wollen, müssen wir
schnell zu den erneuerbaren Energien wechseln."

Angesichts der drohenden Klimakatastrophe ist AMLOs Manöver aus
Vollbremsung und Rückwärtsgang der komplett falsche Weg. Das meint
auch Jesús Antonio del Río Portilla vom Universitätsinstitut für
Erneuerbare Energien in Mexiko-Stadt: "Wir leben seit einem
Jahrhundert vom Öl. Das hat einen Klimawandel verursacht, unter dessen
Folgen wir heute leiden. Wenn wir einigermaßen gut weiterleben wollen,
müssen wir schnell zu den erneuerbaren Energien wechseln." Und
Potenzial für Erneuerbare Energien hat Mexiko mehr als genug. Zwischen
Pazifik und Atlantik weht soviel Wind, dass Windparks in wenigen
Jahren ein Viertel des Strombedarfs decken könnten. Auch das Potenzial
für Solarstrom ist enorm, und dank des Vulkanismus bietet auch die
Geothermie große Möglichkeiten. Auch wenn die riesigen
Staudammprojekte, die heute ein Fünftel des mexikanischen Stroms
produzieren, wegen ihrer Umweltschäden und sozialen Auswirkungen
hoffentlich bald der Vergangenheit angehören, hat Wasserkraft immer
noch Potenzial: Heute stehen moderne Miniturbinen zur Verfügung, die
günstig und umweltfreundlich Strom produzieren können.

Bis 2024 will Mexiko eigentlich ein gutes Drittel des nationalen
Strombedarfs aus erneuerbaren Energien decken. Angesichts der
Möglichkeiten scheint das wenig ambitioniert. Zumal die Stromgewinnung
aus Wind, Sonne & Co. mittlerweile billiger sei, als die aus fossilen
Brennstoffen, so Energieexperte del Río Portilla: "Erneuerbare
Energien sind heute höchst wettbewerbsfähig. Die Stromproduktion aus
Solar kostet heute weniger als die Hälfte, als wenn wir mit Gas
produzieren." Eine Solarzelle produziere über ihre Lebenszeit 95
Prozent brauchbare Energie, nur fünf Prozent seien für ihre
Herstellung nötig. Natürlich verursache auch die Solarzelle
Umweltbelastungen, aber viel weniger als etwa Öl.


Energiewende durch kommunale Energieproduktion

Und sauberer Strom wird dringend benötigt, wenn in Zukunft
Elektroautos durch die Straßen surren sollen. Bislang verbrennt allein
die Hauptstadt pro Jahr rund zehn Milliarden Liter Benzin und Diesel.
Das belastet nicht nur das Weltklima, sondern auch die Atemluft der
Bewohner*innen mit ungeheuren Mengen an Stickoxiden, Schwefeldioxid,
Kohlenmonoxid und Kohlenwasserstoffen. Wie erst Mitte Mai, als in
Mexiko-Stadt der Umweltnotstand ausgerufen werden musste.

Initiativen für saubere Energie gibt es im Land zuhauf: Biogasanlagen,
die mit Biomüll befeuert werden; indigene Gemeinden, die sich mit
Solarstrom selbst versorgen; Architektur, die auf lokale und
natürliche Materialien setzt. Das Ende neoliberaler Konzepte mit
Großunternehmen als Profiteure einzuläuten, scheint nach allen
Erfahrungen, die Mexiko in den vergangenen Jahrzehnten gemacht hat,
richtig. Aber ein Zurück zu Staat, Zentralismus und ausgerechnet zum
Erdöl, wie es Präsident López Obrador will? Warum nicht kleiner und
dezentral denken, Menschen, Gemeinden, Regionen unter
Klimaschutzvorgaben darin unterstützen, als kommunale Unternehmen oder
Kooperativen selbst saubere Energie zu produzieren? Die Energiewende
wäre laut des Energieexperten Jesús Antonio del Río Portilla auch in
Mexiko recht kurzfristig möglich. Die große Aufgabe sei es,
Finanzierungsmöglichkeiten für nachhaltige Energien zu entwickeln:
"Wir müssen mehr investieren, wir sollten weg von der
Stromsubventionierung und stattdessen staatliche Beihilfen für den
Kauf und Bau von Anlagen nachhaltiger Stromerzeugung geben." Nach wie
vor gingen vier Fünftel der staatlichen Forschungsgelder im
Energiesektor in den fossilen Bereich, nur ein Fünftel in Erneuerbare.
Dieses Verhältnis müsse dringend umgedreht werden.

Nachhaltige Energie für Mexiko, als wichtige Maßnahme gegen den
Klimawandel, zur Schaffung zehntausender Arbeitsplätze, für gesündere
Städte und die überfällige Entwicklung des jahrzehntelang abgehängten
ländlichen Raums. Mexikos Zukunft liegt hier, nicht im Öl.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/waermekraftwerk-ja-goldmine-nein-amlo-spielt-dr-jekyll-und-mr-hyde/

[2] https://www.npla.de/poonal/energieversorgung-in-zapatas-heimat/

[3] https://www.npla.de/poonal/weiterhin-widerstand-gegen-das-heizkraftwerk-in-huexca/

[4] https://www.npla.de/poonal/indigener-aktivist-vor-abstimmung-ueber-kraftwerk-huexca-ermordet/
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https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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FISCHEREI/204: Fangquotenfestlegung - EU-Bürgerbeauftragte will Untersuchung (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 15.05.2019 / Wasser & Meere

Fangquotenfestlegung: Bürgerbeauftragte will Untersuchung



Meist in den frühen Morgenstunden und nach langen Verhandlungen im
Herbst veröffentlicht der EU-Fischereiministerrat seine Beschlüsse zu
den Fangquoten für das folgende Jahr. Wie die Quoten zustandekommen,
ist kaum nachzuvollziehen, zumal diese meist über den von
WissenschaftlerInnen empfohlenen Werten liegen.

Nach einer Beschwerde der Umweltrechtsorganisation ClientEarth will
die Europäische Bürgerbeauftragte Emily O'Reilly eine Untersuchung
starten. "Die Ministertreffen in Brüssel finden hinter verschlossenen
Türen statt, obwohl dort wichtige Entscheidungen für die
Nachhaltigkeit der Fischbestände und Arbeitsplätze in den
Fischereiregionen in ganz Europa getroffen werden", kritisierte
O'Reilly.

ClientEarth begrüßte die Entschiedung, eine offizielle Untersuchung
einzuleiten. Jedes Jahr setzten die europäischen
FischereiministerInnen in ihren Sitzungen nicht nachhaltige Fangquoten
fest. Der Mangel an Transparenz mache es der Öffentlichkeit unmöglich,
ihre Regierungen zur Rechenschaft zu ziehen. Die Organisation
forderte, dass die Sitzungsunterlagen des Rates sowie Informationen,
wie der Beschluss zustandekam, zeitnah zur Verfügung gestellt werden.
Laut einem kürzlich veröffentlichten Bericht über den Status und den
Wiederaufbau der europäischen Fischerei mit verfügbaren Daten aus dem
vergangenen Jahr waren 69 Prozent der untersuchten 397 Bestände
(Fische und andere Meeresfrüchte) überfischt.

Die Europäische Bürgerbeauftragte ("Ombudsman") untersucht Beschwerden
über Missstände in der Verwaltungstätigkeit von Organen und
Einrichtungen der EU. Der Amtssitz ist in Straßburg. Beschwerde
einreichen können EU-BürgerInnen, sogenannte juristische oder
natürliche Personen, die ihren Sitz in einem EU-Mitgliedstaat haben
beziehungsweise dort wohnen. [jg]



Pressemitteilung O'Reilly 

https://www.ombudsman.europa.eu/en/press-release/en/109910

Reaktion ClientEarth 

https://www.clientearth.org/our-complaint-triggers-eu-ombudsman-fishing-quotas-investigation/

Pressemitteilung zur Beschwerde von ClientEarth

https://www.clientearth.org/we-challenge-eus-lack-of-transparency-around-fishing-quotas/

 * 
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EU-News, 15.05.2019
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GENTECHNIK/235: Produkte mit neuer Gentechnik kaum kontrollierbar (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 16.05.2019 / Landwirtschaft & Gentechnik

Produkte mit neuer Gentechnik kaum kontrollierbar



Auf Initiative der Niederlande haben zahlreiche Mitgliedstaaten beim
Agrarrat am Dienstag ein gemeinsames Vorgehen im Umgang mit neuen
Gentechnikmethoden gefordert. Dafür müsse das geltende
EU-Gentechnikrecht angepasst werden.

Derzeit könnten die zuständigen Behörden in EU-Ländern nicht
feststellen, ob etwa Soja aus den USA mit einer neuen gentechnischen
Methode modifiziert worden sei, moniert der Infodienst Gentechnik.
Demnach können manche Länder nach eigenen Angaben ihren
Kontrollpflichten nicht nachkommen, weil ihnen die Nachweismethoden
fehlten.

Einem Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom Sommer 2018 (EU-News
vom 25.07.2018 [1]) zufolge brauchen solche Produkte eine
Importgenehmigung. Denn auch für Pflanzen (und Tiere), die mit neuen
gentechnischen Methoden wie Crispr-Cas verändert wurden, gilt das
europäische Gentechnikrecht. Das heißt, die genmanipuierten Produkte
müssen auf Risiken geprüft, genehmigt und gekennzeichnet werden sowie
nachverfolgbar sein.

Einige VertreterInnen im EU-Agrarrat plädieren für eine Datenbank, in
die alle europäischen Staaten ihre Informationen über sogenannte
genomeditierte Pflanzen einspeisen. Auch die Daten der Patentämter,
bei denen solche Pflanzen häufig angemeldet werden, sollen genutzt
werden. Die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL)
kritisierte, dass Gentechnikkonzerne und deren Lobbyisten mit allen
Mitteln verhindern wollten, dass Crispr & Co. gekennzeichnet und
reguliert werden, um ungestört ihre Profitinteressen durchsetzen zu
können.

Die EU-Kommission hat unterdessen weitere Initiativen verschoben, bis
es Anfang November eine neue Kommission gibt.

Des Weiteren tauschten sich die MinisterInnen am Dienstag über
technische Fragen zum Umsetzungsmodell innerhalb der Gemeinsamen
Agrarpolitik aus. Auch der Entwurf der EU-Kommission einer
Klimalangfriststrategie war Thema. EU-Agrarkommissar Phil Hogan
betonte, dass die Agrarpolitik eine Schlüsselrolle für die Umsetzung
der Pariser Klimaschutzziele spiele. Mit Blick auf die Gemeinsame
Fischereipolitik erfuhr eine Erklärung Spaniens, Frankreichs und
Italiens breite Unterstützung im Rat. Der künftige Europäische Meeres-
und Fischereifonds (EMFF) müsse eine Vereinfachung der
Fördermaßnahmen, höhere Kofinanzierungsraten und eine stärkere
finanzielle Unterstützung für Überseegebiete bereithalten. [mbu]




Infodienst Gentechnik

http://www.keine-gentechnik.de/

Ergebnisse EU-Agrarrat 14.5.2019

https://www.consilium.europa.eu/media/39365/st09271-en19.pdf

AbL: Gentechnik durch die Hintertür

http://https//www.abl-ev.de/apendix/news/details/?tx_ttnews%5Btt_news%5D=2427&cHash=808de4533c42012f896a549bc9141ee0

 * 
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GENTECHNIK/234: Europas Behörden können neue Gentechnik nicht kontrollieren (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 10.05.2019

Europas Behörden können neue Gentechnik nicht kontrollieren



Würde ein Schiff im Hamburger Hafen illegal Sojaschrot aus den USA
entladen, dessen Bohnen mit der neuen gentechnischen Methode TALEN
verändert wurden, die deutschen Behörden könnten das derzeit nicht
feststellen. Dass sie wegen fehlender Nachweismethoden ihren
Kontrollpflichten nicht gerecht werden können, darauf wiesen einige
Länder Europas nach Insiderinformationen bei einem Arbeitstreffen Ende
April hin.

Deshalb könnten sie auch nicht in allen Fällen verantwortlich gemacht
werden, wenn es ihnen nicht gelänge, den Import geneditierter Pflanzen
ohne die gesetzlich vorgeschriebene Zulassung zu verhindern. Die Soja
der Firma Calyxt, die US-Behörden nicht als gentechnisch verändert
(gv) einstufen, dürfte nach europäischem Recht nur mit einer
Genehmigung für gv-Futtermittel importiert werden.

Hintergrund ist ein Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom Sommer
2018. Danach gelten auch für Pflanzen (und Tiere), die mit neuen
gentechnischen Methoden wie TALEN oder Crispr-Cas verändert wurden,
die Regeln für Gentechnik. Das heißt, sie müssen auf Risiken geprüft,
genehmigt und gekennzeichnet werden sowie nachverfolgbar sein. Auch
zehn Monate nach diesem rechtskräftigen Urteil wird in Deutschland und
Europa immer noch über die Konsequenzen diskutiert. Nächster Termin
dafür ist ein Treffen der europäischen Agrarminister kommende Woche in
Brüssel.

In Deutschland streiten sich wie üblich das Agrar- und das
Umweltressort: Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD) versicherte
diese Woche im Bundestag erneut, dass sie die Ansicht des EuGH teilt.
Einmal ins Freiland entlassen, seien gentechnische Verände­rungen nie
wieder zurückzuholen. Daher müssten ihre Risiken sorgfältig geprüft
werden. Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner (CDU) plädierte
dagegen bei einer Veranstaltung dafür, offen für neue Technologien der
Pflanzenzüchtung zu sein. Von Anfang an machte sie keinen Hehl daraus,
dass sie das EuGH-Urteil ablehnt. Die Diskussion der Bundesregierung
zu den Konsequenzen aus dem Richterspruch sei noch nicht
abgeschlossen, teilte eine Sprecherin des Umweltministeriums dem
Infodienst gestern auf Anfrage mit. Und wenn keine Einigkeit erzielt
wird, kann die deutsche Agrarministerin sich nächste Woche in Brüssel
auch nicht positionieren.

Sie kann offenbar nicht einmal Fragen beantworten. "Die Abstimmung der
im Vorfeld von der Kommission gestellten Fragen zur Implementierung
des EuGH-Urteils zu Mutagenesemethoden innerhalb der Bundesregierung
ist zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen", beschied das
Agrarministerium diese Woche eine Anfrage der Grünen. Wie aus gut
informierten Kreisen verlautete, haben die deutschen Bundesländer
mitgeteilt, dass sie sich derzeit nicht in der Lage sehen,
Genveränderungen, die mit neuen Technologien erzielt wurden,
nachzuweisen.

Solche Nachweismethoden können dem Vernehmen nach jedoch entwickelt
werden, wenn den Behörden Referenzmaterial der veränderten Pflanzen
und Informationen über die Genveränderung zur Verfügung stehen. Die
Mitglieder Arbeitsgruppe vom April wünschen sich daher eine Datenbank,
in die alle europäischen Staaten ihre Informationen über sogenannten
genomeditierte Pflanzen einspeisen. Auch die Daten der Patentämter,
bei denen solche Pflanzen häufig angemeldet werden, sollen genutzt
werden. Es gibt für die europäischen Agrarminister also einiges zu
tun.

Dass die Bundesregierung dabei wenig handlungsfähig ist, wird von der
Opposition heftig kritisiert. Das Urteil des EuGH sei klar, der
Koalitionsvertrag zwischen CDU und SPD auch, meint der grüne
Bundestagsabgeordnete Harald Ebner. "Agrarministerin Klöckner stellt
den vermeintlichen Konsens aber massiv in Frage", monierte der
Gentechnikexperte. "Nachdem ihre Umwelt-Kollegin Schulze jetzt
wenigstens eindeutig Stellung gegen Crispr bezogen hat, hat Klöckner
definitiv kein Mandat, sich in Brüssel für eine Aufweichung der
Gentechnik-Regeln einzusetzen." Im Übrigen sei es befremdlich, dass
die EU-Staaten jetzt in Hinterzimmer-Meetings und Ministerräten meinen
darüber beraten zu müssen, wie sie mit einem Urteil 'umgehen' sollen,
das doch vollkommen klar ist.

Auch die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft kritisierte:
"Gentechnik durch die Hintertür ist höchst undemokratisch. CRISPR &
Co. sind noch sehr junge Techniken, mit denen es keinerlei Erfahrungen
auf dem Acker gibt, geschweige denn eine systematische Risikoprüfung",
erklärte Gentechnik-Expertin Annemarie Volling. Die
Gentechnik-Konzerne und deren Lobbyisten wollten aber mit allen
Mitteln verhindern, dass Crispr & Co. gekennzeichnet und reguliert
werden, um ungestört ihre Profitinteressen durchsetzen zu können.
[vef]



Europäischer Rat: Rat "Landwirtschaft und Fischerei", Tagesordnung für
den 14.05.2019

https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/agrifish/2019/05/14/

Press background: Agriculture and Fisheries Council (7. Mai 2019)


https://www.consilium.europa.eu/media/39265/agrifish-14-may-background_en.pdf

Deutscher Bundestag: Plenarprotokoll 19/79 (8. Mai 2019)

http://dip21.bundestag.de/dip21/btp/19/19097.pdf

Antworten des Bundeslandwirtschaftsministeriums auf Fragen des grünen
MdB Harald Ebner (6. Mai 2019)

http://db.zs-intern.de/uploads/1557508985-JWG-Antwort-PStF-Ebner%204_452+4_453.pdf

Medieninfo AbL e.V.: Gentechnik durch die Hintertür ist undemokratisch
(9.5.2019)

https://www.abl-ev.de/apendix/news/details/?tx_ttnews%5Btt_news%5D=2427&cHash=808de4533c42012f896a549bc9141ee0

Infodienst - Genome Editing: USA lassen Vermarktung ohne Risikoprüfung
zu (18.03.2019)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33628/

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33686/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Europa: Mehrheit der Agrarminister will Gentechnikrecht überarbeiten,
16.05.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33695/

Drittes Glyphosat-Urteil: Bayer muss Krebskranken mehr als 1,8
Milliarden Euro bezahlen, 14.05.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33689/

Strafanzeige: Monsanto sammelte Daten von Glyphosat-Kritikern,
13.05.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33687/

Wie Agro-Gentechnik zum Artenschwund führt, 07.05.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33682/

Europa: Zulassung von Gentech-Pflanzen wird transparenter,
30.04.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33681/

Aktionäre verweigern dem Bayer-Vorstand die Entlastung, 27.04.2019


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33677/

 * 
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MEER/327: Ölerschliessung gefährdet Tiefseeregion im Mittelmeer (OceanCare)


OceanCare - Medienmitteilung, 13. Mai 2019

Ölerschliessung gefährdet Tiefseeregion im Mittelmeer



Wädenswil, 13. Mai 2019. Dutzende Wissenschaftler, Umwelt- und
Artenschutzorganisationen äussern in einer gemeinsamen Stellungnahme
an den griechischen Premierminister Alexis Tsipras ihre Sorge über die
geplante Ölerschliessung vor Griechenland. Anlass: die Vergabe von
Bohrlizenzen und Genehmigungen für die Suche nach neuen Ölfeldern
durch den Einsatz von Schallkanonen in der Tiefseeregion des
hellenischen Grabens und im Gebiet der Ionischen Inseln, einem der
Herzstücke des griechischen Sommertourismus.

Die internationale Meeresschutzorganisation OceanCare, die sich seit
Jahren in zahlreichen Gremien für den Schutz der artenreichen Regionen
im Mittelmeer und für eine Reduktion des Unterwasserlärms einsetzt,
unterstützt den Aufruf, den WWF Griechenland und griechische
Wissenschaftler lanciert haben. Die Region ist wichtiger Lebensraum
von zahlreichen stark gefährdeten und akustisch sensiblen Tierarten,
darunter auch kleine und darum gefährdete Pottwal-Populationen,
tieftauchende Schnabelwale und (Gewöhnliche) Delphine. Die
Ölerschliessung ist in weit tieferen Gewässern geplant als
vergleichsweise im Golf von Mexiko, wo sich vor neun Jahren die
Katastrophe durch die Ölplattform Deepwater Horizon ereignete.

"Es ist ein unverantwortliches Spiel mit dem Feuer, in solchen Tiefen
nach Öl zu suchen, da es im Ernstfall zu einer Katastrophe
unvorstellbaren Ausmasses kommen kann. Der Einsatz von Schallkanonen
ist nicht nur für Pott- und Schnabelwale eine immense Gefahr, sondern
auch für andere Arten", äussert sich Nicolas Entrup,
Ocean-Policy-Experte bei OceanCare, besorgt.

"Vom Pariser Abkommen erwarten wir intensive Bemühungen, die
Energiewende herbeizuführen, und nicht, hoch sensible Lebensräume für
die Erschliessung von möglichen Ölvorkommen freizugeben. Der
hellenische Graben ist als Schutzgebiet auszuweisen!" fordert Sigrid
Lüber, Präsidentin von OceanCare. Sie fordert die griechische
Regierung auf, einen Richtungsschwenk zu vollziehen.

Seit Jahren fordern Wissenschaftler und internationale Gremien wie der
Wissenschaftsausschuss des Abkommens für den Schutz von Walen und
Delphinen im Mittelmeer (ACCOBAMS), dass der bis zu 5000 Meter tiefe
hellenische Graben unter Schutz gestellt wird.




Mehr

Medienmitteilung als PDF

http://www.oceancare.org/wp-content/uploads/2019/05/20190513_Mediemitteilung_OceanCare_Oelbohrungen_Griechenland.pdf

Gemeinsamer Appell an den griechischen Premierminister Alexis
Tsipras

http://www.oceancare.org/wp-content/uploads/2019/05/Resolution-text_ENG.pdf

The Guardian Podcastserie zum Thema Unterwasserlärm 

(Interview mit Nicolas Entrup von OceanCare: ab 00:20:30 bis
00:27:40):

https://www.theguardian.com/science/audio/2019/may/03/oceans-of-noise-episode-three-science-weekly-podcast

 * 

Quelle:

Medienmitteilung vom 13. Mai 2019
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STIMMEN/119: Wichtiger Schritt - Kanzlerin Merkel bekennt sich zu Treibhausgasneutralität bis 2050 (GW)


Germanwatch e.V. - 14. Mai 2019

Wichtiger Schritt: 

Kanzlerin Merkel bekennt sich zu Treibhausgasneutralität bis 2050

Germanwatch: Jetzt Klimablockade vor EU-Gipfel im Juni beenden /
Bestätigung der Klimafinanzierungsziele für 2020 zentral



Berlin (14. Mai 2019). Die Entwicklungs- und Umweltorganisation
Germanwatch begrüßt das klare Bekenntnis von Bundeskanzlerin Angela
Merkel auf dem heutigen 10. Petersberger Klimadialog zu
Treibhausgasneutralität bis 2050. "Das ist ein wichtiger Schritt",
sagt Christoph Bals, Politischer Geschäftsführer von Germanwatch.
"Endlich kommt die Bundesregierung damit ein Stück weit heraus aus
ihrer Klimabremserrolle auf EU-Ebene und international. Die Kanzlerin
erkennt an, dass Treibhausgasneutralität bis 2050 in Deutschland und
EU zur Erreichung der Ziele des Pariser Klimaabkommens notwendig ist.
Um die globale Klimakrise zu verhindern, müssten Deutschland und EU
dieses Ziel eigentlich sogar früher anstreben."

Die Bundeskanzlerin kündigte zudem an, sich der von Frankreich
angeführten Gruppe von EU-Staaten anschließen zu wollen, die für die
EU Treibhausgasneutralität bis 2050 fordern. Allerdings müsse zuerst
das Klimakabinett klären, nicht ob, aber wie man
Treibhausgasneutralität bis 2050 erreichen könne. Christoph Bals
fordert: "Der Zeitplan ist klar. Bis zum EU-Gipfel im Juni muss
Deutschland formal die ehrgeizige Staatengruppe unterstützen und seine
bisherige Blockade des 2050-Ziels beenden. Die Verabschiedung eines
EU-Ziels im Juni ist zentral, damit auch wichtige andere Staaten auf
dem New Yorker Klimasondergipfel im September höhere Klimaziele
ankündigen."

Auch bei der Klimafinanzierung hat die Bundeskanzlerin heute die
deutsche Führungsverantwortung beim internationalen Klimaschutz
erfreulicherweise anerkannt. Christoph Bals: "Das neuerliche und
eindeutige Bekenntnis der Bundeskanzlerin zum
100-Milliarden-Dollar-Ziel bis 2020 und zur Verdopplungsankündigung
aus 2015 ist ein wichtiges Signal in Anbetracht der veränderten
Haushaltslage. Damit dieses Geld die gewünschte Wirkung entfaltet,
müssen jetzt aber auch transformative Klimaschutzallianzen mit
wichtigen Ländern außerhalb der EU vorangebracht werden." Traditionell
nutzt die Bundeskanzlerin den Petersberger Klimadialog, um wichtige
Signale für das klimapolitische Jahr zu setzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 14.05.2019
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STIMMEN/118: Germany - Almost no points! Deutschlands Klimaschutz-Plan bis 2030 völlig unzureichend (WWF)


WWF Pressemitteilung - 16. Mai 2019

Germany: Almost no points!

Neue Analyse zeigt: Deutschlands Klimaschutz-Plan bis 2030 ist völlig
unzureichend



Der 2030-Klimaplan Deutschlands ist im europäischen Vergleich einer
der schwächsten. Das hat eine Analyse im Auftrag der European Climate
Foundation (1) ergeben. Demnach landete Deutschland mit seinem
sogenannten National Energy and Climate Plan (kurz NECP) auf dem
vorletzten Rang der 28 Mitgliedsstaaten der Europäischen Union.
EU-Mitgliedsländer müssen solche Pläne unter der sogenannten
Governance Verordnung bis Ende des Jahres final vorlegen - ebenso wie
Langfriststrategien mit Blick auf das Jahr 2050.

"Der Nationale Klima- und Energieplan ist eine Bankrotterklärung der
Bundesregierung beim Klimaschutz: Statt ein Klimaschutzinstrument nach
dem anderen zu zerreden und sich in der Koalition gegenseitig die
Verantwortung zuzuschieben, müssen die Koalitionsparteien endlich
Maßnahmen benennen, mit denen sie das 40-Prozent Ziel für 2020 so
schnell wie möglich und das 2030 Ziel sicher erreichen. Die
Bundesregierung muss beim Klimaschutz endlich konkret werden", sagt
Michael Schäfer, Leiter Klimaschutz und Energiepolitik beim WWF
Deutschland.

Unter anderem bei dem Punkt Glaubwürdigkeit fällt Deutschland in der
Analyse ab - also bei der Übereinstimmung von Zielen und
entsprechenden Maßnahmen. Und auch bei der Zielsetzung als solche geht
Deutschland nicht über die schwachen Vorgaben der EU hinaus, sondern
bleibt bei den Minimalanforderungen der EU - die wiederum nicht
kompatibel sind mit den Zielen des Pariser Klimaabkommens.

"Es ist völlig inakzeptabel, dass Deutschland höhere Ziele auf
EU-Ebene blockiert, weil es selbst noch nicht einmal in der Lage ist,
die zu schwachen Ziele mit den richtigen Maßnahmen umzusetzen", so
Schäfer. "Wir fordern von der Bundesregierung, dass sie sich auf
EU-Ebene ambitionierter Klimaschutzpolitik nicht länger in den Weg
stellt, auf eine Erhöhung des EU-Beitrags zum Pariser Abkommen drängt
und das Ziel der Treibhausgasneutralität bis allerspätestens 2050 bis
zum EU-Gipfel im Juni offiziell unterstützt. National muss sie
außerdem noch in diesem Jahr ein robustes Klimaschutzgesetz sowie die
passenden Sofortmaßnahmen in allen Sektoren auf den Weg bringen. Dazu
gehört insbesondere, den Ausbau der Erneuerbaren voranzutreiben: auf
über 65 Prozent am Bruttostromverbrauch in 2030."

(1) https://europeanclimate.org/national-climate-plans-2030/

 * 
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BIENEN/230: Streit um EU-Bienenleitfaden kocht hoch (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 16.05.2019 / Naturschutz & Biodiversität

Streit um EU-Bienenleitfaden kocht hoch



Während die EU-Ombudsfrau die EU-Kommission auf Herausgabe von
Dokumenten zur Risikobewertung von insektenschädlichen Pestiziden
drängt, fordern über 230.000 Petitionsunterstützer*innen, das
EU-Zulassungssystem für Pestizide zu reformieren.

Auf Betreiben der EU-Kommission kündigte die Europäische Behörde für
Lebensmittelsicherheit (EFSA) am 8. Mai an, den europäischen
Bienenleitfaden aus dem Jahr 2013 einer Überprüfung zu unterziehen.
Der Review werde mehrere Jahre in Anspruch nehmen. Zusätzlich will die
EFSA ein Berater*innengremium einsetzen, das den Prozess begleiten
soll.

Auf Grundlage des bestehenden - wenn auch nicht offiziell
verabschiedeten - Leitfadens sollen die EU-Mitgliedstaaten Pestizide
einer Risikobewertung für Bienen und andere Bestäuberinsekten
unterziehen. Allerdings kam der Leitfaden bisher nur ein einziges Mal
zur Anwendung, als 2018 der Einsatz dreier Neonikotinoide im Freiland
EU-weit verboten wurde (EU-News vom 27.04.2018 [1]).

Jedoch hätten zahlreiche Mitgliedstaaten den Bienenleitfaden immer
wieder 'heftig kritisiert' und 'sich geweigert, diesen umzusetzen',
wie der Umweltinformationsdienst ENDS einen Kommissionssprecher
zitierte. Auch die EFSA verwies darauf, dass einige Mitgliedstaaten
Teile des Leitfadens anpassen wollen.

Diese Ankündigungen riefen wiederum Umwelt- und Naturschützer*innen
auf den Plan: Die französische Umwelt-NGO Pollinis legte im
vergangenen Jahr Beschwerde gegen die Kommission bei der europäischen
Ombudsfrau Emily O'Reilly ein. Grund dafür war, dass sich Brüssel
mehrmals geweigert hatte, Dokumente zu veröffentlichen, aus denen die
Positionen der einzelnen Mitgliedstaaten bezüglich der Risikobewertung
von Pestiziden hervorgehen. O'Reilly hat nun am Dienstag einen
Beschluss wegen schlechter Amtsführung gegen die EU-Kommission
erlassen. Ihrer Ansicht nach haben EU-Bürger*innen sehr wohl ein Recht
zu erfahren, welchen Standpunkt ihre Regierung im Umgang mit
insektenschädlichen Pestiziden vertritt. "Biodiversität ist ein
besonders wichtiges Thema," erklärte sie.

Darüber hinaus fordern mehr als 230.000 Menschen in einer Petition
einen wirkungsvollen Bienen- und Insektenschutz sowie eine Reform des
Zulassungssystems von Pestiziden in Europa. Die internationale
Nichtregierungsorganisation SumOfUs und der Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND) überreichten am vergangenen Donnerstag
die Unterschriften der Petition dem Bundesministerium für Ernährung
und Landwirtschaft. Zeitgleich wurden die Überschriften auch den
nationalen Regierungen in Bukarest, Paris, London, Rom, Dublin und
Riga übergeben.

Passend dazu startet am 27. Mai die Unterschriftensammlung einer neuen
Europäischen Bürgerinitiative 'Rettet die Bienen'.

Am 20. und 21. Mai tagen Vertreter*innen der EU-Mitgliedstaaten im
Ständigen Ausschuss für Pflanzen, Tiere, Lebens- und Futtermittel
(SCoPAFF) der EU-Kommission. Der Bienenleitfaden ist Teil der Agenda.
[aw]




EFSA zur Überarbeitung des Bienenleitfadens

https://www.efsa.europa.eu/en/press/news/190508

ENDS zum Standpunkt der Kommission bei Pestizidgesetzgebung 

https://www.endseurope.com/article/55522/european-commission-denies-move-to-weaken-pesticides-law

EU-Ombudsfrau zur Untersuchung gegen die Kommission (inquiry 3)


https://www.ombudsman.europa.eu/de/press-release/en/109910

BUND zur Petition für Bienen- und Insektenschutz 

https://www.bund.net/service/presse/pressemitteilungen/detail/news/mehr-als-230000-menschen-fordern-bienen-zu-schuetzen-heisst-strenge-zulassungsregeln-fuer-pestizide/

Tagesordnung des SCoPAFF am 20.-21.05.2019 

https://ec.europa.eu/food/sites/food/files/plant/docs/sc_phyto_20190520_ppl_agenda.pdf

EBI Rettet die Bienen ist zugelassen 

https://ec.europa.eu/germany/news/20190515-bienen-buergerinitiative_de

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-naturschutz-biodiversitaet/teilerfolg-fuer-bestaeuberinsekten/

 * 
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GENTECHNIK/1084: Wie Agro-Gentechnik zum Artenschwund führt (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 07.05.2019

Wie Agro-Gentechnik zum Artenschwund führt



Eine von acht Millionen Tier- und Pflanzenarten sind auf unserem
Planeten vom Aussterben bedroht, gab der Weltbiodiversitätsrat gestern
bekannt. Dazu trägt die industrialisierte Landwirtschaft mit
Monokulturen gentechnisch veränderter Pflanzen (GVO), die mit
passenden Pestiziden besprüht werden, wesentlich bei. Die
Bundesumweltministerin forderte eine grundlegende Reform der
Agrarpolitik.

"Besonders schlecht geht es Vögeln und Insekten, die in der
Agrarlandschaft leben", sagte Josef Settele, einer der leitenden
Autoren des neuen Biodiversitätsberichts, der Süddeutschen Zeitung
(SZ). Zum einen fänden sie auf den effektiv genutzten Agrarflächen
keinen Lebensraum mehr. Zum anderen machen den Insekten, die wiederum
die Vögel ernähren, Insektizide und Insektengift produzierende
Gentech-Pflanzen zu schaffen. Setteles Lösung: Pestizideinsatz in der
Landwirtschaft reduzieren. "Ich bin nicht für ein totales Verbot", so
der Insektenforscher gegenüber der SZ. "Aber ich bin überzeugt, dass
der Einsatz dieser Mittel deutlich zurückgefahren werden kann, ohne
dass die Produktion darunter leidet."

"Die Gentechnik trägt mit GVO-Monokulturen, hohem Pestizideinsatz und
der Verengung der angebauten Sorten- und Artenvielfalt direkt zur
Verdrängung bio-diverser Kulturlandschaften und zum Artensterben in
der Landschaft bei", kritisierte auch Daniela Wannemacher,
Gentechnikexpertin beim Bund für Umwelt- und Naturschutz BUND. Dabei
habe der Bericht auch ergeben, dass die genetische Vielfalt dramatisch
zurückgehe. "Und die Erhaltung von Diversität betrifft auch das
genetische Erbe", so Wannemacher. In der Landwirtschaft schrumpft die
genetische Vielfalt etwa, weil zunehmend genetisch verändertes Saatgut
der Agrarkonzerne den Anbau dominiert. Konventionelle regionale Sorten
werden weniger weiterentwickelt.

Dass sich Genveränderungen auch auf die Inhaltsstoffe einer Pflanze
oder Farbe und Geruch ihrer Blüten auswirken können, darauf wies die
gentechnikkritische Organisation Testbiotech am Beispiel der Leinsaat
hin. Dies könne erhebliche Auswirkungen auf Bienen und andere Insekten
haben. Die Veränderungen könnten Wachstum und Fruchtbarkeit der
Organismen beeinflussen, die sich von diesen Pflanzen ernähren.
Entsprechende Effekte könnten sich dann in der Nahrungskette
fortsetzen und auf die natürliche Artenvielfalt auswirken.

Für Peter Röhrig vom Bund ökologischer Lebensmittelwirtschaft hat der
Biodiversitätsbericht eine zentrale Botschaft: "Wir brauchen eine
grundlegende Systemänderung - insbesondere im Bereich Landwirtschaft
und Ernährung." Eine zukunftsfähige Lebensmittelwirtschaft brauche
stabile, vielfältige Systeme - und eine darauf ausgerichtete Züchtung,
die ebenfalls auf genetische Vielfalt und Anpassungsfähigkeit setzt.
"Öko-Bäuerinnen und Bauern auf der ganzen Welt beweisen jeden Tag,
dass und wie eine Lebensmittelproduktion funktioniert, die uns mit
gutem Essen versorgt, und gleichzeitig unseren Planeten erhält", so
Röhrig. Die Bio-Züchtung habe bereits viele erfolgreiche Ansätze
entwickelt, wie das künftig noch besser gelingen könne. Hierauf müsse
man künftig die Ressourcen konzentrieren.

Auch Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD) sieht den Ausweg aus
der Krise in einer grundlegenden Reform der Agrarpolitik, vor allem
der EU-Agrarförderung. Das hatten auch zahlreiche Verbände in der
Vergangenheit bereits gefordert. Olaf Tschimpke, Präsident des
Naturschutzbund Deutschland, glaubt aber nicht, dass eine Reform
kommen wird: "Angela Merkel lässt ein machtloses Umweltministerium
Lösungsvorschläge entwerfen, die anschließend von den Klöckners,
Scheuers und Altmaiers der Regierung erfolgreich neutralisiert
werden", so seine bittere Bilanz der Kabinettsarbeit der großen
Koalition.

Für den Biodiversitätsbericht haben 450 Wissenschaftler aus 50 Staaten
drei Jahre lang nahezu 15.000 Studien ausgewertet. Sie stellten fest,
dass die Arten heute hundertmal schneller aussterben, als in den
vergangen zehn Millionen Jahren. Ein Drittel der Landfläche und 75
Prozent des Wassers werden heute von der Landwirtschaft genutzt. Die
Nahrungsmittelproduktion hat sich seit 1970 verdreifacht. Doch die
Ressourcen seien begrenzt, warnen die Autoren. Mit der Artenvielfalt
leide auch die Leistungsfähigkeit der Ökosysteme und damit die sichere
Versorgung mit Nahrungsmitteln weltweit, warnte Settele. [vef]



Presseinformation Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher
Forschungszentren: "Die wesentlichen Treiber des Artensterbens sind
menschengemacht" (7.5.2019)

https://idw-online.de/en/news715153

IPBES Media Release: Nature's Dangerous Decline 'Unprecedented';
Species Extinction Rates 'Accelerating'

https://www.ipbes.net/news/Media-Release-Global-Assessment

Presseinfo der Bundesministerien für Umwelt und Forschung -
Weltbiodiversitätsrat: Weltweiter Verlust von Arten bedroht unsere
Lebensgrundlage (6.5.2019)

https://www.bmbf.de/de/weltbiodiversitaetsrat-weltweiter-verlust-von-arten-bedroht-unsere-lebensgrundlage-8547.html

Süddeutsche.de: Was jeder Einzelne gegen den Artenschwund tun kann
(6.5.2019)

https://www.sueddeutsche.de/wissen/artenschutz-tiere-pflanzen-deutschland-1.4432562

NABU: Planetarer Notstand der Artenvielfalt (6.5.2019)

https://www.nabu.de/news/2019/05/26373.html

Testbiotech: Basistext Leindotter

http://testbiotech.org/gentechnik-grenzen/leindotter/basistext

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33682/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Europa: Mehrheit der Agrarminister will Gentechnikrecht überarbeiten,
16.05.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33695/

Drittes Glyphosat-Urteil: Bayer muss Krebskranken mehr als 1,8
Milliarden Euro bezahlen, 14.05.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33689/

Strafanzeige: Monsanto sammelte Daten von Glyphosat-Kritikern,
13.05.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33687/

Europas Behörden können neue Gentechnik nicht kontrollieren,
10.05.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33686/

Europa: Zulassung von Gentech-Pflanzen wird transparenter,
30.04.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33681/

Aktionäre verweigern dem Bayer-Vorstand die Entlastung, 27.04.2019


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33677/

 * 
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INITIATIVE/251: Bauern machen Artenschutz (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 16. Mai 2019

Bauern machen Artenschutz

Rukwied: Über 200.000 Kilometer Blühstreifen in Deutschland



Unter dem Motto "WIR MACHEN das Land bunter!" informieren Bäuerinnen
und Bauern ab dem 17. Mai 2019 bundesweit mit anschaulichen Aktionen
über ihre konkreten Aktivitäten für den Erhalt der Artenvielfalt in
der Agrarlandschaft. "Die deutschen Bauern haben im vergangenen Jahr
mehr als 200.000 km Blühstreifen als Nahrung für Bienen und zum Erhalt
der Artenvielfalt angelegt. Wir wissen, dass auch wir unseren Teil zum
Artenschutz beitragen müssen. Deshalb werden es in diesem Jahr
sicherlich noch deutlich mehr Blühflächen werden", sagt der Präsident
des Deutschen Bauernverbandes, Joachim Rukwied.

2018 hatten die Deutschen Bauern rund 117.057 Hektar Blühfläche
angebaut. Das entspricht einem fünf Meter breiten blühenden Band von
234.114 Kilometern Länge. Oder einem Band, das knapp sechs Mal um die
Erde reicht.

Symbolisch legten der Präsident des Deutschen Bauernverbandes, Joachim
Rukwied, gemeinsam mit dem Brandenburgischen Landesbauernpräsidenten,
Henrik Wendorff, und Brandenburger Bauern am Brandenburger Tor in
Berlin einen Blühstreifen mit Feldblühmischungen an. Dieser soll den
Anfang von bundesweit etwa 150.000 Hektar blühenden Flächen machen,
die die Bauern als wichtigste Biodiversitätsmaßnahme für den laufenden
Vegetationszeitraum angelegt haben.

Anlass ist der an diesem Tag beginnende bundesweite
Aktionszeitraum #Artenvielfalt der Deutschen Bauern. Parallel zur
Berliner Aktion starten bundesweit weitere Initiativen der
Landesbauernverbände zur Artenvielfalt in der Landwirtschaft.
Bäuerinnen und Bauern verteilen Blühflächensaatgut, legen mit
Schülerinnen und Schülern Blühwiesen auf Schulhöfen an, stellen
Blühkisten auf dem Marktplatz auf, bieten Betriebswanderungen an oder
organisieren Pressetermine am blühenden Feldrand. Der Grundgedanke
aller Landwirte dabei ist: Gemeinsam für mehr Artenvielfalt!



Mehr Informationen zu den Biodiversitätsmaßnahmen der Deutschen
Bauern

https://www.bauernverband.de/bauern-machen-artenschutz?redid=807912

 * 
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WALD/245: Beschwerde gegen Gifteinsatz im Wald - Fotos zeigen verheerende Auswirkungen (NABU BB)


Naturschutz aktuell - NABU-Pressedienst Brandenburg, 16.05.2019

NABU legt Beschwerde beim Oberverwaltungsgericht ein

Verwaltungsgericht lehnt Stopp der Befliegungsaktion aus formalen
Gründen ab



Das Verwaltungsgericht Potsdam hat in seiner Entscheidung vom 15. Mai
2019 abgelehnt, die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs des NABU
Brandenburg gegen die Befliegungsaktion des Landesforstbetriebs
wiederherzustellen.

Im Landkreis Potsdam-Mittelmark wird derzeit von Hubschraubern das
Totalinsektizid "Karate Forst flüssig" auf 6.500 Hektar versprüht. Als
Totalinsektizid vernichtet es nicht nur die Nonnenraupen, sondern
viele weitere Insektenarten, auch die Gegenspieler der Schädlinge und
letztendlich auch die Nahrungsgrundlage für Vögel und Fledermäuse.
Auch für den Menschen selbst kann keine Unbedenklichkeit des Mittels
bescheinigt werden.

Das Verwaltungsgericht geht davon aus, dass durch die Ausbringung des
Totalinsektizids umweltbezogene Rechtsvorschriften betroffen sind. Es
spricht dem NABU aber die prozessuale Antragsbefugnis ab. Der NABU ist
eine anerkannte Umweltvereinigung und kann deshalb die Verletzung
umweltbezogener Rechtsvorschriften bei Behörden und Gerichten geltend
machen. Das Verwaltungsgericht begrenzt aber die Antragsbefugnis des
NABU auf umweltbelastende 'Vorhaben', also im wesentlichen die
Errichtung und den Betrieb einer technischeren Anlage. Trotz der
umweltrelevanten Auswirkungen erfülle die Ausbringung des
Totalinsektizids durch Hubschrauber nicht den Begriff des 'Vorhabens'.

"Wir haben die schwerwiegenden Auswirkungen des Totalinsektizids
'Karate Forst' auf Insekten und Vogelwelt nachgewiesen und können dies
bereits jetzt im Befliegungsgebiet erleben. Wir sind sehr enttäuscht,
dass das Verwaltungsgericht nicht bereit war, in der Sache zu
entscheiden und sich allein auf eine rein formale und nach unserer
Ansicht falsche Rechtsprüfung beschränkt hat. Gegen die Entscheidung
haben wir noch gestern Beschwerde beim Oberverwaltungsgericht
Berlin-Brandenburg eingelegt", erklärt Friedhelm Schmitz-Jersch,
Vorsitzender des NABU Brandenburg.

In der vom Fachanwalt für Umweltrecht Thorsten Deppner eingelegten
Beschwerde wird begründet, dass das Gericht geltendes internationales
Recht verengend und damit falsch auslegt. Der Bundesgesetzgeber habe
die Aarhus-Konvention, die gerade den Zugang zu den Gerichten für
Umweltverbände in Umweltangelegenheiten sicherstellen soll, in
nationales Recht umgesetzt. Die Aarhus-Konvention ermöglicht es den
Umweltverbänden, nicht nur gegen 'Vorhaben', sondern gegen alle
umweltbelastende 'Handlungen' - auch das Ausbringen von
Pflanzenschutzmitteln und dessen Genehmigung - vorzugehen. 


 * 



Naturschutz aktuell - NABU-Pressedienst Brandenburg, 13.05.2019

NABU vertieft Begründung gegen Gifteinsatz im Wald

Fotos zeigen schon verheerende Auswirkungen



Das Verwaltungsgericht Potsdam hat in einer Zwischenverfügung am
Freitag letzter Woche die Ausbringung des Totalinsektizids 'Karate
Forst flüssig' nur in Schutzgebieten untersagt und die weitere
Entscheidung im einstweiligen Rechtsschutzverfahren für diese Woche
angekündigt. Der NABU Brandenburg hat über seinen Anwalt Thorsten
Deppner die Begründung seines Antrags, die Ausbringung des
Totalinsektizids zu untersagen, vertieft. Er hat Fotos aus Bereichen
vorgelegt, die schon vom Hubschrauber aus mit dem Gift besprüht worden
sind. Auf den Waldwegen sind viele toten Insekten zu sehen. Dies
belegt nach Auffassung des NABU, dass 'Karate Forst' seine befürchtete
verheerende Wirkung zeigt.

In dem Schriftsatz an das Gericht macht der NABU auch deutlich, dass
der Landesforstbetrieb die gute fachliche Praxis des Pflanzenschutzes
nicht einhält. Vorbeugende Maßnahmen durch Waldumbau wurden nicht
verwirklicht und die ökologische Tragfähigkeit der betroffenen
Lebensräume durch den Einsatz eines nicht zielartenspezifischen
Breitbandinsektizid überschritten. Das Handeln des
Landesforstbetriebes sei vielmehr einseitig darauf ausgerichtet, die
wirtschaftlichen Verluste für die Waldbesitzer auszuschließen. Dabei
wurden die ökologischen Anforderungen klar vernachlässigt.

Um allen prozessualen Möglichkeiten gerecht zu werden, hat der NABU
nun zusätzlich auch den Landesforstbetrieb selbst gerichtlich auf
sofortige Unterlassung der Ausbringung des Insektizids in Anspruch
genommen. Damit wird der schon vorliegende Antrag auf sofortige
Aussetzung der Wirksamkeit des Zulassungsbescheides ergänzt. Auch
dieser Antrag wird mit den Verstößen gegen das Naturschutzrecht und
das Pflanzenschutzgesetz begründet.

 * 

Quelle:

Pressedienst, 13.+16.05.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Brandenburg

Lindenstraße 34, 14467 Potsdam

Tel: 0331/20 155 70, Fax: 0331/20 155 77

E-Mail: info@NABU-Brandenburg.de

Internet: www.brandenburg.nabu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LEBENSRÄUME





FORSCHUNG/499: Lebendiges Wasser - Forschungsagenda zur biologischen Vielfalt der Binnengewässer (idw)


Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) -
14.05.2019

Lebendiges Wasser: Forschungsagenda zur biologischen Vielfalt der
Binnengewässer veröffentlicht



Binnen- und Küstengewässer beherbergen eine einzigartige Vielfalt an
Leben. Gleichzeitig gehören sie zu den am stärksten bedrohten
Ökosystemen. Im Gegensatz zu Land- oder Meerökosystemen steht der
Verlust der biologischen Vielfalt in Binnengewässern jedoch bisher
kaum im öffentlichen Fokus. Forschende aus 20 deutschen
Wissenschaftseinrichtungen möchten die "stille" Krise ins Bewusstsein
rücken und haben eine gemeinsame Forschungsagenda vorgelegt. Das unter
Federführung von Dr. Sonja Jähnig, Wissenschaftlerin am
Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB),
verfasste Positionspapier wurde heute im Rahmen des 15. BMBF-Forums
für Nachhaltigkeit (FONA) in Berlin vorgestellt.

Der dramatische Rückgang der Biodiversität, also das Verschwinden von
Arten, Populationen, Lebensräumen oder gar ganzen Ökosystemen,
verläuft in Binnengewässern deutlich schneller als an Land oder im
Meer. Nirgendwo sonst können Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
so viele aussterbende Arten dokumentieren wie in Flüssen, Seen,
Küstengebieten und im Grundwasser. Auch in Deutschland stehen
Süßwasserarten und ihre Lebensräume an der Spitze der Roten Liste.

Biodiversitätsverlust oft unbemerkt und mit Risiken verbunden

Dieser Verlust der biologischen Vielfalt könnte künftig auch für den
Menschen zum Problem werden. Und zwar dann, wenn die Gewässer wichtige
Funktionen wie beispielsweise die Versorgung mit Trinkwasser, die
Bereitstellung von Fischereiressourcen, den Abbau von Schadstoffen
oder die Naherholung nicht mehr leisten können. Wegen dieser
essentiellen Ökosystemleistungen bräuchten sie eigentlich besonderen
Schutz und eine nachhaltige Nutzung. Doch die stille Krise der
aquatischen Biodiversität verläuft im doppelten Sinne unterhalb der
Oberfläche, häufig unbemerkt von Gesellschaft, Wirtschaft und Politik.
Derweil steigt der Nutzungsdruck durch Landwirtschaft, Industrie,
Verkehr, Trinkwasser- und Energiegewinnung, Abwasserentsorgung und
Freizeitaktivitäten weiter. Klimaveränderung, eingeschleppte
Krankheitserreger und invasive Arten verschärfen die Krise zusätzlich.

Neue Agenda soll Biodiversitätsforschung und Umweltpolitik
voranbringen

Um die Gewässerbiodiversität umfassend zu schützen, empfehlen die
Autorinnen und Autoren des Papiers, die deutsche
Biodiversitätsforschung im Gewässerbereich zielgerichtet
weiterzuentwickeln. Die Grundlage hierfür bildet die gemeinsame
Forschungsagenda "Lebendiges Wasser: Forschungsagenda zur biologischen
Vielfalt der Binnen- und Küstengewässer", die am 14. Mai 2019 in
Berlin vorgestellt wurde.

Die Forschungsagenda zielt darauf ab, den Zustand und die Entwicklung
von Gewässerbiodiversität zu dokumentieren, Einflussfaktoren besser zu
verstehen, Prognosen abzuleiten sowie Strategien und Maßnahmen für ein
nachhaltiges Biodiversitätsmanagement für Gewässer in Deutschland zu
entwickeln.

"Wir verfolgen mit unserer Agenda einen ganzheitlichen Ansatz, von der
Quelle bis zur Mündung, der das gesamte Einzugsgebiet von Gewässern
berücksichtigt", erklärt Hauptautorin und IGB-Wissenschaftlerin Dr.
Sonja Jähnig. Dies sei nötig, um Ausmaß, Ursachen und Folgen des
Verlustes der biologischen Vielfalt in und an diesen Gewässern zu
erfassen.

Als wichtige Querschnittsaufgabe möchten die Forschenden Datenquellen -
die den Zustand und die Veränderung der Biodiversität dokumentieren -
erschließen, bündeln und kostenfrei zugänglich machen. Darüber hinaus
benennen die Biodiversitätsexpertinnen und -experten in ihrer Agenda
vier zentrale Forschungsbereiche, die die Umweltpolitik unterstützen
und den Erhalt und die Verbesserung der Gewässerbiodiversität und ihre
nachhaltige Nutzung sicherstellen sollen. Die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler empfehlen im Detail die folgenden
Forschungsschwerpunkte:

1) Forschung zur Entwicklung eines zentralen aquatischen
Biodiversitätsmonitorings, das innovative Methoden wie eDNA nutzt und
so neue Erkenntnisse zu Arten, Ökosystemen und Belastungsquellen
ermöglicht.

2) Grundlegende ökologische Analysen z.B. zu Einflussfaktoren und
Wechselwirkungen in Ökosystemen, den Auswirkungen von
Extremereignissen sowie die Erweiterung von Modellansätzen.

3) Die Berücksichtigung menschlicher Motive und Handlungen sowie die
Erarbeitung von Methoden zur Darstellung und Abwägung ökologischer,
ökonomischer und sozialer Bedarfe; ebenso die Entwicklung neuer Formen
der Vermittlung von und Sensibilisierung für die biologische Vielfalt
in Binnen- und Küstengewässern.

4) Die Bewertung und Optimierung umweltpolitischer Maßnahmen und
Bewirtschaftungsoptionen sowie die Entwicklung weiterer
Handlungsoptionen, um die Gewässerbiodiversität in Deutschland und
weltweit zu schützen und zu fördern.

Mit diesen Anregungen bildet die Forschungsagenda den Auftakt eines
Dialogs zu den Forschungsbedarfen in Binnengewässern und unterstützt
zugleich die Entwicklung des BMBF-Rahmenprogramms "Forschung für
nachhaltige Entwicklung (FONA)".

Zur Forschungsagenda:

Jähnig SC, Adrian R, Arlinghaus R, Becks L, Behrmann-Godel J,
Berendonk T, Borchardt D, Dutz J, Freyhof J, Gaedke U, Geist J,
Gessner M, Großart H-P, Haase P, Hahn HJ, Hering D, Hölker F, Jeschke
J, Jürgens K, Kremp A, Kube S, Labrenz M, Leese F, Pätzig M, Pauls S,
Piontek J, Pusch M, Schäfer RB, Schneider J, Sommerwerk N, Stöck M,
Straile D, Suhling F, Wagner A, Weitere M, Weithoff G, Winkelmann C,
Worischka S. 2019. Lebendiges Wasser: Forschungsagenda zur
biologischen Vielfalt der Binnen- und Küstengewässer.

DOI: 10.4126/FRL01-006414368

Download

http://bit.ly/Forschungsagenda-Biodiversitaet-2019

Hintergrund:

Anlässlich des 15. BMBF-Forums für Nachhaltigkeit (13.-14. Mai 2019)
zum Thema "Artenvielfalt erhalten - Forschen für unsere Zukunft" und
der im Mittelpunkt stehenden "Forschungsinitiative zum Erhalt der
Artenvielfalt" haben die Autorinnen und Autoren der Forschungsagenda
die wichtigsten Forschungsbedarfe in und an Binnengewässern
identifiziert. Der Austausch mit der Strategiegruppe Küste des
Konsortiums Deutsche Meeresforschung trägt der (ursprünglichen)
Verbundenheit dieser Lebensräume Rechnung.

Über das Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei
(IGB):

Die Arbeiten des Leibniz-IGB verbinden Grundlagen- mit
Vorsorgeforschung als Basis für die nachhaltige Bewirtschaftung der
Gewässer. Das IGB untersucht dabei die Struktur und Funktion von
aquatischen Ökosystemen unter naturnahen Bedingungen und unter der
Wirkung multipler Stressoren. Forschungsschwerpunkte sind unter
anderem die Langzeitentwicklung von Seen, Flüssen und Feuchtgebieten
bei sich rasch ändernden Umweltbedingungen, die Entwicklung
gekoppelter ökologischer und sozioökonomischer Modelle, die
Renaturierung von Ökosystemen und die Biodiversität aquatischer
Lebensräume. 

www.igb-berlin.de




Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.igb-berlin.de/news/lebendiges-wasser

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news715627

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1985

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) - 14.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/478: Ilsenburg, bis 25.8. - "Ilse, Poesie eines Bergbaches" und "ZEITGEFORMT". Eröffnung am 28.5.


Nationalpark Harz - Pressemitteilung, 17. Mai 2019

28.5.: Eröffnung der Sonderausstellung "Ilse - Poesie eines
Bergbaches" und "ZEITGEFORMT" in Ilsenburg



Einladung

Andreas Pusch

Leiter des Nationalparks Harz

Zur Eröffnung der neuen Sonderausstellung

"Ilse ð Poesie eines Bergbaches" und "ZEITGEFORMT"

von Karl Heinz Schlierbach

Sehr geehrte Damen und Herren,

zur Eröffnung der neuen Sonderausstellung

"Ilse - Poesie eines Bergbaches" und "ZEITGEFORMT" im
Nationalparkhaus Ilsetal in Ilsenburg
möchten wir Sie hiermit herzlich einladen.

Die Eröffnung findet am Dienstag, 28.5.2019 um 16.30 Uhr statt.
Die Sonderausstellung ist im Anschluss bis zum 25.8.2019
Di - So von 8.30 - 16.30 Uhr (montags nur an Feiertagen) geöffnet und
eintrittsfrei.

Gezeigt wird auf eine besondere Weise der Zauber des Bergbaches "Ilse"
sowie die eindrucksvolle Ursprünglichkeit von in Jahrhunderten
gewachsenen Baumveteranen.

Die Ausstellung ist anschließend bis zum 25.8.2019 ohne Eintritt zu
besichtigen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 17.05.2019

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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EUROPA/198: Wasserschutz - Verbände kritisieren "Wunschliste" der Wirtschaftslobby (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 15.05.2019 / Wasser & Meere

Wasserschutz: Verbände kritisieren "Wunschliste" der Wirtschaftslobby 



Würden die Wirtschaftslobbyisten mit ihrer Wunschliste nach
Veränderungen im europäischen Wasserrecht durchkommen, hätte dies
womöglich verheerende Auswirkungen auf Flüsse, Bäche und Seen. Ein
neues Hintergrundpapier der Living Rivers Coalition zeigt, wie
industrielle Landwirtschaft, Wasserkraft und Bergbau sowie
verschiedene deutsche Induistrievereinigungen das EU-Ziel, bis 2027
einen guten Zustand der Gewässer zu erreichen, zu verwässern suchen.
Die Umweltverbände sehen auffällige Parallelen zur Position einiger
Mitgliedstaaten. Dies werfe ernsthafte Fragen danach auf, wo deren
wahre Interessen eigentlich lägen.

Am 20. und 21. Mai findet ein informelles Treffen der
EU-UmweltministerInnen im rumänischen Bukarest statt. Dabei soll es
unter anderem um Fragen der Wasserbewirtschaftung in der EU gehen. Das
von den in der Koalition organisierten Verbänden WWF, Europäisches
Umweltbüro (EEB), Wetlands International, der Europäischen
Anglerallianz und European Rivers Network entwickelte
Hintergrundpapier wurde am Mittwoch zusammen mit einem Brief an die
MinisterInnen veröffentlicht. Die Koalition setzt sich darin für die
Beibehaltung und konsequente Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie ein,
um die Umwelt und die menschliche Gesundheit zu schützen. Auch die
Zivilgesellschaft in Europa unterstützt einen strengen Wasser- und
Gewässerschutz in der EU (#protectwater [1], 375.386 Stimmen für
sauberes Wasser [2]). [jg]



[1] https://www.livingrivers.eu/

[2] https://www.dnr.de/presse/pressemitteilungen/pm-2019/pressemeldung-gewaesserschutz-hochhalten-europaweit/

Pressemitteilung EEB

https://eeb.org/the-future-of-eu-rivers-new-paper-exposes-business-lobbies-wish-list-of-destruction/

Brief an die EU-UmweltministerInnen

https://eeb.org/wp-admin/admin-ajax.php?juwpfisadmin=false&action=wpfd&task=file.download&wpfd_category_id=56&wpfd_file_id=98785&token=3f3c3bf500d647d6d22e1d75d4712453&preview=1

Hintergrundpapier: Weakening the EU Water Law: Industry's Wish List

https://eeb.org/wp-admin/admin-ajax.php?juwpfisadmin=false&action=wpfd&task=file.download&wpfd_category_id=56&wpfd_file_id=98783&token=3f3c3bf500d647d6d22e1d75d4712453&preview=1

 * 

Quelle:

EU-News, 15.05.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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COMIC STRIP/0123: Hartze - Heilsarmee ... (SB)
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ERSTAUFLAGE/1006: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3012 (SB)


Liza Grimm

Totenschiff

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3012



25. April 2003 - 14. Oktober 2045 NGZ

Die Historikerin Yerina Bouknadel wurde von den Cairanern auf den
Planeten Ghabar verbannt, weil sie an die Existenz von Terra glaubte
und den Einsatz von Vital-Suppressoren kritisierte. Dafür wurde sie
verurteilt, auf einem Planeten zu leben, auf dem die Cairaner
diese Geräte installiert haben. Am 25. April 2003 NGZ bringt sie
Zwillinge zur Welt - Odin und Dva. Die Kinder leiden nicht wie ihre
Mutter und die anderen Bewohner ständig unter der Wirkung des
Vital-Suppressors. Es gibt Tage, da sind sie ganz wach. Als sie zehn
Jahre alt sind, geraten sie beim Spielen in die Nähe einer Fraßmatte.
Das sind gefährliche Pilz-Bakterien-Kolonien, die bei Berührung ein
Gift absondern, das ihre Beute bewegungsunfähig macht. Anschließend
verleibt sich die Fraßmatte ihr Opfer ein. Diesem Feind kann man nur
mit Säure beikommen. Doch die Kinder haben keine Säure bei sich. Als
es ihnen dennoch gelingt, der Fraßmatte davonzulaufen, obwohl diese
sich sehr schnell bewegen kann, wird der Cairaner Gaivhari Gaishanc
auf sie aufmerksam.

Mit dem Versprechen, sie und ihre Kinder nach fünf Jahren
freizulassen, bringt er Yerina Bouknadel dazu, ihm Dva und Odin für
Para-Experimente zur Verfügung zu stellen. Den Kindern werden
Paragewebe implantiert, die Dva die Fähigkeit verleihen, die Muskeln
eines Gegners ohne sein Zutun in Bewegung zu setzen, und Odin, den
Hormonhaushalt von Lebewesen zu erforschen, seine Gegner einschlafen
zu lassen. Diese Paragewebe sind erst in der Entwicklung. Als Dva und
Odin nach Ablauf der fünf Jahre darauf bestehen, mit ihrer Mutter
Ghabar zu verlassen, bekommen sie von Gaivhari Gaishanc zu hören, die
Testphase sei noch nicht abgeschlossen.

Zwei Jahre später nehmen sie ihr Schicksal selbst in die Hand und
fliehen 2020 NGZ mit ihrer Mutter an Bord des Versorgungsschiffes HORB
XX. Dessen Kapitän, der Überschwere Horbitan, kann Reisebegleiter mit
Parakräften gut gebrauchen und nimmt sie unter Vertrag.

Gaivhari Gaishanc setzt Kopfgeldjäger auf sie an - einen Cairaner und
eine Terranerin. Diese dringen in die HORB XX ein und finden Yerina
Bouknadel. Sie wollen sie dazu zwingen, das Versteck ihrer Kinder zu
verraten. Dabei setzt der Cairaner eine Droge ein, die Yerina aus
Versehen tötet. Aus Wut und Verzweiflung bringen Dva und Odin die
beiden Kopfgeldjäger mit Hilfe ihrer Paragaben um und bemächtigen sich
ihres Besitzes. Darunter befinden sich Fazialmasken, die ihre Träger
in komplett andere Wesen verwandeln können. Außerdem finden sie das
Auftragsbuch der Jäger. Es enthält die Liste ihrer weiteren Opfer.
Odin und Dva beschließen, diese zu warnen, da die Auftraggeber
allesamt Cairaner sind. Horbitan gestattet ihnen, aus seinem Vertrag
auszusteigen und mit der Space-Jet des Kopfgeldjäger-Duos ihrer Wege
zu ziehen. Er möchte aber mit ihnen in Verbindung bleiben.

Der erste Name der Liste, Thi-Laktrote, ist der einer Dagormeisterin.
Zum Dank für die Warnung unterrichtet sie die Zwillinge mehrere Wochen
lang in der arkonidischen Kampfkunst. Dabei stellt sich heraus, daß
der Einsatz der Paragaben die Zwillinge in zunehmendem Maße schwächt.
Es ist davon auszugehen, daß ihr Paragewebe mit der Vitalenergie
gespeist wurde, die der Vital-Suppressor den Bewohner Ghabars entzogen
hat. Das Bewußtsein, auf Kosten der Lebensenergie ihrer Mutter und all
der anderen dahinsiechenden Gefangenen auf Ghabar gelebt zu haben,
setzt den Zwillingen schwer zu. Als sie sich entscheiden,
weiterzuziehen, schenkt Thi-Laktrote ihnen wertvolle arkonidische
Waffen, die einst der Kristallgarde gehörten.

Dva und Odin arbeiten die Liste ab und warnen alle Leute, die sie für
unschuldig halten. Verbrecher lassen sie aus. Aber der Mangel an
Vitalenergie bereitet ihnen immer mehr Beschwerden. Dva, die sich
fortan Diva nennt, überredet ihren Bruder, einen Kopfgeldjäger-Auftrag
an einem Verbrecher auszuführen, um sich in Vitalenergie bezahlen zu
lassen.

Horbitan, dem sie ihr Problem schildern, stellt den Kontakt zu
Gaishanc her. Nur er kann sie mit Vitalenergie versorgen. In seinem
Auftrag bringen sie auf Gongolis Petru Larromar um, einen Mörder und
Drogenhändler, den sie mit Hilfe eines Fremden ausfindig machen, der
ihnen seinen Namen nicht nennen will. Aus Dank, daß sie Larromar
beseitigt haben, vermittelt der Fremde ihnen einen Termin bei einem
berühmten Maler, der bereits den Tamaron Vetris-Molaud porträtiert
hat. Doch die Zwillinge haben andere Probleme. Die Ausschaltung
Larromars lief nicht so reibungslos wie erwartet. Odin hatte seine
Gabe einsetzen müssen und ist sehr geschwächt.

Da Gaishanc ihnen nur wenig Vitalenergie gibt, sind sie gezwungen,
weiterhin für ihn zu arbeiten. Sie erhalten von ihm die Decknamen
Dancer und Schlafner, treten aber meist als Arkoniden maskiert unter
den Namen Pethora und Guulem da Gavvhad auf. Daß sie nun selbst
morden, können sie mit ihrem Gewissen nur deshalb vereinbahren, weil
sie Gaishanc glauben, daß ihre Zielpersonen Verbrecher sind, die den
Frieden in der Milchstraße gefährden. Die HORB XX wird in dieser Zeit
ihr Anlaufpunkt und Horbitan ein echter Freund.

Als sie den Eindruck gewinnen, daß sie Unschuldige ermorden oder für
Gaishanc gefangen nehmen, wollen sie aussteigen. Sie schlagen dem
Cairaner vor, nur noch einen einzigen, dafür aber großen Auftrag für
ihn zu erledigen, wofür sie mit Vitalenergie für den Rest ihres Lebens
bezahlt werden wollen. Er handelt mit ihnen zwei große Aufträge aus,
die er bei gegebener Zeit nennen will. Bis dahin sollen sie ihm
weiterhin zu Diensten sein. Als sie nach Erfüllung ihres nächsten
Auftrags auf die HORB XX zurückkehren, finden sie nur noch Leichen
vor. Gaishanc hat, um sie einzuschüchtern, die gesamte Besatzung des
Schiffes - 2000 Überschwere mit ihren Familien - ermorden lassen.
Dancer und Schlafner bleibt nichts anderes übrig, als ihnen die letzte
Ehre zu erweisen, indem sie dem Schiff den Kurs in die nächste Sonne
einprogrammieren. Mit ihm haben sie die einzige Heimat verloren, die
sie je hatten.

18 Jahre später bekommen sie den Auftrag, der ihnen Vitalenergie für
den Rest ihres Lebens einbringen soll. Sie sollen Lanko Wor aufspüren,
der unter seltsamen Umständen von einer Ausweglosen Straße geflohen
ist. Dafür bekommen sie einen Vitalenergie-Detektor ausgehändigt, mit
dem sie auf dem Raumhabitat Gongolis auch noch nach Anomalien forschen
sollen. Am 14. Oktober 2045 NGZ messen sie tatsächlich eine sehr
starke Vitalenergie-Quelle in Lanko Wors Begleitung an. Dabei kann es
sich nur um einen Zellaktivatorträger handeln. Doch alle bekannten
Unsterblichen schützen sich mit Dämpfungsfeldern vor der Verfolgung
durch die Cairaner. Es muß sich also bei dem Georteten um einen
Unsterblichen handeln, der von diesem Schutz nichts weiß. Dafür kommen
nur Atlan oder Perry Rhodan infrage.

Um es genau herauszufinden, enthält der Vitalenergie-Detektor ein
Projektil, das ein Organoid enthält. Es muß auf die Zielperson
abgefeuert werden. Gaishanc erwartet, daß Dancer und Schlafner ihm
melden, um welchen Unsterblichen es sich handelt. Doch Dancer hat
andere Pläne. Die Zielperson ist viel mehr wert, als alles, was
Gaishanc ihnen jemals dafür geben wird. Eine so große
Vitalenergie-Quelle könnte all ihre Probleme für immer lösen. Es würde
sich also lohnen, ein paar Worte mit diesem Mann zu wechseln.

17. Mai 2019
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AKTION/1477: Cuxhaven - Fahrradversteigerung durch das Fundbüro der Stadt Cuxhaven, 24.05.19


Stadt Cuxhaven

Fahrradversteigerung durch das Fundbüro der Stadt Cuxhaven



Cuxhaven. Am Freitag, dem 24.05.2019, werden vom städtischen Fundbüro
Fahrräder versteigert.

Die Fundfahrräder können ab ca. 13:30 Uhr auf dem Parkplatz
Rathausstraße 1 besichtigt werden. Mit der Versteigerung wird um ca.
14:00 Uhr begonnen.

Es wird darauf hingewiesen, dass die ersteigerten Fahrräder direkt vor
Ort und ausschließlich mit Bargeld zu bezahlen sind."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 17.05.2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/7006070, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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